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Editorial: Konflikte um den Wohlfahrtsstaat 


Nicht erst jetzt ist der Wohlfahrtsstaat 
ins Gerede gekommen: Die Rede von 
den »leeren Kassen«, den »überzogenen 
Ansprüchen« oder der »Überforderung 
des Sozialstaats« gehen ins dritte Jahr- 
zehnt, an den Stammtischen ebenso wie 
in der wissenschaftlichen und politi- 
schen Öffentlichkeit. Genauso lange 
sind auch bereits kritische Stimmen ge- 
gen die »Rotstiftpolitik«, den »sozialen 
Kahlschlag« oder die »Demontage« des 
bis dahin so erfolgreichen bundesrepu- 
blikanischen Konsensmodells zu ver- 
nehmen. Dabei mußte oftmals der Ein- 
die oppositionelle 
Rhetorik sei inzwischen heiser gewor- 
den. Wenn Jahre über Jahre mit pathe- 
tischer Geste eine stete Wiederholung 
von »Kahlschlag« und »Demontage« 


druck entstehen, 


beschworen wurde, schien der Wohl- 
fahrtsstaat mehr als einmal an sein Ende 
gekommen zu sein und so etwas wie ei- 
ne mehrfach bestattete Leiche darzu- 
stellen. Anders als in zahlreichen apo- 
kalyptischen Visionen vorhergesagt, er- 
folgte der Abbau der wohlfahrtsstaat- 
lichen Strukturen allerdings nicht in ra- 
sender Talfahrt, sondern in einem eher 
gemäßigten Tempo und in widersprüch- 
lichen Formen. Dennoch hat er inzwi- 
schen im Großen und Ganzen zweifellos 


stattgefunden, und die früher nicht im- 
mer fundierte Aufgeregtheit der Kritiker 
dieser Entwicklungen ist sehr viel diffe- 
renzierteren Analysen gewichen. 

Linke Diagnosen und Prognosen schos- 
sen zwar mitunter übers Ziel hinaus, er- 
kannten aber durchaus zutreffend die 
Grundtendenz einer politisch gewollten 
und durchgesetzten Verschärfung der 
sozialen Polarisierung. Demgegenüber 
halten zahlreiche Postulate des konser- 
vativen und des liberalen Diskurses ei- 
ner Überprüfung vor dem Hintergrund 
realer Entwicklungen nicht stand, was 
ihre Verankerung im öffentlichen Be- 
wußtsein jedoch in keiner Weise ver- 
hindert hat. Zwar wissen mittlerweile 
auch Rentner, Disco-Besucher oder an- 
dere Menschen, die nicht regelmäßig die 
Publikationen von _Wirtschaftsfor- 
schungsinstituten verfolgen, daß große 
Konzeme ihre Entlastung bei den Un- 
ternehmenssteuern zu allen möglichen 
Zwecken genutzt haben, aber sicherlich 
nicht dazu, neue Arbeitsplätze zu schaf- 
fen. Dennoch gilt die massive staatliche 
Umverteilung von unten nach oben 
mehrheitlich keineswegs als skandalös, 
sondern immer noch durch wirtschaftli- 
che Rationalität gerechtfertigt. Der Bun- 
desregierung, den Arbeitgeberverbänden 
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und den ihnen nahestenden »Experten« 
gelang es bisher stets, alle empirischen 
Befunde, die dem Zielkatalog der Dere- 
gulierung entgegenstanden, souverän zu 
ignorieren - ob es um die angeblich hor- 
rend gestiegene Sozialleistungsquote, 
die »Kostenexplosion« im Gesund- 
heitswesen, die allgemein »zu hohen« 
Löhne und Lohnnebenkosten oder die 
vermeintlich allzu bequemen und ar- 
beitsunwilligen Arbeitslosen ging. Ar- 
gumente, die oftmals auf tönernen Fü- 
ßen standen, wurden als nüchterne und 
realitätsgerechte Interpretationen der 
Krise der öffentlichen Finanzen und des 
Arbeitsmarktes etabliert. 

So läuft vor allem die neuere Diskussi- 
on um den Sozialstaat, wie Heiner 
Ganßmann zeigt, mit einer ausgiebigen 
Verwendung von falschen Etiketten ab. 
Während der Bundeskanzler sich in der 
Nachfolge Bismarcks als historische 
Lichtgestalt feiern läßt, der die Vollen- 
dung der deutschen Einheit zu verdan- 
ken sei, werden die Kosten des ökono- 
misch fehlgesteuerten Vereinigungs- 
prozesses auf dem falschen Konto ver- 
bucht: der Sozialstaat sei unerträglich 
teuer und verhindere die Konkurrenz- 
fähigkeit der Bundesrepublik auf dem 
Weltmarkt. Dabei folgt aber bei den so 
begründeten Einsparungen bei den so- 
zialen Leistungen in der gegenwärtigen 
wirtschaftlichen Situation nur eine Ab- 
wärtsspirale, ın der sinkende Steuerein- 
nahmen zu mehr Staatsverschuldung 
und zu neuen Sparzwängen führen. 
Aber nicht die gescheiterte »Angebots- 
politik«, sondern der Sozialstaat soll für 
Massenarbeitslosigkeit und Staatsver- 
schuldung verantwortlich sein. Daher 


wird auch munter an einer bisher zen- 
tralen Institution des Sozialstaats re- 
formiert, der Gesetzlichen Krankenver- 
sicherung. Tomas Steffens macht in sei- 
nem Beitrag deutlich, daß das, was hier 
als überfällige Reform zur Kostensen- 
kung verkauft wird, keineswegs auf ei- 
ne rationellere gesellschaftliche Res- 
sourcenverwendung hinausläuft, son- 
dern auf eine weitgehende Privatisie- 
rung des Krankheitsrisikos. Das »Gut« 
Gesundheit können sich ärmere Schich- 
ten dann eben nur in einem geringeren 
Maße leisten als diejenigen, die auch 
schon mit den übrigen Gütern reich ge- 
segnet sind. 

Daß Armut in den letzten zehn, fünf- 
zehn Jahren in der Bundesrepublik 
stark zugenommen hat und noch weiter 
zunimmt, läßt sich inzwischen auch 
von konservativer Seite nicht mehr be- 
streiten. In Frage steht allerdings, um 
welche Form von Armut es sich dabei 
vorwiegend handelt. So kam die »dyna- 
mische Armutsforschung« zu dem Er- 
gebnis, daß Armut in den letzten Jahr- 
zehnten zu einem lebensgeschichtli- 
chen Übergangsphänomen geworden 
sei: sie träfe zwar mehr Menschen als 
früher, aber kaum noch jemanden dau- 
erhaft. Die Armut als »Schicksal« in 
einer Klassengesellschaft habe somit 
ihren Schrecken verloren. Diese von 
der Bundesregierung mit Genugtuung 
aufgenommene Diagnose der »Entwar- 
nung« steht nicht nur im Widerspruch 
zur Alltagserfahrung jedes U-Bahn-Be- 
nutzers in einer Stadt wie Berlin, son- 
dern auch zu einer ganzen Reihe von 
empirischen Studien. Peter Bremer und 
Norbert Gestring diskutieren daher in 
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ihrem Beitrag, ob sich das in den USA 
entwickelte Konzept der verfestigten 
Armut einer »Underclass« auch auf die 
Bundesrepublik übertragen läßt. Zumin- 
dest Teile der ausländischen Wohnbe- 
völkerung in deutschen Städten kom- 
men in Zukunft als Kandidaten für eine 
solche »Underclass« in Frage, da sie 
von mehrfachen Diskriminierungen (auf 
dem Arbeitsmarkt, dem Wohnungs- 
markt sowie durch eine Reihe rechtli- 
cher Regelungen) betroffen sind. 
Angesichts immer neuer wohlfahrtsstaat- 
licher Kürzungsrunden sowie einer ganz 
unverblümten Regierungpolitik zugunsten 
der Arbeitgeberseite, stellt sich die Frage 
nach den Möglichkeiten gewerkschaftli- 
cher Gegenwehr. Daß sich diese zwangs- 
läufig in einer »Globalisierungsfalle« be- 
findet, wird von Jürgen Hoffmann vehe- 
ment bestritten: nicht nur sei die »Globali- 
sierung« differenzierter zu betrachten, 
auch müßten die Gewerkschaften neue 
Formen branchenübergreifender Politik 
entwickeln und sich auf nationaler wie auf 
internationaler Ebene für eine sozial und 
ökologisch orientierte »Re-Regulierung« 
engagieren. 

Zu pessimistischeren Prognosen kommt 
Michael Wendl. Sowohl dem »Bündnis 
für Arbeit« als auch der Diskussion um 
die Öffnung der Flächentarifverträge 
liege eine »angebotspolitische« Wende 
gewerkschaftlicher Politik zugrunde, 
die von der fragwürdigen Hoffnung 
geleitet sei, daß Lohnverzicht neue Ar- 
beitsplätze schaffen würde. Auch durch 
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verteilungspolitische Niederlagen wür- 
den die Gewerkschaften kaum von ihrer 
vor allem auf Konsens mit den Arbeit- 
gebern orientierten Politik abrücken. 
Während neoklassische Scheinplausi- 
bilitäten bis in die Formulierung ge- 
werkschaftlicher Politik vorgedrungen 
sind, scheint der von Regierungen und 
Arbeitgebern betriebene Abbau solida- 
rischer und sichernder Regelungen in 
letzter Zeit allerdings auf einen stärke- 
ren Widerstand der Betroffenen zu sto- 
Ben: Auf sehr verschiedene Art haben 
Arbeiter und Arbeiterinnen in Frank- 
reich, Deutschland und Korea gleich- 
lautende Signale dafür gesetzt, daß sie 
den neoklassischen Alltagsweisheiten 
möglicherweise nicht in alle Ewigkeit 
trauen werden. 


ar Kr 


Außerhalb des Schwerpunkts, aber 
nicht ohne Bezug zu ihm, erscheint in 
diesem Heft ein Beitrag von Michael 
Mann, der sich kritisch mit der These 
von der abnehmenden Bedeutung der 
Nationalstaaten im Zeitalter der Globa- 
lisierung auseinandersetzt. Der Aufsatz 
von Uli Jähner zeigt die nicht wahrge- 
nommene Aktualität eines Klassikers 
der politischen Theorie, Kants Frie- 
densschrift. Indem es hier um das Ver- 
hältnis von Bürgern zu Staaten und von 
Staaten untereinander geht, schließt 
dieser Beitrag an das Thema des letzten 
Heftes an - »Fragmentierte Staatsbür- 
gerschaft«. 


Heiner Ganßmann 


Soziale Sicherheit als Standortproblem 


1. Deutsche Unsicherheiten 


Wie überall, so gibt es auch in Deutschland Personen, deren Handeln und 
Entscheiden verbindliche, weitreichende und durchsetzbare Folgen für eine 
Mehrheit anderer Personen in einem gegebenen sozialen, staatlichen, terri- 
torialen Umkreis hat. Nennen wir sie der Kürze halber Eliten, wobei hier 
nicht von kulturellen oder wissenschaftlichen, sondern nur von den Eliten 
in der Politik und der Wirtschaft die Rede sein soll. Der frühere französi- 
sche Minister Chevenement hat kürzlich in einem Interview zu den 
deutsch-französischen Beziehungen daran erinnert, daß die deutschen Eli- 
ten schon mehrmals bei der Bewältigung von Problemen versagt haben, die 
mit dem gesellschaftlichen Modernisierungsprozeß einhergehen. So in der 
Weimarer Zeit: 


»Die deutschen Eliten - in ihrem Rausch des Irrationalismus und ihrer Ideologie einer konser- 
vativen Revolution - haben, in ihrer Mehrheit, die Nation verraten aus Panik vor der Demo- 
kratie, und diese Panik kommi tief aus dem 19. Jahrhundert.« 

Interessant an dieser Außenbeschreibung ist, daß Chevenement das Han- 
deln der deutschen Eliten in einer Zeit, die wir gewöhnlich als eine des ex- 
zessiven Nationalismus wahrnehmen, als Verrat an der Nation beschreibt. 
Gegenwärtig sieht er folgendes Risiko: 


»Deutschland ist heute in der Lage - und es scheint davor nicht einmal auf der Hut zu sein -, 
in Europa und insbesondere in Frankreich sein Modell durchzusetzen: Marktwirtschaft, Kon- 
kurrenzfahigkeit, erhoben zur höchsten Instanz der menschlichen Gesellschaft, Konsens- 
zwang, eine Politik, die auf die technische Verwaltung von Problemen reduziert ist, Hierar- 
chisierung der Staaten nach Maßgabe ihres jeweiligen Reichtums.« (Die Zeit, 2.8.96, S. 40) 
Im folgenden interessieren mich die zur Zeit ablesbaren, deutschlandinter- 
nen Kosten dieses »Modells«, die die Frage aufwerfen, ob man das Han- 
deln der deutschen Eliten angesichts der aktuellen Probleme in Politik und 
Wirtschaft optimistischer beurteilen kann als die Erfahrungen aus der Ver- 
gangenheit nahelegen, an die Chevenement aus der Außenperspektive erin- 
nert, ob man nun so große Worte wie »Verrat« und »Nation« wählen will 
oder nicht. 
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Die gegenwärtige bundesdeutsche wirtschafts- und sozialpolitische Diskus- 
sion trägt alle Züge einer fehlgeleiteten gesellschaftlichen Selbstalarmie- 
rung. Politische Aufgeregtheiten stehen in schroffem Gegensatz zu der fast 
bedrückenden Stabilität in den großen Entwicklungslinien dieser Gesell- 
schaft. Natürlich ändert sich - nicht zuletzt einigungsbedingt - auch auf der 
Ebene der »fundamentals« langsam einiges. Aber nichts, was die Hysterie 
der Standortdebatte, die Aufgeregtheiten um eine »Steuerreform«, die ihren 
Namen nicht verdienen wird, oder die schrillen sozialpolitischen Gesamt- 
und Teildiskussionen um »Gesundheitsreform«, »Sicherheit« der Renten, 
Sozialhilfemißbrauch usw. usf. rechtfertigen könnte. Es gibt in der Tat 
mindestens zwei stabile, negative Trends, die eine aufgeklärte und öffentli- 
che Dauerdiskussion und Gegenmaßnahmen verdienten, aber nicht be- 
kommen: das unaufhaltsame Steigen der Massenarbeitslosigkeit und ein 
zunehmend unseriöses staatliches Finanzgebaren, das auf eine Mischung 
aus deflationär wirkenden Kürzungen und einer rapiden Erhöhung der 
Staatsverschuldung hinausläuft. Bis 1991 war die Arbeitslosigkeit in West- 
deutschland langsam von ihrem Höchststand von 1985 (2,3 Millionen Ar- 
beitslose im Jahresdurchschnitt) wieder auf 1,7 Millionen Arbeitslose ge- 
fallen. Seitdem steigt sie - verstärkt durch den Beitrag der Neuen Länder - 
unaufhaltsam auf neue Rekordniveaus. Der Bundeswirtschaftsminister er- 
wartet für 1997 im Jahresdurchschnitt einen Bestand von 4,2 Millionen Ar- 
beitslosen. Rekordverdächtig entwickelt sich auch die Staatsverschuldung. 
»Ende 1995 waren die öffentlichen Haushalte mit knapp 2 Billionen DM verschuldet. Gegen- 
über 1990, dem Jahr der Vereinigung, hat sich der Schuldenstand nahezu verdoppelt. Damit 
verbunden war ein rasanter Zuwachs der Zinslasten: Im Jahr 1990 gaben Bund (einschließlich 
Sondervermögen), Länder und Gemeinden 65 Mrd. DM aus, um ihren Zinsverpflichtungen 
nachzukommen, 1995 waren es bereits 128 Mrd. DM; inzwischen muß jede sechste Mark des 
Steueraufkommens für den Zinsendienst aufgewendet werden (1990: 12,3 v.H).« (Teich- 
mann/Vesper, DIW 35/96) 

Beide Negativtrends werden als Themen der öffentlichen Diskussion je- 
doch eher mißbraucht als kompetent analysiert: Die Arbeitslosigkeit dient 
zur Rechtfertigung politischer Entscheidungen (z.B. im sog. Wachstums- 
und Beschäftigungsförderungsgesetz), die den Preis der Arbeitskraft und 
die Kosten der Arbeitslosigkeit vermindern sollen, aber zugleich noch mehr 
Arbeitslosigkeit nach sich ziehen. Der rapide Anstieg der Staatsverschul- 
dung soll immer wieder ein staatliches Finanzgebaren legitimieren, das 
nach Hausväter-Art auf sinkende Einnahmen mit Ausgabenkürzungen rea- 
giert. Die Kürzungen rennen den hauptsächlich durch Arbeitslosigkeit be- 
dingten Einnahmeausfällen jedoch immer wieder hinterher. Das Problem, 
das gelöst werden soll, verschärft sich: Die Schulden und die dazugehöri- 
gen Zinsbelastungen der öffentlichen Haushalte steigen weiter. 

Was kann man daraus lernen? Offenbar nichts. Die resistente, weder von 
Erfahrungen noch von Argumenten angreifbare Unbelehrbarkeit, mit der 
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angesichts dieser Probleme die gleichen Rezepte überparteilich, allerorts 
und immer wieder angeboten werden, ist das eigentlich Überraschende an 
der bundesdeutschen wirtschafts- und sozialpolitischen Diskussion. 

Was steckt hinter dieser Verstocktheit? Es gibt zwei Möglichkeiten: Ent- 
weder sind die Diskutanten in der Politik, den Medien und der Wissen- 
schaft intellektuell überfordert und können deshalb nicht mit Problemen 
fertig werden, die den gedanklichen Horizont eines treusorgenden Hausva- 
ters überschreiten. Oder sie sind moralisch überfordert, geschlagen mit in- 
teresseninduzierter Blindheit, und müssen deshalb all diejenigen Erfah- 
rungen oder Argumente, die die eigene Vorteilsnahme behindern könnten, 
stramm ignorieren. Beide Möglichkeiten sind gleichermaßen gruselig. Daß 
man von seiten der bundesdeutschen politischen und wirtschaftlichen Füh- 
rungsgarnituren nicht mehr als interessegeleitetes Handeln erwarten kann, 
ist normal und erhöht in wünschenswerter Weise die Kalkulierbarkeit. Pro- 
blematisch ist interessegeleitetes Handeln auf zunehmend subrationalem 
Niveau. Wenn z.B. Unternehmer, ihre Verbände und ihre Repräsentanten in 
der Politik und den Medien den Chor von der »unerträglichen Steu- 
erbelastung« singen, ist es weniger wichtig, ob dabei - angesichts einer seit 
Jahrzehnten stabilen gesamtwirtschaftlichen Steuerlastquote! - Ignoranz 
dominiert oder schlicht gelogen wird. Die Interessenlage ist eindeutig. Wer 
Gewinne maximieren will, wird über Kosten jammern, ob sie nun in der 
Form von Steuern oder von Löhnen anfallen. Wichtig ist, daß offenbar in- 
nerhalb der politischen und wirtschaftlichen Elite (zu der ja auch die Füh- 
rungen der Opposition, der Medien, der Gewerkschaften usw. gehören) 
niemand mehr in der Lage ist, deutlich und öffentlich hörbar darauf hinzu- 
weisen, daß die (durchschnittliche) Steuerbelastung der Unternehmen seit 
1982 stetig sinkt (Schäfer 1996) und im internationalen Vergleich, wenn 
man nicht nominale Spitzensteuersätze, sondern die effektive Steuerbela- 
stung vergleicht, eher niedrig ist (Köddermann 1996, Sarrazin 1996). Noch 
wichtiger ist, daß in dieser selbstauferlegten Ignoranz politische Entschei- 
dungen gefällt werden, die auf Phantomprobleme reagieren. In ihrem kol- 
lektiven Selbstbedienungswahn geht den Eliten offenbar der Kontakt zur 
Realität zunehmend verloren. Angesichts früherer deutscher Erfahrungen 
mit Eliteversagen ist es vielleicht nicht unberechtigt, solche Vorgänge als 
riskant einzustufen. Wenn die Erträge ausbleiben, wenn der gegenwärtig 


1 Die Steuereinnahmen in Prozent des Bruttosozialprodukts schwanken seit den 60er Jah- 
ren um 23%, zwischen 22,4% (das war der Minimalwert von 1990, vor der Vereinigung) 
und 25% (der Maximalwert von 1977). Der Wert für 1996 beträgt 22,7%. Dabei ist die 
Lohnsteuerbelastung kontinuierlich angestiegen (in der Ära Kohl von 7,8% des BSP 
1982 auf 8,2% 1995) und die Belastung durch veranlagte Einkommen- und Körper- 
schaftssteuer ist kontinuierlich zurückgegangen (von 1982: 3,3% auf 1995: 0,9%) 
(BMAS 1996, Tab. 1.23: Steuerquoten) 
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eingeschlagene wirtschafts- und sozialpolitische Kurs platzt, der unter den 
Etiketten von Standortproblem, Globalisierung, Konkurrenzfähigkeit, De- 
regulierung, Eigenverantwortlichkeit usw. auf eine erbarmungslose Um- 
verteilung von unten nach oben hinausläuft, wie groß ist die Wahrschein- 
lichkeit, daß jene Eliten nüchtern und rational reagieren? Weggefallen ist 
wahrscheinlich die Option des Rückfalls in die alten Muster deutsch- 
nationalen Größenwahns - dagegen hilft die Export-Import-Verflechtung. 
Aber ansonsten ist zwischen den Polen eines verschämten Abschieds von 
den halbherzig adaptierten Traditionen westlicher Demokratie einerseits 
und dem zwanghaften Kopieren der Yuppie-Aspekte des amerikanischen 
Kapitalismus andererseits alles möglich. 

Im folgenden geht es mir darum, die aktuellen Probleme der deutschen 
Wirtschafts- und Sozialpolitik genauer zu bestimmen und zu beschreiben, 
wie die politischen und wirtschaftlichen Hauptakteure auf die damit ver- 
bundenen Herausforderungen reagieren. Unternehmen und ihre Interessen- 
vertreter einerseits, die überwiegende Mehrheit der »politischen Klasse« 
andererseits sind dabei, die in der bundesrepublikanischen Vergangenheit 
recht erfolgreiche institutionelle Konstellation des Zusammenspiels von 
Staat und Wirtschaft zu zerstören. Insbesondere möchte ich zeigen, daß die 
Einigungs- bzw. Aufbaukosten in den neuen Bundesländern und die geld- 
und fiskalpolitisch induzierte, überhohe Arbeitslosigkeit die wirtschaftli- 
chen Hauptprobleme darstellen, aber natürlich gesehen werden müssen vor 
den Hintergrundproblemen des demographischen Wandels in Richtung ei- 
ner Alterung der Bevölkerung, des strukturellen Wandels in der Wirtschaft 
in Richtung einer postindustriellen Gesellschaft, der Globalisierung und der 
Versuche zur europäischen Integration. 


2. Kapitalismus und Sozialstaat: ein wenig Theorie 


Eine kapitalistische Ökonomie läßt sich als eine Art Gesellschaftsspiel auf- 
fassen, das im wesentlichen zwei Sorten Spieler umfaßt, Kapitaleigentü- 
mer”, Unternehmer, Manager auf der einen, Lohnabhängige auf der ande- 
ren Seile. Das Spiel ist einerseits kooperaliv: es gelil darum, die Produkli- 
onsfaktoren koordiniert einzusetzen und mit den Produktionsergebnissen 
Erfolge am Markt zu erzielen, wobei der Erfolg durch Absatz und Gewinn 
automatisch gemessen wird. Andererseits ist das Spiel nicht-kooperativ: 
Die Verteilung der Netto-Produktionsergebnisse (abzüglich der Inputersatz- 
leistungen) ist Gegenstand eines Dauerkonflikts, der sich im wesentlichen 


2 Der Einfachheit halber unterstelle ich hier eine Spielerkoalition zwischen Kapitaleigen- 
tümern und Unternehmern. Das ist nicht immer zweckmäßig, weil die Rentiereinkommen 
der Vermögensbesitzer die Handlungs- und Einkommenschancen der Unternehmer be- 
schränken können (und umgekehrt). 
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um die relativen Anteile von Löhnen und Gewinnen dreht und dessen Aus- 
gang in dynamischer Perspektive (Przeworski/Wallerstein 1982; 1988) zu- 
gleich darüber bestimmt, welche Wachstumspotentiale für die kapitalistische 
Ökonomie über das Wachstum ihrer Elemente, der Unternehmen, bestehen. 
Hier liegen wiederum Beweggründe für Kooperation: solange Gewinne nicht 
verbraucht oder exportiert, sondern investiert werden, können sie über das 
Wachstum in späteren Spielrunden allen zugutekommen, auch den Lohnab- 
hängigen oder wer immer sonst an den Spielergebnissen partizipiert. Es gibt 
also einen Trade-off zwischen Gegenwartskonsum und höherem Zukunfts- 
konsum - einschließlich der mit der Zeitverschiebung der Zuteilungen ver- 
bundenen Risiken, in der Zwischenzeit ausmanövriert zu werden. 

Was hat das alles mit dem Sozialstaat zu tun? Das Kapitalismus-Spiel in- 
volviert nicht die ganze Gesellschaft, sondern findet in einem gesellschaft- 
lichen Kontext statt, den man zunächst einfach so betrachten kann: Nicht 
jeder kann/darf/muß bei dem Spiel mitmachen. So liegt die gegenwärtige 
Erwerbsquote in Deutschland bei 47%, d.h. eine knappe Majorität der Be- 
völkerung spielt von vornherein nicht mit. Hinzu kommen auf knapp 35 
Mill. Erwerbstätige z.Z. durchschnittlich 4,2 Millionen Arbeitslose, die 
gern mitspielen würden, deren Arbeitskraft aber zumindest vorübergehend 
nicht nachgefragt wird. Auch die, die nicht mitspielen, müssen/sollen/ kön- 
nen jedoch aus den Spielerträgen wirtschaftlich versorgt werden, da es au- 
Berhalb des Kapitalismus-Spiels nur noch sehr beschränkte und unzurei- 
chende Wege des Zugangs zu wirtschaftlichen Ressourcen gibt (etwa in 
Form von hauswirtschaftlichen Subsistenzökonomien, des informellen Sek- 
tors). Der Sozialstaat ist eine Form, den Zugang der Nicht-Spieler zu öko- 
nomischen Ressourcen zu organisieren. Der moderne Sozialstaat hat dabei 
etwas mit Demokratie zu tun, auch wenn seine deutsche Entstehungs- 
geschichte unter Bismarck das nicht vermuten läßt. Die Nicht-Spielerinnen 
können in einer Demokratie vergleichsweise leicht politische Ressourcen 
(Wählerstimmen, Loyalität, Legitimation) mobilisieren, um über die Politik 
in das Kapitalismus-Spiel zu intervenieren. Die Interventionsmöglichkeiten 
sind vielfältig, von Regelungen, wer mitspielen darf/ muß, bis zur Ressour- 
cenabfuhr durch Steuer- und Transfersysteme. Man kann die Abhängigkeit 
des Kapitalismus-Spiels von seinem gesellschaftlichen Kontext einfach so 
charakterisieren: Die Mitspielerinnen müssen den Nicht-Spielern die Zu- 
stimmung zur Fortführung des Spiels abkaufen. Das Spiel ist zustimmungs- 
pflichtig, weil es negative externe Effekte in Form vielfältiger Belastungen 
der natürlichen und der sozialen Umwelt der Ökonomie hat. Wichtig ist da- 
bei zunächst die Grenzziehung zwischen Spielerinnen und Nichtspielern, 
die über die Festlegung der Bedingungen und zeitlichen Struktur von Er- 
werbseintritt, -beteiligung, -austritt in Arbeitslosigkeit oder Bankrott, Ver- 
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rentung usw. vorgenommen wird. Sodann geht es um die Formen, Bedin- 
gungen und das Ausmaß des Ressourcenzugriffs. Welche persönlichen und 
sachlichen Ressourcen werden für das Kapitalismus-Spiel zur Verfügung ge- 
stellt, wie werden sie umgeformt, wer partizipiert wie an den Ergebnissen 
des Spiels? Dabei sind die Nicht-Spielerinnen nicht einfach nur auf »spill- 
over« oder »trickle-down«-Effekte angewiesen. Vielmehr gilt: je mehr (poli- 
tisch gestützte) Veto-Macht die Nicht-Spieler haben (oder glaubhaft machen 
können), um so günstiger für ihren Anteil an den im Kapitalismus-Spiel pro- 
duzierten Ressourcen. Auch für die Nicht-Spielerinnen gilt jedoch, was für 
die Akteure im Spiel selbst gilt: Man soll die Kuh, die man melken will, 
nicht von der Weide jagen. D.h. es gibt auch bei der Festlegung des von den 
Nicht-Spielern angezielten Ressourcenanteils ein (dynamisches) Optimie- 
rungsproblem. Wenn sie dem Spiel jetzt zu viele Ressourcen entziehen, wirft 
es in Zukunft weniger ab.? Auf der andern Seite gilt für die Spielerinnen, daß 
sie die Spielerlaubnis möglichst billig erwerben wollen. Komplikationen ent- 
stehen dadurch, daß aus den Mitgliedern der zahlenmäßigen Hauptklasse der 
gegenwärtigen Spieler, den Lohnabhängigen, mit hoher Wahrscheinlichkeit 
(auch gemäß der je eigenen Lebensplanung) zukünftig Sozialstaatsklienten 
werden, vordringlich als Rentner, aber auch als Arbeitslose, Kranke oder 
Invaliden. Für die Lohnabhängigen haben demgemäß die Zahlungen an die 
Nicht-Spieler nicht nur den Charakter von »Stillhalteprämien«, sondern zu- 
gleich den von »Versicherungsprämien« gegen das Risiko des Einkom- 
mensverlustes bei Nichtverkauf ihrer Arbeitskraft.* Die Unternehmen ha- 
ben hingegen wenig Grund zu einer derartigen Ambivalenz: Zahlungen an 
Nicht-Spieler sind Kosten, die es möglichst zu reduzieren gilt. 

Was hat das alles mit Deutschland und seinen aktuellen wirtschaftlichen 
und politischen Problemen zu tun? Zunächst will ich mit dieser allge- 
meinen Charakterisierung des Sozialstaats verdeutlichen, daß er, in der 
Konstellation von Kapitalismus und Demokratie, eine tragende Kompo- 


3 Dabei kommen die je nach Lebensperspektive unterschiedlichen Zeithorizonte zur Gel- 
tung. So könnte man einen Alten-Bias in der Verteilung dadurch erklären, daß rationalc 
Rentner zu »bang-bang-Solutions« tendieren, d.h. sich eher für radikale, kurzfristige In- 
teressenwahrnehmung stark machen, weil für sie die Rentensituation der nächsten oder 
übernächsten Generation gleichgültig ist. 

4 Da eine nach wie vor relevante, wenngleich beschränkte, Alternative zur sozialstaatlich 
organisierten Versorgung der Nichtspieler deren Versorgung über die Familie ist, gibt es 
eine weitere Differenz in den Interessenlagen von Unternehmen und Lohnabhängigen 
gegenüber den Nichtspielern: Unternehmen haben keine kranken Großmütter und keine 
arbeitslosen Söhne, müssen also nicht befürchten, bei Wegfall der staatlich organisierten 
Sicherung unmittelbar in anderer Form belastet zu werden. 

5 Dies gilt unbeschadet der Tatsache, daß es einen »wirtschaftlichen Wert der Sozialpoli- 
tik« (vgl. Vobruba 1989) in der Form gibt, daß sozialstaatliche Sicherungssysteme aus 
vielerlei Gründen (Arbeitsverhalten, Lohnformen, Konflikthäufigkeit und -regulierung) 
Effizienz- und Produktivitätsgewinne für die Unternehmen mit sich bringen können. 
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nente der meisten modernen Gesellschaften ist. Es gibt eine funktionale 
Komplementarität von kapitalistischer Ökonomie und Sozialstaat, aber dar- 
aus bezieht letzterer keine Stabilität. Das Ausmaß, in dem eine Entlastung 
der kapitalistischen Ökonomie durch politisch organisierte Ressour- 
centransfers erforderlich ist, ist immer wieder umstritten, nicht nur, weil die 
entsprechende Einschätzung von gegensätzlichen Interessenlagen abhängt, 
sondern auch weil für dieses Ausmaß ausschlaggebende Faktoren, wıe die 
Höhe des Wohlstandsniveaus und zyklische wie überzyklische Wachstums- 
geschwindigkeiten, variieren. Zugleich wirken frühere Entscheidungen in 
der Form von institutionellen Verankerungen fort, die eine Pfadabhängig- 
keit der sozialstaatlichen Entwicklung bewirken. Ein einmal aufgebauter 
Sozialstaat schafft neue Interessenlagen und Ressourcen, die es verbieten, 
den Abbau wohlfahrtsstaatlicher Institutionen spiegelbildlich zum Aufbau 
zu sehen (Pierson 1995). Die Wege des Abbaus müssen offenbar ver- 
schlungener sein als die des Aufbaus, weil das Verhältnis zwischen den 
Verlierern und den Gewinnern bei der Einführung sozialer Sicherungen 
zahlenmäßig und von der Durchsichtigkeit her anders gebaut ist als bei ih- 
rem Abbau. In Deutschland ergab sich für den Abbau, der für einige wich- 
tige Teilnehmer am Kapitalismus-Spiel immer auf dem Programm steht, 
eine besonders günstige Gelegenheit durch das relativ plötzlich auftretende 
Problem, den Transformationsprozeß der ehemaligen DDR in Form einer 
Angleichung an die wirtschaftlichen und politischen Institutionen und Ver- 
hältnisse der alten Bundesrepublik politisch zu organisieren. 


3. Ein Rückblick auf den Einigungsprozeß 


Unter den Rezepten, die nach 1989 für die Transformation der realsoziali- 
stischen Ökonomien in kapitalistische angeboten wurden, spielte die sog. 
Schocktherapie die prominenteste Rolle. Ihre ersten Schritte sollten in der 
Freigabe der Preise, begleitet von der Öffnung des Außenhandels und der 
Einführung einer konvertiblen Währung bestehen. Darauf sollte eine rigide- 
re Geld- und fiskalische Stabilisierungspolitik folgen, von der man sich ei- 
ne Eindämmung des durch die Preisfreigabe eingeleiteien Inflationsdrucks 
versprach. Die Geldpolitik sollte die inländische Nachfrage drücken, die 
Staatsausgaben sollten klein gehalten werden, was wiederum zu Arbeitslo- 
sigkeit und Einkommensverlusten für viele soziale Gruppen führen mußte. 
Durch die begleitende Privatisierung sollten die ehemals sozialistischen 
Betriebe harten Budgetrestriktionen unterworfen und so zu Produktionsre- 
strukturierungen gezwungen werden. Die neugebildeten Unternehmen wür- 


6 Ausnahmen sind, gemessen am Umfang sozialstaatlicher Leistungen, insbesondere die 
USA, Japan, die Schweiz. Man könnte jeweils diejenigen historischen Besonderheiten 
herausarbeiten (Migration, late comer usw.), die diese Ausnahmen begründen. 
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den sich auf diese Weise an die Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt 
heranarbeiten und damit einen endogenen, sich selbst tragenden Wachs- 
tumsprozeß ermöglichen, der schließlich den Abbau der Arbeitslosigkeit 
und steigende Einkommen mit sich bringen sollte. Man kann sich darüber 
streiten, ob die komplette Schocktherapie in irgendeinem der betroffenen 
Länder tatsächlich angewandt wurde, jedenfalls war sie nicht wirksam. Der 
Kapitalismus kam nicht in 500 Tagen, wie es die Advokaten der Schock- 
therapie versprochen hatten, aber sie können anläßlich ihrer Fehlschläge 
immer darauf hinweisen, daß die Therapie nicht hart und schnell und kon- 
sequent genug appliziert wurde. Das ist immer richtig, weil es sich um ein 
prinzipiell nicht falsifizierbares Argument handelt. 

Immerhin hat es mindestens eine Ökonomie, nämlich die der ehemaligen 
DDR, gegeben, die einem harten, plötzlichen Schock ausgesetzt wurde - 
mit verheerender Wirkung. Dabei wurde allerdings von den empfohlenen 
Elementen der Schocktherapie nur ein Teil eingesetzt. Durch die Wäh- 
rungsunion wurden Konvertibilität, Weltmarktöffnung und freie Preisbil- 
dung schlagartig bewirkt. Entgegen dem Rezept wurde allerdings die 
Staatsverschuldung - nun im gesamtdeutschen Rahmen - kräftig hochgefah- 
ren. Der Subventionsabbau gelang allenfalls im Treuhandstil, d.h. mit vie- 
len in den Privatisierungsprozeß eingeflochtenen Subventionen. Die Löhne 
wurden nicht gedämpft, sondern schrittweise dem westdeutschen Niveau 
angepaßt (bis der Anpassungsprozeß stecken blieb). Zusammen mit der 2:1 
Umstellung der Währung bedeutete die Lohnentwicklung, daß die große 
Mehrheit der existierenden Betriebe sich nicht in kapitalistische Unterneh- 
men umbauen konnten - jedenfalls nicht ohne radikalen Beschäftigungs- 
und Produktionsabbau, nicht ohne eine lange Zeit in der Verlustzone und 
deshalb nicht ohne Subventionen. 

Diese Art der selektiven Anwendung der Schocktherapie, die auf einen 
Schock ohne Therapie hinauslief, hatte ein eindeutiges Ergebnis: ohne 
Stützung von außen konnte nicht nur die Transformation ehemals sozialisti- 
scher Betriebe in kapitalistische Unternehmen nicht gelingen, sondern es 
gab auch ohne Subventionen keine hinreichenden Investitionsanreize für 
von außen kommende Unternehmen. »Für ein solches politisch induziertes 
Handikap von Wirtschaftsunternehmen gibt es weder in anderen Transfor- 
mationsgesellschaften noch in der Geschichte kapitalistischer Staaten ein 
Pendant« (Wiesenthal 1995: 85). 

Welche Absichten waren mit diesem - von außen, von seiten der Regierung 
der alten Bundesregierung verordneten - selektiven Schock verbunden? Mit 
der Währungsumstellung, die wie eine enorme Aufwertung der DDR-Mark 
wirkte, setzte sich die Regierung über den ökonomischen Sachverstand hin- 
weg, bereicherte aber die Bevölkerung der ehemaligen DDR in deren Kon- 
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sumentenrolle. Man könnte also - immerhin waren in absehbarer Zeit 
Wahlen zu gewinnen - ein populistisches Kalkül gepaart mit ökonomischer 
Naivität vermuten, die der Kanzler mit seinem flotten Spruch von den in 
Bälde »blühenden Landschaften« ja auch hinreichend demonstrierte. Man 
könnte, alternativ oder ergänzend, mit leicht verschwörungstheoretischem 
Touch in der Stamokap-Tradition, vermuten, daß es darum ging, die DDR- 
Wirtschaft noch mehr zu ruinieren, als es die DDR alleine geschafft hatte 
und sie so zur Übernahmereife für das westdeutsche Kapital zu bringen. Da 
der Ruin jedoch bedeutete, daß abgesehen von Immobilien nicht mehr viel 
zur Bereicherung übrig blieb, ist eine andere Interpretation des Vorgangs 
plausibler. Die Bonner Regierung war sich durchaus darüber im klaren, 
»daß mit Einführung der Westwährung die DDR-Betriebe schlagartig nicht 
mehr konkurrenzfähig sein würden. Wir konnten uns auch«, so Schäuble 
im Jahr 1991 (zit. n. Steffen 1996: 222) als einer der Verhandlungsführer 
im Rückblick, »ausmalen, in welch dramatischer Weise dieser Eingriff 
sichtbar würde.« Es waren politische, nicht ökonomische Motive, die die 
Bonner Regierung den Schock wählen ließen. 

Der mit der Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion zum 1.7. 1990 ge- 
wählte schnelle Übergang zum westdeutschen Institutionensystem sollte 
eben dieses Institutionensystem - im Austausch gegen ein Wohlstandsver- 
sprechen an die DDR-Bevölkerung - gegen Änderungsdruck im Zuge des 
Einigungsprozesses abschirmen. »Die politische Logik der Schocktherapie 
besteht in der Selbstbindung an notwendige, interdependente, aber zugleich 
unpopuläre Maßnahmen, deren Nutzen erst mit Verzögerung spürbar wird« 
(Wiesenthal 1995: 86). Diese Selbstbindung durch Beschleunigung »gestat- 
tete es der politischen Elite, eine wichtige selbstgestellte Nebenbedingung 
des Vereinigungsprozesses zu gewährleisten, nämlich die Bewahrung des 
bundesdeutschen Institutionensystems vor etwaigen, im Zuge der Einheit 
aufkommenden Veränderungsimpulsen« (ebd.: 87) Gegenüber der Bedro- 
hung der Integrität und Kontinuität des westdeutschen Institutionensystems 
durch den Einigungsprozeß wurde das durch den Schock bewirkte ökono- 
mische Risiko als sekundär eingestuft. Die wirtschaftliche Transformation 
mittels Zerstörung konnte auf politisch-administrativer Ebene durch die 
Übertragung der institutionellen Muster der alten Bundesrepublik in die 
neuen Bundesländer begleitet werden. Die Institutionen mußten dann na- 
türlich auch von westdeutschem Personal bedient werden, zumindest auf 
der Führungsebene. »War der Import des westdeutschen Institutionen- 
systems der Preis für einen in materieller Hinsicht komfortablen Transfor- 
mationspfad, so war die mit imperialer Geste erfolgte Vereinnahmung des 
neuen Handlungsfeldes durch die korporativen Akteure Westdeutschlands 
das unvermeidliche Korrelat des Institutionentransfers« (ebd.: 93). 
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Unter solchen Bedingungen konnte der Institutionentransfer zwar formell 
gelingen, aber für das materiale Bedienen der für die DDR-Bürgerinnen 
neuen Institutionen ergab sich nicht nur ein - wenigstens temporäres - 
Kompetenzdefizit, sondern die nötigen Lernprozesse wurden auch noch 
durch die patemalistische Haltung der westdeutschen Akteure erschwert. 
Aus all dem mußte eine ambivalente Situation entstehen: Einerseits wirkt 
das Wohlstandsversprechen, solange es auch für die zu wirtschaftlicher 
Passıvität verdonnerten Bevölkerungsgruppen (Arbeitslose, Frührentnerin- 
nen) materiell unterfüttert werden kann; andererseits führte der Institutio- 
nen- und Führungspersonaltransfer für die Bevölkerung der ehemaligen 
DDR durch die fehlenden Möglichkeiten des eigenständigen Umgangs mit 
den neuen Institutionen zu Defiziten in der Interessenartikulation und damit 
zu der oft vermerkten Erfahrung einer »Kolonialisierung«. 

Das Schockverfahren ist also zunächst insoweit gelungen, als die politisch- 
administrativen und rechtlichen Institutionen der alten Bundesrepublik in 
ihrer gegebenen Form praktisch unmodifiziert übertragen wurden und die 
Anpassungsprobleme durch großzügige Hilfen im Zuge der »rich-uncle- 
solution« (Economist) des Transformationsproblems »abgefedert« wurden. 
Unter Druck gerät dieser Lösungsweg, wenn einerseits der erhoffte wirt- 
schaftliche Aufschwung zu lange ausbleibt und andererseits die Institutio- 
nen im »Beitrittsgebiet« nicht greifen. Die Kosten der Einheit werden dann 
dadurch erhöht, daß Rückwirkungen auf den Westen nicht ausbleiben kön- 
nen. Die westdeutschen Institutionen, die durch den schockartigen Über- 
gangsprozeß stabil gehalten werden sollten, werden nun teilweise überla- 
stet. Damit stellt sich die Frage: Wie stabil bleibt das Institutionensystem 
der alten Bundesrepublik nach seiner Übertragung auf die neuen Länder 
und nachdem sich die Einigungsprobleme zugespitzt haben? 


4. Stand der Transformation 


Der Transformationsprozeß der ehemaligen DDR kann in verschiedenen 
Dimensionen beobachtet werden: ökonomisch, politisch, kulturell. Ich be- 
schränke mich im folgenden auf die ökonomische Dimension, um die er- 
wartbaren Problemlasten einzuschätzen. Wie groß ist etwa fünf Jahre (die 
meisten einschlägigen Daten liegen z.Z. erst bis 1995 vor) nach der Eini- 
gung der wirtschaftliche Abstand zwischen Ost und West? 

Die Transformation der ehem. DDR ist weder vollendet, noch ist sie - im 
Sinne der Vorstellung einer Angleichung an die Verhältnisse der alten 
Bundesrepublik - gelungen. Der einfachste Indikator für die weiter beste- 
hende »Anpassungslücke« ist die Wirtschaftskraft. Von 1991 bis 1995 ist 
der Anteil des »Beitrittsgebiets« an der industriellen Beschäftigung in Ge- 
samtdeutschland (Erwerbstätige im produzierenden Gewerbe) von 20,7% 
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auf 17,9% gefallen’, zugleich stieg der Anteil an der Bruttowertschöpfung 
des produzierenden Gewerbes von 7% auf 11,3%. 


Tabelle 1: Produzierendes Gewerbe- Anteile der Neuen Länder 


Bruttowertschöpfung 
1991 
1092 [u mas m: Se] 


1993 
1994 
1995 


(Quelle: Stat. BA, Tabellensammlung zur wirtschaftlichen und sozialen Lage in den neuen 
Bundesländern 3/96:15, 201) 


Ähnliche Werte ergeben sich für die Gesamtwirtschaft: Mit einem Anteil 
von 18,5% der Erwerbstätigen trugen die neuen Länder 1995 10,9% zum 
gesamtdeutschen Bruttoinlandsprodukt bei (ebd.: 13, 203). Zwar indiziert 
Tabelle 1, daß die Arbeitsproduktivität in Ostdeutschland in den letzten 
Jahren schneller gestiegen ist als in Westdeutschland, doch bisher liegt sie 
(gemessen als reales Bruttoinlandsprodukt pro geleisteter Arbeitsstunde) 
erst bei 40% der westdeutschen (Bedau 1996: 140)8. 

Die Arbeitslosigkeit bleibt deutlich höher als im Westen mit einer aktuellen 
offiziellen Arbeitslosenquote im Dezember 1996 Ost von 15,9% (West 
9,6%). Wenn man marktwirtschaftliche Kriterien bei der Festsetzung des- 
sen zugrundelegt, was als normales Arbeitsverhältnis zählt (Personen in 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, Weiterbildung, Kurzarbeit, Frühverren- 
tung also als verdeckt Arbeitslose zählt) ergibt sich eine Quote von 25%. 
Fast jeder zweite Arbeitsplatz (für abhängig Beschäftigte) ging seit Ende 
1989 verloren (Zimmermann 1993: 201). 

Trotz dieser Probleme sind die (verfügbaren) Einkommen der privaten Haus- 
halte im Osten rasch von etwa 40% des westdeutschen Niveaus 1990 auf 
68% Mitte 1995 angestiegen. Wenn die durchschnittlichen Einkommen und 
der durchschnittliche Lebensstandard so deutlich und schneller als die wirt- 
schaftliche Leistungsfähigkeit (Bedau 1996) gestiegen sind, liegt das in der 
Hauptsache am Transfer von Kaufkraft aus dem Westen in den Osten. 
Insgesamt kann man zwar sagen, daß sich die Wirtschaftskraft der Neuen 
Länder im Trend deutlich verbessert, aber der Abstand zwischen West und 


7 Interessant ist in diesem Zusammenhang, daß die Zahl der Beschäftigten in der Industrie 
in Gesamtdeutschland 1995 mit 8,35 Mill. genauso hoch war wie in der alten Bundesre- 
publik vor der Vereinigung 1989 (SVR 1996/97: 351) 

& Der Sachverständigenrat schätzt in seinem jüngsten Gutachten die Produktivität (gemes- 
sen am Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen je Erwerbstätigen) für 1995 auf 
55,2%, für 1996 auf 56% des westdeutschen Niveaus (SVR 1996/7:75). 
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Ost ist immer noch erheblich. Das ist kein Wunder, denn der Aufbau einer 
auf dem Weltmarkt konkurrenzfähigen Wirtschaft kostet nicht zuletzt des- 
halb viel Zeit, weil der erforderliche Kapitalstock teuer ist und nicht plötz- 
lich aus dem Nichts geschaffen werden kann. Nach dem Sachverständigen- 
rat (SVR 1995/6: 55) erreichte »der Bestand an Ausrüstungen je Einwohner 
... zu Beginn des Jahres 1991 lediglich 26 vH des westdeutschen Niveaus, 
diese Relation hat sich bis zum Beginn des Jahres 1995 auf 43 vH erhöht.« 
In seinem neuesten Gutachten schätzt der Sachverständigenrat, daß der 
»Kapitalstock im Unternehmenssektor der neuen Bundesländer .. im Jahre 
1995 je Einwohner gerechnet erst etwas mehr als 60vH des westdeutschen 
Niveaus erreicht« (SVR 1996/7: 71) habe. Dabei stiegen die privaten Inve- 
stitionen (pro Einwohner) in den neuen Ländern erst mit erheblicher Ver- 
zögerung auf ein Niveau über dem der alten Länder (bei Ausrüstungen erst 
ab 1994). Angesichts dieser Zahlen (5 Jahre nach der Einheit!) und ange- 
sichts der auch die neuen Länder berührenden Wachstumsschwäche im 
letzten und im laufenden Jahr kann man sich leicht ausrechnen, daß die von 
der Politik angezielte (und versprochene) Angleichung der wirtschaftlichen 
Leistungskraft im Osten, wenn sie überhaupt erreicht wird, noch etliche 
Jahre auf sich warten lassen wird. Das wird inzwischen regierungsamtlich 
eingestanden. Der berufsoptimistische Bonner Sonderbeauftragte für den 
Aufbau Ost, Ludewig, geht von einer Aufholzeit von 15 Jahren aus 
(Tagesspiegel, 20.9.96). Wenn, wie vor allem aus FDP-Kreisen mitunter zu 
hören ist, die staatlichen Stützen für den Aufbau Ost von nun an zurückge- 
nommen werden sollen, wird jedenfalls das Ziel der Angleichung aufgege- 
ben. Für die zur Angleichung der Wirtschaftsleistung erforderlichen Pro- 
duktivitätssteigerungen müssen nämlich Investitionen getätigt werden, die 
als eigenständige Investitionen ostdeutscher Unternehmen bisher schon al- 
lein deshalb nicht zustandekommen, weil diesen die erforderlichen Gewin- 
ne fehlen. Das ist bei durchschnittlichen Lohnstückkosten, die über 160% 
der Lohnstückkosten in den westlichen Bundesländern betragen, kein Wun- 
der (Bedau 1996: 140, vgl. zu einer anderen Berechnung SVR 1996/97: 
106). In großen Teilen des verarbeitenden Gewerbes (einschließlich Berg- 
bau) haben bis 1994 die Kosten der Produktion den Bruttoproduktionswert 
noch deutlich überschritten (SVR 1996/7:79). So geht Kapitalismus nicht. 


5. Belastungen durch die Einigung 


West-Ost-Transfers und ihre Finanzierung 


Die staatlichen Geldleistungen in die neuen Länder (inkl. Ost-Berlin) belie- 
fen sich 1995 netto (also unter Abzug der aus den neuen Ländern stam- 
menden Einnahmen) auf etwa 160 Mrd. DM (SVR 1995/6: 151). Das sind 
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pro Erwerbstätigem West mehr als 5600 DM im Jahr (pro Einwohner mehr 
als 2500 DM), also insgesamt erhebliche Einkommensanteile. 


Tabelle 2: West-Ost-Transfers, öffentliche Leistungen in Mrd. DM 


1992 


1994 _| 346,9 130,9 
1995| 376,1 ısı 1428 


(Quelle: SVR 1995/96: 151) 


Mit den Transferleistungen werden jedoch die Steuerzahlerinnen nicht ak- 
tuell in voller Höhe belastet, sondern größtenteils nur in Höhe der Zinsla- 
sten für die wachsende Staatsverschuldung. Obwohl man es angesichts des 
ermüdenden Gezeters um den sog. Solidaritätszuschlag nicht glauben soll- 
te, ist die Gesamtsteuerbelastung in der Bundesrepublik nicht entsprechend 
den durch die Einigung gewachsenen Staatsausgaben erhöht worden. 


Tabelle 3: Steuern und Sozialbeiträge (in % des BIP) 


11501 |ıı6 In6 ja je 
24,4 


(Quelle: DIW 35/96: 578) 


Die Steuerbelastung bleibt gesamtwirtschaftlich trotz der erheblichen eini- 
gungsbedingten Zusatzkosten stabil (wie überhaupt in der Geschichte der 
Bundesrepublik). Es gibt Verschiebungen zwischen direkten und indirekten 
Steuern (letztere gewinnen leicht an Gewicht). Es gibt weiterhin eine kon- 
tinuierlich fortschreitende steuerliche Entlastung der Einkommen aus Un- 
ternehmertätigkeit und Vermögen (vgl. Fußnote 1) zu Lasten der Lohnsteu- 
erzahler. Das Steueraufkommen aus Einkommens- und Körperschaftssteuer 
hat 1995 mit (geschätzten) 32,1 Mrd. DM einen Wert erreicht, der zuletzt 
1972 unterschritten wurde, als das BIP erst ein Viertel des Wertes von 1995 
hatte (BMAS 1996, 1.22). Wie können die Finanzpolitiker die Gesamtsteu- 
erbelastung konstant halten und trotzdem die seit 1989/90 beträchtlichen 
zusätzlichen Kosten der Einheit finanzieren? 
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Angesichts der Parallelentwicklung von Transferleistungen in die neuen Länder 
und steigender Staatsverschuldung muß man zu dem Schluß kommen: 


»Der rasante Anstieg der Staatsverschuldung ist in erster Linie Reflex der hohen Transfer- 
zahlungen, die aus den öffentlichen Haushalten Westdeutschlands nach Ostdeutschland ge- 
flossen sind... Insgesamt sind von 1991 bis 1995 über 700 Mrd. DM als Transfers der Ge- 
bietskörperschaften von West nach Ost geflossen; unter Einschluß der Sozialversicherungen 
und der Treuhandanstalt errechnen sich 970 Mrd. DM, also fast 200 Mrd. DM im Jah- 
resdurchschnitt.« (Teichmann/Vesper 1996: 577f) 

Da die durch Verschuldung des Staates gewonnenen Finanzmittel weitge- 
hend als sozialstaatliche Transferleistungen an die ostdeutschen Haushalte 
fließen und für den Konsum benutzt werden, bedeutet diese Staatsverschul- 
dung, daß die von den westdeutschen Wirtschaftsakteuren nicht dem lau- 
fenden Konsum zugeführten, sondern zur Kapitalbildung bestimmten 
(ersparten) Einkommensteile dieser Zweckbestimmung entzogen und vom 
Staat wieder zur Befriedigung laufender Bedürfnisse verwendet werden. 
Die von den sparenden Staatsgläubigern beabsichtigte Kapitalbildung fin- 
det also nicht statt. Sie erwerben aber mit den Staatsschuldtiteln einen An- 
spruch auf einen Teil der laufenden Steuereinnahmen - und offensichtlich 
scheint das für viele Unternehmen lohnender zu sein als Investitionen. 

Was bedeutet es, wenn der Staat einen immer größeren Teil der Steuerein- 
nahmen zur Zinszahlung und zur Schuldentilgung verwendet? Die Zinszah- 
lungen fingieren lediglich ein Vermögenseinkommen dann, wenn der Staat 
- wie es in der Bundesrepublik der Fall ist - die aufgenommenen Kredite 
für konsumtive Zwecke benutzt. Das Vermögen wird verbraucht. Das kann 
trotz der bestehen bleibenden Forderungen an den Staat gut gehen, weil er 
die Fähigkeit behält, einen Teil des laufenden gesellschaftlichen Einkom- 
mens? qua Steuern anzueignen und für die Zinszahlungen zu verwenden. 
Die Zinszahlungen laufen also auf einen Einkommenstransfer von den 
Steuerzahlern zu den Eigentümern von Staatsschuldtiteln hinaus. Auf diese 
Weise werden die - normalerweise ökonomisch aktiven - Steuerzahler zu- 
gunsten von Rentiereinkommen um einen Teil des Ertrags ihrer Leistungen 
gebracht. Wenn schon über fehlende Leistungsanreize in der bundesrepu- 
blikanischen Wirtschaft gejammert wird, wäre hier der passende Ort. 


Belastung der Sozialversicherungen 


Im Gegensatz zur weitgehenden Konstanz der Steuerbelastung läßt sich ein 
ungebrochener Wachstumstrend bei den Sozialbeiträgen feststellen (vgl. 
Tabelle 3), dem jedoch bei den durch diese Beiträge belasteten sozialen 


9 Natürlich kann der Staat auch das Vermögen der Privaten aneignen, z.B. durch Besteue- 
rung von Erbschaften. Obwohl bei Erbschaftssteuern das geläufige Problem der negati- 
ven Leistungsanreize nicht auftritt (besteuert werden die Leistungen der Toten), sind sie 
irgendwie unbeliebt. 
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Gruppen - mit Ausnahme der neu eingeführten Pflegeversicherung - keine 
zusätzlichen sozialstaatlichen Leistungen, sondern größtenteils Leistungs- 
rücknahmen gegenüberstehen. 

Wofür die wachsenden Sozialbeiträge verwendet werden, läßt sich grob aus 
der Entwicklung der sog. Sozialleistungsquote (Volumen des Sozialbudgets 
in % des BIP) ablesen, wenn man sie - soweit das möglich ist - für West- 
und Ostdeutschland getrennt beobachtet: Die Sozialleistungsquote ändert 
sich für Westdeutschland kaum (1990 hatte sie mit 29,5% den niedrigsten 
Wert seit 1973); in Ostdeutschland ist sie jedoch doppelt so hoch. Sie kann 
im Osten nur diese Höhe haben, weil sie aus Transfers aus dem Westen ge- 
speist wird. (Ein Beispiel: Für die Bundesanstalt für Arbeit betrug in Ost- 
deutschland im März 1996 das bereinigte Beitragsaufkommen 964,8 Mill. 
DM, das Ausgabenvolumen betrug 3198 Mill. DM plus 547 Mill. DM Ar- 
beitslosenhilfe, die der Bund finanziert (Tegtmeier 1996)). 


Tabelle 4: Sozialleistungsquoten 


1991 |29 1609 | 
11994 302 Too | 


(Quelle: Tegtmeier 1996: 5) 


Daß nun allerorten (sogar schon in den Gewerkschaftlichen Monatsheften, 
vgl. Papcke 1996: 751, 753) über die übergroßen sozialen Leistungen (oder, 
was bei dem gegebenen sozialen Sicherungssystem auf dasselbe hinaus- 
läuft, über zu hohe Lohnnebenkosten) gejammert und die exorbitant hohe 
Staatsquote beklagt wird, läßt sich nur aus einer Verdrängung der durch die 
Einigung entstandenen Probleme erklären. Ohne die Belastungen durch die 
Einigung entwickeln sich die Sozialleistungen - trotz der nicht nur auf Ost- 
deutschland beschränkten Massenarbeitslosigkeit - ganz undramatisch. 
Erstens gilt, daß sowohl dıe Defizite der sozialen Sicherungssysteme - mit 
Ausnahme der gesetzlichen Krankenversicherung - als auch der Wiederan- 
stieg der Staatsquote primär einigungsbedingt sind. Das zeigt sich, wenn 
man die Finanzierungssalden der Sozialversicherungen differenziert be- 
trachtet (vgl. Tabelle 5). 

Zweitens läßt sich, wiederum mit Ausnahme der Krankenversicherung, 
nicht beobachten, daß die sozialstaatlichen Ausgaben, gemessen als An- 
teile am Bruttoinlandsprodukt, inzwischen exorbitant hoch wären (vgl. 
Tabelle 6). 
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Tabelle 5: Finanzierungssalden der Sozialversicherungen (in Mrd. DM) 


| 1 1991 
| Rentenvers.  |West | 112 


Krankenvers. 


(Quelle: Meinhardt 1995, 5.695) 


Tabelle 6: Sozialleistungsquoten (nach dem Sozialbudget in % des BIP) 


Jahr Alter 
1982 
1989 12,4 
11990 | 295] 19] 101] 361 


(Quelle: BMAS 1996: 7.2, bis 1989 früheres Bundesgebiet, ab 2. Hj. 1990 Gesamtdeutschland) 


In Tabelle 6 ist als Vergleichsgröße die für die Regierungszeit der sozialli- 
beralen Koalition ab Mitte der 70er Jahre typische Sozialleistungsquote von 
ca. 33% für 1982, dem Startjahr der Ära Kohl, mit angegeben. Der Regie- 
rung Kohl ist es bis 1989 gelungen, diese Quote (und auch ihre einzelen 
Komponenten) deutlich zu drücken. Der Wiederanstieg in den 90er Jahren 
ist einigungs- und arbeitslosigkeitsbedingt, führt aber nicht über das Nor- 
malmaß früherer Zeiten hinaus. 

Das gilt auch für die Renten (s. die Spalte »Alter«). Das mag angesichts der ak- 
tuellen Rentendiskussion verwundern. Diese Diskussion, mit ihrer Betonung 
auf der »demographischen Bedrohung« durch das absehbare Altern der deut- 
schen Gesellschaft, hat insgesamt eher den Charakter einer Inszenierung durch 
die Lobby der Versicherungsunternehmen als einen sachlichen Kern. Daß die 
Beiträge für die Rentenversicherung in den 90er Jahren ansteigen, hat nichts 
damit zu tun, daß die bundesrepublikanische Gesellschaft insgesamt einen 
relativ größeren Anteil ihres Reichtums für die Versorgung der nicht mehr 
Erwerbstätigen aufwendet (die Quoten waren von 1975 bis 1983 im Durch- 
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schnitt höher als in den letzten Jahren10), sondern damit, daß dieser Anteil aus 
dem durch Arbeitslosigkeit und Rückgang der Lohnquote relativ geschrumpf- 
ten Einkommen der Sozialversicherten abgezogen wird (Steffen 1996). 

Die aktuelle Angstmache wegen Nichteinhaltbarkeit des Generationenver- 
trags, die zu der Schlußfolgerung führt, man müsse entweder einen Sy- 
stemwechsel in Richtung Kapitaldeckungsverfahren in Gang bringen oder 
die gesetzliche Rentenversicherung auf eine Grundsicherung beschränken 
und den Rest der Privatinitiative und den privaten Versicherungen überlas- 
sen, ist so erstaunlich durchsichtig, daß man sich nur darüber wundern 
kann, wie ernst solche Vorschläge genommen werden. Wenn es wirklich 
um die demographische Komponente ginge, müßte die Diskussion ganz 
anders geführt werden. Zunächst spielen sich demographische Veränderun- 
gen sehr langsam und in winzigen Schritten ab. Sodann gilt immer noch die 
alte Weisheit von Mackenroth aus der Rentenreformdiskussion der 50er 
Jahre, daß, was immer eine Gesellschaft für die Versorgung der Alten auf- 
wendet, vom laufenden Sozialprodukt abgezweigt werden muß, ob die Al- 
ten nun ihre Ansprüche in Form von Beiträgen an die gesetzliche Renten- 
versicherung oder an private Versicherungen oder sonstwie, z.B. qua Bür- 
gerstatus, erworben haben. Den Ansprüchen steht für den laufenden Kon- 
sum einfach nichts anderes gegenüber als die je aktuelle Produktion. Dem 
steigenden »Alterslastquotienten« kann man nicht (oder nur durch Ansprü- 
che ans Ausland) entgehen, auch wenn Versicherungsvertreter das anders 
sehen wollen. Deshalb ist irgendeine Form von Generationenvertrag immer 
notwendig - und die jetzt in die Erwerbsphase eintretende junge Generation 
kann ihn zwar in der bisherigen Form kündigen, aber die Kündigung folgt 
einer self-fulfilling prophecy: Wer die Altersversorgung für unsicher hält, 
sagt nur, daß man prinzipiell nicht wissen kann, was die nächste Generation 
tun wird. Daraus die Schlußfolgerung zu ziehen, der Generationenvertrag 
könne nicht funktionieren, und ihn aufzukündigen, bedeutet nur, daß man 
die dann nachrückende Generation provoziert, das nachzumachen. Statt 
solche Unsicherheiten hochzuschaukeln, könnte man sich klarmachen, daß 
die Renten (immer nur) so sicher sind wie der gesellschaftliche Konsens, 
der über das Was und Wie der Altersversorgung hergestellt werden kann. 
Drittens sollte man sich Gedanken darüber machen, welche Folgen der 
immer wieder geforderte Rückschnitt der sozialen Leistungen oder eine 
Rücknahme der Staatsquote unter den gegenwärtigen Bedingungen hat. Für 
im Kreislaufdenken geschulte Ökonomen ist der Befund klar: 


»Die Entwicklung von Staats- und Abgabenguote ist eindeutig Ergebnis der besonderen Art der 
deutschen Vereinigung und des dadurch entstandenen Transferproblems. Hält man eine Ur- 


10 Das Argument, man könne sich solche sozialstaatliche Großzügigkeit nicht mehr »lei- 
sten«, besagt nichts anderes als: man will es sich nicht mehr leisten. 
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sachentherapie für angemessen und will die Staatsquote senken, muß man die Transfers nach 
Ostdeutschland zurückführen. Soll dabei der Markt in Ostdeutschland für die westdeutsche 
Wirtschaft erhalten bleiben, müssen Wirtschaft und Banken an die Stelle des Staates treten und 
die Lücke zwischen Ausfuhr und Einfuhr Ostdeutschlands schließen.« (Flassbeck 1995: 411) 
Hier ergibt sich jedoch ein neues Problem. Die Versuche von seiten der 
Regierung, die Unternehmen über die Verpflichtung ihrer Verbände in die- 
sem Sınne in Anspruch zu nehmen (etwa mit der »Bankeninitiative« oder 
der »Einkaufsoffensive neue Bundesländer«), sind - im Gegensatz zu ähnli- 
chen Aktionen in der Frühgeschichte der Bundesrepublik - weitgehend 
mißlungen. Die Verbände haben im Osten ihre Organisationsfähigkeit ein- 
gebüßt, so daß korporatistisch von den Verbandsspitzen ausgehandelte 
Selbstverpflichtungen an der »Basis« nicht mehr eingehalten werden 
(Lehmbruch 1996). Wenn aber die Unternehmen nicht freiwillig und ver- 
bandsmäßig koordiniert in die Bresche springen, die aufgrund des Rück- 
zugs des Staates entstehen muß, müssen sie 

»erhebliche Verluste erleiden, weil Nachfrage aus Ostdeutschland in großem Maße wegfällt. 
Als eine Variante, die solche Folgeeffekte vermeidet, wird offenbar die generelle Ein- 
schränkung der Leistungen des Sozialstaats in Deutschland insgesamt angesehen, ohne die 
Transfers von West nach Ost in besonderer Weise zu berücksichtigen... Doch auch dieser 
Weg führt in die Irre. Wo und wann immer der Staat Einsparungen vornimmt, um die Zu- 
nahme der Ausgaben infolge der Transfers nach Ostdeutschland zu kompensieren, um also 
die Abgabenquote zurückzuführen, ohne die staatlichen Defizite auszuweiten, sind negative 
Rückwirkungen auf den Unternehmenssektor unumgänglich... Das einzige, was man errei- 
chen kann, ist eine Umverteilung der primären Belastung durch die deutsche Vereinigung. 
Wenn der Staat etwa Sozialausgaben senkt, zahlen für die einigungsbedingte Mehrbelastung, 
von der in West und Ost sehr viele in der einen oder anderen Weise profitieren, überwiegend 


diejenigen, die von staatlichen Sozialleistungen abhängig sind. Dafür gibt es keinerlei Be- 
gründung.« (Flassbeck 1995: 411) 


6. Angebotspolitik 


Hier irrt nun doch auch der kreislauftheoretisch geschulte Ökonom. Es gibt 
für diese Politik schon eine Begründung, wenngleich eine, die im öffentli- 
chen Diskurs nicht mehr als sonderlich legitim gelten dürfte. Die für die 
Angebotspolitik plädierenden Ökonomen dienen sie unermüdlich an: Das 
Investitionsklima am Standort Deutschland muß verbessert werden. Dazu 
müssen die Steuern für die Unternehmen noch mehr reduziert werden. Und 
die Lohnkosten, insbesondere die Lohnnebenkosten, sprich die Sozialversi- 
cherungsbeiträge, müssen gesenkt werden. 

Das Rezept ist bekannt, funktioniert aber nicht. Die Sozialversicherungen 
sind bereits dadurch extrem belastet, daß ein relevanter Teil der Einigungs- 
kosten auf sie abgewälzt wurde und zugleich die Massenarbeitslosigkeit er- 
hebliche Einnahmeverluste und Mehrausgaben verursacht. Hinzukommt, 
daß die Verschiebung in der Einkommensverteilung zugunsten der Gewin- 
ne, die seit 1982 stattfindet, durch die Senkung des Lohnanteils am Volks- 
einkommen die Basisgröße schmälert, auf die die Sozialbeiträge bezogen 
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sind. Das Ausmaß der Verteilungsverschiebung in der Ära Kohl/ Wai- 
gel/Lambsdorf kann man sich an der Entwicklung der Zusammensetzung 
des verfügbaren Einkommens der privaten Haushalte klarmachen. 


Tabelle 7: Zusammensetzung des verfügbaren Einkommens der privaten 
Haushalte (in %, ohne nichtentnommene Gewinne) 


Nettolöhne & Gewinn- & empfangene geleistete Über- 
Gehälter Vermögens- Übertragungen tragungen 
einkommen 


1993 
1994 
1995 


(Quelle: BMAS 1996:1.17 (bis 1991a alte Bundesrepublik, danach Gesamtdeutschland) 


1992 


Für das Jahr 1995 gilt, daß der Anteil der Nettolöhne und -gehälter am ver- 
fügbaren Einkommen der privaten Haushalte seinen niedrigsten Stand in der 
Geschichte der Bundesrepublik erreicht hatte, während für die Einkommen 
aus Unternehmertätigkeit und Vermögen der Höchststand (von 199]a) fast 
wieder erreicht wurde. Rekordverdächtig war auch der nach der Einigung 
(ab 1991b) hochgetriebene Anteil der empfangenen Übertragungen (hinter 
dem Etikett verbergen sich im wesentlichen die sozialstaatlichen Transfers). 
Wie der Staat an dieser Entwicklung mitgewirkt hat, läßt sich ganz gut an- 
hand eines Vergleichs der Nettoquoten bei Löhnen und Gehältern einerseits, 
Gewinnen und Vermögenseinkommen andererseits ablesen. Diese Netto- 
quoten geben an, wieviel im Durchschnitt anteilmäßig vom jeweiligen 
Bruttoeinkommen nach Abzug der direkten Steuern und - bei den Lohnab- 
hängigen - der Sozialbeiträge, also nach dem Staatszugriff, übrigbleibt. 


Tabelle 8: Nettoguoten 


Jahr Gewinn- und Löhne und 
Vermögenseinkommen Gehälter 


1982 


1991a 
1991b 
TEE TE 


Quelle: BMAS (1996:1.10 & 1.14) 
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Der Staat tastet - was angebotspolitisch offenbar als korrekt gilt - die Ge- 
winne und Vermögenseinkommen immer weniger, die der Lohnabhängigen 
- wohl weil sie keine Leistungsträger sind - dafür um so kräftiger an. Die 
deutlich ablesbare, staatlich begünstigte Verbesserung der Gewinnchancen 
der Unternehmen hat jedoch nicht die Konsequenzen, die die Angebotspo- 
litiker erwarten. Offensichtlich funktioniert die Übersetzung von höheren 
Gewinnen in höhere Investitionen und damit in mehr Beschäftigung nicht 
(mehr). Keynesianisch gesprochen gilt: Wenn auf der Nachfrageseite auch 
noch die antizyklisch wirkenden »built-in stabilizers« der aus sozialstaatli- 
chen Transfers gespeisten Einkommen, wie es die diversen Sparprogramme 
der Regierung bewirken, reduziert werden, kann das nicht ohne Rückwir- 
kungen auf die Absatz- und damit die Gewinnerwartungen der Unterneh- 
men bleiben. Die Kapazitäten bleiben unterausgelastet. Warum dann anders 
investieren als in Form von Ersatz- und Rationalisierungsinvestitionen? 

Die Frage deutet auf ein grundsätzliches Defizit der » Angebotspolitik«: 
Man kann ihr zugestehen, daß sie der Erfahrung des Staatsversagens Rech- 
nung trägt. Aber was rechtfertigt den auf Permanenz gestellten Vertrauens- 
vorschuß gegenüber den Unternehmen/nehmern, wenn es für diese einfach 
nur rational ist, den Preis für ihre Kooperation dauernd höherzuschrau- 
ben?!! Die bundesdeutschen Erfahrungen mit nunmehr fast 15 Jahren an- 
gebotsorientierter Wirtschaftspolitik rechtfertigen dieses Vertrauen jeden- 
falls nicht mehr. Obwohl sich die Gewinn-Erlös-Relation seit 1982 - abge- 
sehen von dem Einbruch 1992/3 - stetig verbessert hat (SVR 1996/97: 302), 
sinkt die Investitionsquote im Trend ab. Die Investitionsquote (hier das 
Verhältnis von Ausrüstungsinvestitionen und Wirtschaftsbauinvestitionen 
zum BIP) sank in der Krise 1974 auf ca. 11%, erholte sich danach wieder 
in einen Schwankungsbereich um 12%, stieg dann zwar in den späten 80er 
Jahren und im Zuge des Vereinigungsbooms auf bis knapp 14% an (ein 
Wert, der zuletzt in der Golden-Age-Phase überschritten wurde), liegt aber 
“in den 90er Jahren deutlich unter den Werten aus vor-angebotspolitischen 
Zeiten. Deutlich wird, woran das Kohl-Waigel-Lambsdorf-Projekt krankt: 
Auch noch so hohe Gewinne ziehen nicht automatisch Investitionen nach 
sich. Vielmehr ist eine solche Politik erpreßbar. Bleiben die Investitionen 
aus, ist das einfach nur ein Grund, noch höhere Gewinne einzufordern und 
von der Politik aus auch zuzugestehen. Warum sollten gewinnmaximie- 
rende Unternehmer von dieser Strategie abgehen? Die »Standortbedingun- 
gen« lassen sich immer noch verbessern, auch wenn das Argument nicht 
stimmt, daß die Unternehmen im internationalen Vergleich durch zu hohe 
Besteuerung und zu hohe Löhne, inklusive zu hoher Sozialbeiträge, be- 


l1 In dieser Hinsicht ist vielleicht auch der Wegfall der Systemkonkurrenz, auf jeden Fall 
aber der Wettlauf der Nationalstaaten um Investitionen bedeutsam. 
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nachteiligt wären. Soweit es die Steuern angeht, sind in vergleichbaren In- 
dustrieländern zwar die nominellen Höchststeuersätze z.T. deutlich niedri- 
ger, aber die Ergiebigkeit der Unternehmenssteuern ist höher. In Deutsch- 
land 1994 erbrachten Gewerbesteuer, Körperschaftssteuer und betriebliche 
Vermögenssteuer ein Aufkommen von 2,2% des BIP, bei einer Grenzbela- 
stung von 62,3%; in den USA wurde bei einer Grenzbelastung der einbe- 
haltenen Gewinne von 45,3% Steuereinnahmen von 2,6% des BIP reali- 
siert, in Großbritannien 2,7% bei einer Grenzbelastung der einbehaltenen 
Gewinne von 33% (Sarrazin 1996). Daß die niedrigeren Steuersätze den 
Staaten mehr einbringen, liegt dabei nicht an irgendeiner Laffer-Kurven- 
Mystik, sondern einfach daran, daß in der Bundesrepublik für die Unter- 
nehmen gesetzlich vorgesehene Möglichkeiten, die Steuern zu umgehen, 
reichlich vorhanden sind und genutzt werden. 

Was die Löhne und Lohnnebenkosten angeht, ist der in den Medien übliche 
internationale Vergleich von Löhnen, womöglich noch alle in Dollarwerte 
umgerechnet, irreführend. Entscheidend sind, wenn es um die internatio- 
nale Konkurrenzfähigkeit geht, die von der Arbeitsproduktivität und den 
Wechselkursen abhängigen relativen Lohnstückkosten (Hübner/Bley 1996). 
Wenn jedoch die im internationalen Vergleich in Deutschland beobachtbare 
Lohnentwicklung DM-Aufwertungen nach sich zieht, kann sich die Kon- 
kurrenzfähigkeit auf den Exportmärkten schwerlich verbessern. In der er- 
sten Hälfte der 90er Jahre fand eine solche DM-Aufwertung statt. Ein Ver- 
gleich der G 5-Länder kommt zu folgendem Ergebnis: 


»Die These vom 'Hochlohnland Deutschland’ konnte nicht bestätigt werden: Hohe Stunden- 
löhne erscheinen gerechtfertigt, wenn man Arbeitsproduktivität und Stundenproduktivität be- 
rücksichtigt. Auf gesamtwirtschaftlicher Ebene sind die realen Lohnstückkosten weder über- 
mäßig hoch, noch sind sie in den vergangenen Jahren überdurchschnittlich stark gestiegen. 
Relativ zu den in DM umgerechneten nominalen Lohnstückkosten anderer Länder haben die 
nominalen Lohnstückkosten in Deutschland dagegen deutlich zugenommen. Aber das ist kein 
Arbeitskostenproblem, sondern die unvermeidbare Konsequenz der Aufwertung der D- 
Mark.« (Köddermann 1996: 7f) 

Auf die Veröffentlichung dieses Befundes reagierten die Unternehmerver- 
bände ähnlich hysterisch wie auf ein ähnliches Ergebnis des DIW von 
1995, wo die Frage: Hat Westdeutschland ein Standortproblem? (DIW 
1995) mit »Nein« beantwortet wurde. Die ganze schöne, gewinnträchtige 
Thematisierung der Standortfrage war durch unberufene Wirtschaftswis- 
senschaftler in Frage gestellt. 


7. Selbstlähmung der Wirtschaft 


Eine plausiblere Erklärung für das, was in der Bundesrepublik neben den 
Einigungslasten den Kern der wirtschaftlichen Probleme ausmacht, nämlich 
die Massenarbeitslosigkeit, könnte sich auf eine etwas gegen den Strich ge- 
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bürstete Weise des NAIRU-Konzepts (Non-Accelerating-Inflation-Rate-of- 
Unemployment) bedienen. Mit dem NAIRU-Konzept wird ein Zusammen- 
hang behauptet zwischen der Höhe der Arbeitslosigkeit und der Inflation, 
der gegenüber der alten Philipps-Kurve die Verfeinerung enthält, daß eine 
bestimmte Arbeitslosenquote erforderlich ist, um die Inflationsrate stabil zu 
halten. Empirische Schätzungen der NAIRU für die Bundesrepublik kom- 
men zu dem Ergebnis (Langmantel 1996: 11), daß sie stufenweise ansteigt, 
d.h. daß immer mehr Arbeitslosigkeit erforderlich ist, um inflationsbe- 
schleunigende Lohnforderungen einzudämmen. Interessanterweise tauchen 
die Gewinne unter den Determinanten der NAIRU nicht auf (oder allenfalls 
indirekt über die Kapazitätsauslastung der Unternehmen). Wenn man unter- 
stellt, daß die beobachtbare Absenkung der Lohnquote und die Verschie- 
bung der Steuerlastverteilung zugunsten der Gewinne Druck auf die Löhne 
erzeugt, die Versuche, die Löhne zu steigern, aber qua inflationsdämpfen- 
der Geldpolitik abgewürgt werden, erscheint die höhere Arbeitslosigkeit als 
eine ungewollte Nebenfolge aus dem Zusammenwirken von regierungssei- 
tig gestützter Gewinnsteigerung und bundesbankinduzierter Inflationsbe- 
kämpfung. Wenn der Gewinnanteil am Volkseinkommen real immer weiter 
gesteigert werden soll, muß die Arbeitslosigkeit ebenfalls steigen, um das 
aus dem Druck auf die Löhne resultierende Steigen der latenten Konfliktbe- 
reitschaft der Lohnabhängigen abzufangen. Daß dabei die Wirtschaft insge- 
samt stagniert, weil die Gewinne nicht in inländische Investitionen über- 
führt werden, scheint die Bezieher der Gewinneinkommen nicht zu stören, 
solange sie die bestehenden sozialstaatlichen Institutionen für diese Sta- 
gnation verantwortlich machen können. Diese Zuschreibung ist jedoch 
falsch. Es sind die Einigungsprobleme, die den bundesdeutschen Sozial- 
staat überlasten - unbeschadet der Tatsache, daß einige seiner Bestandteile 
reformbedürftig sind und bleiben. Die Weigerung, die Einigungsprobleme 
als solche anzuerkennen, läßt sich wohl nur damit erklären, daß mit dieser 
Anerkennung auch eine gewisse Verpflichtung verbunden wäre, einen Teil 
der Belastungen zu übernehmen. Schließlich handelt es sich um ein »natio- 
nales« Problem, nicht um den üblichen Verteilungskonflikt im Kapitalis- 
mus-Spiel. Wenn man solch starke Worte nicht scheuen will, könnte man 
den deutschen wirtschaftlichen und politischen Eliten einmal mehr den 
»Verrat an der Nation« vorwerfen. 


8. Klassenkampf von oben? 


In der wirtschaftspolitischen Debatte werden die beobachtbaren Krisen- 
symptome, insbesondere die Fiskalkrise und die dauernd zu hohe Arbeits- 
losigkeit, so dargestellt, als stammten sie aus mangelnder Anpassung an die 
aktuelle Weltmarktkonstellation. Tradierte, überhöhte Ansprüche führten 
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zu Rigiditäten, Überregulierung verhindere schnelle und flexible Reaktio- 
nen auf neue Herausforderungen, Arbeitskosten seien - sozialstaatlich be- 
dingt - zu hoch. Im Effekt werden durch solche Argumente die hauptsäch- 
lich einigungsbedingten Belastungen dem Sozialstaat zugeschrieben und 
damit als Hebel benutzt, um den Um- und Abbau des Sozialstaats zu er- 
zwingen. Die Ergebnisse auf der Ebene der (funktionalen Einkommens-) 
Verteilung sind klar: Es findet - den US-amerikanischen und englischen 
Vorbildern folgend - eine staatlich geförderte, rabiate Umverteilung zugun- 
sten der Gewinn- und Vermögenseinkommen statt. Die Kosten dieser Stra- 
tegie sind nicht ganz so klar: um die Verteilungsveränderungen durchzuset- 
zen, nehmen die wirtschaftlichen und politischen Eliten nicht nur überhohe 
Arbeitslosigkeit und eine tiefe Fiskalkrise in Kauf, sondern sie versuchen 
damit auch, tiefgreifende Veränderungen in den eingespielten gesellschaft- 
lichen Regeln von Konflikt und Kooperation zu erzwingen. Damit verän- 
dern sich nicht nur die Einstellungen der Spieler zueinander, sondern auch 
die Schärfe von Konflikten und die Formen ihrer Austragung. Eine die Ge- 
schichte der Bundesrepublik prägende Lehre aus der Weltwirtschafiskrise 
und der Nazizeit war, daß Sozialpolitik die Gesellschaft »jenseits des Klas- 
senkampfs« (Rüstow 1959) führen müsse. Nun deutet vieles darauf hin, daß 
es wieder rückwärts geht: der Klassenkampf wird von oben neu eröffnet. 
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Die Zukunft der Gesetzlichen Krankenversicherung 
zwischen Markt und Strukturkonservatismus 


1. Die Privatisierung des Krankheitsrisikos 


Wenn sich die Diskussion und die Praxis des Umbau des Sozialstaats in der 
Bundesrepublik auf einen Begriff bringen läßt, dann sicher auf den der 
»schleichenden Privatisierung« gesellschaftlicher Risiken. Blanke und von 
Bandemer haben darauf hingewiesen, daß der Diskurs, der den Umbau des 
Sozialstaats begleitet, das »Klima einer paradoxen Kommunikation« er- 
zeugt: »Einerseits wird die staatliche Verantwortung für Erhalt und Fort- 
entwicklung des Sozialstaats nicht dementiert, andererseits wird in vielen 
kleinen Schritten am 'Umbau' des Sozialstaats gearbeitet...« (Blanke/von 
Bandemer 1995, 401). Die Ausgestaltung der sogenannten »Dritten Stufe 
der Gesundheitsreform« (nach der Gesundheitsreform des Jahres 1989 und 
dem Gesundheitsstrukturgesetz 1992) wird darüber entscheiden, ob der 
Trend der Privatisierung gesellschaftlicher Risiken, hier des Krankheitsrisi- 
kos, zu einer tiefgreifenden Strukturtransformation des Gesundheitswesens 
führt. Die Privatisierung des Krankheitsrisikos kann verschiedene Formen 
annehmen: als Ausgrenzung von Leistungen aus dem Leistungskatalog der 
Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV), als Erhöhung von Selbstbeteili- 
gungen und Zuzahlungssätzen, als Reduktion (oder Abschaffung) von Zu- 
schüssen der Kassen (z.B. für Heil- und Hilfsmittel) oder als Einbau von 
Elementen der Privaten Krankenversicherung in die GKV, wie die Etablie- 
rung von Wahltarifen, Kostenerstattung und Beitragsrückerstattung. Allen 
genannten Maßnahmen ist gemeinsam, daß sie zentrale Gestaltungsprin- 
zipien der GKV, vor allem das Solidaritätsprinzip, verletzen. 

Die GKV ist der strategische Bezugspunkt aller gesundheitspolitischen Re- 
formdiskussionen. Seit ihrer Gründung konkurrieren gegensätzliche »Sozial- 
ideen« und »Sozialgestalten« (Heimann 1980) um die Ausgestaltung des 
Gesundheitswesens und um Struktur und Aufgabe der GKV. Folgen wir Ro- 
senbrock (1993: 321), so lassen sich die konkurrierenden »Sozialideen« so 
typisieren: auf der einen Seite steht ein weitgefaßter und positiver Gesund- 
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heitsbegriff, die Ausrichtung des Gesundheitswesens auf gesellschaftliche 
Bedingungen der Gesunderhaltung, der Erkrankung und der Bewältigung 
von Krankheit, die Verringerung gesundheitlicher Ungleichheit, die verhal- 
tens- und verhältnispräventive Ausrichtung des Gesundheitssystems, die In- 
tegration von Krankenversicherung und Arbeitsschutz sowie die Sicherstel- 
lung von Prävention und Kuration durch selbstverwaltete bzw. kommunale 
Einrichtungen. Auf der anderen Seite steht die Sozialidee eines an einem en- 
gen und negativen Gesundheitsbegriffs orientierten weitgehend kurativ aus- 
gerichteten Gesundheitswesens, das auf der »Trennung zwischen den sozia- 
len Verursachungsbereichen von Krankheit in der Arbeits- und Lebenswelt 
einerseits und dem Versorgungssystem andererseits (z.B. Abkoppelung des 
Arbeitsschutzes von der Krankenversicherung)« (Rosenbrock 1993: 321) bei 
Fragmentierung der GKV und auf der Leistungserbringung durch vorwie- 
gend mittelständische private Anbieter (vor allem Ärzte) basiert. 
Mit Alber (1992, 29) läßt sich die »Geschichte der durch die Krankenversi- 
cherung strukturierten Sozialbeziehungen (...) weitgehend als ein Kampf 
um Lebenschancen organisierter Interessensgruppen bzw. kollektiver Ak- 
teure begreifen«. Stets ging es dabei um materielle Interessen, aber immer 
standen auch »Kompetenz- und Statusfragen sowie ideelle Interessen im 
Sinne unterschiedlicher Vorstellungen von der rechten Ordnung des Ge- 
sundheits- und Gemeinwesens« (ebd.) auf dem Spiel. Als naturwüchsiges 
Ergebnis dieser Kämpfe hat sich bei großer Kontinuität der Strukturprinzi- 
pien der Gesetzlichen Krankenversicherung ein komplexes System der 
Mischsteuerung herausgebildet, das Elemente des Marktes, der staatlichen 
Normsetzung und Planung und einer besonders ausgeprägten Staat- 
Verbände-Steuerung miteinander verbindet. 
Die Leistungen und die Grenzen dieses Steuerungssystems mit der GKV 
als zentraler Institution sind weithin bekannt. Zu den Leistungen gehören 
der weitgehend ökonomisch nicht diskriminierte Zugang zu gesundheitli- 
chen Dienstleistungen und Gütern, eine hochwertige medizinisch-kurative 
Versorgung der Bevölkerung und eine im ganzen unter Kontrolle gehaltene 
Ausgabendynamik. Zu den Schwächen des jetzigen GKV-Steuerungs- 
systems zählen (vgl. z.B. Schmidt, Jahn, Scharf 1987): 
- die starke Zersplitterung und Schließung der Sektoren des Gesund- 
heitswesens, 
- das erhebliche Ausmaß gesundheitlicher Ungleichheit, 
- die fast ausschließlich kurative Orientierung zu Lasten der Präventiven, 
- die Trennung der Verursachung gesundheitlicher Risiken von der Ver- 
sorgung (insbesondere in der Arbeitswelt), 
- die Anbieterdominanz der Medizin bei gleichzeitiger Schwäche der Ge- 
staltungsmöglichkeiten der Krankenkassen, 
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- das meist unverbundene Nebeneinander von medizinischen, pflegeri- 
schen und anderen gesundheitlichen Dienstleistungen, 

- die Dominanz der nicht nur unwirtschaftlichen, sondern den Kooperati- 
onserfordernissen bei der Bewältigung der zunehmenden Zahl chro- 
nisch-degenerativen Erkrankungen ungenügenden privaten Einzelpraxis, 

- die fast ausschließlich technische und medikamentöse Ausrichtung des 
Medizinbetriebs mit seiner Tendenz zur Ausweitung des medizinischen 
Definitionsanspruchs, 

- die ungenügende Qualitätssicherung in nahezu allen Bereichen des me- 
dizinischen Systems, 

- die fehlende Gesamtverantwortung und politische Steuerung des frag- 
mentierten und mit widersprüchlichen Steuerungsmechanismen arbei- 
tenden Systems, 

- die unterschiedliche Risikostruktur der Krankenkassen (auf dieses Pro- 
blem gehe ich unten ein). 

Die gesundheitspolitische Diskussion Mitte der neunziger Jahre zeichnet 

sich dadurch aus, daß diese materialen Strukturschwächen und Fehlsteue- 

rungen kaum noch eine Rolle spielen. Vielmehr wird die Diskussion durch 

Mythen bestimmt. Schwartz und Busse (1994) haben als fünf die Diskussi- 

on nicht nur in der Bundesrepublik beherrschenden Mythen »Demogra- 

phie«, »Hohe Verweildauer als kostenentscheidender Faktor«, »Kontrolle 
der Kosten durch die Patienten«, »technischer Fortschritt als Kostenspreng- 
satz« und »Markt« herausgearbeitet. Kühn (1995) hat als weiteren Mythos 
die »Kostenexplosion« analysiert: Der Anteil des Bruttosozialprodukts, der 
auf die Gesundheitsausgaben fällt, bewegt sich seit den 80er Jahren ım Be- 
reich von 8% (1980) bis 9,5% (1993). Der Anteil der Ausgaben der GKV 
am Bruttosozialprodukt betrug 1980 6,1% und 1993 5,8% (Bundesministe- 
rıum für Gesundheit 1996, Punkt 9.4). Im internationalen Vergleich liegt 
die Bundesrepublik damit im mittleren Feld. Gestiegen sind allerdings die 

Beitragssätze zur Krankenversicherung . Die Lösung des Widerspruchs 

zwischen steigenden Beitragssätzen einerseits und mehr oder weniger kon- 

stanten Gesundheitsausgaben bzw. GKV-Anteilen am BSP andererseits er- 
klärt sich durch den Rückgang der Lohnquote. Die unbereinigte Brutto- 

lohnquote sank von 75,8% (bereinigt: 66,2%) im Jahr 1980 auf 70,7% 

(bereinigt: 61,2%) ım Jahr 1994 (Vesper 1995, 185). Dadurch schrumpfte 

die Finanzierungsbasis der GKV. Kühn schlußfolgert: 


1 Die aktuellen Finanzierungsprobleme der GKV sind auch politisch zu verantworten. Als 
gesetzlich induzierte Belastungen der Krankenkassen sind u.a. die 1995 eingeführte Ab- 
senkung der Beitragsbemessungsgrundlage für Arbeitslose, die höhere Beitragspflicht 
vom Krankengeld, die Herausnahme patentgeschützter Medikamente aus der Festbetrags- 
regelung und die Senkung des Arbeitslosenhilfeanspruchs durch Anrechnung sonstiger 
Einkünfte ab 1997 zu nennen. 
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»Während der GKV-Anteil am BSP seit 1975/80 unverändert ist, ist der Anteil der Löhne und 
Gehälter gesunken. Wären also in den achtziger Jahren bis heute Beschäftigung und Lohn- 
quote konstant geblieben, so würde der heutige Beitragssatz exakt dem des Jahres 1980 entspre- 
chen. Anders ausgedrückt: wäre bei der gegebenen empirischen Ausgabentwicklung (also bei 
gegebener 'Kostenexplosion'!) der Lohnanteil am Sozialprodukt gestiegen, dann wäre der Bei- 
tragssatz sogar gefallen. Mit der scheinbar sachlich-neutralen Anbindung der Finanzierung an 
die Lohnentwicklung werden also tatsächlich fundamentale inhaltliche Entscheidungen getrof- 
fen, die möglicherweise von vielen Beteiligten nicht einmal intendiert sind« (Kühn 1995, 157). 
Dabei ist zu bedenken, daß die als ökonomische Begründung für den Um- 
bau des Gesundheitswesens herangezogenen angeblich steigenden »Lohn- 
nebenkosten« als Beiträge der Arbeitgeber zur GKV in der Bruttolohn- und 
nicht in der Gewinnguote enthalten sind. Durch die Berufung auf eine 
»Kostenexplosion« in der Gestalt steigender Beitragssätze zur Krankenver- 
sicherung werden material-rationale Fragen der bedarfsgerechten Versor- 
gung unter die Politische Okonomie der Einkommensverteilung zwischen 
Kapital- und Arbeit subsumiert: 
»Ist dieser Kontext erst einmal fixiert und legitimiert, dann müssen alle Steuerungsmedien, ob 
Markt, Recht, professionelle Norm oder Expertise so eingesetzt werden, daß sie zu Transfor- 
mationsmechanismen werden, die dafür sorgen, daß die makroökonomischen Imperative in 
den mikroökonomischen, institutionellen Entscheidungen der Arztpraxis, des Krankenhauses 
oder der Sozialstation auch nachvollzogen, d.h. gegenüber den Patienten exekutiert werden« 
(Kühn 1995, 158). 
Wenn diese Analyse stimmt, dann bieten sich im Prinzip zwei Typen von 
Reformen im Gesundheitswesen an. Der erste Typ von Reformen zielt dar- 
auf ab, erstens die vielfach analysierten strukturellen Ineffizienzen des Ge- 
sundheitssystems zu beheben, zweitens Niveau und Dynamik der Ausga- 
benentwicklung auf der Anbieterseite strikter zu kontrollieren und drittens 
die Finanzierungsgrundlage auf der Einnahmeseite im Sinne des Solidar- 
prinzips der GKV zu verbessern. 
Der zweite Typ von Reformen zielt darauf ab, unter dem Eindruck des Ko- 
stenarguments auf der Versicherten- bzw. Patientenseite anzusetzen und die 
als »nicht mehr tragbar« deklarierten Kosten für das Gesundheitswesen zu 
privatisieren. Diese Lösung hat den Charme, die interessens- und machtge- 
stützte privatwirtschaftliche Wachstumsdynamik des Gesundheitssystems 
unangetastet zu lassen. Wird dieser Weg gewählt, hat dies allerdings zur 
. = Ba, Se 
Folge, daß Fragen der materialen Rationalität einer bedarfsgerechten Ge- 


2 Den Begriff »materiale Rationalität« entlehne ich Max Weber (1980, 44), der ihn von 
»formaler Rationalität« unterscheidet: »Als formale Rationalität eines Wirtschaftens soll 
hier das Maß der ihm technisch möglichen und von ihm wirklich angewendeten Rech- 
nung bezeichnet werden. Als materiale Rationalität soll dagegen bezeichnet werden der 
Grad, in welchem die jeweilige Versorgung von gegebenen Menschengruppen 
(gleichviel wie abgegrenzter Art) mit Gütern durch die Art eines wirtschaftlich orientier- 
ten sozialen Handelns sich gestaltet unter dem Gesichtspunkt bestimmter (wie immer ge- 
arteter) wertender Postulate, unter welchen sie betrachtet wurde, wird oder werden 
könnte. Diese sind höchst vieldeutig«. Ohne die Webersche Typologie des Rationalitäts- 
begriffs diskutieren zu können, sei doch dreierlei vermerkt: erstens deckt sich die Unter- 
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staltung des Gesundheitssystems und eines effizienten Ressourceneinsatzes 
zur Verwirklichung des politisch definierten Dienstleistungsauftrags der 
GKV weitgehend obsolet werden. Zumindest sieben Reduktionen des bzw. 
Abstraktionen vom zu regulierenden Gegenstand, Gesundheit und gesund- 
heitliche Dienstleistungen, sind notwendig, wird der marktwirtschaftliche 
Weg der Privatisierung gewählt. In thesenartiger Form sind dies: 

1. Gesundheit bzw. gesundheitliche Dienstleistungen müssen als eine bloße 
Ware verstanden werden. Die komplexen (auch sozialen) Bedingungen der 
Risikoexposition, der Bewältigung, der personalen und sozialen gesund- 
heitsförderlichen Schutzfaktoren und der Inanspruchnahme von Dienstlei- 
stungen bleiben vom Marktdiskurs unthematisiert. 

2. Die durch soziale Verhältnisprävention mögliche lebenslagenspezifische 
Senkung des Krankheitsrisikos und komplementär dazu die Stärkung von 
sozialen gesundheitlichen Ressourcen geraten, da erstens nicht kommodifi- 
zierbar und zweitens dem Krankenversorgungssystem vorgelagert, nicht in 
den Blick. 

3. Der Markt verstärkt das enorme Ausmaß gesundheitlicher Ungleichheit, 
das sich in schichtspezifischen Morbiditäts- und Mortalitätsraten zeigt. Der 
Zugang zu und die Qualität von gesundheitlichen Dienstleistungen wird 
abhängig von der Kaufkraft, das Solidaritätsprinzip wird außer Kraft gesetzt. 
4. Ebenso wie die Inanspruchname durch das Nadelöhr der Kaufkraft gehen 
muß, muß das Angebot durch das Nadelöhr der Rentabilität hindurch. So- 
zıale Qualitätsstandards sind dem Markt fremd. 

5. Der in seiner lebenspraktischen Autonomie eingeschränkte Kranke muß 
zu einem souveränen Kunden umdefiniert werden, der frei entscheidet, 
welche gesundheitlichen Dienstleistungen zu welchem Preis und in welcher 
Menge er kaufen will. Seine Patientenkarriere wird sequentialisiert durch 
eine Kette von stets neu zu treffenden ökonomischen Entscheidungen so- 
wohl des Kranken als auch der rentabilitätsorientierten Anbieter von ge- 
sundheitlichen Dienstleistungen. 

6. Das als widersprüchliche Einheit von spezifischen (d.h. rollenförmigen) 
und diffusen Sozialbeziehungen gekennzeichnete Arzt-Patient-Verhältnis 
(Oevermann 1996), dessen normative Binnenstruktur Parsons (1958) mit- 
tels der Orientierungsalternativen als gemeinwohlorientiert, universali- 
stisch, affektiv neutral, leistungsorientiert und funktional spezifisch charak- 
terisiert hat, muß in eine warenförmige Beziehung transformiert werden. 


scheidung zwischen formaler und materialer Rationalität nicht mit der Unterscheidung 
zwischen mikro- und makrosozialen Phänomenen (auch eine Lebensführungspraxis kann 
formal rationalisiert sein). Zweitens kommt es bei Weber zu lebensordungs- bzw. wert- 
sphärenspezifischen Bedeutungsdifferenzierungen des Duals formal/ material. Drittens ist 
formale Rationalität nicht identisch mit Zweckrationalität; auch zweckrationales Handeln 
kann material rational beurteilt werden (vgl. Weber 1980, 45). 
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7. Ökonomische Rationalität muß auch im Gesundheitswesen durchgängig 
die Form von Rentabilität annehmen, ohne daß durch das kommodifizierte Pa- 
tientenhandeln der Ressourceneinsatz auf der Anbieterseite rationalisiert wird. 
Alle Konzepte, die die Gewichte im Systems der komplexen »Mehrfach- 
steuerung« (Alber 1992, 14) des Gesundheitswesens zugunsten des Markt- 
mechanismus verschieben, müssen daraufhin überprüft werden, ob sie mit 
den Prinzipien einer sozialen Krankenversicherung kompatibel sind. Der 
Diskussion um die Zukunft der Gesetzlichen Krankenversicherung, die sich 
als soziale Krankenversicherung dem Marktmechanismus bislang weitge- 
hend entzieht, kommt deshalb eine strategische Bedeutung zu. 


2. Das Gesundheitsstrukturgesetz und seine Folgen 


Die jahrzehntealte Diskussion um eine Reform der GKV, die 1990 in den 
zunächst folgenlos gebliebenen Endbericht der Enquete-Kommission des 
11. Deutschen Bundestages »Strukturreform der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung« (Deutscher Bundestag 1990) mündete, flammte schon kurz nach 
dem Inkrafttreten des Gesundheitsstrukturgesetzes (GSG) wieder auf. Das 
Ende 1992 in einer großen Sachkoalition beschlossene Gesundheitsstruk- 
turgesetz bedeutete einen Bruch mit der Kostendämpfungspolitik der sieb- 
ziger und achtziger Jahre. Diese hatte sich darauf beschränkt, unter weitge- 
hender Konservierung der Versorgungs-, Regulierungs- und Organisations- 
formen die seit Mitte der siebziger Jahre gestiegenen Beitragssätze zur 
GKV durch eine Reduktion von Versicherungsleistungen durch Selbstbe- 
teiligungs- und Zuzahlungsregelungen zu stabilisieren. Das Gesundheitsre- 
formgesetz (GRG) aus dem Jahr 1989 war der zunächst letzte Versuch ge- 
wesen, unter Verzicht auf Strukturveränderungen Gesundheitspolitik als 
Kostendämpfungspolitik zu betreiben. Die Kostenverlagerungen auf die 
Versicherten und Einnahmeerhöhungen hatten nur kurzzeitige Effekte; be- 
reits im Oktober 1992 lag der durchschnittliche Beitragssatz auf einem hö- 
heren Niveau als vor dem Gesundheitsreformgesetz. 

Auch für das Gesundheitsstrukturgesetz (GSG) war die Entwicklung des 
GKV-Beitragssatzes - seit dem GRG war der »Grundsatz der Beitragssatz- 
stabilität« im Sozialgesetzbuch (SGB V $$ 71 bzw. 141 Abs. 2) verankert - 
"Ausgangspunkt der Diskussion. Aber unter den Bedingungen des nach wie 
vor bestehenden Problemdrucks, des Scheiterns des Instrumentariums der 
Kostendämpfungsgesetze, einer politischen Pattsituation zwischen Bun- 
destag und Bundesrat, einer Paralysierung des Einflusses der FDP, die als 
traditionelle Vertreterin der Interessen von Ärzten und Pharmaindustrie zu- 
gleich aber auch die Verwertungsbedingungen des nichtmedizinischen 
Teils des Kapitals im Auge haben muß, und einer Beschleunigung des Dis- 
kussions- und Gesetzgebungsverfahrens, die dem Lobbyismus wenig Chan- 
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cen gab, kam es mit dem GSG zu einem Gesetzeswerk, das Reiners (1993a, 
32) zu recht als »Wendepunkt in der Gesundheitspolitik der Nachkriegs- 
zeit« bezeichnet. Es besteht aus vier Komponenten (vgl. Knieps 1994, 31): 
aus sofort wirksamen Kostendämpfungsmaßnahmen (z.B. die zeitlich befri- 
stete sektorale Budgetierung, Preissenkungen und neue Zuzahlungsregelun- 
gen), kurzfristig wirkenden Maßnahmen zur Weiterentwicklung der Ver- 
tragsbeziehungen zwischen Krankenkassen und Leistungserbringern, mit- 
telfristig wirkenden Ansätzen zur Umgestaltung der Leistungserbringung 
sowie mittel- und langfristig wirkenden Maßnahmen zur strukturellen Er- 
neuerung des Gesundheitswesens. 

Von den beschlossenen Strukturreformen ist die Organisationsreform der 

GKV die tiefgreifendste. Kern der Neuordnung des Krankenkassensystems 

sind das individuelle Kassenwahlrecht und der Risikostrukturausgleich. Die 

GKV war seit ihrer Gründung einem berufsständischen Gliederungs- und 

Zuweisungsprinzip verhaftet geblieben. In vier Punkten läßt sich mit Rei- 

ners (1993a, 33) die Kritik am gegliederten System zusammenfassen: 

»-Die Zuweisung von Arbeitern zu Pflichtkassen stellt eine unzulässige Benachteiligung ge- 
genüber den Angestellten dar, die die Wahlmöglichkeit zwischen der Pflichtkasse und einer 
Ersatzkasse haben. 

- Das berufs- und betriebsbezogene Gliederungsprinzip der GKV führt zu einem verzerrten 
Wettbewerb, da die einzelnen Kassen unterschiedliche Möglichkeiten der Beeinflussung 
der Risikostruktur ihrer Versicherten haben. 

- Die durch die unterschiedlichen Risikostrukturen der Kassenarten entstandenen Beitrags- 
unterschiede von bis zu 8 Prozentpunkten innerhalb einer Region sind eine nicht hinzu- 
nehmende Verletzung des Solidaritätsprinzips. 

- Die Wettbewerbsverzerrungen im GKV-System schwächen entscheidend die Verhand- 
lungspositionen der Krankenkassen mit den Leistungserbringern. Es besteht die Tendenz zu 
einer Aufschaukelung des Vergütungsniveaus, indem wohlhabende Kassen großzügige 
Verträge abschließen, denen sich die anderen nolens volens anschließen müssen, um nicht 
in den Geruch der 'Arme-Leute-Kasse’ zu gelangen.« 

In der Diagnose der grundlegenden Verwerfungen des gegliederten Sy- 

stems waren und sind sich Wissenschaftler und Politiker verschiedenster 

Couleur weitgehend einig. Im Endbericht der Enquete-Kommission des 11. 

Deutschen Bundestags »Strukturreform der gesetzlichen Krankenversiche- 

rung« (Deutscher Bundestag 1990) wurden differenzierte Reformvorschlä- 

ge ausgearbeitet. Ziel der im Gesundheitsstrukturgesetz ergriffenen Maß- 
nahmen (Wahlfreiheit und Risikostrukturausgleich) war es, die Selbststeue- 
rungsfähigkeit des Systems der Selbstverwaltung zu sichern und damit die 

Dynamik ständig neuer staatlicher Interventionen zu begrenzen. Dazu wur- 

de auf eine Stärkung des Wettbewerbs zwischen den Krankenkassen ge- 

setzt. Wettbewerb gab es selbstverständlich auch im alten, berufsständisch 
gegliederten System der GKV. Nur handelte es sich dabei um einen Wett- 
bewerb der Kassen um versicherungstechnisch »gute Risiken« mit desast- 
rösen Folgen für das gesamte System. An die Stelle des Wettbewerbs um 
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»gute« Versicherte sollte der Wettbewerb der Kassen um eine qualitativ 
hochwertige und zugleich wirtschaftliche Versorgung der Versicherten tre- 
ten. Die Intensivierung des Wettbewerbs zwischen den Kassen der GKV 
führte nun aber ein dem hegemonialen wirtschaftsliberalen Diskurs der Ge- 
sundheitsökonomie entnommenes Element in ein bislang ganz anders 
strukturiertes System ein, in die soziale Krankenversicherung. Wettbewerb 
und die Prinzipien der sozialen Krankenversicherung stehen in einem Span- 
nungsverhältnis zueinander, sie sind nicht zusammenzufügen, ohne daß 
entweder die Gestaltungsprinzipien der sozialen Krankenversicherung un- 
terminiert werden oder aber der Wettbewerb die ihm zugeschriebenen 
Steuerungswirkungen nicht entfalten kann. 

Die wettbewerbliche Orientierung ist aus dem Bereich der Privaten Kran- 
kenversicherung (PKV) bekannt. Die PKV unterliegt bekanntlich nicht dem 
Solidaritäts-, sondern dem Versicherungsprinzip. Für das Versicherungs- 
prinzip ist entscheidend, daß die versicherungstechnische Schätzung des zu 
versichernden Risikos eine Kalkulation der Beiträge nach dem Äquivalenz- 
prinzip gestattet. Dieses Prinzip stellt eine Äquivalenzbeziehung zwischen 
den risikoabhängigen Beiträgen der Versicherten und den Versicherungslei- 
stungen her. In der GKV hingegen wird das Versicherungsprinzip durch das 
Prinzip einer bedarfsorientierten Umverteilung (Ganßmann/Weggler 1991) 
gebrochen, d.h., die Beiträge werden nach der Zahlungsfähigkeit und die 
Leistungen nach Bedarfskriterien bemessen. Gegenüber reinen beitragsori- 
entierten Risikoversicherungen sind die Umverteilungseffekte innerhalb der 
Versichertengemeinschaft hier nicht mehr nur je individuell, sondern gehor- 
chen kollektiv geteilten sozialstrukturellen Merkmalen. So werden in der 
GKV zum einen für unterschiedlich hohe Beiträge vielfach gleiche Leistun- 
gen (Umverteilung von höheren zugunsten niedriger Einkommen) und zum 
anderen trotz gleich hoher Beiträge unterschiedliche Leistungen gewährt 
(Umverteilung von Unverheirateten und kinderlosen Ehepaaren zugunsten 
mitversicherter Familienangehöriger). Eben darin drückt sich das Solidari- 
tätsprinzip aus, das eines von mehreren aufeinander verweisenden Gestal- 
tungselementen ist, die das Regulierungsmodell der GKV kennzeichnen. 
Weitere Grundelemente sind die parafiskalische Aufgabenerfüllung, die koope- 
rative Selbstverwaltung durch Arbeit und Kapital, das Sachleistungsprinzip und 
die Festsetzung von Leistungen und Preisen der Versorgung durch Ver- 
handlungen zwischen den Kassen und den Verbänden der Leistungserbringer 
unter staatlicher Aufsicht (vgl. Rosenbrock 1994, 191). Aufgabe der GKV ist, 


»durch Verträge, Finanzierung und Strukturbeeinflussung die Anbieter gesundheits- bzw. 
krankheitsbezogener Güter und Dienstleistungen so zu steuern, daß bevölkerungsweit die so- 
zial und ökonomisch undiskriminierte Versorgung mit den medizinisch und gesundheitlich 
als notwendig und zweckmäßig erachteten Versorgungsleistungen zu möglichst geringen Ko- 
sten auf Dauer sichergestellt ist.« (ebd., 190) 
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Reformmaßnahmen sind daran zu messen, ob sie besser als das bisherige 
System zur Erreichung dieses Zieles und zur Behebung der strukturbe- 
dingten Defizite des deutschen Gesundheitssystems beitragen. 

Das Gesundheitsstrukturgesetz hat den sozialen Dienstleistungsauftrag durch 
die drei Momente Wahlfreiheit, Risikostrukturausgleich und Kontrahie- 
rungszwang mit dem Instrument des Wettbewerbs zu verbinden gesucht. 
Für neue Mitglieder besteht seit dem 1.1.1996, für Kassenwechsler zum 
1.1.1997 das Kassenwahlrecht, d.h. die Versicherten können zwischen 
AOK, Ersatzkasse sowie Betriebs- und Innungskrankenkassen, falls diese 
sich öffnen, wählen. Die Unterscheidung zwischen Arbeitern und Ange- 
stellten ist damit aufgehoben, wie auch der Sinn der Unterscheidung zwi- 
schen verschiedenen Kassenarten (sofern sich BKKn und IKKn öffnen) 
aufgehoben wird (Sondersysteme bleiben die Knappschaft, die Seekasse 
und die Landwirtschaftlichen Kassen). 

Der Verhinderung der Risikoselektion dienen der Kontrahierungszwang 
und der Risikostrukturausgleich. Wettbewerb und Solidaritätsprinzip sollen 
auf diese Weise harmonisiert werden. Der Kontrahierungszwang soll ver- 
hindern, daß Krankenkassen versicherungstechnisch »schlechten« Risiken 
die Aufnahme verweigern; der Risikostrukturausgleich dient einerseits der 
Schaffung von Chancengleichheit im Wettbewerb, andererseits soll er 
Strategien der Risikoselektion durch die Kassen entgegenwirken. Die dem 
berufsständischen Zuweisungsprinzip geschuldeten bislang unterschiedli- 
chen Chancen der Kassen, die »Risikostrukturkomponenten« ausgewogen 
zu halten, d.h. die Verzerrung des Wettbewerbs zu einem Wettbewerb um 
»gute« Risiken statt um gute Leistungen, sollen durch den Risikostruktur- 
ausgleich ausgeglichen werden. 


3, Chancen und Risiken des Wettbewerbs 


Das Gesundheitsstrukturgesetz hat die Debatte um Reichweite, Chancen und 
Risiken einer stärker wettbewerblich ausgerichteten Krankenversicherung 
nicht beendet, sondern erst angestoßen. Unterschiedliche Entwicklungspfa- 
de, die in unterschiedlichem Grade mit den Prinzipien einer sozialen Kran- 
kenversicherung vereinbar sind, waren und sind denkbar. Dabei können 
Reformüberlegungen danach unterschieden werden, ob sie auf die Binnen- 
strukturen der GKV, also die Wettbewerbsordnung, auf die Wettbewerbs- 
felder oder die Weiterentwicklung der Finanzierungsgrundlagen zielen. 


Wettbewerbsordnung 


Der erste Diskussionspunkt betrifft die Gestaltung des Risikostrukturausgleichs. 
Für seine Konstruktion wurden im GSG drei Entscheidungen getroffen: 
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1. Der Ausgleich wird überregional, aber zunächst für die alten und neuen 
Bundesländer getrennt, organisiert. Für den überregionalen Bezug spricht, 
daß auch das Solidaritätsprinzip der GKV kein regionales ist, sondern die 
Gesamtheit der Versicherten umgreift. 

2. Der Ausgleich ist kassenartenübergreifend und nicht kassenartenintern 
organisiert. Dies ergibt sich zwingend daraus, daß erstens die Unterschei- 
dung zwischen Kassenarten durch freie Kassenwahl und Kontrahierungs- 
zwang keine Realität mehr ist und zweitens ein kassenarteninterner Aus- 
gleich die Risikoverwerfungen insbesondere innerhalb der AOKs nicht 
ausgleichen könnte. 

3. Es handelt sich um einen einnahmeorientierten Risikostrukturausgleich, 
nicht um einen ausgabenorientierten Finanzausgleich. Auszugleichende Ri- 
sikostrukturkomponenten sind die Grundlohnsumme als Finanzierungspo- 
tential, die Familienlastquote und die Alters- und die Geschlechtsstruktur 
einer Kasse. Der ausgabenorientierte Finanzausgleich der Krankenversiche- 
rung der Rentner wird - da ja ein altersbezogener Risikoausgleich vollzo- 
gen wird - aufgegeben, weil er keinen Anreiz zu wirtschaftlichem Handeln 
gibt. 

Um ausgeklügeltere Selektionsstrategien von Kassen einzudämmen und um 
Wettbewerbsverzerrungen zu begegnen, werden Modifizierungen des Risi- 
kostrukturausgleichs diskutiert. Auf drei Aspekte werde ich eingehen‘. 

l. Unumgänglich ist, daß zumindest die Versichertengruppe der sog. »Här- 
tefälle«, also derjenigen Versicherten, die von Zuzahlungen befreit sind, in 
den Ausgleich einbezogen wird. Allein die Notwendigkeit der Erörterung 
einer Modifizierung des Risikostrukturausgleichs zeigt, daß der Kranken- 
kassenwettbewerb kein Instrument ist, das gleichsam wie von selbst die 
Krankenversorgung nach materialen Kriterien rational steuert. Den Kassen 
werden vielmehrr Handlungsimperative auferlegt, die dem Dienstleistungs- 
auftrag der GKV widersprechen. Ich werde auf diese Imperative unten nä- 
her eingehen. 

2. Der zweite Punkt berührt den Arbeitgeberbeitrag. Soll verhindert wer- 
den, daß die Wahlfreiheit der Arbeitnehmer durch den Druck ihrer Arbeit- 
geber, die Kasse mit den niedrigsten Beitragssätzen zu wählen, ausgehöhlt 
wird, muß ein Mechanismus geschaffen werden, der dies verhindert und die 
Wahlfreiheit sichert. Reichelt und Knieps (1996) haben deshalb vor- 
geschlagen, den Arbeitgeberbeitrag auf die Hälfte des durchschnittlichen 
Beitragssatzes zu beschränken und die Verteilung der gesamten Beitrags- 
einnahmen weiterhin nach den kassenindividuellen Beitragssätzen erfolgen 


3 Weitere Aspekte wären die Gestaltung des Beitragssatzes zur Krankenversicherung der 
Rentner, die für Ost- und Westdeutschland getrennte Durchführung des Risikostruktur- 
ausgleichs und Fragen der Organisation und Funktion der staatlichen Aufsicht. 
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zu lassen. Dadurch könnten interessensbedingte Beeinflussungsversuche 
der Arbeitgeber auf die Wahl der Krankenkasse von Versicherten neu- 
tralisiert, zusätzliche Verwerfungen zwischen den Kassen vermieden und 
zugleich das paritätische Finanzierungsmodell der GKV gesichert werden. 
3. Als drittes ist das Problem unterschiedlicher Beitragssatzregionen zwi- 
schen den Kassen»arten« zu nennen. Aus einer Vielzahl von Gründen führt 
das Nebeneinander von regionalen und bundesweiten Beitragssatzregionen 
zu ausgesprochenen Wettbewerbsverzerrungen, ermöglichen doch die über- 
regionalen Beitragssätze der Ersatzkassen eine Mischkalkulation, die unter 
vier Gesichtspunkten kritikwürdig ist (vgl. Jacobs 1994, 34ff): erstens büßt 
der Preis seinen Informationswert ein, zweitens wird die Solidarität zwi- 
schen den Mitgliedern der überregionalen Kassen, die Regionaltransfers 
leisten, belastet, drittens vermindert der überregionale Beitragssatz das In- 
teresse dieser Kassen, die regionale Leistungserbringung zu beeinflussen, 
obwohl doch gerade auf regionaler Ebene Verträge mit den Leistungser- 
bringern abgeschlossen werden sollen, und schließlich ist der überregionale 
Beitragssatz ein Anreiz, eine Mitgliederselektion zu betreiben, nun aber 
nicht nach alters-, geschlechts-, einkommens- oder Mitversichertenge- 
sichtspunkten, sondern nach Maßgabe regionaler Gesichtspunkte. Diese 
Probleme ließen sich zumindest entschärfen, wenn für alle Kassen einheit- 
liche Beitragssatzregionen festgelegt werden. 


Wettbewerbsfelder 


Wurde bisher diskutiert, wie eine Wettbewerbsordnung zu gestalten ist, um 
den Wettbewerb zwischen den Krankenkassen als Instrument mit den Prin- 
zipien einer sozialen Krankenversicherung kompatibel zu gestalten (»Soli- 
darische Wettbewerbsordnung«), so geht es bei der Frage nach den Wett- 
bewerbsfeldern bzw. -inhalten um grundlegendere Fragen der Entwick- 
lungsrichtung des Krankenversicherungssystems. Das Gesundheitsstruktur- 
gesetz hatte diesen Fragekomplex derart beantwortet, daß der durch die 
Wahlfreiheit initiierte Wettbewerb sich bei weitgehend identischem, da ge- 
setzlich definiertem Leistungskatalog auf Beitragssatz und Service be- 
schränkt. Die Diskussion nach Verabschiedung des GSG drehte sich dann 
auch wesentlich um die Wettbewerbsparameter, die den Krankenkassen zur 
Verfügung gestellt werden sollen. Für die marktwirtschaftliche Gesund- 
heitsökonomie ist die Ausweitung der Wettbewerbsfelder neben der Erhö- 
hung der Selbstbeteiligung und der Ersetzung des Sach- durch das Geldlei- 
stungsprinzip wesentliches Ziel ihrer Bestrebungen. 

Zu unterscheiden sind drei mögliche Wettbewerbsfelder: der Leistungska- 
talog der GKV, die Eingrenzung der Leistungserbringer und die Vertrags- 
gestaltung. 


40 Tomas Steffens 


Leistungskatalog als Wettbewerbsfeld. Kern der Überlegungen in dieser 
Hinsicht ist die Ausdifferenzierung des Leistungskatalogs in Basis- bzw. 
Pflicht- und Wahlleistungen. Wird die Versicherungspflicht auch ın mark- 
tradikalen Konzeptionen nicht abgeschafft (obwohl sie für den reinen Typ 
der Marktsteuerung entbehrlich ist), so soll doch die »Konsumentensouve- 
ränität« des Versicherungsnehmers durch Wahltarife erhöht werden. In ei- 
ner Variante sollen die weiterhin solidarisch finanzierten Basisleistungen 
das medizisch Notwendige und die Wahlleistungen das zwar medizinisch 
Machbare, aber nicht unbedingt Notwendige beinhalten. In einer radikale- 
ren Version sollen die Basisleistungen nur die sogenannten »Großrisiken« 
sozial absichern. Folgende Probleme sind mit der Aufteilung des Lei- 
stungskatalogs in Wahl- und Pflichtleistungen verbunden. 

Es ist bislang noch niemandem gelungen, medizinisch Notwendiges von 
zwar medizinisch Wünschbarem, aber nicht Notwendigem plausibel abzu- 
grenzen. Das SGB V stellt Leistungserbringer, Versicherte und Kranken- 
kassen schon bislang vor die Aufgabe, daß Leistungen »wirksam und wirt- 
schaftlich erbracht und nur im notwendigen Umfang in Anspruch genom- 
men werden« (SGB V & 2 Abs.4). Es ist mehr als fragwürdig, warum zur 
Durchsetzung dieser geltenden gesetzlichen Bestimmung ein Systemwech- 
sel erforderlich sein soll. Die Versicherten haben nach $ 11 SGB V An- 
spruch auf Leistungen, die der Verhütung, Früherkennung und Behandlung 
von Krankheiten sowie der Förderung ihrer Gesundheit dienen. Nichts 
spricht jedoch dagegen, den Leistungskatalog der Kassen nach medizini- 
schen und gesundheitswissenschaftlichen Kriterien auf ihre Wirksamkeit 
hin zu durchforsten. 

Werden Leistungen, die der Krankenbehandlung dienen, wie etwa die 
Zahnbehandlung, ausgegegrenzt, hätte dies fünf Effekte: erstens würden 
diese Ausgaben zwar die GKV entlasten, im Gegenzug aber die Versicher- 
ten belasten; zweitens wären die Versicherten der Angebotsmacht der An- 
bieter ausgesetzt; drittens würde sich dadurch das Arzt-Patient-Verhältnis 
grundlegend in ein Verhältnis von Marktagenten verwandeln; viertens hätte 
die GKV keine Chance mehr auf eine Steuerung des Angebotsverhaltens 
und schließlich würde die GKV ihren Solidarcharakter verlieren. Das 
Krankheitsrisiko wäre privatisiert und individualisiert, seine Absicherung 
an die zahlungsfähige Nachfrage gebunden. Dieselben Effekte ergäben 
sich, sollte der Weg gewählt werden, nicht Leistungen in Pflicht- und 
Wahlleistungen aufzuteilen, sondern mit unterschiedlich hohen Selbstbe- 
teiligungstarifen (dem zweiten Lieblingskind der Marktradikalen) zu ver- 
binden. Leistungsdifferenzierende Wahltarife sind sters mit Prozessen der 
Entsolidarisierung verbunden. Kassenintern reduzieren sie den Solidarbei- 
trag auf den Pflichtversicherungsschutz. Im Wettbewerb stehende Kassen 


Die Zukunft der Gesetzlichen Krankenversicherung 41 


haben ein Interesse daran, den Wahltarif möglichst niedrig zu halten, um 
die zahlungskräftige und zugleich risikoärmere Klientel für sich zu gewin- 
nen. Auf diese Weise wird auch kassenübergreifend eine Entsolidarisierung 
herbeigeführt. Es kommt zu einer Verstärkung der Risikostrukturunter- 
schiede zwischen den Kassen. Die Kassen mit den »schlechteren Risiken« 
sind aufgrund ihrer ungünstigeren Einnahme- und Ausgabestruktur ge- 
zwungen, höhere Beiträge zu verlangen als die reicheren Kassen, was wie- 
derum das Solidaritätsprinzip verletzt. Da ihre Verhandlungsmacht gegen- 
über der Anbieterseite geschwächt ist, müssen ihre Mitglieder damit rech- 
nen, daß sie - sofern sich ihre Leistungsansprüche nıcht überhaupt auf den 
Basiskatalog beschränken - gegenüber den Versicherten der reicheren Kas- 
sen auch als Patienten weniger zuvorkommend behandelt werden. 

Sind im Wettbewerb stehende Kassen gezwungen, um die sogenannten 
»guten« Risiken zu konkurrieren, so führt dies zur Selektion, die mit subti- 
leren Mitteln trotz Kontrahierungszwang betrieben werden wird. Da an 
Wahltarifen vornehmlich diejenigen ein Interesse haben, die ein höheres 
Einkommen haben, denn sie sind schließlich Nettozahler, sammeln sich in 
den Wahltarifen die Besserverdienenden, die auch sozialepidemiologisch 
die geringeren Morbiditätsrisiken haben. Man kann es also drehen und 
wenden, wie man will: »Jedes Modell, das Wahltarife kennt, macht die 
Nachfrage nach medizinischen Leistungen nicht nur vom Bedarf, sondern 
von der Zahlungsfähigkeit abhängig« (Deutscher Bundestag, 1990, 166). 


Auswahl von Leistungsanbietern. Die Grundidee formuliert die Wissen- 
schaftliche Arbeitsgruppe »Krankenversicherung« (1988, 82): 

»Wenn man davon ausgeht, daß einzelne Ärzte oder Krankenhäuser eine qualitativ gleich- 
wertige medizinische Versorgung zu unterschiedlichen Kosten bereitstellen, so ist es eine 
sinnvolle Strategie, Arzte und Krankenhäuser, die gute medizinische Qualität zu geringeren 
Kosten anbieten, in Leistungspakete zusammenzufassen«. 

Dieses Grundanliegen kann in verschiedenen organisatorischen Varianten 
umgesetzt werden, wie etwa den Health Maintenance Organizations (HMO), 
die in den USA privatwirtschaftlich, in der Schweiz im Rahmen der ge- 
setzlichen Krankenversicherung betrieben werden, und verschiedene Vari- 
anten des von der SPD entwickelten »Einkaufmodells«. Eine differenzierte 
Diskussion der einzelnen Modelle ist hier nicht möglich. Vier Risiken des 
Wettbewerbs auf der Anbieterseite, die mit dem erwarteten Nutzen ins 
Verhältnis gesetzt werden müßten, sollen aber doch genannt werden: 
Erstens besteht das Risiko der Patientenselektion. Unter der Bedingung, 
daß konkurrierenden Ärzten bzw. Krankenhäusern das wirtschaftliche Risi- 
ko aufgeladen wird, wie es bei prospektiven Finanzierungsmethoden der 
Fall ist, haben die medizinischen Einrichtungen an bestimmten Patiententy- 
pen kein Interesse. Es handelt sich um diejenigen Versichertengruppen, die 
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alt sind, die chronisch krank sind und die sozialepidemiologisch ein erhöh- 
tes Morbiditätsrisiko haben, also um die unteren Sozialschichten. Es ist 
nicht leicht einzusehen, wie ein Wettbewerb um dieses Klientel organisiert 
werden kann. Es versteht sich von selbst, daß die Strategie der Patienten- 
selektion um so wahrscheinlicher wird, je differenzierter das Leistungsan- 
gebot der nachfragenden (ebenfalls konkurrierenden) Versicherungen ge- 
staltet ist. 

Zweitens besteht die Gefahr des Qualitätsverlusts. Damit soll nicht ein 
prinzipieller Gegensatz von Wirtschaftlichkeit und Qualität behauptet, aber 
doch die empirisch abgesicherte These vertreten werden, daß konkurrieren- 
de rentabilitätsorientierte Organisationen dem Druck nachzugeben tendie- 
ren, die zeitaufwendigen, pflege- und personalintensiven Aspekte von 
Qualität zu reduzieren. Wettbewerb muß keinesfalls zur Steigerung der 
Produktivität in der Organisation führen. Produktivitätssteigerungen sind 
zwar durch Organisationsentwicklung möglich und in vielen Einrichtungen 
auch nötig. Ihre Grenzen sind aber durch das zeit- und personalintensive 
interaktive Moment bei der Behandlung nur schwer standardisierbarer Er- 
krankungen multimorbider Patienten gezogen. Möglich und wahrscheinlich 
sind dagegen u.a. Strategien der Absenkung sozialer Qualitätstandards. Ei- 
ne andere Gefahr ist die Trendverstärkung mißlicher Entwicklungen: 


»Wettbewerb führt zu einer Leistungsstruktur und Qualität der Medizin, in der die zentralen 
Fehlentwicklungen noch schärfer ausgesprägt sein werden: zuviel Technik und Medikamente 
bei zuwenig Kommunikation, zuviel Diagnose, aber zuwenig bzw. schlechte Therapie, zuviel 
Medizin und zuwenig bzw. schlechte Pflege« (Kühn 1994, 23). 

Drittens besteht die Gefahr eines Verlusts an politischer Steuerung des An- 
gebots gesundheitlicher Dienstleistungen. Kapitalistische Wirtschaften sind 
dadurch gekennzeichnet, daß das Angebot von Gütern und Dienstleistun- 
gen durch das »Nadelöhr der Rentabilität« gehen muß und der Bedarf die 
Form zahlungsfähiger Nachfrage erhält. Soll das Primat einer bedarfsorien- 
tierten Versorgung aufrechterhalten werden, dann ist sicherzustellen, daß 
auch nicht-rentable, aber dennoch gesundheitlich notwendige Angebote zur 
Verfügung stehen. Dies betrifft nicht nur bestimmte (etwa ländliche) ver- 
sorgungsschwache Regionen, bestimmte Sektoren des kurativen und reha- 
bilitativen Systems (etwa in der Versorgung psychisch Kranker) und Funk- 
tionen wıe den Notfalldienst und den Rettungsdienst. Nicht mehr Wettbe- 
werb und unternehmerisches Handeln, sondern gemeinsame Planung, Ko- 
ordination und Verantwortung für die Sicherstellung sind in vielen Berei- 
chen des Gesundheitswesens notwendig. 

Viertens ist an dieser Stelle kurz auf die Arzt-Patient-Beziehung einzuge- 
hen. Das von Parsons (1958) analysierte, das professionelle ärztliche Han- 
deln leitende Muster von Orientierungsalternativen (zu nennen ist an erster 
Stelle die Gemeinwohl- statt der Selbst- bzw. Gewinnorientierung) wird 
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dann unterminiert, wenn durch die Organisation der Leistungserbringung 
und durch das finanzielle Anreizsystem nicht-medizinische Aspekte in 
Diagnose, Therapie und Steuerung des Patienten durch das Versorgungssy- 
stem eingehen. Dies ist bereits jetzt zumindest graduell der Fall (Mengen- 
ausweitung durch den Anreiz der Einzelleistungsvergütung, Ausweitung 
des Einsatzes technischer Apparate aufgrund des Amortisierungszwangs 
etc.). Eine besondere Dramatik kann dieser Trend dann erhalten, wenn das 
Rentabilitäts- und d.h. auch das Einkommensinteresse des Arztes ihn ver- 
leitet, eine sozial differenzierte klinische Praxis zu betreiben. Diese Verlet- 
zung sowohl des normativen Gebots der Gemeinwohlorientierung wie auch 
des moralischen Universalismus' ist mit der Übernahme des wirtschaftli- 
chen Risikos durch den Anbieter gesundheitlicher Dienstleistungen gege- 
ben. 

Die vorgetragenen Argumente sprechen nicht generell gegen die Ver- 
pflichtung von Arztgruppen durch die Krankenkassen und für das Ange- 
botsmonopol der Kassenärztlichen Vereinigungen. Wohl aber sind die an- 
gesprochenen Risiken bei der Ausgestaltung von Instrumenten der Auswahl 
von Anbietern zu berücksichtigen. 


Erweiterte Vertragsfreiheit. Ebenso wie die Auswahl des Angebots ist auch 
eine Erweiterung der Vertragsfreiheit ein Instrument, das den Krankenkas- 
sen ein größeres Maß an Einfluß auf die Struktur des Versorgungsprozesses 
gestatten soll. Statt bloße Finanziers zu sein, sollen sich die Krankenkassen 
versorgungsinhaltlichen Fragen widmen. Der das deutsche Gesundheitssy- 
stem charakterisierende strikte Dualismus von Finanzierung einerseits und 
Leistungserbringung andererseits wird dadurch aufgelockert. Vor allem in 
diesem Bereich kann der Wettbewerb als Instrument die innovative Ge- 
staltung von Versorgungsprozessen fördern. Dazu gehören sowohl die 
Wahl des Vergütungssystems als auch die Förderung von integrativen Ver- 
sorgungsformen, die Kooperation von Berufsgruppen oder die Frage der 
Organisationsform für die ambulante ärztliche Praxis. 


Erweiterung der Finanzierungsgrundlagen der GKV 


Ein anderer Aspekt, der im GSG nicht weiter verfolgt wurde, ist die Frage 
der Erweiterung der Finanzierungsgrundlagen der GKV. Dabei handelt es 
sich keineswegs um nur finanztechnische Regelungen, sondern um Be- 
stimmungen, die den sozialen Gehalt der GKV berühren. Mit einer Erwei- 
terung der Finanzierungsgrundlagen kann der makroökonomische Druck 
auf die GKV (ihre Abhängigkeit von der funktionalen Einkommensvertei- 
lung) abgeschwächt, ihre Position im Wettbewerb mit der PKV verbessert 
und das Solidaritätsprinzip gestärkt werden. Das Solidaritätsprinzip würde 
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am besten verwirklicht, wenn mit der Aufhebung der Versicherungspflicht- 
grenze alle Arbeitnehmer in die GKV einträten. Würde zudem das Beihilfe- 
recht für Beamte abgeschafft, würde dies die Finanzierungsbasis der sozia- 
len Krankenversicherung deutlich verbessern. Ebenso kommt eine Anhe- 
bung der Versicherungspflichtgrenze auf das Niveau der Versicherungs- 
pflichtgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung in Frage. In beiden 
Varianten (Aufhebung oder Anhebung) ist eine Anhebung der Beitragsbe- 
messungsgrenze denkbar. Zwei andere Varianten sind dagegen problemati- 
scher (vgl. Reiners 1994, 25): würde bei konstanter Versicherungspflicht- 
grenze die Beitragsbemessungsgrenze angehoben, böte dies den Beziehern 
höherer Einkommens einen Anreiz, zur PKV zu wechseln; wenn die Bei- 
tragsbemessungsgrenze völlig aufgehoben würde, besteht die Gefahr, daß 
die GKV in dem Klientel der höheren Einkommensbezieher, die ja in der 
GKV als »gute« Risiken notwendig sind, an Akzeptanz verliert. 


4, Die Zukunft der »Dritten Stufe der Gesundheitsreform« 


Die leiztliche Gestaltung der sog. 3. Stufe der Gesundheitsreform ist bei 
Abfassung dieses Beitrags (Anfang Januar 1997) noch nicht ausgemacht. 
Aber es ist möglich, ein »best case«- und ein »worst case«-Szenario zu 
entwerfen und Vermutungen über den vorläufigen Ausgang der Diskussion 
um die »Dritte Stufe« zu formulieren. 

Zunächst zum »best case«-Szenario. Resümieren wir dazu die Erörterung 

der Stärkung von Marktelementen im Steuerungssystem der GKV, so kom- 

men wir zu dem Ergebnis, daß einzig auf dem Gebiet der Vertragsgestal- 
tung - und mit Vorsicht auch auf dem Feld der Verpflichtung von Lei- 
stungsanbietern - eine Stärkung von wettbewerblichen Elementen mit dem 

Solidaritätsprinzip der GKV vereinbar ist. Differenzierungen des Lei- 

stungsangebots, sei es über Leistungsausgrenzungen oder die Einführung 

von Wahltarifen oder tarifabhängige Zuzahlungsquoten hebeln dagegen das 

Prinzip einer bedarfsorientierten Versorgung aus. Als »best case«-Szenario 

mit einigem Reiz zeichnet sich also eine Reform des bisherigen Steue- 

rungssystems mit folgen Elementen ab: 

- Wahlfreiheit für die Versicherten und Kontrahierungszwang für die Kassen; 

- Wettbewerb nicht-gewinnorientierter Öffentlich-rechtlich verfaßter ge- 
setzlicher Krankenkassen; 

- Regulierung des Binnenverhältnisses der Krankenkassen durch eine 
Wettbewerbsordnung mit einem dauerhaften und modifizierten bundes- 
weiten kassen»arten«übergreifenden Risikostrukturausgleich; 

- Beitragssatz, Kundenfreundlichkeit und Vertragsgestaltung als Wettbe- 
werbsparameter; 

- einem weitgehend einheitlichen Leistungskatalog aller Krankenkassen; 
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- einer solidarischen Finanzierung des Krankheitsrisikos bei Erweiterung 
der Finanzierungsgrundlagen. 
Als Steuerungstyp verlangt dieses Modell die Übertragung des Versor- 
gungsauftrags an die GKV einerseits und die Aufhebung von Kartellen auf 
der Anbieterseite (Kassenärztliche Vereinigungen) andererseits. Die ma- 
kroökonomische Einbindung (»Kostenexplosion«) kann über eine flexible 
Budgetierung der Gesamtausgaben erreicht werden. 
Durch diesen Steuerungsmix kann der Wettbewerb - so die Idee - als In- 
strument einer innovativen Gestaltung von Vertrags- und Versorgungsge- 
schehen verbunden werden mit dem Solidaritätsprinzip einer sozialen 
Krankenversicherung, die auch weiterhin das Krankheitsrisiko vollversi- 
chert und zugleich die GKV-Gesamtausgaben deckelt. Die Krankenkassen 
würden zu Gestaltern der Krankenversorgung, die Steuerungsfähigkeit der 
Selbstverwaltung würde gestärkt und der Entscheidungsspielraum der Ver- 
sicherten erweitert. 
Bei aller Attraktivität dieses von kapitalistischer Marktwirtschaft und ver- 
staatlichtem Gesundheitswesen gleich weit entfernten Mischmodells ist 
(noch einmal) auf seine (zumindest) drei Schwächen aufmerksam zu ma- 
chen. Erstens wird der Kassenwettbewerb trotz Risikostrukturausgleich und 
Kontrahierungszwang als Wettbewerb nicht um den Versicherten schlecht- 
hin, sondern um den versicherungstechnisch »guten« Versicherten (d.h. 
nicht um den chronisch kranken, alten und sozial schwachen Patienten) ge- 
führt werden. Zweitens birgt die Initiierung von Wettbewerb auf der Seite 
der Anbieter gesundheitlicher Dienstleistungen (vor allem der Ärzte) - ohne 
den der Markt mit gravierenden Folgen unvollständig bleibt - die Gefahr 
der Erosion professioneller, d.h. besonders gemeinwohlorientierter und uni- 
versalistischer Standards. Drittens schließlich ist in diesem Modell die 
staatliche Verantwortung für die Ermittlung des Bedarfs und die Sicher- 
stellung der Versorgung aufgegeben: wie im Marktmodell erfolgt die Be- 
darfsermittlung über die Versicherungsentscheidungen der Versicherungs- 
nehmer und über das unternehmerische Handeln der Kassen; weder regio- 
nal noch überregional ist eine politische Steuerung der Versorgungsstruktur 
(etwa über kommunale Gesundheitskonferenzen) mehr möglich. Dieser 
Rückzug des Staates aus der politischen Verantwortung könnte fatale Fol- 
gen für die Bewältigung derjenigen Probleme haben, die vom gegenwärti- 
gen medizinisch-kurativ ausgerichteten System kaum angegangen werden 
und für die auch der sozial regulierte Wettbewerb kein taugliches Mittel ist: 
- die Umorientierung des Versorgungssystems vom Paradigma der Akut- 
versorgung zur Behandlung der chronisch-degenerativen Erkrankungen 


4 Unter den gesundheitspolitischen Akteuren favorisieren mit Unterschieden im Detail ein 
derartiges Modell die Spitzenverbände der GKV, die Gewerkschaften und die SPD. 
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durch Integration medizinischer, pflegerischer und sozialer Dienste; 

- die Förderung gesundheitsgerechter Arbeits- und Lebenswelten durch 
medizinisch und gesundheitswissenschaftlich betriebene Risikosenkung 
und Stärkung von Gesundheitsressourcen; 

- damit auf das engste verbunden die Reduzierung gesundheitlicher Un- 
gleichheit durch eine lebenslagenspezifische soziale Verhaltens- und 
Verhältnisprävention; 

- die Schaffung einer aussagehaltigen, sozial- und umweltepidemiologisch 
ausgerichteten Gesundheitsberichterstattung, die die Formulierung prio- 
ritärer Gesundheitsziele und deren Umsetzung und Evaluation erlaubt; 

- die Modernisierung des öffentlichen Gesundheitsdienstes, der insbeson- 
dere für die Bereiche der kommunalen Gesundheitsberichterstattung, der 
Sicherstellung der Versorgung und der Prävention die Akteure unter Ko- 
operations- und nicht Wettbewerbsdruck stellt. 

Vor dem Hintergrund der Bewältigung dieser Problemkonstellation ist, wie 

Rosenbrock (1996, 450) zu recht feststellt, die Frage der Gestaltung der Be- 

ziehungen der Krankenkassen zueinander ein »nachrangiges Problem«. Das 

»worst case«-Szenario knüpft an die hegemoniale Diskussion um die »Ko- 

stenexplosion« an. Dieses Szenario muß nicht phantasiert werden, ein Blick 

auf die aktuelle gesundheitspolitische Entwicklung gibt genügend Hinweise, 

Zum 1.1.1997 ist das »Beitragsentlastungsgesetz« in Kraft getreten. Das 

Beitragsentlastungsgesetz hat u.a. folgende Inhalte: 

- zum 1.1.1997 sinken die Beitragssätze um 0,4%; 

- die Zuschüsse für Zahnersatz entfallen für Versicherte der Jahrgänge 
1979 und jünger; 

- ebenso entfallen generell die Zuschüsse für Brillengestelle; 

- im Bereich der Arzneimittel erhöhen sich die Zuzahlungen auf 4 DM, 6 
DM und 8 DM je nach Packungsgröße; 

- für Kuren beträgt die Regeldauer nur noch drei Wochen, und eine Wie- 
derholung ist erst nach frühestens vier Jahren möglich. Die Zuzahlung 
wird für die alten Bundesländer auf 25 DM, für die neuen Länder auf 20 
DM pro Tag erhöht; 

- das Krankengeld wird um 10% auf 70% des regelmäßigen Bruttoentgelts, 
aber nicht mehr als 90% des Nettoentgelts reduziert. 

Das nicht zustimmungspflichtige »1. Gesetz zur Neuordnung von Selbst- 

verwaltung und Eigenverantwortung in der gesetzlichen Krankenversiche- 

rung (1. GKV-Neuordnungsgesetz - 1. NOG)« wurde ebenfalls vom Bun- 

destag bereits beschlossen, hat aber den Bundesrat noch nicht passiert. Im 

1. GKV-Neuordnungsgesetz ist eine Verbindung zwischen Beitragssatz und 

Selbstbeteiligung konstruiert: steigt der Beitragssatz z.B. um 0,1%, dann 

steigen die Zuzahlungen um jeweils 1 DM. 
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Ein Entwurf für ein zweites GKV-Neuordnungsgesetz wurde vorgelegt und 
im zuständigen Ausschuß des Bundestags beraten; es wird aber im ersten 
Quartal des Jahres 1997 überarbeitet und neu in das Gesetzgebungsverfah- 
ren eingebracht. Im Mittelpunkt des diskutierten 2. GKV-Neuordnungs- 
gesetzes werden folgende vier Punkte stehen: 

- der Risikostrukturausgleich wird schrittweise aufgehoben; 

- es werden Gestaltungsleistungen eingeführt, deren Finanzierung dem Ri- 
sikostrukturausgleich entzogen ist; 

- den Selbstverwaltungen der Kassen wird ermöglicht, Regelungen zum 
Selbstbehalt im Rahmen der Kostenerstattung mit entsprechender Bei- 
tragsermäßigung einzuführen sowie bestehende Zuzahlungen zu erhöhen; 

- die Finanzierung der zahnmedizinischen Versorgung wird von einem 
prozentualen Zuschuß zu einer Festbetragsregelung umgestellt; Kontroll- 
rechte der Kassen entfallen weitgehend. 

Sind auch die Einzelheiten der weiteren Reform noch in der Diskussion, so 
ist deutlich geworden, daß die Überlegungen zur Weiterentwicklung der 
GKV nicht auf das Modell der »solidarischen Wettbewerbsordnung« hin- 
zielen; dazu wäre auch (wie beim GSG) das politische Einvernehmen von 
Bundestag und Bundesrat notwendig. Das nicht unrealistische »worst case«- 
Szenario der Umgestaltung der GKV folgt dem zu Beginn des Beitrags kon- 
statierten Muster der »paradoxen Kommunikation«: unter Aufrechterhaltung 
der Rhetorik von einer sozialen Krankenversicherung werden die Kranken- 
kassen zu Agenten einer sozial gestaffelten Rationierung (statt Rationalisie- 
rung) gesundheitlicher Dienstleistungen nach Maßgabe der durch die Ver- 
teilung des Volkseinkommens zwischen Arbeit und Kapital maßgeblich be- 
stimmten Finanzspielräume der GKV. 

In einem »worst case«-Szenario dürfen zwei weitere marktwirtschaftliche 

Steuerungsinstrumente nicht ungenannt bleiben, die im bereits in Kraft ge- 

tretenen »Beitragsentlastungsgesetz« und in der Diskussion der zwei GKV- 

Neuordnungsgesetze eine wichtige Rolle spielen: Selbstbeteiligungen und 

das Prinzip der Kostenerstattung. 


Selbsibeteiligungen 


Sollen Selbstbeteiligungen die Wirkung haben, über eine sinkende Nach- 
frage zur Senkung von Beiträgen zu führen, setzt dies voraus, daß die 
Nachfrage preiselastisch ist. Der Bedarf nach Gesundheitsgütern ist aber 
nicht wie der nach Luxusgütern aufschiebbar und abweisbar. Aber selbst 
wenn dem so wäre, stellt sich die Frage, ob nicht die Diagnose von Krank- 
heit/Behandlungsbedürftigkeit einen offenen Zugang zu gesundheitlichen 
Gütern und Dienstleistungen erforderlich macht. Selbstbeteiligungen, so sie 
denn wirken sollen, halten vom Arztbesuch ab und bauen schichtenspezifi- 
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sche Barrieren vor dem Versorgungssystem auf, ohne daß nach Inklusion 
in das Versorgungssystem das Geschehen in Hinblick auf Versorgungs- 
qualität und Wirtschaftlichkeit (i.S. des Ressourceneinsatzes) in irgendeiner 
Weise beeinflußt wird. Sie setzen beim Versichertenverhalten an und igno- 
rieren, daß nicht der Versicherte, sondern das Angebot an gesundheitlichen 
Dienstleistungen und Produkten über die Kosten entscheidet. 

Sollen Selbstbeteiligungen wirken, sind sie nicht sozial verträglich. Zwi- 
schen sozialer Verträglichkeit und Steuerungswirksamkeit besteht ein nicht 
zu vermittelnder Widerspruch (vgl. Pfaff 1986, 275f). Die sozialen Vertei- 
lungswirkungen sind derart, daß sie einerseits zu Lasten von Einkommen- 
schwachen, Alten und chronisch Kranken gehen, andererseits - ohne die 
Wirtschaftlichkeit zu steigern - die Einkommen von Leistungsanbietern er- 
höhen. Deshalb ist es auch nicht verwunderlich, daß sich im Kreise der 
letzteren besonders viele Befürworter von Selbstbeteiligungen finden. 

Bei den Bevölkerungsgruppen, die einkommensschwach, chronisch krank 
und alt sind, besteht sowohl der größte Bedarf nach gesundheitlichen 
Dienstleistungen als auch die geringste Zahlungsfähigkeit. Es ist genau die- 
ser Sachverhalt, den Befürworter von Marktkonzepten im allgemeinen und 
von Selbstbeteiligungen im besonderen ignorieren müssen. 

Schließlich ist wie bei allen marktwirtschaftlichen Instrumenten das Büro- 
kratieproblem zu erwähnen. Generell gilt, daß Markt und Bürokratie nicht 
die Antipoden sind, als die sie die liberale Gesundheitsökonomie gerne dar- 
stellt. Im Fall der Selbstbeteiligung rührt der teure Verwaltungsaufwand 
von der Verwaltung der Härtefallregelungen her. 

Zuletzt sei darauf hingewiesen, daß Selbstbeteiligungen immer auch eine 
Verschiebung der Finanzierungslasten des Gesundheitssystems zugunsten 
der Arbeitgeber und zu Lasten der Arbeitnehmer bedeuten. Dies erklärt das 
Interesse nicht nur der pharmazeutischen Industrie an diesem Steuerungsin- 
strument. Mit der Vergrößerung des Anteils der Gesundheitsausgaben, die 
nicht GKV-finanziert sind, verliert die GKV Steuerungsmacht und die pa- 
ritätische Selbstverwaltung ihre Legitimität. Selbstbeteiligungen sind nichts 
weiter als eine Privatisierung von Kosten des Gesundheitssystems. 


Kostenerstattung 


Der Wechsel vom Sachleistungs- zum Kostenerstattungsprinzip wird er- 
stens mit einer erzieherischen Wirkung auf das Inanspruchnahmeverhalten 
der Versicherten und zweitens mit höherer Kostentransparenz und Kon- 
trolle der Leistungserbringer begründet. Das »pädagogische« Argument 
unterstellt, die Sinnhaftigkeit eines Arztbesuchs sei ex ante eindeutig zu be- 
stimmen. Dagegen ist einzuwenden, daß schon vor dem Beginn der eigent- 
lichen Patientenkarriere, d.h. vor der Inklusion in das Versorgungssystem, 
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Krankheit bzw. Gesundheit im Laiensystem thematisch ist. Übersteigen die 
Belastungen schichten- und milieuspezifische Gesundheitsvorstellungen als 
auch das Selbsthilfepotential der Person und seines sozialen Netzwerks, 
wird der Arzt kontaktiert (vgl. Dörner 1975). Aber auch für den Arzt ist in 
vielen Fällen die Sinnhaftigkeit seiner Inanspruchnahme und damit sein 
therapeutisches Handeln nicht eindeutig zu klären, sondern vielmehr das 
Ergebnis einer immer auch fallspezifischen Diagnose und Therapiestellung. 
Die Nachfrage nach gesundheitlichen Dienstleistungen ist oft zunächst un- 
spezifisch und gerade deshalb in ihrem erwarteten Gebrauchswert und im 
Preis nicht antizipierbar. 

Die Besonderheit des Gutes Gesundheit wird auch in anderer Hinsicht 
ignoriert. Die »Pädagogik« der Kostenerstattung unterstellt, daß die Inan- 
spruchnahme von gesundheitlichen Dienstleistungen und Gütern der »Frei- 
biermentalität« folgt, also umso größer ist, je niedriger oder unbekannter 
der Preis. Dies ist die zweite Generalprämisse der Befürworter eines markt- 
wirtschaftlichen Gesundheitswesens. Sie verkennt, daß der Gebrauchswert 
von gesundheitlichen Dienstleistungen und Gütern in der Wiederherstel- 
lung bzw. graduellen Stärkung der lebenspraktischen Autonomie von Per- 
sonen liegt, nicht in der Befriedigung luxurierender Bedürfnisse mit Erleb- 
niswert. Je geringer das verfügbare Haushaltseinkommen der Versicherten 
ist und je größer die etwa nach einem Zahnarztbesuch vorzuschießenden 
Kosten sind, desto abschreckender ist der Arztbesuch. 

Diese fatale gesundheitspolitische Wirkung prägt sich einkommensspezi- 
fisch aus. Wieder zeigt sich, daß ein marktwirtschaftliches Instrument im- 
mer auch sozial folgenschwere Verteilungswirkungen zeitigt, die unmittel- 
bar die Chancen auf Partizipation an gesundheitlichen Gütern und Dienst- 
leistungen für die unteren Sozialschichten verringern. 

Nehmen wir nun an, ein Versicherter erfährt (Argument der Kostentranspa- 
renz), daß die individuell auf ihn anfallenden Kosten geringer sind als sein 
individueller Beitrag zur Finanzierung des Systems. Entweder er entschließt 
sich, für sein Geld mehr Leistung zu verlangen, oder aber er hinterfragt auf- 
grund einer Kosten-Nutzen-Rechnung den Sinn seiner »zu hohen« Beiträge. 
Im ersten Fall führt die Entscheidung zu einem sachlich nicht begründeten 
Versuch der Ausweitung der Inanspruchnahme, ein klarer Fall von kosten- 
treibender »Anspruchsmentalität«. Im zweiten Fall sind drei Alternativen 
denkbar: erstens kann er aufgrund seiner individuellen Kosten-Nutzen-Rech- 
nung zu dem Ergebnis kommen, daß eine Versicherung sich für ihn nicht 
lohnt, führt doch jede Versicherung, auch eine Risikoversicherung, zu er- 
heblichen Umverteilungen, nur sind diese je individuell und gehorchen nicht 
sozialstrukturellen Merkmalen. Führt er aber eine Risikokalkulation durch, 
d.h. versucht er die Wahrscheinlichkeit von Versicherungsereignissen in ei- 
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ner prinzipiell unbestimmten, offenen Zukunft für sein aktuelles Handeln 
relevant werden zu lassen (vgl. Luhmann 1990), kann er sich, sofern er frei- 
willig versichert ist, für eine Risikoversicherung entscheiden und damit ge- 
gen das Solidaritätsprinzip der GKV. Entscheidet er sich aber drittens für ei- 
ne soziale Krankenversicherung, so hat er die Prämisse des kostensenkenden 
und nutzenmaximierenden Privatsubjekts fallen gelassen. Dann sind die In- 
formationen, die er über die Kostenerstattung erlangt, für ihn uninteressant, 
ja störend, verletzen sie doch die materiale Rationalität des Versorgungspro- 
zesses. 

Vier weitere Aspekte, die ich nur kurz erwähnen möchte, sind bedenkens- 
wert. Erstens führt auch dieses Instrument zu einem steigenden Vewal- 
tungsaufwand sowohl beim behandelnden Arzt als auch bei der Kasse - und 
zu Mehrarbeit für den Versicherten. Zweitens werden die Kontrollmöglich- 
keiten der Krankenkassen geschwächt. Drittens wird kehrseitig dazu dem 
Patienten die Kontrollfunktion aufgebürdet, der als Kranker in seiner Auto- 
nomie geschwächt ist, in einer auch diffusen Beziehung zum Arzt und zu- 
gleich unter Wissens-, Definitions- und Steuerungsaspekten in einer asym- 
metrischen Machtbeziehung zum Arzt steht. Die widersprüchliche und pre- 
käre Einheit von spezifischen und diffusen Sozialbeziehungen in der Arzt- 
Patient-Beziehung wird ökonomisiert. Viertens schließlich gibt es andere 
Möglichkeiten der Kostentransparenz und Kontrolle, die die Arzt-Patient- 
Beziehung nicht berühren, z.B. die schon im GSG verschärften Wirtschaft- 
lichkeitsprüfungen. 

Zurück zu den anderen oben erwähnten Maßnahmen. Mit dem Mechanis- 
mus der Koppelung von Beitragssteigerung und Zuzahlungserhöhung bei 
sofortigem Kündigungsrecht der Versicherten wird die Beitragsstabilität 
zum absoluten Imperativ der Gesundheitspolitik gemacht. Von allen ver- 
sorgungsinhaltlichen Fragen des Gesundheitswesens, wird dabei notwendi- 
gerweise abstrahiert. Der Beitragssatz und die Höhe der Selbstbeteiligun- 
gen werden zum erstrangigen Wettbewerbsparameter. Die klassische Re- 
duktion von Gesundheitspolitik auf Kostenpolitik und deren Reduktion auf 
die Beeinflussung des Versichertenhandelns wird verbunden mit einer neu- 
en Funktion der Selbstbeteiligung. Diente sie bislang als erzieherischer An- 
reiz in Hinsicht auf das Inanspruchnahmeverhalten, so zielt sie nun zusätz- 
lich auch auf die Beeinflussung der unternehmerisch agierenden Kassenor- 
ganisationen. Der Wettbewerbsdruck auf die Kassen wird sich auf diese 
Weise - ohne daß ihnen effektive Instrumente der Vertrags- und Versor- 
gungsgestaltung zur Verfügung stehen - enorm erhöhen. 


»Ziel ist offenbar das allgemeine Krankenkassen-hopping: Einerseits bei den Gesunden zu 
den Kassen, die bei Rückerstattung und hohen Selbstbehalten den schlankesten Leistungska- 
talog bieten. Andererseits bei den Kranken zu jenen Kassen, bei denen die jeweils interessie- 
renden Leistungen gerade noch nicht gestrichen worden sind. Die 'Gestaltungsleistungen' 
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werden damit für alle Kassen - das ist nur eine Frage der Zeit - im Sinne des 'Kellertreppenef- 
fekts' allmählich auf Null geführt werden (müssen)« (Paquet 1996, 260). 

Vermittelt über die wettbewerbsinduzierten Wanderungsbewegungen der 
Versicherten werden die Kassen also ihren Leistungskatalog angleichen - 
durch Streichung der Gestaltungsleistungen. Die Unterscheidung zwischen 
Pflicht- und Gestaltungsleistungen wird nur eine temporäre Erscheinung 
auf dem Weg der Leistungsausgrenzung sein. Bleiben hingegen Versicher- 
tenbewegungen in größerem Stil aus, kommt es auf der Grundlage bereits 
bestehender »Risikoverwerfungen« zu einer Polarisierung der Kassenland- 
schaft, mithin also zu einer Situation, die Ausgangspunkt der Diskussion 
um die Organisationsreform der GKV war. Beide Varianten hebeln den 
Wettbewerb tendenziell aus. Eine dritte Möglichkeit besteht darın, daß die 
Kassen auf einen ruinösen Wettbewerb verzichten und Pflicht- und Ge- 
staltungsleistungen »gemeinsam und einheitlich« regeln. Dies haben die 
Kassen bei Vorlage des Entwurfs zum 2. GKV-Neuordnungsgesetz ange- 
kündigt und die politisch Verantwortlichen mit der wahrscheinlichen Rea- 
lität explizit nicht beabsichtigter Leistungsausgrenzungen konfrontiert. 

Ob zudem das Klientel der chronisch Kranken, Alten und sozial Schwa- 
chen den erweiterten Entscheidungsspielraum nutzen (können) wird, ist un- 
sicher. Sicher werden die Krankenkassen Strategien der Risikoselektion 
forcieren (müssen), um unter den Bedingungen verschärften Wettbewerbs 
für das Versichertensegment der »guten« Risiken (jung, männlich, ohne 
Familie, gut verdienend mit geringem Morbiditätsrisiko) attraktiv zu sein. 
Für genau diese Klientel, die Nettozahler, sind die der Privatversiche- 
rungswirtschaft entlehnten Instrumente des Selbstbehalts bei Kostenerstat- 
tung und Beitragsrückerstattung interessant. Umgekehrt »müssen« auch die 
Satzungsleistungen, sollen sie den Beitragssatz effektiv entlasten, auf 
Kranke, Alte und sozial Schwache hoch selektiv wirken. Der entscheidende 
Wettbewerbsparameter, der durch die Kombination von Leistungsausgren- 
zung und kassenindividueller Selbstbeteiligung installiert wird, ist also die 
Risikoselektion (vgl. Paquet 1996, 259). 

Die schrittweise Abschaffung des Risikostrukturausgleichs würde diesen 
Trend unterstützen‘. Nur ein dauerhafter und zugleich modifizierter Fi- 
nanzausgleich würde risikoselegierenden Wettbewerbsstrategien zwar nicht 
vorbeugen, sie doch zumindest teilweise neutralisieren können. Seine Ab- 
schaffung würde den durch die anderen Maßnahmen forcierten Trend zur 
Polarisierung der Krankenkassenlandschaft stützen. 


5 U.a. in der Frage der zeitlichen Dauer des Risikostrukturausgleichs unterschieden sich 
schon die Reformoptionen der Mitglieder der Enquete-Kommission des Bundestags zur 
Strukturreform der GKV (vgl. Deutscher Bundestag 1990, Band 1, 445ff). 
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Sollte die Vollversicherung des Krankheitsrisikos weiter durch Leistungs- 
einschränkungen bzw. erhöhte Belastungen der Versicherten abgebaut bzw. 
ausgehöhlt werden, ist mit einem weiteren Effekt zu rechnen: 


»Je mehr Zuzahlungen, Kürzungen oder Kostenerstattungsformalitäten die Sozialversicherten 
belasten, desto eher entscheiden sie sich zum immer leichter möglichen Wechsel (zur PKV, 
T.S.). Solche mit dem Kostenargument legitimierten Verschlechterungen der GKV haben in 
der Vergangenheit, über die verbesserten Marktchancen der PKV und den dadurch weiter be- 
einträchtigten Solidarausgleich, in die beitragssteigernde Richtung gewirkt« (Kühn 1990, 42). 


Je mehr das Krankenversicherungssystem sich kommerzialisiert, desto mehr 
wird die Krankenversorgung sich sozial differenzieren, d.h. soziale Ungleich- 
heit wird sich auch in der Bundesrepublik in sozial unterschiedlichem Zugang 
zu gesundheitlichen Gütern und Dienstleistungen oder doch zumindest in sozial 
unterschiedlichem Umgang mit Patienten widerspiegeln. Sind aber - wie Kühn 
(1990) am Beispiel Großbritanniens zeigt - die gut verdienenden Versicherten- 
gruppen für eine privatwirtschaftliche Versicherung erst einmal gewonnen, so 
ist damit zugleich der artikulationsfähigste Teil der Versicherten»gemein- 
schaft«, der einer weiteren Erosion des Systems politischen Widerstand 
entgegensetzen könnte, für den Solidargedanken verloren gegangen. 
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Peter Bremer, Norbert Gestring 


Urban Underclass - neue Formen der 
Ausgrenzung auch in deutschen Städten? 


Im sozialwissenschaftlichen Diskurs der achtziger Jahren dominierten Mi- 
lieu- und Lebensstilanalysen, ın denen Fragen der vertikalen sozialen Un- 
gleichheit keine oder nur eine untergeordnete Rolle spielen. Im Gegensatz 
dazu behandeln wir die Frage, ob infolge der Massenarbeitslosigkeit und 
der wachsenden Armut auch in der Bundesrepublik unterhalb der »klassi- 
schen« Schichten und Klassen eine neue Schicht von Ausgegrenzten ent- 
steht. Wir fragen nach einer neuen Qualität gesellschaftlicher Spaltung, die 
nicht mehr in den Kategorien Oben und Unten aufgeht. Anknüpfend an die 
us-amerikanische Debatte über die Urban Underclass diskutieren wir For- 
men sozialer Ungleichheit, die mit Begriffen wie »Exklusion« und »Aus- 
grenzung« interpretiert werden. Dabei wird auch nach der Härte von räum- 
lichen Spaltungstendenzen in der Gesellschaft gefragt, welche zur Heraus- 
bildung einer »neuen« Klasse, nämlich der Urban Underclass, führen 
könnten. 

Der Aufsatz gliedert sich in vier Abschnitte. Zunächst werden die Grundli- 
nien der Debatte über die Underclass in den USA nachgezeichnet. Dabei 
geht es nicht um Vollständigkeit, sondern um den Versuch, aus dieser De- 
batte Schlußfolgerungen für die Entwicklung von Definitionen und For- 
schungsstrategien zu ziehen. Im zweiten Abschnitt wird mit Hilfe von vier 
Kriterien - Ausgrenzung vom Arbeitsmarkt, Segregation, Kumulation von 
Benachteiligungen und individuelle Reproduktion der Ausgrenzung - eine 
Definition des Begriffs Underclass diskutiert. Der dritte Abschnitt befaßt 
sich auf der Grundlage einer Analyse der sozialen Situation von Auslände- 
rInnen mit der These, daß sich bei dieser Bevölkerungsgruppe die Heraus- 
bildung einer Underclass am ehesten zeigen müßte. Der vierte Abschnitt 
benennt einige Schlußfolgerungen. 


1 Dieser Aufsatz steht im Zusammenhang mit dem Forschungsprojekt »Zuwanderung und 
die Herausbildung einer städtischen Unterschicht«, das vom niedersächsischen Ministeri- 
um für Wissenschaft und Kultur gefördert wird. 


PROKLA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 106, 27. Jg. 1997, Nr.1, 35-76 
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1. Zur Underclass-Debatte in den USA 


Die aktuelle sozialwissenschaftliche Auseinandersetzung über die Under- 
class in den USA wird von zwei Erklärungsansätzen dominiert. Im kultu- 
rellen Ansatz gilt der Sozialstaat als Ursache für individuelle Verhaltens- 
weisen und deren kulturelle Verfestigungen, die zu einer Herausbildung der 
Underclass geführt haben. Im strukturellen Erklärungsansatz wird das Ent- 
stehen einer Underclass dagegen mit dem ökonomischen Strukturwandel 
und der wachsenden Segregation erklärt. 

Ein Vorläufer des Ansatzes, der in den Verhaltensweisen und Orientierun- 
gen die entscheidende Ursache für das Entstehen einer Underclass sieht, ist 
das Konzept der »Kultur der Armut«, das von dem us-amerikanischen An- 
thropologen Lewis auf der Grundlage von Untersuchungen in Armenvier- 
teln von Mexico City in den fünfziger und sechziger Jahren formuliert 
wurde. Nach Lewis’ Auffassung entsteht in Armenvierteln eine Le- 
bensform, die eigene soziale Merkmale aufweist: 

»Die Armut ist (...) eine bemerkenswert stabile und beständige Lebensform, die sich in den 
Familien von Generation zu Generation vererbt« (Lewis 1982, 27). 

Die These, daß sich die mit Armut verbundene Lebensform über Genera- 
tionen perpetuiert, hat weitreichende Konsequenzen. Denn nach Lewis’ An- 
sicht ist die Lebensweise der Armen selbst ein entscheidender Hinderungs- 
grund bei der Überwindung der Armut. 

In den kulturellen Ansätzen der achtziger Jahre wird ebenfalls das Verhal- 
ten der Armen für die andauernde Armut, die zur Herausbildung einer Un- 
derclass geführt hat, verantwortlich gemacht. Dabei wird die Underclass 
mit Begriffen definiert, die auf abweichendes Verhalten wie fehlende Ar- 
beitsmoral, Kriminalität, sexuelle Promiskuität und uneheliche Mutterschaft 
abheben. In der wissenschaftlichen Diskussion ist Murrays (1984) Studie 
über die Sozialpolitik der USA das bedeutendste Werk dieses Erklärungs- 
ansatzes. Murray akzeptiert weitgehend die Beschreibungen der an- 
thropologischen Forschungen über die Kultur der Armut. Die wichtigsten 
Indikatoren wie Arbeitslosigkeit, Armut, Ausbildung und Kriminalität so- 
wie die Familienstrukturen hätten sich seit den sechziger Jahren für die 
Armen deshalb verschlechtert, weil sich durch die staatliche Politik die 
Rahmenbedingungen für die Armen so verändert haben, daß wesentliche 
Anreize fehlten, ein Leben gemäß den Werten der Mittelklasse zu führen. 
Als Hauptübel sieht Murray die Sozialgesetzgebung der »Great Society« in 
den sechziger Jahren, als Sozialleistungen wie die Unterstützung für Fami- 
lien mit Kindern, Essensmarken und Wohngeld erhöht wurden und der Zu- 
gang zu diesen erleichtert wurde. Infolge dieser Sozialgesetze entbehre es 
nicht einer - zumindest kurzfristigen - Rationalität, wenn etwa ein junger 
Mann aus einem Armenghetto es vorzieht, Sozialleistungen zu beziehen 
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statt einen Niedriglohnjob anzunehmen, oder wenn eine schwangere Frau 
nicht heiratet, da es bei einem arbeitslosen Vater profitabler ist, unverhei- 
ratet zu bleiben und den Lebensunterhalt durch Sozialleistungen zu be- 
streiten. Theoretisch argumentiert Murray auf der Basis einer rational 
choice Theorie. Die zentralen Grundlagen für individuelle Entscheidungen 
sind für ihn die staatlich geschaffenen Rahmenbedingungen. Eine differen- 
zierte Auseinandersetzung mit den Folgen der Deindustrialisierung, dem 
Boom der schlecht bezahlten Arbeitsplätze, der anhaltenden Segregation 
oder den Wohn- und den Lebensbedingungen in den innerstädtischen Ar- 
menvierteln sucht man in Murrays Arbeiten vergeblich.” 

Die bedeutendste Studie des strukturellen Erklärungsansatzes ist die Arbeit 
von Wilson (1987) über die Underclass in den innerstädtischen Armen- 
vierteln. Empirisch bezieht er sich in seiner Argumentation auf die inner- 
städtischen Wohnviertel Chicagos und der großen Ballungsräume der USA. 
Nach Wilsons Definition zählt zur Underclass: 

» (...) diese heterogene Zusammenfassung von Familien und Individuen, die außerhalb des 
normalen amerikanischen Beschäftigungssystems stehen. Eingeschlossen sind Individuen, 
denen Qualifikationen und Fertigkeiten fehlen und die entweder die Erfahrung von langfristi- 
ger Arbeitslosigkeit machen oder gar nicht zu den Erwerbspersonen gehören, und Individuen, 
die mit Straßenkriminalität oder anderen Formen abweichenden Verhaltens zu tun haben, so- 
wie Familien, die langfristig von Armut und/oder Abhängigkeit von Sozialleistungen betrof- 
fen sind« (Wilson 1987, 8). 

In den innerstädtischen Ghettos der schwarzen Minderheit, wo sich die 
Armut zunehmend konzentriert, leben die Mitglieder der Underclass isoliert 
von der übrigen Gesellschaft. Diese soziale Isolation der Underclass erklärt 
Wilson zum einen mit dem Wandel der räumlichen und sektoralen Struktu- 
ren der Beschäftigung, zum anderen mit der wachsenden Segregation in- 
nerhalb der schwarzen Bevölkerung. 

Unter dem ökonomischen Strukturwandel haben demnach die innerstädti- 
schen Minderheiten besonders gelitten. Nicht nur die periodischen Krisen, 
auch die Tertiarisierung der Beschäftigungsstrukturen, die Polarisierung des 
Arbeitsmarktes und vor allem die Abwanderung des produzierenden Sektors 
aus den Innenstädten seien die Ursachen dafür, daß in den Innenstädten nied- 
rig entlohnte Gelegenheitsjobs und Arbeitslosigkeit in den siebziger und 
achtziger Jahren stark zugenommen haben. Mit der Arbeitslosigkeit sei auch 
die Zahl der Entmutigten, die die Suche nach einem Job aufgegeben haben 
und derjenigen, die dauerhaft von Sozialleistungen abhängig sind, gestiegen. 
Als zweiten entscheidenden Faktor für die wachsende geographische Kon- 
zentration der Armut in den Innenstädten nennt Wilson die »Suburbanisie- 


2 Im Gegenteil: Mittlerweile erklärt Murray soziale Unterschiede mit den unterschiedli- 
chen Genen von Schwarzen und Weißen. 1994 erschien die Studie The Bell Curve von 
Hermstein und Murray, in der die Autoren implizit behaupten, ökonomische und soziale 
Ungleichheit sei biologisch bedingt und deshalb gerechtfertigt (vgl. Meyers 1996). 
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rung« der Familien der schwarzen Arbeiter- und Mittelklasse, die seit den 
siebziger Jahren verstärkt einsetzte. Da sich auch die Klassenstruktur der 
Schwarzen - unter anderem durch die antidiskriminatorische Gesetzgebung 
- ausdifferenziert habe, hätten wohlhabende schwarze Familien die Chance 
genutzt, aus den Innenstädten in die Vorstädte der Mittelschichten zu zie- 
hen. Dadurch seien die ehemals vertikal integrierten Ghettos der schwarzen 
Minderheit immer mehr zu Armenghettos geworden. Mit den Familien der 
Arbeiter- und Mittelklasse fehle in den Armenghettos ein wichtiger sozialer 
Puffer. Mit der Abwanderung der Arbeiter- und Mittelklasse seien die 
Ghettos zu einem Ort der Underclass geworden, die durch die geographi- 
sche und soziale Isolation von Kontakten zu Angehörigen anderer gesell- 
schaftlicher Gruppen abgeschnitten ist und damit auch den Zugang zu In- 
formationen über Beschäftigungsmöglichkeiten in anderen Stadtvierteln 
verloren hat. Letztlich entstünde aus der Isolation der Underclass ein Teu- 
felskreis, der die Familien, die Communities und die Schulen einschließt. 
Die soziale Isolation ist für Wilson der entscheidende Unterschied zwi- 
schen Angehörigen der Underclass und den Armen, die in gemischten 
Stadtvierteln leben. Auch kulturelle Aspekte spielen eine Rolle, jedoch sind 
diese bei ihm Folge einer bestimmten Lebenssituation und nicht wie bei 
Murray deren Ursache. 

Die Debatte über die Underclass dominiert mittlerweile den Armutsdiskurs 
in den USA (Fainstein 1996). Es gibt eine kaum noch zu überschauende 
Vielzahl von Studien, Aufsätzen und Sammelbänden, die sich mit den ver- 
schiedensten Aspekten der Underclass befassen. Vor allem Willsons Studie 
hat eine Reihe von vertiefenden empirischen Forschungen ausgelöst (vgl. 
z.B. die Aufsätze in Jencks/Peterson 1991 und Wilson 1989). Kontrovers 
werden in der us-amerikanischen Underclass-Debatte vor allem drei Fragen 
diskutiert: Welche Sozialpolitik könnte zu einer Überwindung der Under- 
class beitragen? Welche Bedeutung hat Rassismus für das Entstehen der 
Underclass? und: Wer gehört zur Underclass, wie ist sie definiert? 

Die sozialpolitischen Folgerungen Murrays (1984, 195ff) entsprachen Mitte 
der achtziger Jahre dem neokonservativen Klima der Reagan-Regierung 
und lesen sich heute wie eine Begründung für den republikanischen 
»Vertrag mit Amerika« von Newt Gingrich. Zentrales Anliegen Murrays ist 
es, die Verhaltensweisen der Armen zu verändern, indem Arbeitsfähige 
vom Bezug von Sozialleistungen ausgeschlossen werden und dadurch der 
ökonomische Zwang zur Lohnarbeit verstärkt wird. Außerhalb der Familie 
und des Freundeskreises sollte es keine staatlich organisierten soziale Netze 
für die »unwürdigen Armen« geben. Zum zweiten fordert Murray eine Ab- 
schaffung aller Programme, die wie die »affirmative action«-Gesetzgebung 
über Quoten benachteiligten Minderheiten den Zugang zu Universitäten 
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ermöglicht oder schwarzen Kleinunternehmern die Berücksichtigung von 
Aufträgen durch den Staat sichert. 

Wilsons Vorschläge zur Verbesserung der Lage der Underclass laufen da- 
gegen auf eine Wiederbelebung keynesianischer Wirtschaftspolitik in den 
USA hinaus (Wilson 1987, 118ff; 1992, 228ff). Um die politische Unter- 
stützung der Mittelschichten zu sichern, müßten zur Verbesserung der Le- 
benssituation der Armen und der Underclass universalistisch angelegte so- 
ziale und ökonomische Programme entwickelt werden, von denen auch 
weniger benachteiligte Gruppen - und nicht nur Arme oder Angehörige der 
Minderheiten - profitieren. Die Regierung müsse in die Ökonomie regulie- 
rend eingreifen, um ökonomisches Wachstum zu stimulieren, Vollbeschäf- 
tigung auch in den Armenghettos zu ermöglichen und stabile Löhne und 
Preise zu sichern. Darüber hinaus müßten durch Aus- und Fortbildungs- 
programme die Chancen der Armen auf dem Arbeitsmarkt verbessert wer- 
den. Das sozialstaatliche System der USA habe es nicht vermocht, die Po- 
sition der Armen, und schon gar nicht die der Underclass, zu verbessern, 
sondern im Gegenteil zu ihrer Stigmatisierung beigetragen. 

So konträr die sozialpolitischen Forderungen von Murray und Wilson auch 
sind, so stimmen sie doch in einem Punkt überein, nämlich in der Ableh- 
nung von Gesetzen, die durch »affirmative action« gezielt die soziale und 
ökonomische Lage von Minderheiten verbessern sollen. Kritiker Wilsons 
haben darauf hingewiesen, daß »affirmative action« zwar nicht die Überre- 
präsentanz von Schwarzen in der Underclass habe verhindern können, daß 
aber ohne diese Gesetzgebung noch mehr Schwarze zur Underclass gehö- 
ren würden. Und es erscheint zumindest fraglich, ob eine Politik der Voll- 
beschäftigung, wie sie von Wilson gefordert wird, tatsächlich dazu führt, 
daß die vielfach benachteiligten Schwarzen in den Armenghettos dadurch 
Arbeitsplätze bekommen (Mosley 1992, 148). 

Eine zweite Kontroverse ist über die Frage des Rassismus als Erklärungs- 
faktor für die Herausbildung der Underclass entstanden. Wilson bezweifelt 
zwar nicht, daß es weiterhin Diskriminierung gibt, im Zentrum seiner Er- 
klärung stehen jedoch der ökonomische Wandel und die klassenmäßigen 
Veränderungen innerhalb der schwarzen Bevölkerungsgruppe. Zugespitzt 
formuliert: Wilsons Analyse der Underclass verneint durch die Konzentra- 
tion auf Klassen- und Schichtdifferenzierungen implizit die Bedeutung des 
Rassismus. Daß Diskriminierung doch ein zentraler Erklärungsfaktor für 
die Situation von Schwarzen auf dem Arbeitmarkt ist, haben aber verschie- 
dene Studien gezeigt (vgl. z.B. Fainstein 1993). Vor allem aber die desolate 
Wohnsituation, die hohe Segregation und die Isolierung der schwarzen Un- 
derclass in innerstädtischen Ghettos ist ohne die historische und aktuelle 
Diskriminierung nicht zu verstehen. 
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Wilsons Erklärung, daß die Abwanderung der schwarzen Mittelklasse Ur- 
sache der Isolierung der schwarzen Armutsbevölkerung in den innerstädti- 
schen Ghettos sei, wurde durch verschiedene Untersuchungen über die Se- 
gregation der Schwarzen widerlegt. Zu nennen ist hier vor allem die Studie 
von Massey und Denton (1993), die eindringlich beschreiben, wie offener 
und institutioneller Rassismus die Ghettoisierung der Schwarzen erzwun- 
gen hat und zur Aufrechterhaltung der extremen Segregation beiträgt. Nicht 
nur die in Armut lebenden Schwarzen wohnen in Stadtvierteln mit über- 
wiegend schwarzer Wohnbevölkerung, sondern auch die Schwarzen mit 
mittleren und hohen Einkommen, die Segregation der Schwarzen von den 
Weißen variiert nicht nach Einkommen (ebd., 86). Wilsons Beobachtung, 
daß immer mehr schwarze Arme in extremen Armutsvierteln (Armutsrate 
über 40%) leben, ist nicht auf die Abwanderung der Schwarzen mit mittle- 
ren Einkommen aus den Innenstädten zurückzuführen, sondern auf die 
wachsende Armut unter Schwarzen. Wenn eine ghettoisierte Bevölkerungs- 
gruppe verarmt, dann muß dies mit einer räumlichen Konzentration von 
Armut einhergehen, die klassenmäßige Segregation innerhalb dieser Be- 
völkerungsgruppe verschärft die Konzentration, ist aber nicht die entschei- 
dende Ursache (ebd., 118ff), kurz: Auch ohne Abwanderung der schwarzen 
Mittelschicht wäre die soziale Isolation der Underclass unvermeidlich ge- 
wesen. Der Aufrechterhaltung schwarzer Armutsghettos liegen drei für den 
us-amerikanischen Wohnungsmarkt typische Mechanismen zugrunde: Er- 
stens haben arme Schwarze bei Umzügen keine andere Wahl als in ein Ar- 
menghetto zu ziehen; zweitens wurden segregierte Viertel mit überwiegend 
schwarzer Bevölkerung durch den ökonomischen Abstieg der BewohnerIn- 
nen zu Armutsvierteln; und drittens werden auf der einen Seite Schwarze 
aus weißen Wohnvierteln faktisch ausgeschlossen, während auf der ande- 
ren Seite weiße Arme grundsätzlich nicht in schwarze Wohnviertel ziehen. 

Als dritte Kontroverse bleibt die Frage der Definition der Underclass. Nach 
Devine und Wright (1993, 91) reichen die Schätzungen über die Größe der 
Underclass in den USA von 2 bis 18 Millionen Personen. Der Begriff Un- 
derclass hat längst Eingang in den Medien gefunden und wird in politi- 
schen Auseinandersetzungen oft in denunziatorischer Absicht gebraucht: 
Dabei dominiert das Bild der schwarzen Alleinerziehenden, die sich im 
staatlich finanzierten sozialen Netz eingerichtet hat, oder des dealenden 
Ghettojugendlichen, der mit illegalen Geschäften viel Geld verdient, wäh- 
rend seine unehelichen Kinder von Sozialhilfe leben. Der undifferenzierte, 
oft diffamierende Gebrauch des Begriffs in der politischen Auseinanderset- 
zung hat verschiedene Autoren veranlaßt, den Begriff Underclass nicht 
mehr zu verwenden, Wilson hat ihn durch »ghetto poor« ersetzt. Gleich- 
wohl bleibt kontrovers, ob die Underclass neben ökonomischen und sozial- 
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räumlichen auch mit sozialpsychologischen Dimensionen definiert wird, ob 
also Kategorien wie abweichendes Verhalten und abweichende Wert- 
orientierungen Eingang in die Definition der Underclass finden. So schla- 
gen Devine und Wright (1993, 88f) eine Definition vor, nach der die Per- 
sonen zur Underclass gehören, die in innerstädtischen Vierteln mit hohen 
Armutsraten leben, für die ein hohes Niveau sozialer Isolation und Hoff- 
nungslosigkeit sowie antisozialer und dysfunktionaler Verhaltensmuster ty- 
pisch ist. Ob eine solche Definition, die strukturelle, räumliche und sozi- 
alpsychologische Kategorien verbindet, empirisch haltbar ist, scheint je- 
doch selbst für die USA fraglich. Denn es gibt eine Reihe von Studien, die 
das Bild vom dysfunktionalen Verhalten und von randständigen Normen 
und Wertorientierungen der Underclass zumindest erschüttern: So haben 
Fallstudien zu Boston (Osterman 1991) und Chicago (Tienda/Stier 1991) 
gezeigt, daß selbst Bewohnerinnen der Ghettos mit den höchsten Armuts- 
raten nicht die Orientierung auf die Erwerbsarbeit aufgegeben haben und - 
im Fall von Boston - berufliche Chancen, die ein expandierender Arbeits- 
markt bietet, nutzen. Auch das weitverbreitete Vorurteil von der jugendli- 
chen Alleinerziehenden, die durch die Möglichkeit des Sozialhilfebezugs 
erst zu ihrer Schwangerschaft motiviert wurde, konnte durch empirische 
Untersuchungen widerlegt werden: zum einen ist nicht die Höhe der Sozi- 
alhilfe die erklärende Variable für die Wahrscheinlichkeit, daß eine Frau 
unter 20 ein Kind bekommt, sondern eine schlechte Schulausbildung und 
mangelnde Aussichten auf einen Arbeitsplatz (Duncan/Hoffman 1991), und 
zum anderen reicht die Sozialhilfe für eine Frau mit Kind in keinem Fall 
aus, um in us-amerikanischen Städten zu überleben. Fast alle betroffenen 
Frauen sind deshalb gezwungen, zusätzlich zur Sozialhilfe - illegal - zu ar- 
beiten (Jencks 1992). Auch bei Ghettojugendlichen fand Anderson (1989) 
keine so unterschiedlichen Normen und Orientierungen, daß von einer ei- 
genständigen Kultur gesprochen werden könnte. Selbst die Aggressivität 
des Rap ist nicht Ausdruck einer Subkultur, sondern entsteht aus der Kluft 
zwischen der Orientierung von Jugendlichen an Werten der Mittelklasse 
und der Versagung der Möglichkeiten, entsprechend diesen Werten leben 
zu können (Lott 1992). 


2. Was ist eine Underclass? 


Die Verwendung des Begriffs Underclass ist dann legitim und sinnvoll, 
wenn damit eine neue Qualität sozialer Spaltung beschrieben wird, die von 
den bisherigen Klassen- und Schichtmodellen nicht erfaßt wird. Auch in 
den USA gehören ja nicht alle Armen zur Underclass. Ca. 10% der Weißen 
und über 30% der Schwarzen leben in Armut. Die Mehrheit der Armen 
aber, nämlich zwei Drittel, sind in den USA Weiße, ein Drittel der Armen 
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sind Schwarze. Die Armut der Schwarzen ist allerdings sichtbarer, da in- 
folge der extremen Segregation 36% der schwarzen Armen in innerstädti- 
schen Armutsvierteln lebt, während dies nur bei 3% der weißen Armen der 
Fall ist (Fainstein 1996, 158). Die sozialräumlichen Folgen des ökonomi- 
schen Strukturwandels in Verbindung mit der hohen Segregation der 
schwarzen von der weißen Bevölkerung haben in den USA zur dauerhaften 
Ausgrenzung eines Teils der verarmten schwarzen GhettobewohnerInnen 
geführt. Wenn die Forschung über die Underclass auf westeuropäische 
Länder übertragen werden soll, dann ist davon auszugehen, daß die Under- 
class in diesen Ländern ein anderes Gesicht und, zumindest teilweise, ande- 
re Ursachen hat. 

So wird in der britischen Debatte davon ausgegangen, daß, wenn es in 
Großbritannien eine Underclass gibt, diese sich aus den inaktiven Haus- 
halten der Langzeitarbeitslosen zusammensetzt. Im Unterschied zu den 
USA ist eine Gleichsetzung ethnischer Minderheiten mit der Underclass 
nicht möglich: obwohl unverhältnismäßig viele Angehörige ethnischer 
Minderheiten zur Underclass gehören, ist sie überwiegend weiß. Ein weite- 
rer Unterschied zu den USA besteht darin, daß die Underclass mit Aus- 
nahme Londons nicht in segregierten Stadtvierteln lebt, sondern zu einem 
großen Teil in den deindustrialisierten Krisenregionen (Buck 1992). Unter- 
suchungen, die die Einstellungen und Orientierungen von arbeitslosen Al- 
leinerziehenden und Dauerarbeitslosen zum Gegenstand hatten, haben kei- 
ne Anzeichen dafür zu Tage gebracht, daß sich in diesen Bevölkerungs- 
gruppen eine eigene, distinktive Kultur entwickelt (Gallie 1994; Heath 
1992; Morris 1993). Gallie und Morris haben daraus gefolgert, daß zumin- 
dest die soziale Situation der Dauerarbeitslosen in Großbritannien mit dem 
Begriff Underclass nicht adäquat beschrieben ist. 

Auf den ersten Blick eher vergleichbar mit den us-amerikanischen Ghettos 
ist die Lage von ImmigrantInnen in den großen Stadtrandsiedlungen fran- 
zösischer Großstädte. Aber obwohl Dubet und Lapeyronnie »... eine tiefe 
Kluft zwischen integrierten Gruppen und Individuen auf der einen und aus- 
gegrenzten auf der anderen Seite...« (1994, 35) in den Vorstädten ausge- 
macht haben, betonen sie die Unterschiede gegenüber den schwarzen 
Ghettos in den USA, die allenfalls als »Katastrophenszenarien« (ebd.) die 
Zukunft der banlieues darstellen könnten. Auch Wacquant betont, auf der 
Basis eines Vergleichs einer Pariser Vorstadt mit dem Ghetto von Chicago, 
die Unterschiede dieser »sozialräumlichen Formationen« (1996, 237): kurz 
zusammengefaßt basiert die Ausgrenzung in Frankreich auf Schichtzugehö- 
rigkeit, die durch Diskriminierung verstärkt wird. Diese Ausgrenzung wird 
durch staatliche Politik (noch) abgeschwächt. Grundlage der Ausgrenzung 
in den USA ist dagegen die Hautfarbe, sie wird durch Schichtzugehörigkeit 
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und staatliche Politik noch verstärkt (ebd.). In jedem Fall aber, so seine 
Schlußfolgerung, wird die Ausgrenzung verschärft, wenn es zu einer Sepa- 
rierung von Minderheiten kommt und wenn der Staat sich aus der Verant- 
wortung für die Ausgegrenzten zurückzieht. 

Welches Gesicht hat bzw. wird die Underclass in der Bundesrepublik ha- 
ben? Oder sind die sozialen Netze hier engmaschig genug, eine dauerhafte 
Ausgrenzung an den Rändern der Gesellschaft zu verhindern? Nachdem in 
den achtziger Jahren Fragen der horizontalen Ungleichheiten und der Le- 
bensstile die deutsche Soziologie dominierten, erfolgte in den letzten Jah- 
ren wieder so etwas wie eine Rückbesinnung auf die alten Formen vertika- 
ler Ungleichheit und dabei auch eine Anknüpfung an die Debatten über 
Underclass und Ausgrenzung. Wenn für die Untersuchung der deutschen 
Sozialstruktur an die Underclass-Debatte angeknüpft wird, dann muß auf 
der Grundlage einer Definition der Underclass die Grenzlinie benannt wer- 
den können, die die Underclass von den übrigen sozialen Schichten trennt. 
Wir diskutieren vier Kriterien für eine solche Definition: die Ausgrenzung 
vom Arbeitsmarkt, die räumliche Ausgrenzung durch Segregation, die Ku- 
mulation von Benachteiligungen und die individuelle Reproduktion der 
Ausgrenzung (vgl. zum folgenden Kronauer 1996 und Siebel 1996). 

Das erste Kriterium ist die Ausgrenzung vom Abeitsmarkt. Wem dauerhaft 
der Zugang zur Erwerbsarbeit versperrt bleibt, der verliert die Möglichkeit, 
sich und abhängige Haushaltsmitglieder zu versorgen. Untersuchungsein- 
heit ist somit nicht das Individuum, sondern der Haushalt, da davon auszu- 
gehen ist, daß Mitglieder eines Haushalts finanzielle Ressourcen teilen. 
Nach einem Jahr bekommen die meisten Arbeitslosen keine Leistungen 
mehr aus der Arbeitslosenversicherung, sondern müssen bedarfsabhängige 
Sozialtransfers wie Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe beziehen. Armut und 
Abhängigkeit von Sozialtransfers ist die Folge dauerhafter Ausgrenzung 
vom Arbeitsmarkt. Problematisch ist dabei die Definition von Dauerhaftig- 
keit, denn es müßte ein Zeitpunkt bestimmt werden, ab wann Dauerar- 
beitslosigkeit in Ausgrenzung umschlägt. 

Das zweite Kriterium ist die räumliche Ausgrenzung durch Segregation. 
Segregation kann unterschiedliche Ursachen haben: sie kann - wie bei den 
Ghettos der Schwarzen in den USA - durch physische Gewalt und staatli- 
che Politik erzwungen werden, sie kann - vor allem bei neuen Immigran- 
tengruppen - freiwillig sein und sie kann sich über die Mechanismen des 
Wohnungsmarktes durchsetzen. Um diese ökonomisch erzwungene Segre- 
gation geht es hier. Je weniger der Wohnungsmarkt staatlich reguliert wird, 
desto stärker schlägt die Ausgrenzung vom Arbeitmarkt durch auf die 
Wohnsituation der Dauerarbeitslosen und Armen. Ebenso wie bei der Aus- 
grenzung vom Arbeitsmarkt die Frage der Dauer, ist bei der Segregation 
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das Ausmaß der räumlichen Separierung, das eine neue Qualität gesell- 
schaftlicher Spaltung - eine soziale Isolation der Ausgegrenzten - anzeigen 
würde, nicht ohne empirische Anstrengungen zu bestimmen. 

Das dritte Kriterium ist die Kumulation von Benachteiligungen. Auch hier 
geht es um negative Sickereffekte. Die räumliche Isolation von Ausge- 
grenzten kann in segregierten Armutsvierteln eine Unterversorgung vor al- 
lem der sozialen Infrastrukturen (Kindergärten, Schulen, Bildungseinrich- 
tungen etc.) zur Folge haben und dadurch dazu führen, daß die Chancen 
von Arbeitslosen auf Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt ebenso ge- 
ring sind wie die Aussichten der Kinder und Jugendlichen, in schlecht aus- 
gestatteten Schulen mit überfüllten Schulklassen verwertbare Qualifikatio- 
nen zu erwerben. 

Das vierte Kriterium ist die individuelle Reproduktion der Ausgrenzung. 
Hier geht es um die Frage, inwieweit Ausgegrenzte ihre gesellschaftliche 
Randständigkeit gewissermaßen akzeptieren. Gemeint sind zunächst die 
Entmutigten, die aufgrund einer Vielzahl negativer Erfahrungen jede Hoff- 
nung auf eine Rückkehr in die Erwerbsarbeit aufgegeben haben. 
Zusammengenommen sind diese vier Kriterien sehr strikt. Sind sie alle er- 
füllt, dann kann man zweifellos von einer neuen Dimension sozialer Spal- 
tung sprechen, dann ist eine neue »soziale Kategorie« (Herkommer 1996, 
84), eine Underclass, entstanden. Ausgangspunkt einer Underclass-For- 
schung müssen die Veränderungen der Arbeits- und Wohnungsmärkte sein: 
Kommt es in Folge der wachsenden - und in der offiziellen Statistik unter- 
schätzten - Dauerarbeitslosigkeit zur Bildung einer neuen Schicht von Aus- 
gegrenzten? Führt die zunehmende Regulierung durch den Markt und die 
absehbare Abkehr vom sozialen Wohnungsbau zu einer räumlichen Sepa- 
rierung der Ausgegrenzten in unterversorgten Stadtvierteln? 

Die vier genannten Kriterien werden in der Underclassdebatte unterschied- 
lich gewichtet. Wir plädieren dafür, die beiden ersten - Ausgrenzung vom 
Arbeitsmarkt und Segregation - als zentrale Kriterien einer Definition von 
Urban Underclass zu verwenden. Ob es infolge einer Segregation zu einer 
Kumulation weiterer Benachteiligungen kommt und ob Ausgegrenzte abwei- 
chende Orientierungen und Verhaltensweisen bis hin zu einer »Kultur der 
Armut« entwickeln, sind empirisch zu beantwortende Fragen, die nicht Be- 
standteil der Definition sein sollten. Die individuelle Reproduktion der Aus- 
grenzung durch die Betroffenen ist für Kronauer der »wichtigste Indikator« 
(1996, 66) für die Herausbildung einer neuen Schicht von Ausgegrenzten. 
Richtig daran ist, daß durch die Entmutigung die Gefahr einer Perpetuierung 
der Ausgrenzung wächst. Nicht zulässig erscheint aber der Umkehrschluß 
von KritikerInnen (vgl. Herkommer 1996), die aus dem Fehlen einer eigen- 
ständigen Kultur der dauerhaft Armen schlußfolgern, es gebe keine Ausgren- 
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zung, die es rechtfertige, von einer Underclass zu sprechen. Kurz: Die Reak- 
tion der Betroffenen auf die Erfahrung der Ausgrenzung ist als Forschungs- 
frage von zentraler Bedeutung, die subjektive Verarbeitung beantwortet 
aber nicht die Frage, ob es eine neue Schicht von Ausgegrenzten gibt. 


3, Herausbildung einer Underclass in der Bundesrepublik? 


In Anknüpfung an die genannten Kriterien diskutieren wir in diesem Ab- 
schnitt die These, daß sich die Herausbildung einer Underclass ın der Bun- 
desrepublik am ehesten bei der ausländischen Wohnbevölkerung zeigen 
müßte. Diese Annahme stützt sich auf die in allen Lebensbereichen unter- 
durchschnittliche Lebenssituation von AusländerInnen. In der Ausländer- 
forschung gelten sie als von Verarmungs- und Ausgrenzungsprozessen be- 
sonders gefährdete Gruppe. Trotzdem ist die Lebenssituation der ausländi- 
schen Bevölkerung kein Gegenstand der neueren Sozialstruktur- und Mi- 
lieuanalysen. Wir werden deshalb die Situation der ausländischen Bevölke- 
rung genauer analysieren. Dabei wird vor allem die zahlenmäßig größte 
Gruppe betrachtet, die seit Mitte der fünfziger Jahre als »Gastarbeiter« und 
dann verstärkt nach dem Anwerbestopp 1973 als deren Familienangehörige 
in die Bundesrepublik gekommen ist. 


Zur Situation von Ausländern und Ausländerinnen auf dem Arbeitsmarkt 


»Gastarbeiter« wurden für einfache Tätigkeiten im Produktionsbereich an- 
geworben. Dies spiegelt sich bis heute darin wider, daß AusländerInnen 
wesentlich häufiger als Deutsche im Produktionssektor und seltener im 
Dienstleistungssektor tätig sind. Im Produktionssektor sind sie auch Anfang 
der neunziger Jahre noch zu 43% als un- und angelernte Arbeitende tätig, 
während bei Deutschen der entsprechende Anteil 12% beträgt. Die Kon- 
zentration auf den Bereich der un- und angelernten Arbeit ist bei ausländi- 
schen Frauen und bei Beschäftigten türkischer Herkunft mit 77% bzw. 68% 
besonders stark (Seifert 1995, 166). Zwar ist die Bedeutung des Produkti- 
onssektors auch bei den ausländischen Erwerbstätigen gesunken und die 
des Dienstleistungssektors gestiegen, der Abstand zwischen Deutschen und 
AusländerInnen hat sich in den letzten 20 Jahren jedoch kaum verringert. Zu 
den modernen Dienstleistungen in Banken, Versicherungen und Gebietskör- 
perschaften haben AusländerInnen kaum Zugang. Auch bei der als 
»integriert« geltenden zweiten Generation bleibt die Differenz zur deutschen 
Vergleichsgruppe enorm (Drossou et al. 1991, 198; Seifert 1995, 166). 

Durch den wirtschaftlichen Strukturwandel, in dessen Verlauf die Bedeu- 
tung des Produktionssektors für die Beschäftigung ab- und die des Dienst- 
leistungssektors zunimmt, sind in den letzten 20 Jahren genau die Arbeits- 
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plätze wegrationalisiert oder ins Ausland verlagert worden, für die die 
»Gastarbeiter« in den fünfziger und sechziger Jahren angeworben wurden. 
Prognosen gehen davon aus, daß bis zum Jahre 2010 der Bedarf an Unge- 
lernten um gut die Hälfte auf dann noch 10% der Beschäftigten zurückge- 
hen wird (Brügmann 1994). Schon jetzt sind AusländerInnen weit über- 
durchschnittlich von Arbeitslosigkeit betroffen. Seit Ende der siebziger Jah- 
re liegt ihre Arbeitslosenquote kontinuierlich über der der Deutschen, seit 
Anfang der neunziger Jahre ist sie ungefähr doppelt so hoch wie die Ar- 
beitslosenquote insgesamt. Ausländische Frauen sind häufiger arbeitslos als 
ausländische Männer, wobei türkische Frauen in besonderem Maße von 
Arbeitslosigkeit betroffen sind. Auch sind die Angehörigen der zweiten und 
dritten Generation doppelt so häufig von Arbeitslosigkeit betroffen wie ihre 
deutschen Altersgenossen (Seifert 1995, 171ff). Die negativen Auswirkun- 
gen des Strukturwandels verstärken sich durch die gegenüber Deutschen 
durchschnittlich niedrigeren Qualifikationen. Ausländische Arbeitslose 
hatten im Jahr 1994 mit 78,5% doppelt so häufig keine abgeschlossene Be- 
rufsausbildung wie deutsche Arbeitslose (Beauftragte 1995, 136ff). 
Ausländische ArbeitnehmerInnen haben in Zeiten der Krise den Beschäf- 
tigtenrückgang »abgepuffert«. Wenn aber einem stetig wachsenden Teil der 
ausländischen Bevölkerung in der Bundesrepublik die Funktion als »Re- 
serve« zugewiesen worden ist, bedeutet das ja gerade nicht, daß die Betrof- 
fenen dauerhaft ausgegrenzt sind. Ob sich trotzdem Anzeichen von Aus- 
grenzung zeigen, kann anhand von Daten zur Langzeitarbeitslosigkeit un- 
tersucht werden. AusländerInnen sind seltener langzeitarbeitslos als Deut- 
sche. Allerdings hat der Anteil der Langzeitarbeitslosen in den letzten Jah- 
ren weit stärker zugenommen als bei Deutschen (Beauftragte 1995, 38). 
Zudem sind jüngere AusländerInnen länger arbeitslos als ihre deutschen 
Altersgenossen und ausländische Frauen wesentlich häufiger langzeitar- 
beitslos als deutsche Frauen (Seifert 1995, 174). 

Die prekäre Arbeitsmarktsituation der ausländischen Bevölkerung ist jedoch 
nicht allein durch gewissermaßen objektive Faktoren wie Wirtschaftsstruktur 
und Qualifikation zu erklären, sondern ist auch Folge von Diskriminierung. 
Es gibt mittlerweile eine Reihe von Studien, die das belegen. Sie zeigen, daß 
die unterschiedlichen Arbeitslosenquoten der verschiedenen Nationalitäten 
nicht allein mit den für den Arbeitsmarkt maßgeblichen Strukturmerkmalen 
Geschlecht, Qualifikation, Region, Alter und Beruf zu erklären sind 
(Bender/Karr 1992). Vor allem türkischen und griechischen Arbeitskräften 
werden die in den höheren Hierarchieebenen verlangten extrafunktionalen, 
sozialen Fähigkeiten abgesprochen (Biller 1989, 303ff). Bevorzugt einge- 
stellt werden ausländische Arbeitskräfte dagegen für solche Tätigkeiten, die 
durch hohe Belastung, geringe Entlohnung und hohes Arbeitsplatzrisiko 
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charakterisiert sind, da bei ihnen eine geringere Konfliktbereitschaft und 
eine höhere Akzeptanz von Schichtarbeit, Überstunden und körperlich be- 
lastenden Arbeiten erwartet wird (Gillmeister/ Kurthen 1990). 

Sehr eindringlich hat eine Studie des Zentrums für Türkeistudien (Goldberg 
et al. 1995) Diskriminierungstendenzen auf dem Arbeitsmarkt beschrieben. 
Sie zeigt, daß im Dienstleistungsbereich stärker diskriminiert wird als im 
Produktionsbereich, in kleineren Betrieben stärker als in größeren und im 
privaten Sektor in stärkerem Maße als im halb-Öffentlichen. Bei den 
»higher qualified jobs« zeigen sich deutliche Differenzen nach Berufen. 
Während beim Beruf des Krankenpflegers aufgrund des Arbeitskräftebe- 
darfs praktisch keine Diskriminierung stattfindet, wurden die türkischen 
Nachfrager bei ihrer Bewerbung als Handelsassistent und Bankkaufmann in 
besonderem Maße diskriminiert (Goldberg 1995, 37ff). 

Darüber hinaus führen rechtliche Bestimmungen beim Bezug von staatli- 
chen Transferleistungen dazu, daß manche Gruppen von AusländerInnen 
keine andere Wahl haben, als sich mit ungeschützten und schlecht bezahl- 
ten Gelegenheitsjobs über Wasser zu halten. So wächst einerseits durch De- 
regulierung das Arbeitsmarktsegment für prekäre Jobs, andererseits bewir- 
ken nicht zuletzt spezielle ausländerrechtliche Regelungen, daß diesem Ar- 
beitsmarkt Arbeitskräfte zugeführt werden. 

Deregulierung des Arbeitsmarktes, spezielle ausländerrechtliche Regelun- 
gen und die damit einhergehende Unsicherheit, Diskriminierung und unter- 
durchschnittliche Qualifikationen führen dazu, daß in Zeiten wirtschaftli- 
cher Krisen ausländische Erwerbstätige auf schlecht bezahlte und prekäre 
Jobs sowie (Dauer-) Arbeitslosigkeit verwiesen bleiben. 

Aufgrund dieses Ergebnisses wird im folgenden danach gefragt, ob bei ei- 
nem erheblichen Teil der ausländischen Bevölkerung von einer Verfesti- 
gung einer Underclass-Situation auszugehen ist. 


Armut von Ausländern und Ausländerinnen 


Die beschriebene Fixierung auf bestimmte Arbeitsplätze und die hohe Ar- 
beitslosigkeit führen zwangsläufig zu einem durchschnittlich geringerem 
Einkommen und zu einer häufigeren Betroffenheit von Armut. Umso er- 
staunlicher ist es, daß die Armut von AusländerInnen in den Armutsstudien 
gegenwärtig kaum thematisiert wird. Dies gilt auch für die den Armutsdis- 
kurs stark prägende »dynamische Armutsforschung« (z.B. Leibfried et al. 
1995, 75ff). 

Deutlich wird die Differenz der Einkommensituation zu Deutschen bei ei- 
nem Vergleich der Pro-Kopf-Einkommen. Während bei Deutschen 1989 
das monatliche Pro-Kopf-Einkommen 1.489 DM betrug, lag es bei Auslän- 
derInnen dagegen bei nur 1.110 DM und bei TürkInnen sogar bei nur 843 
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DM. AusländerInnen gelingt es wesentlich seltener, aus unteren Einkom- 
mensregionen in höhere aufzusteigen, gleichzeitig sind sie aber wesentlich 
häufiger von einer Verschlechterung der Einkommenssituation betroffen als 
Deutsche. Für die türkische Bevölkerung trifft diese »Dynamik« in beson- 
derer Weise zu (Seifert 1995, 239 ff). 

Nimmt man den Bezug von Sozialhilfe als Indikator für die Betroffenheit 
von Armut, so ist diese auch nach der Herausnahme von Asylbewerberln- 
nen aus der Sozialhilfestatistik bei AusländerInnen weit überdurchschnitt- 
lich. 1994 betrug der Anteil der AusländerInnen an allen Sozialhilfeemp- 
fängerInnen 20%, während ihr Anteil an der Bevölkerung nur 8,6% betrug 
(Statistisches Bundesamt 1996). Im Zusammenhang mit dem Bezug von 
Sozialhilfe ist allerdings zu bedenken, daß die Dunkelziffer derer, die trotz 
Anspruch keine Sozialhilfe beziehen, bei AusländerInnen aufgrund rechtli- 
cher Bestimmungen höher ist als bei der deutschen Bevölkerung. Der Be- 
zug von Sozialhilfe kann die Nichtverlängerung befristeter Aufenthaltser- 
laubnisse zur Folge haben bzw. die Erteilung einer Aufenthaltsberechti- 
gung verhindern (Zentrum für Türkeistudien 1994, 151). Zuleeg spricht 
hier von einer »Politik der verordneten Armut«, weil ein Teil der ausländi- 
schen Bevölkerung aufgrund der rechtlichen Situation - und der damit ein- 
hergehenden Verunsicherung - auf die Beanspruchung von Sozialhilfe ver- 
zichtet und so verstärkt in extreme Armutssituationen kommt (Zuleeg 1985, 
300ff). Auch dieser Sachverhalt macht deutlich, wie problematisch es ist, 
Armut ausschließlich anhand des Sozialhilfebezugs zu untersuchen. 

Auf der Basis der 50% -Armutsgrenze, nach der die Haushalte in Armut le- 
ben, deren Einkommen unterhalb von 50% des Durchschnittseinkommens 
liegen, zeigen sich noch deutlichere Differenzen. Während 1992 9% der 
deutschen Bevölkerung mit ihrem Einkommen unter diese Armutsgrenze 
fielen, lag der Anteil in der ausländischen Bevölkerungsgruppe bei 25%. 
Für den Zeitraum von 1984 bis 1992 hat dabei die Differenz nicht ab-, son- 
dern zugenommen (Statistisches Bundesamt 1994, 604). Ausländische Fa- 
milien mit drei oder mehr Kindern sind mit 79% dreimal so häufig von 
Armut betroffen wie deutsche Familien gleicher Größe (Seifert 1994, 20), 
das heißt, daß vier von fünf Familien nichtdeutscher Herkunft, die minde- 
stens mit fünf Personen in einem Haushalt leben, arm sind! 

Folgt man der Underclass-Debatte, so ist die längerfristige Betroffenheit 
von Armut ein Indikator für eine Underclass-Situation. Die dynamische 
Armutsforschung ist zu dem Ergebnis gekommen, daß der größte Teil der 
SozialhilfeempängerInnen diese nur kurz beziehen. Es wird explizit der 
These einer Underclass widersprochen: 


3 Hierin wiederum sind AsylbewerberInnen und andere Flüchtlingsgruppen enthalten. Die 
reale Differenz ist also noch größer. 
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»Vor dem Hintergrund der Befunde der dynamischen Armutsforschung ist die Vorstellung 
einer zeitlich stabilen Marginalisierung eines unteren Bevölkerungsteils zu relativieren. Es 
handelt sich nicht um eine Abspaltung im Sinne einer Abschottung gegen die höheren Bevöl- 
kerungsgruppen (...).« (Leibfried et al. 1995, 336). 

Die Daten des SOEP zeigen bezüglich der Dauer von Armut jedoch deutli- 
che Differenzen zwischen Deutschen und AusländerInnen. Letztere sind 
nicht nur häufiger, sondern auch länger arm. Während eines Zeitraums von 
neun Jahren ist jeder fünfte Ausländer fünf Jahre oder länger arm, während 
dies bei Deutschen nur jede fünfzehnte Person ist (Statistisches Bundesamt 
1994, 603). Bei der Einkommensentwicklung kann für die ausländische 
Wohnbevölkerung eine negative »Dynamik« festgestellt werden. Die Sche- 
re zwischen Deutschen und Ausländerinnen klafft bei der Betroffenheit von 
Armut heute weiter auseinander als vor 10 Jahren. Diesem Sachverhalt ist 
bisher nicht nur von der dynamischen Armutsforschung nicht die nötige 
Aufmerksamtkeit gewidmet worden. 

Mit zunehmenden Problemen auf dem Arbeitsmarkt wird die Armut bei 
AusländerInnen in Zukunft eher zu- als abnehmen. Mit Seifert können die 
Ausführungen zur Armut wie folgt zusammengefaßt werden: 


»Ausländer sind aufgrund ihrer ökonomischen und gesellschaftlichen Situation besonders 
häufig von Armut betroffen. (...). Innerhalb (...) (des Untersuchungszeitraums) hat sich die 
Konzentration am unteren Ende der Einkommenspyramide noch verstärkt, so daß auch in Zu- 
kunft damit gerechnet werden muß, daß Ausländer weiterhin in erheblichen Teilen am Rande 
der deutschen Wohlstandsgesellschaft leben« (Seifert 1995, 253). 

Bei der Nichtthematisierung der hier genannten Probleme spielt die These, 
daß sich diese quasi naturwüchsig erledigen würden, eine große Rolle. Die 
zweite und dritte Generation sei hier aufgewachsen, spreche die deutsche 
Sprache und sei mit den gesellschaftlichen Verhältnissen vertraut. Diese 
Entwarnung signalisierende Perspektive entspricht jedoch nur zum Teil der 
Realität: Sowohl im Bildungs- als auch im Ausbildungsbereich hat sich die 
Situation ausländischer Kinder und Jugendlicher zwar tendenziell verbes- 
sert, die Differenz zu Deutschen hat sich jedoch kaum verringert. 

Dabei ist zu bedenken, daß die zweite und dritte Generation nicht mehr auf 
einen aufnahmefähigen Arbeitsmarkt trifft, der Un- und Angelermte stark 
nachfragt, wie dies bei der ersten Generation der »Gastarbeiter« noch der 
Fall war. Vor dem Hintergrund der bisherigen und absehbaren Veränderun- 
gen des Arbeitsmarkts und der damit einhergehenden verstärkten Nachfra- 
ge nach qualifizierten Arbeitskräften ist die Situation von AusländerInnen 
im Bildungs- und Ausbildungsbereich problematisch. Die Überrepräsentanz 
an Sonderschulen und die starke Unterrepräsentanz an weiterqualifizieren- 
den Schulen, im Ausbildungssystem und an den Universitäten läßt die 
Vermutung plausibel erscheinen, daß ein Großteil der ausländischen Schü- 
lerInnen von heute die Dauerarbeitslosen von morgen sind. Zumindest die- 
jenigen, die im Anschluß an die Schulpflichtzeit ohne jede weitere Ausbil- 
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dung bleiben - das sind bei den ausländischen Jugendlichen 40 (!) Prozent 
(Klemm 1994, 185) - sind von Ausgrenzung bedroht. 


Urban Underclass? Zum Wohnen von Ausländern und Ausländerinnen 


Aufgrund des geringeren sozialen Status’, des niedrigeren Einkommens und 
der größeren Familien kommen für einen großen Teil der ausländischen 
Wohnbevölkerung nur bestimmte Segmente des Wohnungsmarktes über- 
haupt in Betracht. Folge ist, daß AusländerInnen in den Großstädten in weit 
stärkerem Maße als Deutsche segregiert leben (zu den positiven Funktionen 
freiwilliger Segregation: Heckmann 1992). Jedoch spielt auch auf dem 
Wohnungsmarkt Diskriminierung eine nicht zu unterschätzende Rolle. So 
sind die ausländischen Haushalte in Berlin stärker segregiert als die Haus- 
halte von Arbeitslosen, Armen und SozialhilfeempfängerInnen (Häußer- 
mann/Kazepov 1996, 361). Ausländische MieterInnen bezahlen durch- 
schnittlich einen höheren Quadratmeterpreis, obwohl sie in wesentlich 
schlechter ausgestatteten Wohnungen leben (Beauftragte 1994, 41). Weil 
nur bestimmte Wohnungsmarktsegmente zugänglich sind, müssen »Aus- 
länderaufschläge« gezahlt werden. Dieser Mechanismus verschärft die pro- 
blematische Lage ausländischer Haushalte, da sich durch den Rückgang des 
sozialen Wohnungsbaus, in dem AusländerInnen nach den Leerständen in 
den achtziger Jahren verstärkt untergekommen sind, der Wohnungsmarkt 
für einkommensschwache Bevölkerungsgruppen in den letzten Jahren ver- 
engt hat und somit die Mietsteigerungen gerade bei billigerem Wohnraum 
überdurchschnittlich sind. So wird der Wohnungsmarkt selbst zunehmend 
zur Ursache von Armut (Dangschat 1995, 56). 

Es sind also sowohl Marktmechanismen als auch Diskriminierungstenden- 
zen auf dem Wohnungsmarkt, die dazu führen, daß AusländerInnen in den 
Städten vor allem in den Stadtgebieten wohnen, die in der öffentlichen Dis- 
kussion als »soziale Brennpunkte« gelten (Krummacher/Waltz 1996, 174). 
Die Folgen der Einkommenspolarisierung werden von verschiedenen 
Stadtforschern als Tendenz zur sozialräumlichen Spaltung in eine zwei-, 
drei- oder viergeteilte Stadt beschrieben (z.B. Häußermann/Siebel 1987, 
138ff). Anzeichen der Herausbildung einer Urban Underclass sind eher in 
Städten wie Berlin, Hamburg, Bremen, Hannover, den Ruhrgebietsstädten 
und in den letzten Jahren auch verstärkt Frankfurt a.M. zu beobachten, we- 
niger jedoch in Städten wie Stuttgart und München, wo auch in Krisenzei- 
ten Arbeitslosen- und Sozialhilfequoten relativ niedrig sind. 

Ein zentraler Aspekt der Underclass-Forschung ist die Kumulation von Be- 
nachteiligungen und Unterversorgungen. Beschrieben wird dadurch eine 
Lebenslage und nicht nur die Situation in einem Lebensbereich. Die Daten 
des SOEP zeigen, daß AusländerInnen wesentlich häufiger in mehreren 
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Lebensbereichen unterversorgt sind als deutsche Problemgruppen (ohne 
Schulabschluß, un- und angelernte Arbeiterinnen) (Hanesch et al. 1994, 
175). Während bei Deutschen im Zeitraum von Mitte der achtziger Jahre 
bis Ende der achtziger Jahre der Anteil der von einer Kumulation von Pro- 
blemlagen betroffenen zurückgegangen ist, ist er bei AusländerInnen ge- 
stiegen (Seifert 1995, 250ff). 


Konzentration von Armut - Kultur der Armut? 


In der deutschen Armutsforschung und in sozialstrukturellen Analysen wird 
der räumliche Aspekt kaum berücksichtigt. Die Frage, ob die räumliche 
Konzentration bestimmter Milieus dabei selbst zu einer Verfestigung dieser 
Milieusituation beiträgt, kann sinnvoll nur mit kleinräumigen Fallstudien 
untersucht werden. Derartige Studien gibt es für die Bundesrepublik nur 
wenige. Rommelspacher und Oelschlägel nennen bei ihrer Analyse des 
Duisburger »Elendsgebietes« Bruckhausen Indikatoren, die auf die Heraus- 
bildung einer Urban Underclass schließen lassen, z.B. die »Gewöhnung an 
Verelendungsssymptome« (1989, 283). Durch die Fremdstigmatisierung 
konzentrieren sich die Kontakte auf das eigene Viertel, was den Blick z.B. 
auf Arbeitsmöglichkeiten einschränkt. Die schlechte infrastrukturelle Ver- 
sorgung des Stadtviertels und die allgemein problematische sozioökonomi- 
sche Situation mündet bei den meisten BewohnerInnen in Hoffnungslosig- 
keit: »Die Leute hier haben abgeschlossen« (ebd., 285). Die Kultur der 
Armut wird als Folge der Lebenssituation und nicht als deren Ursache be- 
schrieben. Die sich in dem Milieu herausbildende Kultur trägt jedoch zur 
Verfestigung dieser Situation bei.‘ Die Ausländerinnen des Stadtteils ent- 
sprachen dieser Beschreibung jedoch nicht. Die deutsche Bevölkerung unter- 
schichtet die ausländische und nicht umgekehrt, weil die »soziale Situation 
unter den Türken als ‘stabiler’ und weniger durch Desorganisation und Ver- 
elendung gekennzeichnet (ist), als unter den deutschen Armen« (ebd., 291). 

Diese These stabiler sozialer Netzwerke ist mittlerweile durch weitere For- 
schungsergebnisse bestätigt worden (z.B. Krummacher/Waltz 1996, 219ff). 
Die sozialen Netzwerke bleiben in der Regel zwar auf die eigene Her- 
kunftsgruppe beschränkt, diese werden jedoch als (noch) funktionierend 
beschrieben. Führt die Fixierung der sozialen Netze auf die eigene Her- 
kunftsgruppe einerseits zu einer Verengung des Blickfeldes bezogen z.B. 
auf den Arbeits- und Wohnungsmarkt, so hat sie jedoch gleichzeitig stabili- 


4 Herlyn et al. kommen anhand des Vergleichs verschiedener Stadtteile in Hannover zu 
dem Ergebnis, daß sich nachbarschaftliche Unterstützungsleistungen, Infrastruktur etc. in 
verschiedenen Armutsvierteln unterscheiden und insofern negativ verstärkende Effekte 
unterschiedlich ausgeprägt sind (1991, 115ff), es also so etwas wie eine einheitliche 
Kultur der Armut nicht gibt. 
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sierende Wirkungen. Die deutschen BewohnerInnen der benachteiligten 
Stadtviertel werden eher als sozial isoliert beschrieben. Zusammenhalt gebe 
es bei ihnen vor allem in der Ablehnung von »Fremden«. 

Im Kern besagt die These der Kultur der Armut, daß Orientierungen, die 
von den gesellschaftlich akzeptierten Normen abweichen, zu einer Under- 
class-Situation beitragen bzw. diese erst herbeigeführt haben. Betrachtet 
man repräsentative Studien, die die normativen Orientierungen der zweiten 
und dritten Generation untersucht haben, so können für diese Gruppe keine 
nennenswerten »abweichenden Orientierungen« festgestellt werden. Die 
hier aufgewachsenen und z.T. geborenen Jugendlichen orientieren sich im 
Gegenteil an den gesellschaftlich akzeptierten Werten der hiesigen Gesell- 
schaft. Dazu zählen die Orientierung an schulischer und beruflicher Bil- 
dung und an den Statussymbolen der Gesellschaft (Schweikert 1993, 57ff). 
Als Fazit kann festgehalten werden, daß von einer Kultur der Armut in be- 
nachteiligten Milieus bei der ausländischen Wohnbevölkerung nicht ge- 
sprochen werden kann. Bezogen auf die hier beschriebenen Stadtviertel 
wird die ausländische Wohnbevölkerung nicht als Problemgruppe, sondern 
als stabilisierendes Element beschrieben. 

Aus dieser Perspektive wird Kultur zur Ressource, die eine Situation, wie 
sie unter dem Begriff Urban Underclass auf die USA bezogen beschrieben 
wird, verhindert bzw. die individuelle Verarbeitung einer Ausgrenzungssi- 
tuation abfedert. Ausgehend von der vorgenommenen Definition kann kon- 
statiert werden, daß die Ausgrenzung vom Arbeitsmarkt, die gegenüber 
Deutschen stärkere räumliche Ausgrenzung durch Segregation und die häu- 
figere Kumulation von Problemlagen nicht individuell reproduziert wird. 
Sowohl die ersten Zwischenergebnisse unseres Forschungsprojektes (vgl. 
Fußnote 1) als auch neuere Studien lassen jedoch erste Risse in diesem be- 
züglich der Auswirkungen funktionierender Netzwerke heil gezeichneten 
Bild erkennen. Gerade die Orientierung an den Werten der westlichen Ge- 
sellschaften bei gleichzeitig versagter Realisierung der damit einhergehen- 
den Bedürfnisse und Ziele kann die (Selbst-) Ausgrenzung z.B. in Form 
von fundamentalistischen Orientierungen (Heitmeyer et al. 1996), Krimi- 
nalität und Gewalt zur Folge haben. Pointiert formuliert: Wenn in der Bun- 
desrepublik in zehn oder fünfzehn Jahren in den Großstädten ähnliche Ver- 
hältnisse zu konstatieren sind wie in den banlieues der französischen Groß- 
städte, kann die normative Integration von AusländerInnen als »geglückt« 
betrachtet werden. 

Die Orientierung an den Werten und Symbolen der westlichen Konsumge- 
sellschaft bei gleichzeitigem Ausschluß aus dem Arbeitsmarkt, das Auf- 
weichen der in der »Gastarbeitergeneration« gültigen kulturellen Werte und 
die Gefahren wachsender Segregation, lassen eine solche Entwicklung als 
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möglich erscheinen. Sie hat vielfältige ökonomische, politische und soziale 
Ursachen und wird mit einer repressiven Ausländerpolitik, die bei Sozial- 
hilfebezug AusländerInnen mit befristeten Aufenthaltstiteln und bei Krimi- 
nalität sogar den hier aufgewachsenen ausländischen Jugendlichen mit Ab- 
schiebung in ein ihnen fremdes Land droht, nicht zu verhindern sein. 


4. Ausblick 


Mit dem Begriff Underclass wird eine neue Qualität sozialer Spaltung, die 
Herausbildung einer Schicht von Ausgegrenzten beschrieben, die dauerhaft 
vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen sind, in Armut leben und meistens von 
staatlichen Sozialtransfers abhängig sind. Während die Armutsdiskussion 
in den USA seit Jahren vom Diskurs über die Underclass einseitig geprägt 
wird, steckt die Debatte über Ausgrenzung in der Bundesrepublik noch in 
den Anfängen. In der deutschen Armutsforschung dominieren Ansätze, die 
den zeitlich begrenzten Charakter von Armut hervorheben. Die Befunde 
dieser Forschung - daß SozialhilfeempfängerInnen in den meisten Fällen 
nicht dauerhaft von der Sozialhilfe leben müssen - lassen die Schlußfolge- 
rung, daß es in der Bundesrepublik nicht zu einer Verfestigung von Armut 
und Ausgrenzung gekommen sei, jedoch nicht zu. Auch in den USA gehö- 
ren die meisten Armen nicht zur Underclass. Angesichts der derzeitigen 
Veränderungen sowohl auf dem Arbeits- und Wohnungsmarkt als auch in 
der Sozialpolitik ist davon auszugehen, daß ein Segment der Armen auch in 
der Bundesrepublik dauerhaft ausgegrenzt wird. 

Wir haben gezeigt, daß bestimmte Gruppen der ausländischen Wohnbevöl- 
kerung in hohem Maße von Ausgrenzung bedroht sind. Dabei haben wir 
uns auf die Gruppen konzentriert, dıe seit den fünfziger Jahren als »Gast- 
arbeiter« in die Bundesrepublik gekommen sind. Ist deren soziale Lage 
schon prekär, so wird anderen MigrantInnen, die nur über ein Asylbegehren 
die Möglichkeit haben, nach Deutschland einzuwandern, durch rechtliche 
Regelungen die Integration verweigert. Sie werden per Gesetz zumindest 
zeitweise zur Underclass gemacht. 

Für die Frage der Underclass entscheidend ist der Wandel der Regulation 
von Arbeits- und Wohnungsmarkt sowie des Sozialsystems. Von der Re- 
gierungspolitik wird auf eine verstärkte Regulierung durch den Markt und 
damit auf eine Annäherung an das us-amerikanische Modell gesetzt. Kon- 
sequenz wird eine anhaltend hohe Arbeitslosigkeit sein, die zu einer Aus- 
grenzung von immer mehr Dauerarbeitslosen führen wird. Die geplante 
Abschaffung des sozialen Wohnungsbaus wird bewirken, daß sich die 
Ausgrenzung vom Arbeitsmarkt in den Großstädten auch räumlich in Form 
von segregierten Armutsvierteln niederschlagen wird. Und schließlich wird 
sich bei einem weiteren Sozialabbau die soziale Lage von Ausgegrenzten 
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noch verschärfen. Neben Unqualifizierten, älteren Arbeitslosen und Arbeits- 
losen mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen werden viele AusländerInnen 
zu den Ausgegrenzten gehören. Wer die Herausbildung einer Urban Under- 
class in der Bundesrepublik verhindern will, muß sich auf politische Forde- 
rungen besinnen, die seit der Standort- und Globalisierungsdebatte in die De- 
fensive geraten sind: Verkürzung der Arbeitszeit und Neuverteilung der Ar- 
beit, kein Rückzug des Staates aus der Regulierung des Wohnungsmarkies, 
garantiertes Mindesteinkommen und ein Antidiskriminierungsgesetz. 
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Gewerkschaften in der »Globalisierungsfalle«?”* 


1. Gewerkschaften - nur Opfer der Globalisierung? 


»Globalisierungsfalle«, »Grenzen der Globalisierung«, »im Mäuserad der 
globalen Konkurrenz«, »Standortpolitik« - dies sind Buch- und Aufsatztitel 
oder aber »nur« Reizworte, die auf eine aktuell in der Bundesrepublik ge- 
führte Diskussion um die Restrukturierung des Weltmarkts und auf eine 
scheinbar oder tatsächlich veränderte Stellung der deutschen Ökonomie 
und Gesellschaft darin verweisen und die die gegenwärtige und zukünftige 
Gewerkschaftspolitik in eine permanente Erpressungssituation stellen. Wie 
immer man diese Diskussion bewertet, sicher ist, daß die Gewerkschaften 
in den gegenwärtig ablaufenden ökonomischen und politischenVerände- 
rungsprozessen mit einer neuen ökonomischen Struktur konfrontiert sind, 
in der sich die Branchengrenzen - und das heißt für die Gewerkschaften: ih- 
re Organisationsgrenzen - unter dem Druck des europäischen Binnenmarkts 
zunehmend »europäisieren« und durch Auslagerungsstrategien der Unter- 
nehmen (»outsourcing«, »global sourcing«) internationalisieren, ohne daß 
sie organisatorisch - bei allen Fortschritten der Politik auf der Ebene des 
Europäischen Gewerkschaftsbundes (EGB) - darauf vorbereitet wären. Die 
Gewerkschaften sind zugleich mit einer Entwicklung konfrontiert, in der 
nationale und branchenmäßige Bezüge an Gewicht verlieren und globale 
Optionen auf der einen Seite, zugleich aber auch regionale und betriebliche 
Optionen auf der anderen Seite an Gewicht gewinnen, während die »klas- 
sische« Form der sozialen Schließung der Arbeitsmärkte, der Nationalstaat, 
in seiner Bedeutung zurücktritt. M.a.W. während sich die vom Kapital ge- 
setzten Marktgrenzen ausweiten, stehen die gewerkschaftlichen Organisa- 
tionen vor dem risikoreichen Problem, die bisherigen Formen der die Or- 
ganisation stabilisierenden »sozialen Schließung« im Rahmen des nationa- 
len Arbeitsmarktes nach außen und nach innen zu öffnen - und bekanntlich 
ist eine solche soziale Öffnung »eine der schwierigsten Entscheidungen ei- 
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ner Organisation und erfolgt im Allgemeinen nur zur Zeit einer Krise oder 
wenn alle anderen Alternativen ausgeschlossen sind« (Ebbinghaus/Visser 
1994, 232). j 

Heute steht in Westeuropa nicht nur das überkommene Modell des »Fordis- 
mus« als Produktivitätstyp zur Disposition, heute steht - so Michel Albert - 
der kooperativ, sozial und langfristig ausgelegte »rheinische Kapitalismus« 
(Albert 1992) als Unternehmenskultur zur Disposition - und die Gewerk- 
schaften geraten in die eigentümliche und ihnen sicherlich manchmal un- 
heimliche Situation, diesen Kapitalismus verteidigen und zugleich sozial 
und ökologisch eindämmen und weiterentwickeln zu müssen - gegen das 
auf dem Weltmarkt kurzfristig wohl erfolgreichere, angelsächsische De- 
regulierungsmodell eines marktradikal orientierten Kapitalismus. Eines 
marktradikalen Kapitalismus, der durch den Zusammenbruch des »real exi- 
stiert habenden Sozialismus« und durch den Druck der Arbeitsmärkte im 
Osten als gesellschaftliche Zukunftsperspektive an Gewicht gewonnen hat 
und der den Gewerkschaften in dieser Form wenig Raum belassen wird. 
Gegen diese globalen Entwicklungen scheint zur Zeit gewerkschaftliche 
Politik kaum Chancen zu haben. Auch gewerkschaftsnahe, kritische Analy- 
sen sprechen der Politik allgemein, den Gewerkschaften im besonderen ab, 
als Akteure im »Mäuserad« der Globalisierung eine Rolle spielen zu kön- 
nen, sie sind zuallererst Opfer. »Du hast keine Chance, aber nutze sie!« ist 
dann die fatale Devise; die vorgetragenen Alternativen ohne Akteure er- 
scheinen dann wie das »Pfeifen im Walde«. Nun ist eine solche Opferper- 
spektive politisch bisher in den seltensten Fällen Ausgangspunkt von akti- 
vem Handeln gewesen, sie führt in der Regel zu Vereinzelung, Resignation 
und Fatalismus oder aber zu bewußtlosen Revolten. Die Frage ist daher, ob 
denn wirklich nur diese Perspektive übrig bleibt, wenn man den Prozeß der 
Globalisierung analysiert. 

Um dies beantworten zu können, ist es allerdings notwendig, sich mit der 
These von der Globalisierung der Ökonomie ernsthaft jenseits der reißeri- 
schen und auflagensteigernden Schlagworte und spektakulären Einzelbei- 
spiele zu befassen. Auf einer analytischen Ebene wäre nicht nur das »Nega- 
tiv-Szenario« des Globalisierungsprozesses, die ökonomischen, sozialen 
und vor allem ökologischen Krisentendenzen und der Verlust an politischer 
Autonomie als Folge der »Entbettung«, der Verselbständigung der Geld- 
sphäre zu diskutieren, so realitätsmächtig dies auch ist (vgl. dazu Altva- 
ter/Mahnkopf 1996). Es käme vielmehr darauf an, die Ambivalenzen dieses 
Prozesses herauszuarbeiten, um Akteursalternativen deutlich zu machen. 
Der folgende Essay wird diese Handlungsalternativen im abschließenden 
Teil allerdings nicht auf einer globalen Ebene diskutieren, sondern versu- 
chen, die Möglichkeiten von Ansatzpunkten einer Politik der Gewerk- 
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schaften im nationalen und europäischen Zusammenhang auszuloten - also 
von Organisationen, deren »Liedgut« schon immer die internationale Per- 
spektive besungen hat, die aber zugleich längst von der Internationalisie- 
rung des Kapitals überrundet worden sind. 


2. Was »Globalisierung« nicht ist ... 


Da die »Globalisierung« in der Ökonomie inzwischen nicht nur eine reale 
Tendenz benennt, sondern - in der sog. »Standortdiskussion« in Deutsch- 
land - als eine allgegenwärtige ideologische »Fliegenklatsche« der Arbeit- 
geberseite und ihr geneigter politischer Parteien gegen jedwede Lohnforde- 
rungen bzw. sozialpolitische Besitzstände auf Seiten der Arbeitnehmer- 
schaft dient, muß der Aussagegehalt dieses Schlagworts überprüft werden. 
Zunächst einmal: Was bedeutet »Globalisierung« nicht? 

Erstens: Globalisierung benennt nicht eine neue, ungewöhnliche Auswei- 
tung des Welthandelsvolumens im globalen Ausmaß, die nicht schon im 
Rahmen der Diskussion um die Internationalisierung der letzten Jahrzehnte 
diskutiert worden wäre. Zwar ist in den letzten Jahren der Welthandel wei- 
ter expandiert und hat sich »beschleunigt« - mit Wachstumsraten, die über 
denen der Weltproduktion lagen. Aber das Ausmaß dieses Volumens ist 
durchaus nicht außergewöhnlich, wenn man bedenkt, daß Welthandel und 
Exportanteile im Weltmarktboom vor 1914 bereits ein ähnliches Niveau 
aufgewiesen haben. Zudem findet dieser Handel nicht »global«, sondern - 
mit katastrophalen Folgen für große Teile der Dritten Welt - fast aus- 
schließlich im Bereich der OECD-Länder statt, wobei seit dem ersten 
Weltkrieg die Struktur der regionalen Außenhandelsverflechtung im Welt- 
handel außerordentlich stabil ist. Die Anteile am Weltwarenhandel kon- 
zentrieren sich auf Westeuropa (über 40%), Asien (besonders Japan und die 
südostasiatischen Schwellenländer: ca. 35%) und Nordamerika (knapp 
20%). Der Rest der Welt, besonders Afrika, ist faktisch von diesen Han- 
delsströmen abgekoppelt (Zahlenangaben nach Küchle 1996, vgl. auch 
Dolata 1997, 101). Die gar nicht zu bestreitende enorme Intensivierung des 
internationalen Handels ist insofern eine Intensivierung des Handels zwi- 
schen den hochentwickelten Ländern. Für Deutschland könnte man sogar 
einen »Mangel« an Globalisierung feststellen, denn mehr als drei Viertel 
der deutschen Exporte gehen (in 1989) in die EU, während die US- 
amerikanischen und südostasiatischen Märkte (mit einem Anteil von 7,3% 
bzw. 6,3%) unterrepräsentiert sind (vgl. Simons 1994, 18). 

Zweitens: Entsprechend folgt die Richtung dieser Handelsströme nicht dem 
Niveau unterschiedlicher Lohnkosten, sondern der Logik der internationa- 
len industriellen Arbeitsieilung, wobei sich die Warenstruktur des deut- 
schen Exports durch einen hohen Anteil von Qualitätsprodukten mit hohem 
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Innovations- und »Humankapital«-Anteil auszeichnet, hinter denen nicht 
nur hohe Löhne, sondern zugleich eine hohe Arbeitsproduktivität und Pro- 
duktionsintelligenz (Qualifikation) und entsprechende Qualitätsarbeit ste- 
hen (so entfielen z.B. 35% aller Industrieexporte auf höherwertige Tech- 
nologien, 15% auf Spitzentechnologien, vgl. Dolata 1997, 104). Für 
Deutschland gilt etwa, daß es allgemein nur einen schwachen (theoretisch 
und empirisch begründbaren) Zusammenhang zwischen der Entwicklung 
der nationalen Lohnstückkosten, die international sogar zurückgeblieben 
sind, und der internationalen Wettbewerbsstärke der Wirtschaft gibt, daß 
aber ein enger Zusammenhang zwischen Wechselkursentwicklung und 
Wettbewerbsposition auf dem Weltmarkt existiert (vgl. dazu Hübner/Bley 
1996). Auch wenn die Palette deutscher Industrieprodukte zugleich deutli- 
che Schwächen im Bereich zukunftsträchtiger Spitzentechnologien auf- 
weist (die Bedeutung der Hochtechnologieprodukte für den Export ist in 
den USA und Japan weitaus höher, ein Defizit, worauf unten noch einzu- 
gehen ist), nimmt trotz der bis 1996 hoch bewerteten D-Mark die deutsche 
Wirtschaft immer noch den zweiten Platz im Weltwarenexport hinter den 
USA ein, wobei ein kurzzeitiger Rückgang des Exportanteils am westeuro- 
päischen Warenexport in den 90er Jahren wohl auch mit der Umlenkung 
von Lieferungen in die neuen Bundesländer zu erklären ist. Wie wenig in 
diesem Zusammenhang das Lohnkostenargument - bei allen, noch zu be- 
achtenden Aspekten - international wiegt, zeigt auch die empirische Tatsa- 
che, daß nur 1,2% der gesamten Importe der westlichen Industrieländer aus 
sogenannten Billiglohnländern stammen (Altvater/Mahnkopf 1996, 248)! 

Drittens: Auch die verstärkten deutschen Direktinvestionen im Ausland, die 
(in Deutschland) ebenfalls als Beleg für den Globalisierungsdruck herhal- 
ten müssen, können nicht mit der Globalisierung der Wirtschaft und - darin 
eingebettet - mit dem Lohnkostenargument begründet werden - eher sind 
sie selbst Motor der Globalisierung. Die deutschen Direktinvestitionen er- 
reichten 1991 mit einem Anteil von 9,4% an den Direktinvestitionen der 
Industrienationen gerade einmal knapp den Stand aus dem Jahre 1914 
(10,5%); insgesamt sind - mit Ausnahme Japans - für alle wichtigen Indu- 
strienationen die Direktinvestitionen ins jeweilige Ausland und die des 
Auslands ins jeweilige Inland relativ ausgeglichen - und zwar gilt dies für 
1980 wie für 1992 (alle Zahlen aus Pochet 1996, 14f). Allerdings ist ihr 
Umfang in den 90er Jahren in beiden Richtungen dramatisch angewachsen 
(ebd.). In (West-)Deutschland sind die hohen Auslands-Direktinvestitionen 
vor allem ein Ausdruck der bis 1996 hoch bewerteten DM und damit ein 
Ausdruck der Wirtschaftskraft in der Bundesrepublik (auch wenn sicherlich 
nicht immer ein linearer Zusammenhang zwischen Wert einer Währung 
und Wirtschaftskraft bestehen muß). Darüber hinaus sind die Motive für 
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Auslandsinvestitionen vorrangig - nach einer Untersuchung des Ifo-Instituts 
- die der Markterschließung und Marktsicherung (zwischen 60 und 80% in 
einer repräsentativen Befragung durch das Ifo-Institut, vgl. auch Küchle 
1996), während die Lohnkosten neben vielen anderen Motiven etwa 10% 
ausmachten. So nimmt es nicht wunder, daß etwa 80% der Direktinvesti- 
tionen deutscher Unternehmen in OECD-Länder und hier vor allem ent- 
sprechend der Exportschwerpunkte in die Länder der EU gehen, also in 
Hochlohnländer, während - Anfang der 90er Jahre - gerade einmal 15% 
derAuslandsdirektinvestitionen des deutschen Kapitals auf die »Billiglohn- 
länder« im asiatisch-pazifischen Raum und nur 3,8% auf den ost- und mit- 
teleuropäischen Raum entfallen (Jungnickel, zit. bei Altvater/ Mahnkopf 
1996, 257)! Ein weiteres Indiz gegen eine behauptete Globalisierungsten- 
denz besteht darin, daß über ein Drittel des weltweiten Direktinvestitionen- 
bestandes auf intraregionale Direktinvestitionen entfallen, mit »überdurch- 
schnittlichen Zuwächsen innerhalb der EG und im asiatisch-pazifischen 
Raum« (Dolata 1997, 102, auf Basis von Härtel/Jungnickel et al. 1996). 
Werden daher die Abkoppelung ganzer Kontinente vom Welthandel und 
die dargestellte Ungleichmäßigkeit des Investitionsverhaltens nicht als im- 
manente Widersprüche der Herausbildung des kapitalistischen Weltmarktes 
begriffen (vgl. dazu Altvater/Mahnkopf 1996), dann tragen die hier doku- 
mentierten Entwicklungen des Welthandel und der ausländischen Direktin- 
vestitionen schwerlich die Globalisierungthese. 

Viertens: Im Hintergrund der skizzierten ökonomischen Entwicklungen 
steht in Deutschland auch keineswegs ein »global« betrachtet zu hoher 
Lohnkostenanteil, der in der »Standortdiskussion« ins Zentrum gerückt 
wird, sondern die für die Unternehmen nachweisbar günstige Entwicklung 
der Lohnstückkosten - also der Zusammenhang zwischen Lohnsummen 
und Arbeitsproduktivität (vgl. empirisch: Ifo 1996, empirisch und theore- 
tisch begründet: Hübner/Bley 1996). Während die deutsche Gesamtwirt- 
schaft im Vergleich mit der Frankreichs, Englands, der USA und Japans - 
nach der o.a. Ifo-Untersuchung (Ifo 1996) - die günstigste Entwicklung der 
Lohnstückkosten zwischen 1980 und 1995 aufweist, ist die Wirtschaft der 
Bundesrepublik im Verarbeitenden Gewerbe »nur« Durchschnitt - was auf 
besondere Probleme in arbeitsintensiven Sektoren verweist. Allerdings 
werden die insgesamt für die Unternehmen günstigen Trends im Bereich 
der Lohnstückkosten, die ja auch durch eine exorbitante Steigerung der 
Gewinneinkommen indiziert werden, im Auslandsvergleich durch die 
Aufwertung der DM teilweise wieder konterkariert (so besonders Hüb- 
ner/Bley 1996). Dies verweist auch auf die Funktion der Lohneinkommen 
in der gegenwärtigen Auseinandersetzung: Wenn nämlich dennoch die 
Lohnkosten eine so zentrale Rolle in der öffentlichen Diskussion spielen, 
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dann deshalb, weil sie als sozial variable Kosten andere strukturelle, sekto- 
rale, konjunkturelle und währungsbedingte Konkurrenzschwächen - auf die 
noch zu zurückzukommen ist - sozusagen als Lückenbüßer oder Residual- 
größe durch Absenkung kompensieren sollen, zumal der Druck des Ar- 
beitsmarktes einen äußeren »Sachzwang« darstellt, der dabei ausgenutzt 
werden kann. Auch das in der Globalisierungsdiskussion und der Standort- 
debatte vorgetragene Argument von den zu hohen Standards der Regulie- 
rung der Arbeit in Deutschland und anderen Ländern Kontinentaleuropas, 
die die Kosten der Beschäftigung hoch treiben würden und die Wettbe- 
werbsfähigkeit zersetzten, müßte sich mit dem empirischen Tatbestand aus- 
einandersetzen, daß in dem stets herangezogenen Beispiel England die 
Lohnstückkosten in den 80er Jahren über denen Deutschlands lagen und 
daß zwischen 1970 und dem Ende der 80er Jahre ausgerechnet in den Län- 
dern Westeuropas mit den höchsten Standards (Deutschland und Frank- 
reich) nicht nur die höchsten Reallohnsteigerungen, sondern auch die höch- 
sten Arbeitsproduktivitäten zu verzeichnen waren - ganz im Unterschied zu 
England oder den USA (vgl. Deakin 1997 und die dort zit. Literatur). 

Fünftens: Auch die Beschäftigungskrise in Deutschland und in Westeuropa 
läßt sich vorerst kaum mit der »Globalisierung« des Welthandels und mit 
Auslagerungsstrategien begründen: Verrechnet man in (West-)Deutschland 
den Verlust von Arbeitsplätzen durch Auslagerungen mit dem Gewinn und 
der Sicherung von Beschäftigung aufgrund der Marktsicherungs- und 
Markterschließungstrategien im Zuge der Internationalisierung der Produk- 
tion, dann würde sogar ein positiver Saldo herauskommen (Kuda 1996), 
was dann allerdings - Stichwort »internationale Solidarität« - in anderen 
Ländern Arbeitsplätze gekostet haben kann. Die OECD-Studie über »Glo- 
balisation of Industry« kommt jedenfalls zu dem Schluß, daß sowohl der 
Einfluß des internationalen Handels als auch derjenige der Direktinvestitio- 
nen auf die Beschäftigung eher gering ist (OECD 1996, 10). Entscheidend 
für die Beschäftigungskrise im Inland sind immer noch - auf der Seite der 
Nachfrage nach Arbeitskraft - die hohe Kapitalintensität der Produktion 
(die Kehrseite der hohen Produktivität), die die arbeitsplatzschaffenden Ef- 
fekte der, bezogen auf die Profitmassen, relativ verringerten Investitionen 
dämpft; weiter: der Druck der Lohnnebenkosten in arbeitsintensiven Klein- 
und Mittelbetrieben, die vorrangig für den Binnenmarkt produzieren (aber 
zugleich Teil des Gesamtprozesses der Kapitalreproduktion sind), und die 
Rationalisierungsprozesse, die aufgrund des Einsatzes der Informations- 
und Kommunikationstechnologien den Dienstleistungsbereich erreicht ha- 
ben, der außerdem im Bereich der öffentlichen Verwaltung und des Sozial- 
und Gesundheitsbereichs massiv von der Sparpolitik betroffen ist. Vorran- 
giger Grund der dauerhaften Massenarbeitslosigkeit bleibt aber auch in den 
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90er Jahren die in der Diskussion oft nicht einmal erwähnte Angebotsseite, 
nämlich die seit Mitte der 70er und in den 80er Jahren schnell angestiegene 
Zahl von Arbeitssuchenden: Dies hat aber nur insofern etwas mit Globali- 
sierungsprozessen zu tun, als zu diesem erhöhten Angebot auch die Migra- 
tionsströme der 60er und 70er Jahre beigetragen haben; darüber hinaus liegt 
der wachsenden Nachfrage nach Arbeitsplätzen neben den »geburtenstar- 
ken Jahrgängen« beim Eintritt in den Arbeitsmarkt eine veränderte Er- 
werbsquote der Frauen zugrunde, und dies ist ein - durchaus zu begrüßen- 
des - Ergebnis des Modernisierungsprozesses in der Gesellschaft. Nicht 
Politiken der »Vollbeschäftigung« wären hier sinnvoll, sondern solche der 
Arbeitszeitverkürzung und der Arbeitsumverteilung in Verbindung mit ei- 
ner geschlechtlichen Gleichstellungspolitik. 


3. „. und was »Globalisierung« ist 


Werden die hier präsentierten Ergebnisse zusammengefaßt, so könnte man 
zu dem für die Gewerkschaftspolitik scheinbar bequemen Resultat kom- 
men, daß die Löhne keine nennenswerte Rolle im Prozeß der Internationa- 
lisierung der Ökonomie spielen. Daß dem nicht ganz so ist, wurde oben 
(unter viertens) schon angemerkt . Darüber hinaus wird auf Basis der vor- 
getragenen Argumente auch gleich die ganze »Globalisierung« und 
»Globalisierungsdiskussion« als »Phantom« (so Dolata 1997) oder als blo- 
ße Unternehmerideologie zum Zwecke der Disziplinierung der gewerk- 
schaftlichen Lohnpolitik dargestellt und darauf verwiesen, daß sich nichts 
geändert habe - außer der Tatsache, daß nunmehr der »real existiert haben- 
de Sozialismus« als »Systemalternative« (war er das wirklich?) weggefal- 
len sei und deshalb die Unternehmer in die Offensive gehen könnten. Um 
diese bequeme, aber problematische Schlußfolgerung kritisieren zu können, 
müssen wir uns jetzt fragen, was denn Globalisierung realistischerweise 
heute heißt? Das wirklich »Neue«, das das Schlagwort von der »Globalisie- 
rung« rechtfertigt, ist die oben schon angesprochene Internationalisierung 
des Geld- und Finanzkapitals, die Freisetzung (Entfesselung, disembed- 
ding) des Geldes als Geld (und nicht als Tauschmittel, Zirkulations- oder 
Zahlungsmittel, vgl. dazu Altvater/Mahnkopf 1996, 129ff) und der Über- 
gang zu einem »Casino-Kapitalismus«. Einem Kapitalismus, in dem die 
reale Produktion eine scheinbar immer unbedeutendere Rolle spielt, in dem 
aber gleichwohl eine vermittelte Abhängigkeit zwischen Geldkapitalsphäre 
und Produktion bestehen bleibt, weil (in Marxscher Diktion) die »Kreis- 
läufe« des Geldkapitals, des Warenkapitals und des produktiven Kapitals 
miteinander »verschlungen« sind. Insofern beziehen die Prozesse der Glo- 
balisierung des Geldes im Sinne seiner »Entbettung« auch die regionalen 
und nationalen Produktionsprozesse mit ein. Zudem werden die aktuellen 
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Prozesse der Internationalisierung des Geldkapitals und die Möglichkeiten, 
die Produktion international zu flexibilisieren, durch die Entwicklung der 
neuen Informations- und Kommunikationstechniken enorm beschleunigt. 
Dazu wieder einige Stichpunkte. 

Erstens: Mit dem Zusammenbruch des Weltwährungssystems von Bretton 
Woods und der Flexibilisierung der Wechselkurse, mit der Weltschulden- 
krise der 80er Jahre und der Entwicklung von Offshore-Bankzentren bil- 
deten sich auf Basis der Staatsverschuldungen enorme, frei flottierende Fi- 
nanz- und Spekulationsmassen, die zu exorbitant hohen Finanzumsätzen 
geführt haben (Derivatenkapitalismus). Dadurch wiederum hat sich die 
Höhe der international bestimmten Zinsrate gegenüber den Profitraten der 
jeweils nationalen Produktion relativ abkoppeln können. Die politisch ge- 
wollte Deregulierung der Geldmärkte führte (nach Guttmann 1996) zu ho- 
hen Zinselastitäten, hohen Geldschöpfungsmultiplikatoren und zur Ent- 
wicklung privat betriebener Zahlungsverkehrssysteme; all dies führte wie- 
derum zu relativ hohen und gegenüber dem Produktionsprozeß relativ au- 
tonomen Zinsraten bzw. Renditen im Bereich der Finanzinvestitionen und 
damit zu deren Ausbau zuungunsten der produktiven Investitionen (das 
Verhältnis von Finanztransaktionen zum Bruttoinlandsprodukt stieg welt- 
weit von 15:1 im Jahre 1971 auf 30:1 in 1980 und auf 78:1 in 1990, das 
Devisenumsatzvolumen betrug 1989 das 20fache der Weltex- und -importe, 
vgl. Heine/Herr 1996, 207ff); täglich werden brutto 1400 Mrd. US $ trans- 
aktioniert, davon 85% sog. »hot money« (Guttmann 1996, 183, entspre- 
chende Zahlen bei Hickel 1996). Diese Entwicklung führt wiederum zu ei- 
ner Verschärfung des dem Bankensystem innewohnenden Risikos und - vor 
allem - zu einer wachsenden Instabilität der weltweiten Geld- und Güter- 
märkte. Allerdings muß gegenüber der hieraus abgeleiteten These, daß das 
Investitionsverhalten durch die internationale Zinsrate bestimmt sei, ein- 
schränkend vermerkt werden, daß empirisch ein signifikanter Trend zugun- 
sten eines international ausgerichteten Investitionsverhaltens nicht eindeu- 
tig nachweisbar ist, wie die 1980 veröffentlichte Analyse von Feldstein/ 
Horioka und die seitdem laufende wissenschaftliche Diskussion ergeben 
hat. Demnach richtet sich das nationale Investitionsverhalten in den Indu- 
strieländern immer noch vorrangig an den nationalen Sparquoten aus. 
Zweitens: Entscheidend für die sich andeutenden dramatischen Änderungen 
in der Unternehmenskultur im »rheinischen Kapitalismus« ist der Trend, 
daß immer mehr Unternehmen, anstatt Kapitalkredite aufzunehmen und 
Zinsen zu bedienen, sich das notwendige Kapital durch den Gang zur Börse 
beschaffen, wodurch sie in ihrer Unternehmenspolitik immer mehr mit den 
kurzfristigen Interessen und Kalkülen der Aktionäre (der »shareholder«) 
konfrontiert sind. Und dies ist ein internationaler, globaler Prozeß, der sich 
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darin ausdrückt, daß die Relation von grenzüberschreitendem Handel mit 
Aktien und Anleihen zum Bruttoinlandsprodukt von 5,1% (1975) auf 
169,6% (1993) anstieg. Dieser schnell zunehmende »Verbriefungsprozeß« 
(vgl. dazu Guttmann 1996; Heine/Herr 1996, 2081), der von 1980 bis 1993 
zu einer Versechsfachung der Anleiheemissionen und einer wachsenden 
Bedeutung der Investitionsfonds für die Ökonomie geführt hat, sowie der 
durch die Deregulierung der internationalen Märkte sich intensivierende 
Wettbewerb auf den Gütermärkten stehen hinter dem Wortungetüm der 
»Verbetriebswirtschaftlichung« der sozialen Beziehungen in den Unter- 
nehmen und der Dominanz der kurzen Frist und der variablen Kosten, de- 
ren variabelster Teil eben die Lohnkosten sind. Dies hat in den Ländern des 
»rheinischen Kapitalismus« eine dramatische Veränderung der Unterneh- 
menskulturen zur Folge, die sich immer mehr an den kurzfristigen Diven- 
den-Interessen der Anteilseigner orientieren - »shareholder-value capita- 
lism« - und die deshalb heute den Arbeiter, der in der Bundesrepublik in 
der Zeit des »Wirtschaftswunders« zum »Mit - arbeiter« hochstilisiert wur- 
de, am liebsten wieder auf »Produktionsfaktorkosten« reduzieren und diese 
Kosten dann soweit wie möglich eliminieren möchten. 

Drittens: Mit der Internationalisierung des Geldkapitals werden die Staaten 
und regionalen Staatenbünde (z.B. die EU) immer mehr zu Wettbewerbern 
um dieses Kapital, versuchen ihre Währung als Geldanlagesphäre mög- 
lichst hart zu halten und die Staatshaushalte - zusätzlich unter dem Druck 
hoher Zinsen auf Staatsschuldtitel - einzuschränken, zu sparen. Der einzel- 
ne Nationalstaat, der früher die äußeren Bedingungen des Marktes gesetzt 
und reguliert hat, wird jetzt zum Spielball internationaler Spekulation, droht 
seine Autonomie im internationalen Casino-Kapitalismus zu verlieren - 
zumal dann, wenn er aus diesem Konkurrenzdruck den Schluß zieht, die 
neuen Wettbewerbsbedingungen international nicht regulieren zu müssen, 
sondern im Zuge einer Deregulierungspolitik sich diesem Druck verstärkt 
aussetzt und versucht, seine Standort-, sprich: Kostenfaktoren gemäß die- 
sen Wettbewerbsbedingungen zu verbessern. Die Deregulierungspolitik der 
einzelnen Nationalstaaten und Staatenbünde ist paradoxerweise sogar eine 
entscheidende Voraussetzung für die Globalisierungsprozesse gewesen, die 
jetzt die Autonomie der Politik aushebeln. Das Bemühen der nationalen 
Regierungen wiederum, auf die selbst freigesetzten Globalisierungstenden- 
zen zu antworten, ergibt - ganz »Zauberlehrlinge« - eine neue Form der 
Internationalisierung der Wirtschaftspolitik: nämlich der Internationalisie- 
rung des ruinösen Kostensenkungswettlaufs der nationalen Wirtschaftspo- 
litiken; ein Wettlauf, der dazu tendiert, in einem Negativsummenspiel zu 
enden, in dem zum Schluß alle Beteiligten ihre produktiven Ressourcen 
(Infrastruktur, Qualifikation, soziale und politische Stabilität) geopfert ha- 
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ben, um dann vor ökonomischen Wüsten mit leeren Händen bzw. leeren 
Kassen, aber vollen Gefängnissen dazustehen. 

Viertens: Im Rahmen der Transnationalen Konzerne (TNKs) und allgemein 
im Zuge der Strategien von »lean production« und von »neuen Produktions- 
konzepten« können nunmehr Unternehmen mit Hilfe der modernen Infor- 
mations- und Kommunikationstechniken eine Politik der grenzüberschrei- 
tenden »externen Flexibilisierung« ihrer Produktion auf einer neuen Stufe 
umsetzen. Der grenzüberschreitende »intra-firm« und »intra-indusiry«- 
Handel hat auf diesem Hintergrund in den 80er Jahren und danach stark zu- 
genommen, auch wenn hier erhebliche Unterschiede zwischen den westeu- 
ropäischen Ländern (mit hohen Vernetzungsanteilen) und den USA und Ja- 
pan (mit relativ niedrigen Anteilen) bestehen (vgl. OECD 1996, Table 17). 
Dadurch wird es insbesondere den TNKs möglich, unterschiedliche Produk- 
tivitäts-, Qualifikations- und Lohnkostenressourcen in den unterschiedlichen 
Ländern durch Auslagerungen und »intra-firm«-Vernetzungen zu mobilisie- 
ren - bezeichnenderweise aber nicht im Weltmaßstab, sondern konzentriert 
auf die westeuropäischen bzw. US-amerikanischen produktiven Zentren! In 
diesem Zusammenhang können dann auch besonders arbeits- bzw. lohnin- 
tensive Fertigungsbereiche in Länder ausgelagert bzw. Vorprodukte aus 
Ländern bezogen werden (»global sourcing«), in denen einerseits die gefor- 
derte Qualifikation vorhanden ist, in denen auf der anderen Seite zugleich 
die Lohnkosten niedrig sind (also z.B. jener inzwischen berühmte indische 
Ingenieur, der via Internet Blaupausenarbeiten in seinem Heimatland für 
Konzerne in Europa ausführt). Die Verbindung von Internationalisierung der 
Ökonomie und den Möglichkeiten der Kommunikations- und Information- 
stechnologien haben hier bewirkt, daß Teilarbeitsmärkte international über 
weite Räume geöffnet und so soziale Schließungsprozesse seitens nationaler 
Gewerkschaften unterlaufen werden können. Zugleich muß aber betont wer- 
den, daß solche Prozesse der »externen Flexibilisierung« immer noch an 
produktive regionale Zentren gebunden sind (vgl. dazu unten) und daß die 
These, daß die modernen Unternehmen »ohne Nationalität« seien (vgl. etwa 
Reich 1993) empirisch bisher kaum Belege findet - wie Kritiker aufzeigen 
konnten (vgl. als Übersicht: Pochet 1996, 18f). 


4. Ansatzpunkte von Politik 


Die vorgestellten Stichpunkte sollten deutlich machen, daß das Schlagwort 
»Globalisierung« durchaus seine Berechtigung hat und daß die darin aus- 
gedrückten Veränderungen sehr reale und fatale Folgen für die sozialen und 
ökonomischen Verhältnisse in der Bundesrepublik und in den anderen 
Ländern der EU haben bzw. haben können: dann nämlich, wenn man sich 
in politisch falscher Weise darauf einläßt. Die zentrale Frage für ein politi- 
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sches Handeln dürfte dabei die nach den Möglichkeiten der internationalen 
Regulierung der »entbetteten« Geldökonomie sein. 

Prozesse der »Entbettung« der Ökonomie, wie sie Polanyi (1978) in seiner 
»Great Transformation« beschrieben hat und wie sie Altvater/Mahnkopf 
(1996) zur Begründung des Globalisierungsprozesses beschreiben, können 
nicht absolut gesetzt werden, sondern waren historisch immer auch zu- 
gleich Prozesse, die eine nachfolgende Wieder-Einbettung erzwungen ha- 
ben: Die Durchsetzung der konkurrenzhaft vermittelten Eigentümergesell- 
schaft der frühen bürgerlichen Gesellschaft provozierte z.B. jene »Herr- 
schaft des Gesetzes«, die schon frühzeitig von Thomas Hobbes in seinem 
»Leviathan« als Prozeß der »Einbettung« der freigesetzten Marktkonkur- 
renten beschrieben wird; eine »Einbettung«, die in der Entwicklung der 
bürgerlichen Gesellschaft durch Ergebnisse sozialer Konflikte und deren Fest- 
schreibung in Arbeits- und Sozialgesetzen immer weiter ausgestaltet wurde. 


4.1 »Re-embedding« als politisches Ziel 


Der gegenwärtige Prozeß der globalen Entbettung des »Geldes als Geld« 
muß daher durch Strategien der Einbettung (»re-embedding«) beantwortet 
werden. Eine solche internationale Regulierung wird zur Zeit nicht zuletzt 
dadurch erschwert, daß - im Unterschied zur frühbürgerlichen Entwicklung 
- ein »Staat« als Regulationsinstanz auf dem Weltmarkt nicht zur Verfü- 
gung steht und wohl auch - als »Weltstaat« - gar nicht unbedingt wün- 
schenswert ist. Aber zugleich zeigen sich heute schon über regionale Zu- 
sammenschlüsse (etwa der EU) hinaus erste Ansätze einer internationalen 
Regulierung, etwa in Form von (zur Zeit noch sehr ungenügenden) interna- 
tionalen Abkommen (Rio, Montreal). Auch die World Trade Organisation 
(WTO) und die Organisationen des Internationalen Währungsfonds und der 
Weltbank, so sehr sie selbst im Moment noch die »Entfesselung« mit be- 
treiben, sind zugleich Ebenen einer solchen Regulierung. Und auch erste 
Ansätze von internationalen Akteuren bilden sich jenseits der nationalen 
Regierungen in Form der Non-Government-Organisations (NGOs) heraus, 
die Prozesse der Wieder-Einbettung ingangsetzen (vgl. Fuchs 1996). So il- 
lusorisch und gefährlich es ist, hier schnelle Erfolge zu erwarten, so ist es 
doch zugleich höchst problematisch, diese Ansätze als per se zum Mißer- 
folg verurteilt hinzustellen. Jenseits dieser internationalen Ebene gibt es 
aber auch auf nationaler und regionaler Ebene Möglichkeiten für gesell- 
schaftliche Akteure - Stichwort: »global denken - lokal handeln« -, in die 
Prozesse der Internationalisierung und Globalisierung einzugreifen. Am 
Beispiel der Gewerkschaftspolitik soll dies im folgenden umrissen werden. 

Gewerkschaften werden in nationalen Arbeitsmärkten durch die »Entbet- 
tungs-« und Globalisierungstendenzen herausgefordert, weil durch die er- 


88 Jürgen Hoffmann 


höhte Flexibilität der Großunternehmen auf den internationalen Arbeits- 
märkten und durch die hohe Flexibilität des Geldkapitals die Unternehmen 
gegenüber nationalen Investitionsanlagen vermehrt »exit«-Optionen wahr- 
nehmen können (vgl. zum Begriff: Hirschman 1970) und damit die Mög- 
lichkeit haben, nationale Regulierungssysteme und gewerkschaftliche For- 
derungen zu unterlaufen. Dadurch gerät in der Tat das gewachsene Kom- 
promißgleichgewicht zwischen Lohnarbeit und Kapital und das institutio- 
nelle Gefüge zwischen Lohnarbeit, Kapital und Sozialstaat, das den »rhei- 
nischen Kapitalismus« prägt, unter massiven Druck. Das Kapital - so es 
denn als Geldkapital oder in der Form von transnationalen Unternehmen 
die genannten Möglichkeiten hat - muß in diesem »Spiel« nicht mehr mit- 
spielen. Diese Möglichkeiten werden bisher durch die auf der europäischen 
Ebene vorangetriebene Politik der Deregulierung im Binnenmarkt und - 
wie zu befürchten ist - durch die Form der Einführung der gemeinsamen 
Währung noch befördert. Insofern müssen neue Ansatzpunkte von Politik 
entwickelt werden, die einerseits durch Widerstand (»voice«-Option) auf 
der nationalen und der europäischen Akteursebene und durch Einfordern 
von Regulierungssystemen dazu beitragen, daß die Wahrnehmung der 
»exit«-Optionen durch die Unternehmen zumindest behindert werden. An- 
dererseits müßte eine solche Politik aber auch in den ökonomischen und 
gesellschaftlichen Restrukturierungsprozeß eingreifen, um zukünftige 
Handlungskorridore offenzuhalten oder zu öffnen. 

Allgemein sind für die Bundesrepublik bei der Formulierung von Politik 
gegen die hier genannten Trends der Globalisierung der Ökonomie drei 
Bedingungen (Punkte 4.2 - 4.4) hervorzuheben, die den »Handlungskorri- 
dor« der Politik - von Gewerkschaften, Interessenverbänden oder Staat - 
definieren bzw. definieren könnten. 


4.2 Ökonomische Defizite des »Standorts Deutschland« 


Einmal täuscht die weiterhin hohe Exportquote der bundesdeutschen Öko- 
nomie und der hohe Anteil von kapital- und forschungsintensiven Produk- 
ten am Export über tatsächlich vorhandene Strukturdefizite im internatio- 
nalen Wettbewerb hinweg, wobei die Probleme der neuen Bundesländer, 
die die marktradikal-orientierte Politik zusätzlich verschärft hat, noch gar 
nicht mit berücksichtigt werden. Die (west-) deutsche Ökonomie ist stark in 
ihren traditionellen, exportlastigen Fertigungsbranchen, hat aber ein Defizit 
bei den Branchen der High-Tech-Fertigung der Zukunft (vgl. Jürgens/ 
Naschold 1994, exemplarisch für den Bereich »Computer Industries«: 
OECD 1996, Ch. 3), wobei dieses Defizit durch eine immer noch vorhan- 
dene Prägung der Regionen und der Qualifikationen durch tayloristische 
Produktionsstrukturen verstärkt wird - mit der Folge einer mangelnden 
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Vernetzungsfähigkeit moderner Produktionsverbünde dort, wo der Fordis- 
mus ehemals so erfolgreich war (z.B. im Westen und im Norden). 

Hinzu kommt, daß die auf der qualifizierten Facharbeit und hohen Löhnen 
basierende (west)deutsche Qualitätsproduktion weltweit immer deutlicher 
unter dem Druck von preiskompetitiven Produkten steht (vgl. zusammen- 
fassend: Simons 1994, Streeck 1995) - was auch mit der Tendenz der inter- 
national verallgemeinerten produktiven Voraussetzungen der Produktion 
durch die modernen Kommunikations- und Informationstechnologien zu- 
sammenhängt: In wichtigen Branchen - z.B. in der Automobilindustrie - 
steht nicht mehr die auf (simmobilem«) Systemwissen beruhende Quali- 
tätskonkonkurrenz, sondern die Preis- und damit die Kostenkonkurrenz im 
Zentrum. Hier wären also eine innovative Regional- und Strukturpolitik, 
die nicht alte Strukturen erhält, sondern neue - sozialer und ökologischer 
ausgelegte - ökonomische Strukturen systematisch fördert, und eine politi- 
sche Reform und Förderung der Grundlagenforschung, der Wissenschafts- 
und Bildungsziele und - mit beidem verbunden - des Wissenstransfers eine 
zwingende Aufgabe. Darüber hinaus belasten die Abgabensysteme von 
Staat und Sozialversicherung in Deutschland vorrangig den »Kostenfaktor« 
Arbeitskraft - mit der Folge, daß zum einen die Kosten dieses Faktors mit 
der Finanzierungsnotwendigkeit der wachsenden sozialen Problemlagen 
steigen, während zugleich bei zunehmender Kapitalintensivierung der Pro- 
duktion eben dieser Faktor anteilmäßig abnimmt. Eine Reform der Steuer- 
bemessungsgrundlagen und der mittelfristige Übergang zu einer steuerfi- 
nanzierten sozialen Sicherung erscheint schon aus ökonomischen Gründen 
- und nicht nur aus dem sozialpolitischen Grund der Verhinderung von 
Diskriminierung derjenigen, die nicht die Chance der Erwerbstätigkeit ha- 
ben bzw. hatten - dringend geboten. 


4.3 Neo-Taylorismus als Alternative? 


Neben den schon angedeuteten Tendenzen der Übernahme einer »share- 
holder-value«-Unternehmenskultur sind zumindest Teile der Unternehmen 
nach dem Urteil verschiedener Industriesoziologen und Politologen (Kern, 
Schumann, Jürgens, vgl. dazu Kern/Schumann 1996, 721) unter dem Druck 
des intensivierten internationalen Wettbewerbs dazu geneigt, den bislang 
mit Hilfe der qualifizierten Facharbeit (der »Produktionsintelligenz«) teil- 
weise durchaus erfolgreichen Umstrukturierungsprozeß in Richtung auf ei- 
ne flexible, partizipationsoffene Fertigung abzubrechen zugunsten eines 
»Neo-Taylorismus«, in welchem die unqualifizierte, angelernte Tätigkeit, 
die einer kurzfristig orientierten Politik der Lohnkostenreduktion als Ant- 
wort auf den internationalen Wettbewerbsdruck entgegen kommt, die quali- 
fizierte Produktionsarbeit zurückdrängt. Im Resultat würde - so sinngemäß 
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Kern/Schumann (1996) - eine solche Politik bedeuten, daß der langfristige 
»Standortvorteil« einer hochbezahlten, aber eben auch hochqualifizierten 
und Qualitätsproduktion verrichtenden Facharbeit, die zudem kooperativ 
und konsensual in die industriellen Beziehungen eingebunden ist, ver- 
schleudert wird, wodurch die Möglichkeit einer »nachhaltigen« Produkti- 
vitätsentwicklung auf dem Altar kurzfristiger Effizienzüberlegungen geop- 
fert wird. Eine von den Gewerkschaften und Betriebsräten unterstützte Po- 
litik der Verhinderung dieser Unternehmensstrategien hätte daher gesell- 
schaftliche Modernisierungseffekte zur Folge. 


4.4 Der Bedeutungszuwachs der Region im Prozeß der Globalisierung 


Als »positiver« Anknüpfungspunkt ist dagegen für die Formulierung einer 
Politik im Inland hervorzuheben, daß die Möglichkeiten für das Kapital, 
sich den nationalen und sozialen Bindungen durch Finanzinvestitionen zu 
entziehen, nicht unbegrenzt sind. Einmal sind natürlich die Erträge des Fi- 
nanzsektors selbst an die reale Produktion, also an die Verausgabung von 
Arbeit im kapitalistischen Produktionsprozeß gebunden, ein Zusammen- 
hang allerdings, der sich den Beteiligten - auch den Arbeitenden - erst durch 
Geldkrisen, Börsencrashs und ähnliche Brüche aufzwingen wird (und des- 
halb diejenigen, die in der Produktion den Überschuß erwirtschaften, glei- 
chermaßen bedroht wie die Finanzjongleure und »global players«). Vor al- 
lem aber ist produktives Kapital nicht einfach in Finanzinvestitionen umzu- 
wandeln, sondern als »fixes Kapital« am »Standort« fixiert. Teile der deut- 
schen Unternehmerschaft, die zur Zeit selbst um den sozialen Konsens ange- 
sichts von Streiks und deren hohe Kosten fürchten, wissen nämlich sehr 
wohl den »Standort Deutschland« mit seiner hohen Produktivität zu schätzen 
und werden, wenn sie denn rechnen können, zwar kostenreduzierende Re- 
formen und Umbauprogramme (auch in der sozialen Sicherung) fordern - 
deren Sinnhafügkeit politisch zu diskutieren wäre-, sie werden aber keine 
Zerstörung dieses hoch produktiven und profitablen Standorts durch die Pro- 
vozierung sozialer Konflikte größeren Ausmaßes riskieren. Die hohe Pro- 
duktivität der regionalen Standorte in Deutschland verhindert zumindest in 
absehbarer Zeit, daß jene Art des »global sourcing«, von der oben am Bei- 
spiel des qualifizierten indischen Ingenieurs die Rede war, sich als Massen- 
phänomen durchsetzt und deshalb zu Entlassungsschüben führt. In den ent- 
wickelten kapitalistischen Ökonomien gehört heute zu einem produktiven 
Produktionsort mehr als der Lohnkostenfaktor einer Berufssparte; dazu ge- 
hören vielmehr - am Beispiel Deutschlands - die regionalen Netzwerke von 
Klein-, Mittel- und Großbetrieben, die universitären wissenschaftlichen 
Zentren, die im noch funktionierenden dualen Ausbildungssystem produ- 
zierte, hohe Produktionsintelligenz, eine ausgebaute Infrastruktur, der hohe 
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Standard der Regulierung der Arbeit und der sozialen Sicherung und vor al- 
lem die (noch) hohe soziale und politische Stabilität. Diese regionalen 
Standortfaktoren, auf denen die hohe Produktivität in Deutschland immer 
noch beruht, können zwar durch »global sourcing« der angesprochenen Art 
ergänzt, aber nicht ersetzt werden. Die immer noch vorhandene produktive 
»Einbettung« der Unternehmen in solche ökonomischen und sozialen Netz- 
werke der Region (vgl. dazu besonders Kappel 1995) verbietet es auch, dem 
Kapital jene unbegrenzte Mobilität zu unterstellen, wie dies in der Globali- 
sierungsdiskussion fast durchgängig geschieht. Aus den mit den 
»Globalisierungs-« und »Entbettungsprozessen« einhergehenden Markttur- 
bulenzen und Währungsinstabilitäten, aus dem Trend zu komplexeren Pro- 
dukten und kürzeren Innovationszyklen könnte sogar umgekehrt geschlossen 
werden, daß die Einbettung in ein Kontinuität versprechendes Netzwerk der 
Region für die Unternehmen eine wichtige Innovationsvoraussetzung wird 
(Läpple 1996, 136), weil eine solche Einbettung produktive Potentiale und 
Erwartungssicherheiten versprechen, auf deren Basis erst das »Mitspielen« 
in einer globalisierten Konkurrenz möglich wird (vgl. auch OECD 1996, 
17). Die Rückbesinnung auf die regionalen Potentiale wird hier Vorausset- 
zung der Bewältigung der globalen Herausforderungen (Läpple 1996). 


5, Gewerkschaftliche Politik und Globalisierung der Ökonomie 


Unter diesen Rahmenbedingungen gewerkschaftlichen Handelns können 
dann konkrete Politiken folgen, wenn die Gewerkschaften sich durch die 
Wahrnehmung von Gestaltungsoptionen in den Prozeß der Umstruktierung 
einmischen. Die Stärken einer branchen- und qualifikationsbezogenen bzw. 
regional orientierten Gewerkschaftspolitik müßten mit Gestaltungspolitiken 
verbunden werden, die - wie dies regional die IG-Metall in Deutschland be- 
reits begonnen hat - die regionalen und branchenmäßigen Defizite aufgreift 
(sInnovationsdialoge«), eine Modernisierung der Infrastruktur (Bildungs- 
und Forschungspolitik, Modernisierung des öffentlichen Sektors, vgl. etwa 
die Politik der ÖTV: »Zukunft durch öffentliche Dienste«) und den Umbau 
des Sozialstaats (steuerfinanzierte Grundsicherung, Entlastung der Arbeit- 
seinkommen) neben Arbeitszeitverkürzung und Arbeitsumverteilung ein- 
fordert bzw. unterstützt. Zugleich müßte die Politik des »roll back« auf 
Unternehmerseite in Richtung auf einen »Neo-Taylorismus« verhindert, 
mithin die »trinitarische Formel« einer Hochlohn-Hochqualifikation-Quali- 
tätsproduktion in Deutschland verteidigt und ausgestaltet werden. Die be- 
trieblichen, regionalen und branchenmäßigen Stärken der Gewerkschaften 
können dabei angesichts des Bedeutungsgewinns der Region als eine Basis 
für eine Politik dienen, die zusammen mit anderen Akteuren auf Politikfel- 
dern, auf denen die Gewerkschaften als Gewerkschaften weniger Möglich- 
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keiten haben, Gestaltungsoptionen gegen die negativen Auswirkungen der 
Globalisierung und für mehr internationale Solidarität wahrnimmt. 

So würde zumindest im Rahmen der Europäischen Union - bei allen gar 
nicht zu bestreitenden Problemen, die die Art der Einführung des »EURO« 
ohne sozialpolitische Flankierung mit sich bringen wird - mit einer gemein- 
samen Währung der EU-internen Spekulation eine wirksame Grenze ge- 
setzt werden (vgl. auch: Martin/Schumann 1996); durch die international 
einzufordernde Angleichung der Steuersysteme (Stichwort »Ökologische 
Steuerreform«) und der Regulierungspolitiken könnten darüber hinaus Er- 
pressungspotentiale seitens einzelner Transnationaler Konzerne ausgehebelt 
werden. Durch die Regulierung der kurzfristigen Finanztransaktionen (die 
ja - wie oben dargestellt - bis zu 80% der Gesamttransaktionen ausmachen) 
und deren Verteuerung (z.B. durch eine Tobin-Tax, vgl. dazu Mar- 
tin/Schumann 1996; Altvater/Mahnkopf 1996) könnten zudem die Risiken 
der internationalen Freisetzung des Finanzkapitals vermindert werden. 

Daß die gewerkschaftlichen und betrieblichen Akteure gerade regional 
nicht so hilflos den Globalisierungszwängen ausgesetzt sind, wie dies die 
(oft in den eigenen Publikationen dargestellten) »Horrorszenarien« zur Glo- 
balisierung nahelegen, haben auch die aktuell abgelaufenen Streiks gezeigt. 
Es scheint so, als habe der Widerstand gegen die Kürzungen bei der Lohn- 
fortzahlung im Krankheitsfall den Kapitaleignern und Managern aktuell die 
»Einsicht in die Notwendigkeit« aufgezwungen, daß das Modell des 
»rheinischen Kapitalismus« eben doch nicht ohne gravierende finanzielle 
Verluste in kurzer Frist einfach abzuschreiben ist. Hier wäre eine Basis für 
einen neuen »contrat social«, der sich allerdings nicht nur ökonomisch de- 
finieren dürfte, sondern sozial und ökologisch geöffnet und der vom Wi- 
derstand sozialer Bewegungen gegen die destruktiven Folgen der Globali- 
sierung mitgetragen werden müßte. Die Gewerkschaften hätten dann in den 
Abwehrkämpfen über die Verteidigung sozialer Rechte hinaus die Funktion 
gehabt, die Unternehmen auf das langfristig Notwendige mit Macht und 
Druck hinzuweisen. Eine solche Politik der offensiven Verteidigung des 
»rheinischen Kapitalismus« hieße aber eben auch, Innovation in den Unter- 
nehmen und in den Regionen mitzutragen im Sinne einer sozialen und 
ökologischen Gestaltungspolitik, ohne das in diesem Zusammenhang öko- 
nomisch Notwendige aus den Augen zu verlieren. Eine (»angebotsorien- 
tierte«) Gestaltungspolitik kann dann auf der regionalen Ebene ein sinn- 
voller Ausweg aus der »Globalisierungsfalle« sein, wenn die Innovationen 
im europäischen Zusammenhang sozial und ökologisch reguliert werden - 
was nicht zuletzt von den Einzelgewerkschaften selbst erhebliche Zuge- 
ständnisse an ökologische Erfordernisse und branchenübergreifende soziale 
Solidarität erfordern würde. Diese Politik könnte aber langfristig den 
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»Standort Deutschland« in den anstehenden ökologischen Notwendigkeiten 
(»sustainable development«) und sozialen Umwälzungen auf dem Globus 
erhalten und - so paradox dies klingen mag - dadurch sogar auch ökono- 
misch nachhaltig wirken. 

Die Prozesse der Europäisierung (auf der politischen Ebene und auf dem 
europäischen Binnenmarkt), der Internationalisierung der Produktion und 
der »Globalisierung« der Finanzmärkte konfrontieren die Gewerkschaften 
zum ersten Mal direkt mit der Notwendigkeit des Ausbaus internationaler 
organisatorischer Strukturen, einer internationalen Solidarität und mit der 
Forderung nach internationalen Politiken der Regulierung (z.B. der 
Geldsphäre) - Internationalismus wird jenseits von 1. Mai-Reden sehr kon- 
kret, so oder so. Es käme also darauf an, neue Formen der innerbetriebli- 
chen, der überbetrieblichen, der sozialpolitischen und der internationalen 
Regulierung zur Verteidigung und Entwicklung einer gesellschaftlich sinn- 
vollen Qualifikations- und Produktionsstruktur in Deutschland gegen die 
kurzfristigen Effizienzimperative von Teilen des Kapitals und der dort vor- 
herrschenden Unternehmenskultur zu entwickeln. Eine so verstandene 
»Innovation« könnte sehr wohl einen Beitrag dazu leisten, die Gewerk- 
schaften aus der »Globalisierungsfalle« herauszuführen. Die Frage ist nicht, 
wie den Standort stärken auf Kosten der internationalen sozialen Gerech- 
tigkeit und der Ökologie, sondern die, wie die Innovation sozial und ökolo- 
gisch regulieren, um national wie international soziale Gerechtigkeit und 
ökologische Nachhaltigkeit auf lange Frist erreichen zu können. 

Dabei wird es für die Gewerkschaften auf der regionalen wie der interna- 
tionalen Ebene mehr denn je darum gehen müssen, die in diesem Prozeß 
notwendigerweise aufbrechenden gegensätzlichen Interessen ihrer Mitglie- 
der, die durch die unterschiedlichen positiven wie negativen Wirkungen 
von Globalisierungsprozessen verschärft werden dürften, kompromißhaft 
zu verbinden (»Einheit« steht am Ende dieses schwierigen Prozesses und 
ist keineswegs selbstverständliche Voraussetzung auf Basis eines »Grund- 
widerspruchs«). Zugleich wird es auch darum gehen, die Vielfalt regionaler 
und internationaler ökonomischer und sozialer Strukturen und Traditionen 
produktiv im Sinne einer sozialen und ökologischen Regulierung zu ver- 
netzen, statt sie nach altem Forderungsmuster zu vereinheitlichen. Nicht 
»Vereinheitlichung«, sondern Koordinierung und Regulierung der »Viel- 
falt« sollte als ein Ziel regionaler wie europäischer Gewerkschaftspolitik 
angestrebt werden. Solche Netzwerke werden dabei nicht nur »von oben« - 
etwa auf der regionalen DGB-Ebene (DGB-Kreise, Ortskartelle) oder in- 
ternational auf der EGB-Ebene - zu organisieren sein, sondern sollten vor 
allem als Netzwerke »von unten« entwickelt werden (vgl. zur »Netzwerk- 
Option«: Ebbinghaus/Visser 1994, 231). Die Gewerkschaftspolitik müßte 
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dann diese Vernetzungen organisatorisch absichern sowie finanzielle und 
kommunikative Hilfestellung leisten. Daß damit eine ganz andere Richtung 
der Gewerkschaftsreform eingeleitet würde, als sich diese im Augenblick in 
den DGB-Gewerkschaften herausbildet, versteht sich von selbst: Nicht die 
Stärkung der Einzelgewerkschaften durch Fusionen, sondern die Stärkung 
der betrieblichen, regionalen und internationalen Kompetenzen der Ge- 
werkschaftsbewegung jenseits des Branchenbezugs wäre gefragt - auch 
wenn der Branchenbezug und damit die Grenzen des jeweiligen Teilar- 
beitsmarktes mit ihrem Sanktionspotential (»Streik«) das »Standbein« der 
Gewerkschaften bleiben. 

Die Gewerkschaftspolitik hätte dann nicht zuletzt die Aufgabe, den sozialen 
Zerfall dieser Gesellschaft, den durch Globalisierung, Standortkonkurrenz- 
politik und Informatisierung der Arbeit drohenden Verlust an sozialer Kohä- 
sion aufzuhalten und Solidarität auf Basis der Individualität und jenseits ei- 
ner quasi erzwungenen Kollektivität als selbstgewähltes Ziel und als allge- 
meine Norm wieder in der Gesellschaft zu verankern. Denn die Zukunft der 
gewerkschaftlichen Erfolge steht und fällt mit dem Fortbestehen solidari- 
scher Normen in der Gesellschaft. Das Aufgreifen von Chancen des gesell- 
schaftlichen Veränderungsprozesses hieße aber für eine neue Gewerk- 
schaftspolitik auch, daß sie nicht nur die Risiken abwehrt und die Menschen 
bei ihrem Elend anspricht, sondern daß sie die Mitglieder auch in ihren Stär- 
ken wahrnimmt und unterstützt, ihre indviduellen und kollektiven Chancen 
der sozialen Emanzipation herausarbeitet und fördert. Dabei allein auf den 
aktuell aufflammenden Widerstand gegen die staatliche und unternehmeri- 
sche »Standortpolitik« zu setzen, hieße, selbst der Politik der kurzen Frist, 
der unsere Unternehmer momentan so sehr frönen, auf den Leim zu gehen. 
Denn so notwendig diese Kämpfe auch sind, um den Lebensstandard der 
einzelnen zu verteidigen und um die wohlverstandenen langfristigen Interes- 
sen an einem produktiven und innovativen »Standort Deutschland« durchzu- 
setzen, es gilt auch: Nicht nur wird sich dieser Standort nur durch Wandel 
(der den sozialen und ökologischen Wandel einschließen muß) erhalten las- 
sen; langfristig wird sich eine über die Teilarbeitsmärkte hinausgehende so- 
lidarisch-politische Orientierung der Gewerkschaften nur durch die Verbin- 
dung der Interessen von Globalisierungsgewinnern und Globalisierungsver- 
lierern, der Lohninteressen mit der Verteidung der Lebenschancen außerhalb 
des Betriebes, der Umweltinteressen, gewinnen lassen. Und diese Anstren- 
gung zur Solidarität und zum ökologischen Umbau wird nur möglich sein, 
wenn der »Standort Deutschland« ökonomisch produktiv bleibt. 

Zu einer solchen Politik gehört aber auch und vor allem - darauf hat Ulrich 
Beck (1996) zu Recht hingewiesen -, die Freiheitsrechte in der Gesellschaft 
gegen den Druck des Globalisierungsprozesses zu verteidigen: als Voraus- 
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setzung der Entfaltung von demokratischen Öffentlichkeiten gegen die 
scheinbaren Sachzwänge des Welt- und Geldmarkts. 
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Michael Wendl 


Die »angebotspolitische« Wende in der Tarifpolitik 
Kritik der aktuellen Lohnpolitik der Gewerkschaften’ 


In den letzten vier Jahren ist die Tarifpolitik der deutschen Gewerkschaften 
in doppelter Weise unter Druck geraten. Zum einem sind auf der gesamt- 
wirtschaftlichen Ebene, also in makroökonomischer Perspektive, die Zu- 
wachsraten des Nominallohns insgesamt so niedrig gewesen, daß sie in der 
mehrjährigen Frist unter dem Anstieg der Arbeitsproduktivität blieben. 
Zum anderen verstärkt sich der Erosionsprozeß der Flächentarifverträge, so 
daß aus Angst vor ihrer Auflösung Lohnkostensenkungen auf der Ebene 
von Unternehmen und Betrieben ermöglicht werden. Auch auf der mi- 
kroökonomischen Ebene sinken somit die Löhne, sowohl durch offene Ta- 
rifflucht als auch durch das aus Angst vor dem Ende der Flächentarifver- 
träge akzeptierte »Öffnen« der Tarifverträge für betriebliche Regelungen. 
Auf dieser Ebene vollzieht sich auch die Angleichung der Effektivlöhne an 
die Tariflöhne und damit das Schwinden der sog. Lohndrift. In den neuen 
Bundesländern kann flächendeckend sogar von einem deutlichen Unter- 
schreiten der tatsächlichen Entgelte gegenüber dem tariflichen Niveau ge- 
sprochen werden. 

Die innergewerkschaftliche Verarbeitung dieser tarifpolitischen Umbrüche 
geschieht in zwei kontroversen Debatten. Die erste dreht sich um die von 
Klaus Zwickel initiierte Idee eines »Bündnis für Arbeit«, die zweite um die 
Frage der Öffnung der Flächentarifverträge für spezielle betriebliche An- 
wendungen. Hinter beiden Prozessen steht die elementare Frage, ob unter 
dem Druck der Globalisierung und des verschärften Standortwettbewerbs 
demokratische Verfahren zur Festsetzung der nationalen Arbeitskosten auf- 
rechterhalten werden können. 


l Der Autor dieses Beitrags hat an den genannten innergewerkschaftlichen Debatten teil- 
genommen und die Mehrheitsposition entschieden kritisiert (vgl. Wendl 1996a, 1996b). 
In einer Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft sollten dieser Mangel an Distanz ei- 
nerseits und die gleichzeitige Kenntnis interner Diskussionen andererseits offen benannt 
werden. 
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1. Die Kontroverse um das »Bündnis für Arbeit« 


Zwickels Vorschlag, im Rahmen eines Bündnisses zwischen Arbeitgebern, 
Bundesregierung und IG Metall auf mögliche Lohnerhöhungen oberhalb 
der Preissteigerungsrate zu verzichten und »befristete Einarbeitungsab- 
schläge« für Langzeitarbeitslose zu akzeptieren, wurde innerhalb wie au- 
Berhalb der Gewerkschaften als entscheidende tarifpolitische Weichenstel- 
lung wahrgenommen. Dabei bestand der Richtungswechsel in der Tarifpo- 
litik nicht in dem Gedanken eines tripartistischen Bündnisses zwischen 
Staat, Unternehmen und Gewerkschaften. Bereits 1993 hatten die DGB- 
Gewerkschaften einen von der Bundesregierung vorgeschlagenen Solidar- 
pakt ohne größere interne Kontroversen akzeptiert. Trotz gelegentlich radi- 
kaler Rhetorik waren die deutschen Gewerkschaften in ihrer großen Mehr- 
heit seit den 50er fast durchgängig an klassenübergreifender Kooperation 
interessiert. Die neue Botschaft aus der IG Metall lautete: Wir akzeptieren - 
wenn auch probehalber - die Sichtweise der neoklassischen Lohn- und Be- 
schäftigungstheorie, daß mit (relativen) Lohnsenkungen ein Anstieg des 
Beschäftigungsgrades verbunden ist. Diese Aussage war auch deshalb 
überraschend, weil Zwickel in Passagen der gleichen Rede vor der Präsen- 
tation der Bündnis-Offerte exakt gegenteilig argumentiert hatte. Gestützt 
auf Schlußfolgerungen von Untersuchungen des Deutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung (DIW 1995), teilweise in wörtlicher Übernahme der 
Formulierungen aus dem Wochenbericht 38/95 des DIW hatte er den Zu- 
sammenhang von Lohnverzicht und daraus resultierender Aufwertung der 
DM dargestellt und weiterem Lohnverzicht eine Absage erteilt. Die von 
Zwickel akzeptierte Übernahme zentraler Aussagen der Standortstudie des 
DIW macht nur Sinn, wenn das »Bündnis für Arbeit« zunächst als takti- 
sches Manöver verstanden wird. Wird die wirtschaftspolitische Bewertung 
des DIW inhaltlich akzeptiert, so wird damit eine Politik der relativen 
Lohnsenkung auf nationaler Ebene ausgeschlossen, da die gewonnenen 
Wettbewerbsvorteile durch die dadurch provozierte Aufwertung der DM 
wieder verloren gingen. Die Übernahme der Argumente des DIW zur 
Standortposition hat daher nur den Charkter einer rhetorischen Pflicht- 
übung. Die Richtigkeit der eigenen Position wird beschworen, um sofort 
davon abzuweichen und entgegen der politischen Überzeugung zu handeln. 
Damit wurde die Opferbereitschaft signalisiert, die im Gegenzug von der 
anderen Seite ebenfalls erwartet wurde. Und genau das hat die andere Seite 
nicht getan. Sie hat zwar ungeschickt taktiert, aber die eigenen Interessen 
nicht aufgegeben, sondern gegenüber der Bundesregierung durchgesetzt. 
Warum unmittelbar danach, von der zustimmend zitierten Sichtweise des 
DIW abgewichen und die Bereitschaft zum Lohnverzicht signalisiert wird, 
wird nur aus nachgereichten Begründungen ersichtlich. Wenn die nominale 
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Lohnerhöhung deutlich unter dem Anstieg der Arbeitsproduktivität bleibt, 
soll der Rest der »Produktivitätskomponente« für die Ausweitung von Ar- 
beits- und Ausbildungsplätzen verwendet werden (Lang/Kuhlmann 1996, 
194). Dieses Angebot der Lohnzurückhaltung in Verbindung mit einer Aus- 
weitung des Beschäftigungsgrades kann in einer makroökonomischen Sicht- 
weise nicht überzeugen. Lohnabschlüsse unter dem zu erwartenden Produk- 
tivitätsanstieg führen im Rahmen einer kapitalistischen Geldwirtschaft nur 
dann zu steigender Beschäftigung, wenn sich Fiskal- und Geldpolitik gleich- 
zeitig auf einem expansiven Kurs bewegen. Nur dann wird die Einsparung 
an Arbeitskosten in zusätzliche Beschäftigung umgesetzt. Darüber vermittelt 
wird ein niedrigerer Anstieg der Arbeitsproduktivität und damit eine geringe- 
re Verdrängung der Lohnarbeit durch Kapital theoretisch möglich. Bezogen 
auf die Entwicklung der von der Lohnbewegung abhängigen Sozialeinkom- 
men führt das Prinzip der Nettolohnorientierung zu realen Kürzungen bei 
Renten und Arbeitslosenunterstützungen und verringert insgesamt die kon- 
sumtive Nachfrage. Unter den Rahmenbedingungen einer deflationär orien- 
tierten Fiskalpolitik und auf ein hohes Realzinsniveau geradezu rücksichtslos 
fixierten Bundesbankpolitik” konnten die mit der Lohnzurückhaltung ver- 
bundenen Beschäftigungshoffnungen aber nicht aufgehen. 

In der politischen Reaktion auf die Bündnis-Offerte der Gewerkschaften 
hat dann der überwiegende Teil der Unternehmensverbände deutlich ge- 
macht, daß die Unterstellung, die Unternehmen selbst hätten ein wirkliches 
Interesse an einer spürbaren Verringerung der Massenarbeitslosigkeit, naiv 
und zugleich riskant war, da das Angebot der Gewerkschaften als Zeichen 
politischer Schwäche, die es auszunutzen gelte, wahrgenommen wurde. 
Faktisch haben sich die Unternehmensverbände mit dem neuen Entgeltfort- 
zahlungsgesetz im Rücken auch durchgesetzt. Zum einen hat die IG Metall 
mit einer Nominallohnerhöhung von 1,5% den bloßen Ausgleich der Preis- 
steigerungsrate für 1997 ohne jegliches Entgegenkommen der Arbeitgeber- 
seite in Sachen Arbeitsplätze akzeptiert, zum zweiten hat sie Kostenentla- 
stungen auch bei der Lohnfortzahlung selbst (Wegfall der Entgelte und Zu- 
schläge für Mehrarbeit) ermöglicht, die den gesamten Arbeitskostenanstieg 
unter der zu erwartenden Inflationsrate halten. Sie hat daher, folgen wir der 
sog. Meinhold-Formel (Altvater/Mahnkopf 1993, 68) in der produktivi- 
tätsorientierten Lohnpolitik, etwas mehr als den zukünftigen Produktivi- 
tätsanstieg für 1997 der Unternehmensseite zugestanden. Damit geht sie 
sogar deutlich über die lohnpolitische Empfehlung der neoklassischen 


2 Die Koordination von Lohn-, Fiskal und Geldpolitik erfordert die Einbindung der Zen- 
tralbank in ein »Bündnis für Arbeit«. Angesichts der politischen und makroökonomi- 
schen Dominanz der Bundesbank disqualifiziert sich ein ohne Einbeziehung dieser Insti- 
tution vorgeschlagenes Bündnis für mehr Beschäftigung als fachlich inkompetent, egal 
ob aus neoklassischer, keynesianischer oder marzistischer Sicht. 
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Doktrin hinaus. Danach bestimmt sich der beschäftigungsneutrale Lohner- 
höhungsspielraum aus dem Anstieg der Arbeitsproduktivität und dem An- 
stieg der Absatzpreise der Unternehmen (Siebert 1994, 73). Liegt der An- 
stieg des Nominallohns unter dem Anstieg der Summe dieser beiden Fakto- 
ren, kommt es aus neoklassischer Sicht zu einem durch niedrige Löhne be- 
dingten Anstieg der Beschäftigung. 

Diese Sichtweise erfährt ihre Faszination dadurch, daß sie die in der Grenz- 
nutzentheorie angelegte simple handlungstheoretische Konstruktion, daß 
mit sinkenden Löhnen die Beschäftigungsneigung des Unternehmers steige, 
einfach auf die Gesamtwirtschaft überträgt. Dagegen hatten die Gewerk- 
schaften, argumentativ unterstützt durch die traditionelle Unterkonsum- 
tionstheorie der 20er Jahre, bisher eingewandt, daß gegenüber den Produk- 
tionskosten relativ sinkende Löhne makroökonomisch gesehen die kon- 
sumtive Nachfrage verringern und dadurch zu zusätzlicher unfreiwilliger 
(»keynesianischer«) Arbeitslosigkeit führen würden. Beide Sichtweisen, al- 
so die Löhne als Kostenfaktor oder als Nachfragefaktor im Sinne eines 
Wirkungszusammenhangs mit dem Beschäftigungsgrad verbinden zu wol- 
len, demonstriert eine eher vorwissenschaftliche Besessenheit, weil die 
Lohnhöhe für die Frage des Umfangs der Arbeitslosigkeit eine neben ande- 
ren Faktoren wie z. B. des Konjunkturzyklus, der Investitionsquote, der 
Fiskalpolitik, der Geld- und Währungspolitik eher untergeordnete oder 
auch davon abhängige Rolle spielt. Marx hat auf die der Lohnbewegung 
eigentümliche Verkehrung hingewiesen: 


»Es sind diese absoluten Bewegungen in der Akkumulation des Kapitals, welche sich als re- 
lative Bewegungen in der Masse der exploitablen Arbeitskraft widerspiegeln und daher der 
eigenen Bewegung der letztren geschuldet scheinen. Um mathematischen Ausdruck anzu- 
wenden: die Größe der Akkumulation ist die unabhängige Variable, die Lohngröße die ab- 
hängige, nicht umgekehrt.« (MEW 23, 648) 

Die Relativierung der beschäftigungspolitischen Funktion der Lohnhöhe er- 
folgt, um die weitverbreitete Ineinssetzung von mikroökonomisch fundier- 
ten Handlungen von Individuen einerseits und darauf basierenden ma- 
kroökonomischen Konstruktionen der Neoklassik andererseits zu kritisie- 
ren. In einer durch Deflationspolitik gekennzeichneten makroökonomi- 
schen Konstellation führen ein zu starkes Nachhinken der Lohnentwicklung 
gegenüber der Produktivität bzw. eine fallende Lohnquote zu steigender 
Arbeitslosigkeit. Dieser Zusammenhang kann in einer kapitalistischen 
Geldwirtschaft aber nicht dazu gewendet werden, daß mit relativ steigen- 
den Löhnen die Arbeitslosigkeit entsprechend abgebaut werden kann. Das 
bedeutet, daß eine expansive Lohnpolitik - wenn sie überhaupt durchzuset- 
zen wäre - keinen Ausweg aus Wirtschaftskrise und Arbeitslosigkeit weist. 
Das durch Tarifverträge regulierte Arbeitskostenniveau darf nicht so hoch 
sein, daß die Profitrate im industriellen Sektor zu nahe an den Kapital- 
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marktzins gerät und damit die Realkapitalakkumulation einschränkt und es 
darf nicht so stark sinken, daß die konjunkturelle Abwärtsbewegung durch 
eine sinkende konsumtive Nachfrage verstärkt wird. In der relativen Starr- 
heit der Tarifverträge nach unten liegt eine wichtige konjunkturstabilisie- 
rende Funktion in einer ansonsten labilen Geldwirtschaft. Diese Starrheit 
der Löhne nach unten wird aber gerade von der Neoklassik kritisiert. 

Die Gewerkschaften verhindern durch die nach unten starren Löhne, daß 
Arbeitsmärkte bei Unternachfrage nach Arbeitskräften wie Gütermärkte mit 
einem entsprechenden Preisverfall reagieren. Diese Funktionsweise des 
Arbeitsmarktes sichert nicht nur einen stabilen ökonomischen Anker, son- 
dern wirkt neben dem System der sozialen Sicherung als - wenn auch brü- 
chiger - Garant für ein halbwegs menschenwürdiges Verhalten bei der Su- 
che nach Arbeit. Die offene Konkurrenz unter den Arbeitssuchenden wird 
erheblich eingeschränkt. Wird diese Regulierung nicht mehr durch ein 
halbwegs flächendeckendes System von Tarifverträgen gesichert, so müs- 
sen - mindestens in demokratischen Gesellschaften - Mindestarbeits- und 
entlohnungsregeln gesetzlich normiert werden. Die davon Betroffenen 
werden anders als bei Tarifverträgen an der Erarbeitung und Festlegung 
dieser Normen aber nicht beteiligt. Es ist gerade das demokratische Verfah- 
ren der Tarifpolitik, das ihre Ergebnisse erklärt.” 

In der »Bündnis für Arbeit«-Debatte haben die Gewerkschaften unter dem 
Druck erodierender Flächentarifverträge selbst diese Ineinssetzung oder 
besser Konfusion von Mikro- und Makroökonomie versucht und haben da- 
bei eine - gemessen an der verteilungspolitischen Bilanz - eindeutige tarif- 
und beschäftigungspolitische Niederlage hinnehmen müssen. In der politi- 
schen Öffentlichkeit wird die Eindeutigkeit dieser Bilanz allerdings nicht 
hinreichend wahrgenommen. Der Konflikt im Unternehmerlager um die ta- 


3 Den Tarifforderungen und -abschlüsse gehen mehr oder weniger intensive Diskussionen 
in demokratisch gewählten Tarifkommissionen, bei den jährlichen Lohnrunden auch in 
Mitgliederversammlungen voraus. Dazu müssen zwei Einschränkungen gemacht werden. 
Einmal erklärt der demokratische Charakter dieser Verfahren das Defizit einer gewerk- 
schaftlichen Theorie der Lohnpolitik. Hinter den Forderungen steht kein ausgearbeitetes 
verteilungspolitisches Konzept, sondern demokratisch artikulierte Lebens- und Anerken- 
nungsbedürfnisse. Andererseits versucht der kleine Kreis der Verhandlungsführungen re- 
gelmäßig Ansprüche und Erwartungen nach unten zu schrauben, um die Enttäuschungen 
über das zu niedrige Ergebnis gering zu halten. Grundsätzlich gilt für die beteiligten Ge- 
werkschaftsmitglieder Keynes' Aussage »Die Arbeiter sind daher glücklicherweise, ob- 
schon unbewußt, instinktiv vernünftigere Wirtschaftler als die klassische Schule, indem 
sie sich gegen eine Kürzung der Geldlöhne wehren, selbst wenn der bestehende Realge- 
genwert dieser Löhne den Grenzanteil der bestehenden Beschäftigung übersteigt, wäh- 
rend sie sich einer Kürzung der Reallöhne nicht widersetzen, die mit einer Zunahme der 
gesamten Beschäftigung verbunden ist« (Keynes 1973, 12). Der daraus resultierenden 
»Kaufkrafttheorie« des Lohnes wurde aber ebenso unvermittelt eine rationalisierungsför- 
dernde »Kostentheorie« entgegengestellt, wenn es darum ging, politisch nicht opportune, 
hohe oder egalitäre Lohnforderungen abzuwehren. 
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rifpolitisch gescheiterte Durchsetzung des neuen Entgeltfortzahlungsgeset- 
zes einerseits und die Niederlage der Bundesregierung mit diesem nur sehr 
eingeschränkt geltenden Gesetz verstellen dazu den Blick. Die weitgehende 
Verhinderung der Umsetzung des Entgeltfortzahlungsgesetzes durch die 
Kompensation mit niedrigen Nominallohnsteigerungen zählt bei der politi- 
schen Bewertung stärker als die rein verteilungspolitische Bilanz, deren 
Resultate die Beschäftigungskrise verstärken werden. 

Eine Formulierung der Zusammenhänge zwischen Lohnhöhe und Arbeitslo- 
sigkeit wie sie z. B. durch die modifizierte Philipps-Kurve vorgenommen 
wird, führt zu irreführenden Konsequenzen, weil die Korrelationen zwischen 
Nominallohnsteigerung und Arbeitslosigkeit (ursprüngliche Philipps-Kurve) 
bzw. zwischen Inflation und Arbeitslosigkeit (modifizierte Philipps-Kurve), 
die unbestreitbar sind, solange es Nominallohnsteigerungen und Arbeitslo- 
sigkeit gibt, in der Regel als Kausalzusammenhänge aufgefaßt werden, die 
sie jedoch nicht sind.’ In der Regel werden die lohnpolitischen Forderungen 
der Gewerkschaften aus mehreren Faktoren gebildet. Grundlage ist die Ori- 
entierung am Ausgleich der Preissteigerungsrate, wobei hier nicht der De- 
flator des Bruttoinlandsprodukts, sondern die Entwicklung der Verbraucher- 
preise zum Maßstab gemacht und überwiegend nicht vom Netto-, sondern 
vom Bruttolohn ausgegangen wird. Zusätzlich wird eine Beteiligung am 
Wirtschaftswachstum oder die Zuwachsrate der Arbeitsproduktivität und 
(gelegentlich) eine Umverteilungskomponente gefordert bzw. ein Nachhol- 
bedarf aus der unzureichenden Steigerung der vorhergegangenen Tarifrunde 
geltend gemacht. Die Darstellung der Entwicklung der Bruttoarbeitsein- 
kommen seit 1970 zeigt, daß der von der neoklassischen Theorie definierte 
Lohnerhöhungsspielraum in einer Reihe von Jahren überschritten wurde und 
zwar überwiegend in Jahren mit steigender Beschäftigung, nur 1974 (einmal 
in 11 Jahren) fielen sinkende Beschäftigung und Überschreiten des Vertei- 
lungsspielraums zusammen. Von der Neoklassik wird ein zeitlich so enger 
Zusammenhang nicht behauptet, sondern ein Zusammenhang von bis zu drei 
Jahren angenommen (Siebert 1994, 99). Damit wird dann aber lediglich der 
konjunkturelle Verlauf auf dem Arbeitsmarkt nachgezeichnet. Vor der Re- 
zession können wegen der gestiegenen Nachfrage nach Arbeitskräften höhe- 
re Nominallohnsteigerungen durchgesetzt werden, in der Rezession 
schwächt sich die Verhandlungsmacht der Gewerkschaften durch die Zu- 
nahme der Arbeitslosigkeit. Die durch die Konjunkturentwicklung geprägte 
Zu- oder Abnahme der Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt bestimmen die 


4 Mit Sicherheit gibt es auch eine Korrelation zwischen dem Absatz von Seidenkrawatten 
und den Indices der wichtigsten Börsenkurse. Solche Korrelationen bestehen zwischen 
allen denkbaren jährlich erhobenen ökonomischen Indices. Die mathematisch korrekte 
Feststellung quantitativer Korrelationen völlig disparater Größen erlaubt aber keine in- 
haltliche Aussage darüber, warum diese Korrelationen existieren. 
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Nominallohnbewegungen im wesentlichen. Dabei haben die Gewerkschaften 
in den 80ger Jahren und in der ersten Hälfte der 90er den Verteilungsspiel- 
raum der produktivitätsorientierten Lohnpolitik bei weitem nicht ausge- 
schöpft. Sie haben das, was aktuell von ihnen gefordert wird - längerfristige 
Lohnabschlüsse unter dem Produktivitätsanstieg - bereits mehrfach einge- 
löst. Insofern wird die skeptische Beurteilung von Glastetter u. a., daß in den 
80er Jahren Spielräume für mehr Wachstum und Beschäftigung verschenkt 
wurden, weil die Lohnkostenentlastung zur Nichtweitergabe von Produkti- 
vitätszuwächsen in die Löhne und damit zum Ausfall von Kaufkraft für eine 
hinreichende Konsumnachfrage führte (Glastetter, Högemann, Marquardt 
1991, 114ff) im nachhinein plausibel. 


Löhne, Preise und Beschäftigung 1970 - 95 
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Die verteilungs- oder beschäftigungsneutrale Lohnformel, wie sie von Mein- 
hold 1965 aufgestellt und von Siebert 1994 aktualisiert wurde, ist allerdings 
eine interessengeleitete Konstruktion. Schöpft die Nominallohnerhöhung den 
so definierten Spielraum nicht aus, so verschieben sich die Verteilungsver- 
hältnisse zugunsten der Kapitalseite. Ob sich daraus zusätzliche beschäfti- 
gungswirksame Investitionen ergeben, hängt von Faktoren ab, auf die die 
Tarifparteien keinen Einfluß haben. Wird der Spielraum überschritten, kann 
dies über die Verschiebung der Verteilungsverhältnisse zugunsten der ab- 
hängig Beschäftigten zu einer Steigerung des Konsums und darüber zu ei- 
nem Anstieg der Investitionen führen. Auch die Steigerung der Produktivität 
ist nicht etwas Vorausgesetztes, das verteilt werden könnte, sondern das Re- 
sultat der Jahreswertschöpfung (BIP) pro Erwerbstätigen. Erst im nachhinein 
wird deutlich, ob die Verteilungsposition der Unternehmen ausgebaut oder 
geschwächt wurde. Es zeigt sich im Verlauf, daß den Gewerkschaften - aus- 
genommen 1970-72 - gesamtwirtschaftliche Verteilungserfolge regelmäßig 
am Ende des Konjunkturzyklus gelingen, wenn sie die gestiegene Nachfrage 
nach Arbeitskräften nutzen, um höhere Nominallöhne durchzusetzen, wäh- 
rend sie die verteilungspolitischen Niederlagen in der Regel in den ersten 
beiden Jahren der Rezession hinnehmen müssen. In den 80er ist fast durch- 
gängig eine negative verteilungspolitische Entwicklung zu verzeichnen, ein 
Teil des Lohnerhöhungsspielraums wird für die Arbeitszeitverkürzung geop- 
fert. Diese bringt gesamtwirtschaftlich positive Beschäftigungseffekte und ist 
angesichts des Gesamtverlaufs plausibler als die Behauptung von der positi- 
ven Beschäftigungswirkung niedriger Lohnzuwächse. Ebenfalls sind die Be- 
schäftigungsgewinne 1990/91 plausibler durch die »vulgärkeynesianische« 
Politik zunehmender Staatsverschuldung im Rahmen des Vereinigungs- 
booms zu erklären als durch niedrige Lohnsteigerungen. 

Die Konstruktion eines kausalen Zusammenhangs von Lohnhöhe und Be- 
schäftigungsgrad hält empirisch-orientierter und theoretischer Kritik nicht 
Stand (vgl. zuletzt Heise 1996) und muß daher als Versuch einer wissen- 
schaftlich verbrämten Morallehre für ökonomisch korrektes Handeln kriti- 
siert werden. Durch die Konfusion von mikroökonomischer Sichtweise mit 
makroökonomischen Zusammenhängen oder genauer: die Versimpelung 
komplizierter makroökonomischer Zusammenhänge auf einfache mikro- 
ökonomische Sichtweisen wirkt die Strategie durch niedrige Löhne zu 
mehr Beschäftigung zu kommen, plausibel. Was in den innergewerkschaft- 
lichen Debatten über das »Bündnis für Arbeit« zur »Hegemonie über die 
Stammtische« verklärt wurde, war in Wirklichkeit die Reduktion gewerk- 
schaftlicher Argumentation auf das Niveau des ökonomisch fachsimpeln- 
den Stammtisches.” Endlich wurde den Gewerkschaften die Anerkennung 


5 Dessen Teilnehmer in erster Linie aus Wirtschaftsjournalisten und Politikern bestehen. 
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der veröffentlichten Meinung zu Teil, die sie lange Jahre vermißt hatten, in 
der sie als Dinosaurier in sich rasch modemisierenden Industriegesell- 
schaften abqualifiziert wurden. 

Mit der überraschenden Übernahme der neoklassischen Lohn- und Be- 
schäftigungstheorie war den Gewerkschaften in der Tat ein publizistischer 
Coup gelunden. Sie hatten ansatzweise aufzeigen können, daß großen Tei- 
len der Unternehmensverbände die Ankündigung einer moderaten Tarifpo- 
litik zur Sicherung der Flächentarifverträge nicht ausreichen würde und 
diese auf erheblich schmerzlicheren Anpassungsvorleistungen bestehen 
bleiben. In der politischen Öffentlichkeit wurde diese rigide Haltung ge- 
genüber anpassungswilligen Gewerkschaften als nicht »fair« empfunden. 
Das politische System der Bundesrepublik ist noch so stark vom Geist der 
korporativen und kooperativen Beziehungen zwischen Kapital und Arbeit 
geprägt, daß die unvermittelte Aufkündigung des Kompromisses gegenüber 
einem bis zur politischen Selbstverleugnung bereiten Partner nicht ohne 
Einwände und Protest akzeptiert wird. Diese publizistische Unterstützung 
hat die Gewerkschaften bis zum Februar 1996 in ihrer Politik der Anpas- 
sung bestärkt. Erst mit der Umsetzung des 50-Punkte-Aktionsprogramms 
der Bundesregierung in konkrete Gesetzesinitiativen und der Verhand- 
lungsblockade in den Tarifverhandlungen des Frühjahrs 1996, zunächst im 
öffentlichen Dienst, wurde den Gewerkschaftsführungen klar, daß ihre Ko- 
operationsbereitschaft offen mißbraucht wurde. Dann erst begann der Um- 
stieg’ auf Großdemonstrationen und Protest. 


2. Die Auseinandersetzung um die Öffnung der Flächentarifverträge 


In der Debatte über betriebliche Öffnungsklauseln für die Flächentarifver- 
träge vermischen sich unterschiedliche Konzepte. Zum einen gibt es in al- 
len Unternehmen mit Formen der Leistungsentlohnung ein Mitbestim- 
mungsrecht in Fragen der betrieblichen Lohngestaltung. Zum zweiten wur- 
de auch die Frage der konkreten Lage und der Verteilung der wöchentli- 
chen Arbeitszeit auf die Arbeitstage betrieblich geregelt, da in den Tarif- 
verträgen diese Fragen in der Regel nicht abschließend normiert waren und 
insofern Gestaltungsraum für betriebliche Entscheidungen unter Beteili- 
gung der Betriebsräte bestand. Zusätzlich gab und gibt es in vielen Tarif- 
verträgen weitere betriebliche Öffnungsklauseln. In den Bundestarifverträ- 
gen des Öffentlichen Dienstes kennen wir Öffnungsklauseln für regionale 
(bezirkliche und örtliche) und betriebliche Regeln. Das Gerede vom starren 
Korsett der Flächentarifverträge hat in den Tarifverträgen selbst keine 
sachliche Grundlage. 

Unter der Leitidee einer über die Beteiligungsrechte des Betriebsrats hin- 
ausgehenden Beteiligung der Beschäftigten wurde in der Debatte über den 
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mit dem Schlagwort Postfordismus umrissenen Umbruch in der industriel- 
len Arbeitsorganisation versucht, zusätzlich zu den tariflichen Schutzbe- 
stimmungen betriebliche Vereinbarungen über die Gestaltung der Arbeits- 
bedingungen zu ermöglichen. Dabei wurde die betriebliche Beteiligung als 
Instrument der Anpassung von in der fordistischen Ära entstandenen Tarif- 
verträgen an veränderte Bedingungen der Arbeitsorganisation verstanden 
(Riester 1994). In dieser Debatte ging es auch um die politische Bewertung 
dieses Umbruchsprozesses. Setzten die neuen Arbeitsformen und Arbeits- 
inhalte die Frage der Demokratie im Betrieb auf die Tagesordnung (Müller- 
Jentsch 1994) oder handelte es sich um subtilere Strategien der Rationali- 
sierung und der Subsumtion der Arbeit unter kapitalistischer Herrschaft? 
Wie in der Zunft der Arbeits- und Industriesoziologie gab es auch in den 
Gewerkschaften unterschiedliche Bewertungen, denen dann personalisie- 
rend die Etiketten Modernisierer (für die Gestaltungsoptimisten) und Tra- 
ditionalisten (für die Skeptiker) angehängt wurden. 

Spätestens mit dem Ende des 5. Nachkriegs-Konjunkturzyklus 1993/94 
wurde diese Öffnungsdebatte durch die Einführung von Öffnungsklauseln 
überlagert, die durch weitergehende Arbeitszeitflexibilisierung und durch 
direkte Lohnsenkungen bzw. Arbeitszeitverkürzung ohne (vollen) Lohn- 
ausgleich auf eine betriebliche Arbeitskostensenkung zielten. Ungefähr 
zeitgleich verstärkte sich der Druck auf die Flächentarifverträge durch Ver- 
bandsflucht und gezielte Ausgründungen in Tarifbereiche mit niedrigerem 
Arbeitskostenniveau. Betriebliche Öffnungsklauseln oder Anwendungs- 
vereinbarungen wurden einmal zugestanden, um die Wettbewerbsposition 
einzelner Unternehmen zu verbessern, zum anderen um Verbandsflucht 
oder Ausgründungen zu verhindern bzw. weder rückgängig zu machen. 
Damit wurde die Tarifpolitik der betroffenen Gewerkschaften direkt an die 
betriebliche Situation angebunden und in eine Strategie der betrieblichen 
Arbeitskostensenkung eingebunden. Zusammen mit der Idee des Bündnis- 
ses für Arbeit war dies ein doppelter Sieg der mikroökonomischen Sicht- 
weise: Sie hatte sich gegenüber den Gewerkschaften sowohl ideologisch als 
auch praktisch durchgesetzt. 

Für dieses Entgegenkommen in der Frage der Arbeitskosten gab es in der 
Regel Kompensationen: befristeten Kündigungsschutz, Teillohnausgleiche 
für niedrige Lohngruppen. Problematisch an dieser Öffnung der Flächenta- 
rifverträge ist jedoch einmal die Beschleunigung der Absenkung des Lohn- 
niveaus, weil mit der Öffnung für betriebliche Anwendungen ein weiterge- 
hender Anpassungsdruck auf konkurrierende Unternehmen entsteht. Es 
wird somit eine Spirale nach unten in Gang gesetzt. Zum zweiten wird 
durch die Variante der Arbeitszeitverkürzung ohne Lohnausgleich schritt- 
weise der bestehende Niedriglohnsektor ausgeweitet, da diese Arbeitszeit- 
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verkürzung gezielt bei von Entlassungen bedrohten Beschäftigten durchge- 
setzt werden kann. Dies sind aber in größerem Umfang die geringer quali- 
fizierten und deshalb niedriger entlohnten Arbeitskräfte. So gesehen ist die- 
se Öffnung der Flächentarifverträge auch ein Instrument, um eine stärkere 
Lohnspreizung nach unten durchzusetzen. Dadurch würde die im interna- 
tionalen Vergleich relative flache Lohnstruktur nach unten erweitert. Die in 
diesem Zusammenhang vertretene Behauptung, gerade die niedrigsten 
Löhne seien zu hoch und darum verantwortlich für die Arbeitslosigkeit 
(z.B. Streeck 1996) verwechselt Lohnhöhe mit Austauschbarkeit: Es wer- 
den die Arbeitskräfte entlassen, deren Tätigkeiten automatisiert werden 
können oder die durch noch billigere Arbeitskräfte ersetzt werden können. 
Es handelt sich um relativ gering qualifizierte Tätigkeiten, die in den Rah- 
mentarifverträgen entsprechend niedrig bewertet werden. Geringe Qualifi- 
kation beinhaltet zugleich eine hohe Ersetzbarkeit und relativ niedrige Löh- 
ne. Eine weitere Spreizung der Löhne nach unten stärkt lediglich vorüber- 
gehend die Konkurrenzposition der Niedriglohngruppen gegenüber der 
Substitution durch Kapital und der Bedrohung durch die untertarifliche 
Konkurrenz. Die Spirale nach unten bleibt bestehen. 


3. Die Hoffnungen der angebotsorientierten Lohnsenkungsstrategie 


Hinter solchen und ähnlichen Vorstellungen - wie z. B. dem Vorschlag der 
Subventionierung niedriger Löhne durch eine negative Einkommensteuer - 
steht die der Grenznutzentheorie immanente Grenzproduktivitätstheorie des 
Lohnes. Lohnkosten, die diese Grenzproduktivität niedrig qualifizierter Ar- 
beitskräfte überschreiten, werden in dieser Sichtweise von den Arbeits- 
kräften nachfragenden Unternehmen nicht mehr akzeptiert. Sollen solche 
Arbeitskräfte weiter nachgefragt werden, müssen die Löhne weiter abge- 
senkt und dann, um einen Lohnkostensenkungswettlauf zu vermeiden, sub- 
ventioniert werden (Scharpf 1994). Die mikroökonomische Sichtweise von 
der Grenzproduktivität des Lohns verbindet Neoklassik und Standard- 
keynesianismus (einschließlich Keynes). Es kann daher auch, wenn ma- 
kroökonomisch »keynesianisch«, also mit dem ernsthaften Ziel der Be- 
schäftigungsausweitung argumentiert wird, mikroökonomisch für Lohn- 
senkung plädiert werden. Die Neoklassik will die Lohnsenkung, weil sie in 
ihrer Gleichsetzung von Güter- und Arbeitsmärkten einen »markträumen- 
den« Lohn durchsetzen will, während ein »angebotspolitischer Keynesia- 
nismus« (Altvater 1983) auf eine Kombination von öffentlicher Beschäfti- 
gungsförderung durch einen staatlich alimentierten Niedriglohnsektor und 
gleichzeitige Marktimpulse durch abgesenkte Löhne setzt. Wird dazu noch 
mit der negativen Einkommenssteuer eine staatlich finanzierte Grundsiche- 
rung angeboten, entwickeln diese Konzepte trotz ihrer theoretischen Nähe 
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zur neoklassischen Doktrin politische Attraktivität. Mit der finanziellen 
Entlastung der Sozialversicherung durch eine staatliche - also aus Steuer- 
mitteln finanzierte - Grundsicherung, können die Bruttoarbeitskosten (die 
»Lohnnebenkosten«) vermindert und es kann die Beitragsbelastung sowohl 
der Unternehmen als auch der abhängig Beschäftigten gesenkt werden.“ 
Davon versprechen sich die Gewerkschaften des exportorientierten Indu- 
striesektors eine zusätzliche Stärkung der internationalen Wettbewerbsposi- 
tion ihrer Industrien und damit eine Sicherung ihrer Beschäftigungsper- 
spektive. Relativ steigende Nettolöhne würden den insbesondere von der 
Bundesbank ausgeübten geldpolitischen Druck auf die Nominallohnent- 
wicklung abschwächen und trotz geringer Nominallohnerhöhungen minde- 
stens eine Reallohnsicherung ermöglichen. Diese Hoffnungen sind aber aus 
mindestens zwei Gründen trügerisch: 

1. Angesichts des unterdurchschnittlichen Anstiegs der westdeutschen 
Lohnstückkosten beinhaltet im internationalen Vergleich eine zusätzliche 
Stärkung (Ifo-Institut 1996, DIW 1995) der Wettbewerbsposition das Risi- 
ko einer weiteren DM-Aufwertung und bei politisch erzwungenen festen 
Wechselkursen kommt es zu einer Verstärkung der »beggar my neighbour« 
Politik gegenüber den wichtigsten Handelsländern. 

2. Unter den gegebenen fiskalischen Bedingungen ist der Ausbau einer 
staatlichen Grundsicherung nur bei einer Verminderung der Leistungen der 
Sozialversicherung vorstellbar. Auch ein schrittweiser Umbau des Sozial- 
staats von der lohnbezogenen Umlagenfinanzierung wie sie das Sozialver- 
sicherungssystem kennzeichnet, auf eine steuerfinanzierte Umverteilung 
wird erhebliche Friktionen einschließen, da die Aufkommensleistung der 
direkten Steuern erheblich geringer als die des Sozialversicherungssystems 
sein wird und eine kräftige Anhebung indirekter Steuern nicht nur vertei- 
lungspolitisch unsozial wirkt, sondern auch die Inflation fördern würde, 
was die Bundesbank zur Verschärfung ihrer restriktiven, ausschließlich auf 
Geldwertstabilität fixierten Geldpolitik motivieren dürfte. 

Mit der Revision der frühen grundsätzlichen Position des »Lohnverzicht 
schafft keine Arbeitsplätze« konnte sich die angebotspolitische Orientie- 
rung in der Tarifpolitik in den Gewerkschaften weitgehend durchsetzen. 


6 Darauf zielt die Debatte um die Steuerfinanzierung sog. versicherungsfremder Leistun- 
gen der Sozialversicherung. Angesichts eines im internationalen Vergleich unterdurch- 
schnittlichen Anstiegs der westdeutschen Lohnstückkosten, in denen die gesamten Brut- 
toarbeitskosten enthalten sind (siehe DIW 1995, Ifo-Institut 1996), ist es ökonomisch ab- 
surd, einen Teil dieser Lohnstückkosten, als sog. Lohnnebenkosten für zu hoch zu erklä- 
ren, wie dies jüngst wieder der DGB-Vorsitzende Schulte getan hat. Ebenso absurd ist es, 
sich von einer Senkung der Sozialbeiträge, eine Steigerung der konsumtiven Nachfrage 
zu versprechen, da im deutschen System der Umlage- - und eben nicht Kapitalstockfi- 
nanzierung - die Sozialbeiträge direkt in die konsumtive Nachfrage und zwar als Renten, 
Arbeitslosenunterstützung, Krankengeld eingehen. 
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Schon zu Beginn der 80er hatte eine damals noch offen kapitalismuskri- 
tisch sich artikulierende Sozialwissenschaft dies als Anpassungsleistung der 
deutschen Gewerkschaften an eine verschärfte Weltmarktkonkurrenz kriti- 
siert (Esser 1992, 224). Die These von der neokorporatistischen Block- 
bildung zur Modernisierung der (westdeutschen) Volkswirtschaft greift 
heute, da sich große Teile des Unternehmerlagers der Blockbildung ver- 
weigern, offenkundig zu kurz. Aber schon damals hatte sie den beteiligten 
Gewerkschaften strategisches Verhalten zur Sicherung des Wirtschafts- 
standorts unterstellt, das vielleicht für Minderheiten in den Gewerkschafts- 
apparten angemessen war, aber die Tarifpolitik der Gewerkschaften nicht 
hinreichend erklären konnte. Anfang 1988 hatte die inhaltlich auch »neo- 
klassisch« argumentierende Initiative Lafontaines in Richtung Arbeitszeit- 
verkürzung ohne Lohnausgleich die harsche Kritik gerade der Gewerk- 
schaftsintellektuellen ausgelöst, die heute die Bündnis-Offerte argumentativ 
vor- und nachbereitet haben. 

Die Bündnis-Initiative zielt auch arbeitspolitisch nicht mehr auf die Siche- 
rung und gegebenenfalls den weiteren Ausbau der Exportposition der deut- 
schen Unternehmen. In ihr geht es im Kern darum, bei veränderten poli- 
tisch-ökonomischen Rahmenbedingungen, die sowohl die Organisation der 
Lohnarbeit, als auch die makroökonomische Ebene betreffen, ein »bewähr- 
tes« Modell der Arbeitsbeziehungen auf betrieblicher wie überbetrieblicher 
Ebene fortzusetzen, m. a. W. die deutschen Gewerkschaften in ihrer bishe- 
rigen Funktion als Partner in einem Konsensmodell zu erhalten bzw. die 
politischen Rahmenbedingungen für die Fortsetzung der Konsenspolitik 
neu auszutarieren. Dies erfordert die Öffnung und Flexibilisierung tarifli- 
cher Regeln und die Preisgabe der traditionellen tarif- und sozialpolitischen 
Grundsätze. Dieser ideologische Kurswechsel in einem politischen Anpas- 
sungsprozeß hat ganz praktische Vorteile: mit ihm können die pragmatische 
Tarifarbeit, also das »Abspecken« der eigenen Tarifverträge, ebenso wie 
die politisch erzwungene Preisgabe der früheren Handlungsspielräume in 
der Sozialversicherung legitimiert werden. Die grundsätzliche Entschei- 
dung für die Fortsetzung der Konsensstrategie auch um den Preis weiterer 
verteilungspolitischer Niederlagen war schon in den Diskussionen zum 
neuen Grundsatzprogramm des DGB deutlich geworden, als in den ersten 
programmatischen Positionspapieren - sog. Leitbildern - die Vision einer 
auf Kommunikation, Dialog und letztlich Konsens angelegten »Zivilgesell- 
schaft« skizziert wurde. Trotz der mit Sicherheit eintretenden Zunahme der 
(saisonbereinigten) Arbeitslosigkeit, trotz der nachweisbaren Erfolglosig- 
keit einer Tarifpolitik der Lohnzurückhaltung - die bereits in den 80er Jah- 
ren vorgeführt wurde - werden die Gewerkschaften in der absehbaren Zeit 
diese Politik fortsetzen. Der vorhandenen Chance, in der Auseinanderset- 
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zung um die Entgeltfortzahlung durch einen Arbeitskampf zugleich einen 
tarifpolitischen und einen gesellschaftspolitischen Erfolg zu erzielen, wurde 
mit großer Energie in mehreren Anläufen ausgewichen. 

Auf eine Phase erheblich härterer betrieblicher und gesellschaftlicher Kon- 
flikte fühlen sich die Gewerkschaftsführungen und die große Mehrheit der 
aktiven Mitglieder mental und organisatorisch nicht ausreichend vorberei- 
tet. Das hängt auch damit zusammen, daß die Wahrnehmung der Entwick- 
lungschancen des deutschen Kapitalismus und der darin angelegten Hand- 
lungsmöglichkeiten der Gewerkschaften zwischen 1988 und 1992 überwie- 
gend optimistisch gewesen ist. Sowohl der postfordistische Umbruch in der 
Arbeitsorganisation als auch der rasche Niedergang der staatssozialisti- 
schen Gesellschaftssysteme wurden als Belege einer »zivilgesellschaft- 
lichen« Entwicklungsdynamik zumindest des deutschen Kapitalismus in- 
terpretiert und die Beteiligungschancen der abhängig Beschäftigten i in die- 
sem Veränderungsprozessen wurden erheblich überschätzt’. Mit der Rezes- 
sion 1993/94 wurden diese Hoffnungen faktisch desillusioniert. Die Bünd- 
nis-Offerte erfolgte daher aus der Position einer tiefgehenden Verunsiche- 
rung. Die Bündelung der gegenwärtigen Umbruchsprozesse - post- bzw. 
neotayloristischer Formen der Arbeitsorganisation, eine mittelfristige Sta- 
gnation der Realkapitalakkumulation bei gleichzeitiger Dominanz der Fi- 
nanzmärkte und eine restriktive, beschäftigungsfeindliche Geld- und Fis- 
kalpolitik von Zentralbank und Staat, verstärkt durch den aktuellen Angriff 
auf Essentials des Arbeits- und Tarifrechts - erklärt, warum sich die Ge- 
werkschaften nach der vorläufigen Abwehr dieser Angriffe nicht auf ein 
Überdenken ihrer gescheiterten Strategie, sondern für die Fortsetzung ent- 
scheiden. In der Konsequenz beinhaltet dies die Preisgabe des traditionellen 
Anspruchs der Gewerkschaften, einen politischen Zusammenhang zwi- 
schen Beschäftigten und Arbeitslosen herzustellen und gesamtwirtschaft- 
lich für eine Vollbeschäftigungsstrategie einzutreten. Nationale Lohnzu- 
rückhaltung verbessert lediglich die internationale Wettbewerbsposition 
und verschärft darüber den deflationären Wettlauf zwischen den Industrie- 
ländern der Triade einerseits und den europäischen Ländern andererseits. In 
der Einbindung in diese Globalisierungsfalle zeigt sich der Konservatismus 
deutscher Gewerkschaften. Sie sind gegenwärtig nicht in der Lage, auf die 
Strukturveränderungen innerhalb des modernen Kapitalismus mit einer Än- 


7 Beteiligung ist ein zentrales Schlüsselwort der modernen Gewerkschaftssoziologie - da- 
mit verbunden ist die Hoffnung der Umbruch in der Arbeitsorganisation würde auch das 
überlieferte Herrschaftsverhältnis von Kapital und Arbeit in Betrieb und Gesellschaft in 
Richtung einer stärkeren Partizipation der abhängig Beschäftigten modifizieren. Die da- 
von berührte tradierte Form der betrieblichen und gewerkschaftlichen Interessenvertre- 
tung wird zugunsten einer stärker individuell orientierten Beteiligung kritisch in Frage 
gestellt und die Schutzfunktion kollektiver Interessenvertretung relativiert. 
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derung ihres strategischen Verhaltens zu reagieren, sondern versuchen, mit 
ihrer traditionellen Vorstellung einer »intermediären« Interessenvertretung 
(Müller-Jentsch 1982) auch in den 90er Jahren über die Runden zu kom- 
men. Das bereits absehbare Scheitern dieses Versuchs wird die internen 
Gegensätze in den Gewerkschaften und zwischen einzelnen Gewerkschaf- 
ten offen auftreten lassen. 
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Michael Mann 


Hat die Globalisierung den Siegeszug 
des Nationalstaats beendet? 


Einleitung 


Die Humanwissenschaften stecken offensichtlich voller Leute, die begei- 
stert verkünden, eine neue Form der menschlichen Gesellschaft sei im Ent- 
stehen begriffen. Die enthusiastischsten Vertreter dieser Spezies vergleichen 
unsere Gegenwart mit dem 18. Jahrhundert, als Industrielle Revolution, 
»Modernismus« und »Aufklärung« angeblich die Gesellschaft revolutio- 
nierten. Heute, so ist zu hören, erleben wir die ersten schmerzhaften Ansät- 
ze eines vergleichbaren Wandels hin zur »postindustriellen« oder »post- 
modernen« Gesellschaft. Andere Terminologien lassen an weniger revolu- 
tionären Wandel denken. Begriffe wie »Spätkapitalismus«, »Spätmoderne« 
oder »radikale Moderne« sollen unterschiedliche Grade kontiniuierlichen 
und weniger abrupten Wandels bezeichnen. Auch neue »Global«-Begriffe 
werden in die Debatte geworfen: »Globaler Kapitalismus« mag nur die star- 
ke Ausweitung einer alten Wirtschaftsform bezeichnen, während »Weltge- 
sellschaft« zumeist ein radikal neues Phänomen in der Geschichte der 
menschlichen Gesellschaft suggeriert. 

Zu den Enthusiasten zählen ganz unterschiedliche Gruppen von Philoso- 
phen, Historikern, Soziologen, Ökonomen, Geographen und Ökologen. Sie 
stimmen in sehr wenigem überein - vor allem nicht in der Frage, ob sie die 
Veränderungen gutheißen sollten. Doch in einem Punkt sind sie sich einig: 
die neuen Entwicklungen schwächen den Nationalstaat. Von Theoretikern 
der Postmoderne wie Baudrillard, Lyotard und Jameson über Geographen 
wie Harvey und Taylor, Soziologen wie Giddens, Lash und Urry bis hin zu 
den Ökonomen, die im Economist ihr Sprachrohr haben - von allen Seiten 
wird verkündet, der Nationalstaat werde »untergraben«, »unterlaufen«, »um- 
gangen« oder »marginalisiert« (neuere Beispiele sind Taylor 1996, Lash/ 
Urry 1994, Featherstone 1990, Harvey 1990, The Economist 1995). Nur in 
einer Hinsicht wird diese These manchmal eingeschränkt. Weil das »Ethni- 
sche« in den Szenarien der »postmodernen Zersplitterung« eine mächtige 
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Rolle spielt, wird oft ein Wiederaufleben des Nationalismus verkündet. 
Doch für den alten Nationalstaat finden sich zumeist nur noch Nachrufe. 
Viele der Enthusiasten sind Westeuropäer - was nicht überrascht, da gerade 
diese Region des Globus die meiste politische Unterstützung für ihre Grab- 
reden auf den Staat liefert. Viele von ihnen (Marxisten wie Neoklassiker) 
sind Matertalisten, die auf die sich anbahnenden großen Veränderungen im 
Kapitalismus verweisen und glauben, diese würden unweigerlich auch den 
Rest der Gesellschaftsstruktur umkrempeln. Die meisten Argumente beruhen 
im Kern auf den technischen und informationellen Neuerungen der Gegen- 
wart. Transport- und Informationssysteme, die schnellen (oft sofortigen) Zu- 
gang zur Welt bieten, stellen die Infrastrukuren einer Weltgesellschaft dar. 
Ich bestreite nicht, daß diese potentielle Infrastruktur einer Weltgesellschaft 
schon existiert: die Logistik der Kommunikation und von daher der Macht 
befindet sich tatsächlich in einem revolutionären Wandel. Personen, Waren 
und besonders Informationen zirkulieren rund um den Globus, und von da- 
her ist die von den Enthusiasten propagierte Vision einer Weligesellschaft 
technisch durchaus möglich. Doch ist sie auch schon Wirklichkeit? Um dies 
zu belegen, stellen diverse Gruppen von Enthusiasten vier Kernthesen auf: 
(1) Der Kapitalismus, inzwischen global, transnational, postindustriell, »in- 
formationell«, konsumistisch, neoliberal und »restrukturiert«, untergräbt 
den Nationalstaat - die makroökonomische Planung, den kollektivistischen 
Sozialstaat, die Vorstellungen der Bürger von einer kollektiven Identität, 
überhaupt die Einhegung des sozialen Lebens durch den Staat. 

(2) Andere Aspekte der »Globalisierung«, besonders die aus der Umwelt- 
verschmutzung und dem Bevölkerungswachstum entstehenden Gefährdun- 
gen, die womöglich zu einer neuen »Risikogesellschaft« führen, sind zu 
allgemein und zu schwerwiegend geworden, als daß der Nationalstaat allei- 
ne mit ihnen fertig werden könnte. 

(3) Die »Identitätspolitik« und die »neuen sozialen Bewegungen«, die neue 
Technologien einsetzen, verschärfen das Profil diverser lokaler und trans- 
nationaler Identitäten auf Kosten nationaler Identitäten wie auch jener 
breiten Klassenidentitäten, mit denen es der Nationalstaat traditionell zu tun 
hatte. Aus diesem und dem zuvor genannten Grund erleben wir die ersten 
Regungen einer neuen, transnationalen »Zivilgesellschaft«, sozialer Bewe- 
gungen für Frieden, Menschenrechte und ökologische und soziale Refor- 
men in wirklich globaler Dimension. 

(4) Durch das Ende der nuklearen Konfrontation der Weltmächte wird die 
staatliche Souveränität und die »harte Geopolitik« untergraben. Zwar ver- 
lief die Expansion des modernen Nationalstaats größtenteils über Kriege, 
für die die ganze Bevölkerung mobilisiert wurde, doch gerade dies ist heute 
irrational. Martin Shaws Konzept der Entwicklung eines »Weltstaates« ist 
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die vielleicht ausgewogenste Version dieser These (Shaw 1996). Allerdings 
handelt es sich um eine dezidierte Minderheitsposition auf dem akademi- 
schen Feld der Internationalen Beziehungen, wo man zumeist noch dem 
Studium des souveränen Staats verhaftet ist. 

Der empirische Teil des vorliegenden Artikels wird sich mit diesen vier 
Thesen zur Schwächung des Nationalstaats auseinandersetzen. Da ihre 
Vertreter die politischen Machtverhältnisse herunterspielen, werden im fol- 
genden auch zwei politiktheoretische Gegenthesen erörtert. 

(A) Staatliche Institutionen, seien sie nun innen- oder geopolitisch ausge- 
richtet, besitzen immer noch kausale Wirksamkeit, da sie (wie auch öko- 
nomische, ideologische und militärische Institutionen) die notwendigen 
Bedingungen für die gesellschaftliche Existenz bereitstellen’: die Regulie- 
rung von Aspekten des gesellschaftlichen Lebens, die eindeutig »territorial 
eingegrenzt« sind (Mann 1986, Kap. 1). Von daher können sie nicht die 
bloße Folge anderer Quellen gesellschaftlicher Macht sein. 

(B) Da die Staaten recht heterogen sind, werden, falls (A) wahr ist, die vor- 
handenen Unterschiede auch verschiedene Folgen in anderen gesellschaftli- 
chen Sphären zeitigen. Selbst in Europa unterscheiden sich die Staaten 
nach Größe, Macht, Geographie und Zentralisationsgrad. Rund um den 
Globus finden sich noch dramatischere Unterschiede: Grad der Demokrati- 
sierung, Entwicklungsniveau, infrastrukturelle und geopolitische Macht, 
nationale Verschuldung usw. In den einzelnen Ländern finden sich außer- 
dem ganz unterschiedliche regionale Verhältnisse. Kann der gegenwärtige 
Kapitalismus, selbst wenn er durch Umweltgefahren, die »kulturelle Post- 
moderne« und die Entmilitarisierung verstärkt wird, all diese Unterschiede 
neutralisieren und auf alle Länder dieselben Wirkungen ausüben? Oder 
werden die Unterschiede zu Unterschieden in diesen Wirkkräften führen 
und damit die Globalisierung begrenzen? 

Nur die atemlosesten Enthusiasten würden diesen Gegenthesen jegliche 
Triftigkeit absprechen - oder dem Überleben des Nationalstaats als Verfü- 
gungsgewalt über gewisse ökonomische, ideologische, militärische und po- 
litische Ressourcen. Es geht darum, Grade relativer Kausalität auszuma- 
chen: In welchem Maße wird der Nationalstaat umgestaltet, in welchem 
Maße verliert er seine Rolle - oder wächst sie etwa immer noch? 

Um diese Fragen zu beantworten müssen wir auch einige begriffliche Un- 
terscheidungen treffen. Grob können wir fünf sozio-räumliche Netze ge- 
sellschaftlicher Interaktion in der heutigen Welt unterscheiden. 


1 Natürlich gab es auch staatenlose Gesellschaften (die das menschliche Leben über lange 
Zeiten hinweg prägten), und es gibt sie auch heute noch. Doch für fortgeschrittenes ge- 
sellschaftliches Leben sind offenbar Staaten nötig - auch wenn die Anarchisten hier nicht 
zustimmen werden. 
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(1) Lokale Netzwerke - für unsere Zwecke sind dies einfach subnationale 
Interaktionsnetzwerke. 

(2) Nationale Netzwerke, die durch den Nationalstaat strukturiert oder 
(neutraler formuliert) eingegrenzt werden. 

(3) Internationale Netzwerke, d.h. Beziehungen zwischen national konsti- 
tuierten Netzwerken. Auf den ersten Blick gehört dazu die »nationale Geo- 
politik« der zwischenstaatlichen Beziehungen, die sich um Krieg, Frieden 
und Bündnisse dreht. Doch auch die »weiche Geopolitik« zwischen den 
Staaten gehört dazu: Verhandlungen über weniger konfliktträchtige und 
eher partikulare Angelegenheiten wie die Flugverkehrsstrecken, Steuerab- 
kommen, Luftverschmutzung usw. Desgleichen gehören dazu Beziehungen 
zwischen Netzwerken, die eher national als staatlich konstituiert sind: die 
»nationalen Champions« etwa, die sich zunehmend auf größeren Spielfel- 
dern betätigen - seien es nun Fußballteams oder Großunternehmen. 

(4) Transnationale Netzwerke überschneiden nationale Grenzen, die für sie 
ohne Belang sind. Sie mögen nicht sehr ausgedehnt sein - etwa eine religiö- 
se Sekte, die sich auf dem Gebiet zweier Länder organisiert hat - oder auch 
einen ganzen Kontinent, gar die Welt umspannen. Viele Argumente aus der 
transnationalen Ecke beziehen sich auf »makroregionale« Verhältnisse, so 
etwa die Unterscheidung von »liberal/angelsächsischen«, »nordisch/sozial- 
demokratischen« und »christdemokratisch/korporatistischen« Formen des 
Sozialstaats. 

(5) Globale Netzwerke überspannen die ganze Welt - oder, vielleicht etwas 
wirklichkeitsnäher, den größten Teil des Globus. Doch sollten wir zwi- 
schen Netzwerken unterscheiden, die sich universalistisch, und solchen, die 
sich partikularistisch über den Globus erstrecken. Die feministische Bewe- 
gung mag sich in fast allen Ländern verbreiten, doch meist nur unter parti- 
kularen, kleineren Gruppen. Die katholische Kirche ist auf allen Kontinen- 
ten mehr oder weniger präsent, in Asien besitzt sie jedoch nur eine schmale 
Basis, während sie in Lateinamerika fast unausweichlich ist. Der Kapita- 
lismus, an den die Enthusiasten gerne erinnern, ist ein universelles globales 
Netzwerk, der fast überall gleichmäßig das wirtschaftliche und gesell- 
schaftliche Leben durchdringt. Globale Netzwerke können also entweder 
durch ein einziges universelles Netzwerk gebildet werden oder durch eine 
stärker segmentierte Reihe von Netzwerken, zwischen denen eher partiku- 
larıstische Beziehungen bestehen. 

Während der letzten Jahrhunderte hat das relative Gewicht der lokalen 
Netzwerke eindeutig abgenommen; zugleich haben die über größere Di- 
stanzen sich erstreckenden Netzwerke - nationale, internationale und trans- 
nationale - an Dichte gewonnen und strukturieren heute in höherem Maße 
das Leben der Menschen. Wirklich globale Netzwerke entstehen erst seit 
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relativ kurzer Zeit. Festzustellen ist noch einmal, daß globale Netzwerke 
nicht zugleich auch transnationale Netzwerke sein müssen, auch wenn viele 
Enthusiasten sie gleichsetzen. Auch haben sie nicht unbedingt ökonomi- 
schen Charakter. Globale Netzwerke können (wie Shaw ausführt) durch Ge- 
opolitik konstitutiert werden oder durch ideologische Bewegungen, die re- 
ligiös, sozialistisch, feministisch oder neoliberal inspiriert sind - deren 
Kombination womöglich eine neue transnationale Zivilgesellschaft ergibt. 
Da nationale und internationale Netzwerke durch den Nationalstaat konsti- 
tuiert oder auf fundamentale Weise eingegrenzt werden, hängt die Zukunft 
des Nationalstaat entscheidend von den Antworten auf zwei Fragen ab: 
Schwindet die gesellschaftliche Bedeutung der nationalen und internatio- 
nalen Netzwerke im Vergleich zu lokalen und transnationalen Netzwerken? 
Und welchen Beitrag leisten die nationalen/internationalen bzw. die loka- 
len/transnationalen Netzwerke zur Entwicklung globaler Netzwerke? 


Der »bescheidene Nationalstaat« des Nordens 


Die bekannteste und vorherrschende Form des Staates in der heutigen Welt 
entstand im »Westen«, genauer im »Nordwesten« Westeuropas und seiner 
weißen Kolonien: ein Staat, der formelle politische Souveränität über 
»seine« Gebiete und eine Legitimität beanspruchte, die im jeweiligen 
»Volk« oder in der »Nation« gründete. Dies meinen wir mit Nationalstaat. 
Im Laufe mehrerer Jahrhunderte wuchs die Regulationsmacht solcher Staa- 
ten. Seit dem Ende des Mittelalters beanspruchten sie mit zunehmender 
Plausibilität das Monopol juristischer Regulation und militärischer Gewalt. 
Später, im 18. und vor allem im 19. Jahrhundert, finanzierten sie die Ver- 
flechtung der Verkehrs- und Kommunikationsinfrastruktur und die ele- 
mentare Kontrolle der Armen. Im 20. Jahrhundert entwickelten sich Wohl- 
fahrtsstaaten, makroökonomische Planung und die Massenmobilisierung 
nationaler Bevölkerungen. Unterdessen legitimierten sich immer mehr 
Staaten unter Berufung auf »das Volk«, entweder »repräsentativ« (liberale 
Demokratien) oder als seine »organische Verkörperung« (autoritäre Regi- 
me), bei unterschiedlichen Ausprägungen ziviler, politischer und sozialer 
Staatsbürgerschaft. Die Bevölkerungen des Nordwestens wurden damit in 
gewissem Maße in nationale Interaktionsnetzwerke »eingeschlossen«, die 
dann durch die als »Geopolitik« bekannten internationalen Beziehungen 
von Nationalstaaten ergänzt wurden. 

Dies ist die heute bekannte Geschichte vom »Siegeszug« des Nationalstaats 
und des Systems der Nationalstaaten - zu dem ich mich an anderer Stelle 
geäußert habe (Mann 1986, 1993a). Doch sollten wir festhalten, daß die 
Expansion dieser nationalen und internationalen Netzwerke immer einher- 
ging mit der Expansion bestimmter »transnationaler« Machtbeziehungen, 
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besonders jener des Industriekapitalismus und seiner Begleitideologien 
(Liberalismus, Sozialismus), sowie der breiteren kulturellen Netzwerke, die 
im Nordwesten von europäisch/christlichen »weißen« Vorstellungen kol- 
lektiver Identität gebildet wurden. Daher wuchsen nationale und internatio- 
nale Interaktionsnetzwerke stärker auf Kosten der lokalen als der transna- 
tionalen Netzwerke. In derselben Periode des späten 19. Jahrhunderts etwa, 
als die europäischen Staaten ihr nationales Bildungssystem und das öffent- 
liche Gesundheitswesen ausbauten, Zölle anhoben und sich den Kriegen 
näherten (Beispiele nationaler und internationaler Einschließung), boomte 
der transnationale Handel und erreichte schließlich einen Anteil an der glo- 
balen Produktion, der dem heutigen gleichkommt. Getragen von einem bla- 
sierten kulturellen Überlegenheitsgefühl arbeiteten die Mächte des Nordwe- 
stens auch zusammen, um die Chinesen zu christianisieren, auszubeuten und 
mit Drogen zu beliefern. Im Grunde setzte das Wachstum der National- 
staaten eine weitere globale Expansion voraus, vorderhand um es zu finan- 
zieren, aber vielleicht auch, weil eine Vorstellung von Nation die Vorstel- 
lung einer europäisch-christlich-weißen Überlegenheit vorausgesetzt haben 
mag, die alle Klassen des Nordwestens und beide Geschlechter mit einem 
Gefühl des moralischen Werts und der Gleichheit ausgestattet hat. Der 
letzte große expansionistische Schub des Nationalstaats, von 1945 bis in die 
sechziger Jahre, könnte durchaus beide Elemente benötigt haben. Die 
Staaten hatten dank der gewaltigen ökonomischen Expansion üppige Mittel 
und besaßen auch die im Krieg und in der Aufbauphase entstandenen In- 
stitutionen, um diese Mittel ausgeben zu können. Da die nordwestlichen 
Nationen ihren Kolonien die Werte der »Zivilisation« beigebracht hatten, 
»gewährten« sie ihnen nun die Unabhängigkeit in ihrer europäischen Gestalt, 
dem Nationalstaat. In der Vergangenheit entwickelten sich der transnationale 
Kapitalismus und die kulturellen Identitäten zusammen mit dem National- 
staat und seinem internationalen System. Auch herrschte ein komplexes Ver- 
hältnis von relativer Autonomie und symbiotischer Interdependenz. 

Die meisten Staaten des Nordwestens verloren während ihrer langen Ex- 
pansionsphase auch gewisse Funktionen. Im Laufe ihrer »Säkularisierung« 
gaben sie Befugnisse moralischer Regulation ab, die sie im Prinzip gemein- 
sam mit den Kirchen besessen hatten (obwohl die moralische Regulation 
früherer Jahrhunderte durch kirchliche und nicht staatliche Instanzen umge- 
setzt wurde). Von Bedeutung ist ebenfalls, daß ein Großteil des Wirt- 
schaftslebens nie in den Machtbereich des Staates geraten war: der Titel da- 
für ist »Privat«-Eigentum. Weite Teile des gesellschaftlichen Lebens blieben 
privat oder wurden es zusehends, außerhalb des nationalstaatlichen Kom- 
petenzbereichs, selbst während seiner großen Expansionsphase. Das Ei- 
gentum blieb privat, die Schwulen blieben hinter verschlossener Tür. Ka- 
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pitalismus und Moral waren im Grunde autonom gegenüber dem Staat. 
Weiter unten werde ich die These aufstellen, daß die moralische Autono- 
mie gegenwärtig abnimmt. 

Im Nordwesten gelangte also nur ein »gemäßigter Nationalstaat« zur Vor- 
herrschaft. Im Lauf des 20. Jahrhundert besiegte er drei Rivalen. Der eine 
war das »multinationale Reich«: die Dynastien der Habsburger, der Roma- 
nows und der Osmanen, mit schwächeren Staaten und nationalen Identitä- 
ten - eine weniger »nationalstaatliche« Alternative. Doch die anderen bei- 
den besiegten Staatsmodelle waren viel stärker national orientiert. Der Fa- 
schismus strebte ein mächtigeres, autoritäres Staatsgebilde an, welches das 
vermeintliche Wesen einer strenger ethnisch abgegrenzten Nation verkör- 
pern sollte. 1945 war der Faschismus diskreditiert - zumindest für die bei- 
den folgenden Generationen. Auch der Staatssozialismus bemühte sich um 
einen stärkeren Staat (der eine Übergangsphase darstellen sollte). Obwohl 
er nicht streng nationalistisch geprägt war, nahm er in seiner wachsenden 
Neigung, das Proletariat mit einem umfassenderen »Volk« oder den »Mas- 
sen« gleichzusetzen, ein ähnliches Legitimationsprinzip in Anspruch. Öko- 
nomische Autarkie und rigorose Überwachung verstärkten hier noch die 
»nationale« Einschließung. Es dauerte länger, bis er diskreditiert war, doch 
dieser Prozeß scheint 1991 (zumindest vorläufig) zum Abschluß gekom- 
men zu sein. Beide Spielarten besiegter Regime beanspruchten - im Gegen- 
satz zu den »gemäßigten Nationalstaaten« - auch ein moralisches Monopol. 
In der Verantwortung des Staates lag es, den »Sowjetmenschen« heran- 
zuziehen oder den »deutschen Volksgenossen«. Hätten diese ambitio- 
nierteren Modelle des »Nationalstaats« den Sieg davongetragen und wäre 
der Globalisierungsprozeß dennoch in Gang gekommen, würde die Weltge- 
sellschaft aus zwei getrennten Reihen globaler Netzwerke bestehen, zwi- 
schen denen stark partikularistische und vermutlich kriegsähnliche Zustän- 
de herrschen würden. Da dieser Fall nicht eingetreten ist, steht zu erwarten, 
daß die weitere Globalisierung eher universalistischen Charakter haben wird. 
Seit 1945 breitete sich der gemäßigte Sieger auf fast dem ganzen restlichen 
»Norden« aus, d.h. auf dem gesamten europäischen Kontinent und auf 
wachsenden Bereichen des Ostens und Südasiens. Seine offiziellen Güte- 
siegel beherrschen auch »den Süden«, während sich alle Staaten in einem 
Forum namens »Vereinte Nationen« versammeln. Auf den ersten Blick be- 
herrscht der gemäßigte Nationalstaat den ganzen Erdball. In begrenztem 
Maße trifft dies auch zu. Nur wenige Staaten gründen ihre Legitimität nicht 
auf die Nation oder haben kein Monopol der inneren Gewalt oder reale ter- 
ritoriale Grenzen. Fast allen gelingt es, politische Maßnahmen zur Bevölke- 
rungskontrolle durchzusetzen und das Gesundheits- und Bildungswesen zu 
regulieren. Sinkende Sterblichkeit und zunehmende Alphabetisierung mö- 
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gen viele Ursachen haben, doch einige sind im Bereich wirksamer staatli- 
cher Politik zu suchen. Aus diesen Gründen werde ich im folgenden die 
heutigen Staaten als Nationalstaaten bezeichnen. Doch die meisten davon 
haben eher begrenzte Kontrollmacht über ihre Gebiete und Grenzen, wäh- 
rend ihre Ansprüche, die jeweilige Nation zu repräsentieren, oft trügerisch 
sind. Für weite Teile der Welt bleibt ein echter Nationalstaat mehr Ziel als 
Realität. Der Aufstieg des Nationalstaats war zwar global, nahm jedoch 
sehr unterschiedliche Züge an. Der gemäßigte Nationalstaat beherrscht in- 
zwischen den »Norden«, dessen Länder ihm zum Teil auch ihre Expansion 
verdanken, und stellt für die meisten Völker der Welt ein ersehntes Ziel 
dar. Ist all dies nun in Gefahr? 


Die kapitalistische Bedrohung 


Die Enthusiasten stellen zurecht fest, daß der Kapitalismus einige wichtige 
Transformationen durchläuft. Hier muß nicht näher erläutert werden, daß er 
neue »informationelle« und »postindustrielle« Technologien einsetzt, um 
sich fast über den gesamten Globus auszudehnen und das gesellschaftliche 
Leben noch tiefer zu durchdringen. Doch wie groß ist die Gefahr, die er für 
den Nationalstaat darstellt? Und wie »global« und/oder »transnational« ist 
er eigentlich? 

In einem formellen geographischen Sinn ist der Kapitalismus heute tat- 
sächlich mehr oder weniger global. Zwei große geopolitische Ereignisse 
haben diese massive Expansion ermöglicht. Erstens wurde durch die Ent- 
kolonialisierung die Aufteilung der Weltwirtschaft in verschiedene imperi- 
ale Zonen beendet. Zweitens hat der Kollaps der sowjetischen Autarkie die 
Möglichkeit eröffnet, weite Teile Eurasiens kapitalistisch zu durchdringen. 
Nur der Iran, China und eine Handvoll kleiner kommunistischer Länder er- 
halten gegenwärtig Teilblockaden aufrecht, von denen man aber annehmen 
kann, daß sie bald zusammenbrechen werden. China behält im Augenblick 
besondere Eigentumsformen bei (eine Mischung aus privatem mit ver- 
schiedenen Formen staatlichen Eigentums und entsprechender Kontrolle), 
und es gibt immer noch (im Niedergang begriffene) vereinzelte, über den 
Globus verteilte Gebiete der Subsistenzwirtschaft. Doch der kapitalistische 
Warentausch hat eindeutig die Vorherrschaft. Ohne einen selbstbewußten 
Gegner in Sicht wird der Kapitalismus - wenn auch in eingeschränktem 
Sinne - global. Dies war weder 1940 noch 1980 der Fall. Offensichtlich 
handelt es sich um eine grundlegende Transformation. 

Aber sind die globalen Netzwerke des Kapitalismus »rein« in dem Sinne, 
daß sie allein universellen Charakter haben, oder tragen auch andere, eher 
partikularistische gesellschaftliche Organisationsprinzipien zu ihrer Kon- 
stitution bei? Eine Ökonomie mag global sein, doch diese Eigenschaft kann 
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ihr vermittels nationaler und internationaler Interaktionsnetzwerke zuwach- 
sen. Schließlich sind mehr als 80% der Weltproduktion immer noch für die 
Binnenmärkte bestimmt. Da die Statistiken sich auf den Nationalstaat be- 
ziehen, ist nicht bekannt, welchen Beitrag dazu die in eigentlichem Sinne 
nationalen Tauschprozesse im Vergleich zu dem der verschiedenen lokalen 
Netzwerke leisten. Die nationale Ökonomie ist vermutlich weniger inte- 
griert als die Statistik vermuten läßt - besonders in den unterentwickelten 
Ländern und in bestimmten Regionen größerer fortgeschrittener Länder wie 
den USA und Australien. Doch der Nationalstaat strukturiert auf systemati- 
sche Weise viele ökonomische Netzwerke. Eigentum, Anlagen, Forschung 
& Entwicklung vieler »multinationaler« Unternehmen (etwa Banken, Pen- 
sionsfonds und Versicherungsfirmen) bleiben überwiegend im »Heimat- 
staat«, den sie für Humankapital (Erziehung und Bildung), Verkehrs- und 
Kommunikations-Infrastrukturen und wirtschaftlichen Protektionismus in 
Anspruch nehmen (Carnoy 1993; Castells 1993). Doch selbst bei den stär- 
ker national verankerten Multis sind Vertriebsbereich, Produktionsorgani- 
sation und Investitionsströme in hohem Maße transnational. Strategische 
Allianzen mit Unternehmen anderer »Nationalität« schießen nun aus dem 
Boden und schwächen die nationale Identität des Eigentums - obwohl viele 
dieser Arrangements eingegangen werden, um dem Protektionismus zu ent- 
gehen und mit dessen Niedergang ebenfalls zerfallen würden. 

Die Finanzströme haben weit eher transnationalen Charakter, wie sich an- 
hand der wachsenden Komplexität der Finanzmärkte und der Modelle 
zeigt, die sie erklären sollen - von den Zufallsmechanismen des »Random 
Walk« bis zur Chaostheorie! Doch den entsprechenden Institutionen eignet 
weiterhin eine bürokratische Regelhaftigkeit, in weiten Teilen mit deutlich 
nationalen Zügen. Die Angestellten von Nikko Europe beginnen ihren Ar- 
beitstag bevor die Tokioter Börse schließt. Sie geben die neuesten Informa- 
tionen zunächst an ihre europäischen Kunden weiter, die in Wahrheit zu- 
meist japanische Firmen sind. Dann, sobald Wall Street erwacht, werden 
die Informationen nach Westen geschickt, und London schließt für die 
Nacht. Auch die Finanzmärkte weisen eine Dualität von nationalem und 
transnationalem Charakter auf. Einerseits ist der Handel in Staatsanleihen, 
Währungen, Futures und der Großhandel zwischen den Banken weitgehend 
transnational und wird oft »offshore« abgewickelt, um die Staatsgrenzen 
und Kontrollen zu umgehen. Andererseits sind Unternehmensaktien meist 
auf bestimmte nationale Aktienmärkte begrenzt und unterliegen dem natio- 
nalem Unternehmensrecht und verschiedenen Bilanzierungsverfahren 
(Wade 1996). 

Natürlich ist Westeuropa transnationaler geworden; der Kontinent leistet 
ökonomische Integration in einzigartigem Ausmaß. Hier findet sich ein 
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echter einheitlicher Markt, ein Trend, der während der nächsten zwanzig 
Jahre (zumindest im Kern) vermutlich in eine Einheitswährung münden 
wird sowie in vorwiegend »europäische« und weniger in national orien- 
tierte protektionistische Aktivitäten. Die »national führenden« Unterneh- 
men werden zu »europaweit« führenden, wobei ihnen die EU-Administra- 
tion wie auch der Nationalstaat unter die Arme greifen wird. 

Offensichtlich sollten komplexe ökonomische Fragen dieser Art eingehen- 
der untersucht werden, als ich es hier tun kann. Doch zwei Punkte werden 
deutlich: Europa ist ein Extremfall (den ich später eingehender erörtern 
werde), und die realen kapitalistischen Interaktionsnetzwerke bleiben im 
Kern bei der Symbiose von Nationalem und Transnationalem. 

Auch ein dritter Umstand wird deutlich: Die meisten »transnationalen« Wirt- 
schaftsbeziehungen können nicht umstandslos mit einem globalen Univer- 
salismus gleichgesetzt werden. Die kapitalistische Wirtschaftstätigkeit ist 
vorwiegend »trilateral« und nicht global, da sie in den drei Regionen des 
fortgeschrittenen »Nordens«, Europa, Nordamerika und Ostasien konzen- 
triert ist. Hier spielen sich über 85% des Welthandels ab, über 90% der Pro- 
duktion in den hochentwickelten Sektoren wie Elektronik, und hier sitzen, 
mit Ausnahme einer Handvoll, die 100 größten Multis (Banken eingeschlos- 
sen). Das heißt nicht unbedingt, der Kapitalismus sei nicht global. Vielleicht 
wird hier nur deutlich, daß der Norden reich und der Süden arm ist - und daß 
beide zu einem globalen Interaktionsnetzwerk zusammengeschlossen sind. 
Daraus folgern läßt sich allerdings, daß der Kapitalismus eine geo-ökonomi- 
sche Ordnung beibehält, die von den Ökonomien der fortgeschrittenen Na- 
tionalstaaten beherrscht wird. Die stratifikatorische Ordnung des Kapitalis- 
mus wird durch Gruppierungen von Nationalstaaten getragen. Unter ande- 
rem schützt dies die Bürger des Nordens: Das schlecht ausgebildete Kind ei- 
nes ungelernten Arbeiters in Großbritannien oder den USA hat in der Regel 
bessere materielle Lebensbedingungen (und zwanzig Lebensjahre mehr) als 
sein Altersgenosse in Brasilien oder Indien. Gewiß verschärfen sich die Un- 
gleichheiten in all diesen Nationalstaaten, doch daß der Großteil der Privile- 
gien der Staatsbürger des Nordens wegfallen könnte, ist fast undenkbar. Dies 
würde zu einem Maß gesellschaftlicher Unruhe führen, das mit einem stabi- 
len und profitablen Kapitalismus nicht zu vereinbaren ist. Der Nationalstaat 
trägt einen Teil der Struktur und der Stratifikation der globalen Netzwerke 
des Kapitalismus. Zwar herrscht die Ware, aber - besonders im Norden - nur 
in Verbindung mit der Herrschaft der Staatsbürgerschaft. 

Die globale Ökonomie ist auch Gegenstand von lockeren und überwiegend 
»weichen« internationalen Regulationsbemühungen etwa der G 7, des GATT, 
der Weltbank oder des IWF. Der Norden beherrscht auch diese Institutio- 
nen. Einige beschäftigen sich mit offenbar endiosen Verhandlungen zur Li- 


Hat die Globalisierung den Siegeszug des Nationalstaats beendet? 123 


beralisierung des Welthandels - die vermutlich noch lange dauern werden, 
da die nationalen Regierungen in jüngster Zeit neben Zöllen noch weitere 
Barrieren errichtet haben. Wir können noch lange nicht von globalem Frei- 
handel reden, doch vielleicht nähern wir uns diesem gegenwärtig ideolo- 
gisch vorrangigen Ziel. Aber handelt es sich hier nicht um eine weitere Li- 
beralisierungsphase in der normalen historischen Oszillation um den mittle- 
ren Bereich zwischen Freihandel und Protektionismus? Das hängt vom 
Ausgang anderer Entwicklungen ab, die in diesem Papier erörtert werden. 
Im Moment also und vermutlich auch in nächster Zukunft gewinnt eine 
sich rapide globalisierende Ökonomie ihre Eigenschaften nicht nur aus 
transnationalen Netzwerken. Was das Globale letztlich ausmacht ist ein 
sehr komplexer Mix des Lokalen und des Nationalen, des Internationalen 
(in meiner Diskussion vor allem durch den Trilateralismus des Nordens re- 
präsentiert) - und des eigentlich Transnationalen. Die transnationale Ware 
beherrscht den Globus nicht. 

Mit der Zeit mögen manche dieser nationalen und internationalen Struktu- 
rierungen schwächer werden. Der herrschaftliche Griff des Nordens auf die 
Weltwirtschaft könnte sich aufgrund des Drucks komparativer Vorteile 
lockern. Abgesehen vom High-Tech-Bereich könnten viele produktive 
Unternehmen ihre Aktivitäten in den kostengünstigeren Süden verlagern 
und damit zu einer weiteren Globalisierung beitragen (allerdings ohne un- 
bedingt die soziale Ungleichheit zu abzumildern). Doch bisher folgen die 
Verschiebungen nicht einer (vielleicht zufallsbestimmten) »transnationa- 
len« Logik, sondern einer Kombination von vier Prinzipien: Verfügung 
über natürliche Ressourcen, geographische Nähe (benachbarte Länder), ge- 
opolitische Allianzen (befreundete Länder) und staatliche und zivilgesell- 
schaftliche Stabilität (berechenbare Länder). Während der erste Faktor 
recht zufällig über den Globus verteilt ist - so kann man alleine mit Öl 
ziemlich rückständige und entlegene Länder entwickeln - hängen die letz- 
ten drei Faktoren meist miteinander zusammen. Die historische Entwick- 
lung der bedeutenden Ökonomien des Nordens verlief im Kontext regio- 
naler Bedingungen, von denen benachbarte Staaten und Gesellschaften 
ebenfalls profitierten. Die Expansion ging also eher in Richtung der Koreas 
und Mexikos - freundlich gesinnte Nachbarn mit relativ entwickelten Na- 
tionen und Staaten - als etwa in Richtung der meisten afrikanischen Länder. 
Auch das Wachstum nimmt zumeist keine regionale, »enklavenförmige« 
Gestalt innerhalb von Staaten an (außer wenn Rohstoffe wichtig sind oder 
die Ausdehnung über eine Grenze erfolgt und die benachbarte Regierung 
»Wirtschaftsregionen« subventioniert). Die Entwicklung diffundiert meist 
über die Kermnterritorien dieser Staaten hinaus und unterstützt auch die Ent- 
wicklung ihrer Zivilgesellschaften und ihre Tendenz zum Nationalstaat. 
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Diese Ausdehnung des Nordens - und ebenfalls die Globalisierung - hängt 
davon ab, daß die Nationalstaaten davon profitierten. Diese Form der Glo- 
balisierung stärkt also die Nationalstaaten und die nationalen Netzwerke. 
Da das Finanzkapital offenbar transnationaler ist als das Industriekapital, 
werden die Zwänge, die es dem Nationalstaat auferlegt, von den Enthusia- 
sten zumeist am deutlichsten betont. Seine Mobilität und Geschwindigkeit 
führt zu Finanzbewegungen, welche die fiskalischen Ressourcen der Staa- 
ten winzig aussehen lassen und zwei der drei Mechanismen der Fiskalpoli- 
tik der Nachkriegszeit in die Schranken weisen - die Zins- und die Wäh- 
rungspolitik (weniger die Besteuerung). Allerdings ist es aus zwei Gründen 
schwierig, die Bedeutung dieses Phänomens insgesamt abzuschätzen. Er- 
stens bieten die Zahlen keine genaue Auskunft über die Kräfteverhältnisse. 
Da Währungen, Aktien, Futures usw. an einem einzigen Tag viele Male 
gehandelt werden können, übersteigt der Papierwert der »Finanzströme« 
bei weitem den des Welthandels und ist noch im Wachsen begriffen. Doch 
von solchen Summen kann nicht einfach auf Macht geschlossen werden. 
Gehandelt werden Eigentumstitel auf Rohstoffe, Güter und (in zunehmen- 
dem Maße) Dienstleistungen, die allesamt stärker lokal fixiert sind und da- 
her vermutlich auch ein gewisses Maß an nationaler Identität besitzen. 
Zweitens ist nicht klar, wie effektiv die makroökonomische Planung im 
Nordwesten jemals war. Sie schien effektiv zu sein, als es noch massives 
Wachstum gab und die Regierungen Zugriff auf die Überschüsse hatten. 
Viele konnten gemäßigt interventionistisch agieren (obwohl selektive An- 
reize im allgemeinen effektiver waren als physische Kontrollen). Doch 
seither ist nicht nur der Keynesianismus zusammengebrochen, sondern die 
ökonomische Theorie überhaupt. Die Ökonomen geben heute mehr oder 
weniger offen zu, daß sie keine Erklärung auch nur für einen der großen 
Booms oder für die Depressionen des 20. Jahrhunderts haben (oder zumin- 
dest keine, die nicht auf singuläre Ereignisse wie die beiden Weltkriege zu- 
rückgreift). Die makroökonomische Planung war eine allgemeine Ideolo- 
gie, die von hochabstrakten Konzepten umgeben war, aus denen mit zwei- 
felhaften Begründungen einige technische Verfahren (vor allem die volks- 
wirtschaftliche Gesamtrechung) und wirtschaftspolitische Strategien abge- 
leitet wurden (die ebenfalls wiederum auf Kontingenzen beruhten). Die 
makroökonomische Planung beruht immer noch auf dieser Mixtur, auch 
wenn die Emphase geschwunden ist. Die ideologischen Prätentionen wur- 
den ebenso zurückgeschnitten wie die Möglichkeiten zur Ausgabensteige- 
rung. Von daher sind laxere und fiskalisch vorsichtigere nationale und in- 
ternationale (z.B. trilaterale) makroökonomische Strategien zu erwarten: 
mannigfache Richtlinien der G 7 und von GATT sowie schrittweise Libe- 
ralisierungsprogramme; eher Zusammenarbeit und Anreize a la MITI und 
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weniger Nationalisierung oder direkte staatliche Investitionen; eher Zen- 
tralbank- als Regierungspolitik; weniger Ansprüche, den Markt zu kontrol- 
lieren, als Signalisierung von Absichten; und vor allem keine Steuererhö- 
hungen, die als großangelegtes ökonomisches Konzept maskiert sind. 

Auch die Gründe für die nicht unbedingt dramatischen Machteinschnitte 
sind nicht leicht zu deuten. Während sich die Wirtschaft internationalisiert 
hat, stagnieren weltweit die realen Lebensstandards und Ungleichheiten 
{mit Ausnahme von Ostasien). Wenn den nationalen Regierungen in ihrer 
ökonomischen Planung und den wohlfahrtsstaatlichen Ansprüchen zuse- 
hends Grenzen gesetzt sind, so kann man dies entweder auf transnationale 
Entwicklungstrends oder auf Rezessionen zurückführen; Transformationen 
wie die »Restrukturierung« mögen eine Antwort auf beides sein. Die »Im- 
portsubstitution« in Lateinamerika zum Beispiel gedieh aufgrund der re- 
gionalen wirtschaftlichen Expansion, die durch den Zweiten Weltkrieg er- 
möglicht wurde und sie brach unter der Schuldenlast zusammen, die sich 
wegen des billigen Geldes in den siebziger Jahren angehäuft hatte. In den 
achtziger Jahre folgten dann Stagnation und Inflation. Die »Restrukturie- 
rung« überzieht die Region gegenwärtig in extremem Ausmaß, wischt die 
nationale makroökonomische Planung praktisch beiseite und stutzt den 
Wohlfahrsstaat zusammen. Doch mag dies weniger am Transnationalismus 
liegen als an der Macht, die dem Finanzkapital durch die Schuldenaufnah- 
me überlassen wurde: Die Gläubiger können die Rückzahlungsbedingun- 
gen festsetzen. Dabei handelt es sich um die übliche gemischte Gruppe aus 
Banken mit nationaler Identität und transnationalem Geschäftsfeld sowie 
internationalen und vorwiegend nördlichen Institutionen wie Weltbank und 
IWF. Hinzu kommt die amerikanische Regierung, die einerseits die ameri- 
kanischen Investoren schützen, andererseits die Region geopolitisch und 
geoökonomisch freundlicher stimmen bzw. unterwerfen will. Im Gegensatz 
dazu kann jedoch die heutige »Restrukturierung« in Korea eine bloße Umo- 
rientierung der stärkeren makroökonomischen Politik sein, weil das Land 
dank des ökonomischen Wachstums seine beträchtlichen Schulden zurück- 
zahlen und weitere ausländische Investitionen anziehen konnte. 

Auch die Fiskalkrise der meisten Staaten des Südens und Nordens könnte 
eher der Rezession als einem transnationalen Kapitalismus geschuldet sein. 
Aufgrund meiner früheren Arbeiten (Mann 1986, 1993a) kann ich mit eini- 
ger Sicherheit sagen, daß zumindest seit dem 13. Jahrhundert die Bürger nur 
in Kriegszeiten einigermaßen bereit waren, höhere Steuern zu bezahlen. Ihre 
Widerspenstigkeit während der friedlichen siebziger Jahre und später, in ei- 
ner Rezessionsphase (als die Realeinkommen stagnierten oder fielen), über- 
rascht kaum. Das ist der historische Normalfall, nicht die besondere Auswir- 
kung der »Postmoderne« oder des »Globalismus«. Politische Bewegungen, 
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die sich traditionell auf den Nationalstaat verlassen, wie die Sozial- und 
Christdemokratie und die amerikanische Demokratische Partei sind in der 
Tat in eine Art Krise geraten. Ihre Entwicklung ist gestoppt und leicht rück- 
läufig (eher was ihre Fähigkeit angeht, radikale politische Konzepte zu ent- 
werfen und umzusetzen, als was ihre Attraktivität für die Wähler betrifft). 
Wiederum ist nicht ganz klar warum. Sind die neuen Mächte des transnatio- 
nalen Kapitals dafür verantwortlich (und in Europa vielleicht auch die euro- 
päischen Institutionen) oder die Bürger, die sich weigern, bei stagnierenden 
oder schrumpfenden Realeinkommen eine Politik hoher Steuern und Ausga- 
ben zu tragen? Vermutlich beides, doch bisher kenne ich keine Forschungs- 
arbeit, die klar zwischen diesen beiden rivalisierenden Hypothesen unter- 
scheiden könnte. Sollte natürlich das Wirtschaftswachstum so gering bleiben 
oder durch seine Ungleichmäßigkeit die gesellschaftliche Ungleichheit und 
die Arbeitslosigkeit verschärfen, ähnelten die Effekte der politischen Schwä- 
chung der linken Mitte vermutlich jenen, die von den Enthusiasten ausge- 
macht wurden. Das sozial orientierte Staatsbürgerschaftsregime im Norden 
hat offenbar seine Blüte hinter sich und ist leicht schwindsüchtig. Doch könnte 
dies durch eine Reihe künftiger Entwicklungen umgekehrt werden: witt- 
schaftliche Erholung, veränderte demographische Trends (sollte z.B. durch eine 
alternde oder besser ausgebildete Bevölkerung die Arbeitslosigkeit und damit 
die Ungleichheit reduziert werden) oder politische Kehriwendungen. 

Doch auch die nationalen Ökonomien unterscheiden sich beträchtlich - hin- 
sichtlich Reichtum, Kohäsion und Macht. Betrachten wir zunächst die drei 
Hauptregionen des Nordens. Nordamerika wird von seiner Supermacht USA 
beherrscht. Sie hat einen ungewöhnlichen Staat, der von einer einzigartigen 
Kriegsmaschine und einem (recht mageren) sozialen Sicherungssystem be- 
herrscht wird. Die meisten anderen Regierungsaktivitäten, die in anderen 
Ländern des Nordens hauptsächlich zur Domäne des Zentralstaats gehören 
(Strafjustiz, Bildung und Erziehung, Wohlfahrtsprogramme), sind Angele- 
genheit der 50 Bundesstaaten der USA. Drei wichtige Industriezweige, die 
Landwirtschaft, der militärisch-industrielle Komplex und das Gesundheits- 
wesen, sind eng mit der Bundesregierung verflochten und können als ansatz- 
weise (wenn auch partikularistisch) geplant bezeichnet werden. Dies wird 
vermutlich auch so bleiben - obwohl es gegenwärtig Vorhaben gibt, das Mi- 
litär innerhalb von 20 Jahren um etwa ein Viertel abzubauen. Viele andere 
Industrien haben recht enge Beziehungen zu bundesstaatlichen Regierungen 
und lokalen Behörden, etwa die Immobilien- und die Bauwirtschaft. Die Ge- 
setzgebung des Bundes ist auf dem Feld der industriellen Beziehungen und 
der Monopole traditionell restriktiv - und beschränkt vor allem die Entwick- 
lung von Gewerkschaften und das Wachstum der Banken. Doch auf keiner 
politischen Ebene gibt es eine nennenswerte makroökonomische Planung. 
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Die eigentliche »Planungs«-Behörde ist die Federal Reserve Bank (mittels 
der Zinssätze), die gegenüber der Regierung weitgehend autonom ist. Es gibt 
keine ernsthafte amerikanische Industriepolitik, sie wird den nach dem Krieg 
entstandenen Kraftwerken der amerikanischen Wirtschaft überlassen, den 
großen Unternehmen. Dies geht vor allem auf die radikale, in der Verfassung 
festgeschriebene Gewaltenteilung zurück. Eine politische Ökonomie kann 
nicht auf kohärente Weise vom Präsidenten und seinem Kabinett, den beiden 
Häusern des Kongresses, dem Obersten Gerichtshof und den 50 Bundes- 
staaten gelenkt werden (die ebenfalls dieser Gewaltenteilung unterliegen) - 
besonders, wenn sie auch noch verschiedenen Parteien angehören. Somit ist 
nicht klar auszumachen, inwiefern von einer Schwächung der amerikani- 
schen Regierung die Rede sein könnte, da deren Machtbefugnisse nie beson- 
ders aktiv ausgeübt wurden. Natürlich bedeutet allein schon die Rezession, 
daß dies jetzt ohnehin nicht möglich ist. Angesichts des stagnierenden Le- 
bensstandards der Familien kann keine Regierungsbehörde Steuern erhöhen, 
um Geld hinter irgendeiner Politik herzuwerfen. Hingegen ließe sich unter 
gewissen anderen Gesichtspunkten sagen, daß der amerikanische National- 
staat seinen Zugriff festigt. So unterschiedliche Organisationen wie Banken, 
TV-Sender und Zeitungen werden national stärker integriert, und die Auf- 
nahme von Immigranten in verblüffender Zahl (die Einwanderung erreicht 
inzwischen wieder das Niveau von vor 1914) durch das Schulsystem und 
den Arbeitsmarkt läßt auf eine formidable nationale Solidarität schließen. 
Natürlich stehen die USA unter dem Einfluß von Veränderungen des Ka- 
pitalismus. Der Konkurrenzdruck der beiden anderen Geo-Ökonomien des 
Nordens wurde vor allem deutlich durch die Einführung des NAFTA, einer 
Freihandelszone zwischen den USA, Kanada und Mexiko, die möglicher- 
weise einmal auf andere stabile Ökonomien in Zentral- und Südamerika 
ausgedehnt wird. Obwohl die Ökonomien Kanadas und der USA ähnlich 
entwickelt und schon partiell integriert waren, hat die Verbindung des 
»südlichen« Mexiko mit der »nördlichen« USA einige Beobachter dazu 
veranlaßt, NAFTA als einen Mikrokosmos der neuen globalen Ökonomie 
zu betrachten. Doch Mexiko exemplifiziert jene »Prinzipien regulärer Aus- 
dehnung«, die ich oben benannt habe. Es ist ein Nachbar, ein Freund und 
ein sehr stabiler Staat: seit siebzig Jahren von einer Einheitspartei be- 
herrscht, die milden Zwang ausübt, aber bisher in der Lage ist, institutionell 
auf Druck zu reagieren. Es bietet eine recht gute Infrastruktur und einiger- 
maßen alphabetisierte und gesunde Arbeitskräfte, und die Nation ist von 
keinem umfassenden Konflikt unter den Bürgern ergriffen.” 


2  Chiapas ist die einzige Provinz, in der ethnische Konflikte zu erwarten sind, da die Me- 
stizen sonst überall vorherrschen. Der Grund dafür ist, daß Chiapas in den zwanziger Jah- 
ren von Guatemala erworben wurde. 
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Die amerikanische Hegemonie auf dem Kontinent macht die NAFTA eben- 
falls einzigartig - und ganz anders als die Europäische Union. Kanada ist 
eine fortgeschrittene, aber kleine abhängige Ökonomie mit einem schwa- 
chen Staat - der sich vielleicht bald auflöst. Mexiko ist viel ärmer, trägt in 
letzter Zeit immer schwerer unter einer Schuldenlast und hat etwas von sei- 
ner politischen Stabilität verloren. Doch die USA selbst sind am Schwan- 
ken, voller Zweifel über den Freihandel und die Einwanderung der Latinos, 
und ihre politische Zersplitterung macht eine koordinierte Entscheidungs- 
findung schwierig. NAFTA umfaßt also drei verschiedene Machtprozesse: 
es handelt sich tatsächlich um eine »Weltökonomie im Kleinen«; doch die 
Zone wird auch von einem Nationalstaat beherrscht; und diesen kennzeich- 
net eine besonders fragmentierte Politik und politische Ökonomie. Die 
Kombination dieser drei Faktoren ist einzigartig auf der Welt, doch wie wir 
sehen, ist die Verknüpfung transnationaler kapitalistischer Transformations- 
prozesse mit politischen und geopolitischen Institutionen durchaus normal. 
Ostasien wird gegenwärtig ebenfalls von einem Nationalstaat beherrscht, 
auch wenn Japan keine militärische Supermacht ist. Die politische Ökono- 
mie Japans unterscheidet sich von der nordamerikanischen wie auch von 
der europäischen. Es gibt dort eine stärkere Koordination zwischen Staat 
und kapitalistischen Unternehmen (und, in einer abhängigeren Rolle, den 
Gewerkschaften). Wade (1990) nennt dies »den Markt regieren«, Weiss 
und Hobson (1995) sprechen von »regierter Interdependenz«. Diese natio- 
nale Koordination wurde von den kleinen Ökonomien Ostasiens in dieser 
oder jener Form übernommen. Dazu gehört etwa eine aktive Industriepoli- 
tik mittels selektiver Steuersätze oder bedingter Subventionen für Schlüs- 
sel- und Exportsektoren, die öffentliche Abfederung von Innovationsrisiken 
und die staatliche Koordination der Unternehmenszusammenarbeit bei der 
Einführung neuer Techniken (Weiss 1995). Diese Länder sind außerdem 
politisch stabil und haben eine fortgeschrittene zivile, d.h. »nationale« Ge- 
sellschaft, die stabil, alphabetisiert und im wesentlichen ehrlich ist. Dort 
kommt es auch zu phänomenalen Wachstumsraten. In Japan mag das ins 
Stottern geraten sein, für das restliche Ostasien gilt dies jedenfalls nicht. 
Die ostasiatischen Regierungen haben daher eine üppige Steuerbasis und 
ein Wachstum, das auch Schulden ermöglicht; ihre Länder sind für auslän- 
dische Investoren attraktiv. Sie können die Steuern erhöhen, um das Wohl- 
fahrtssystem auszubauen und von einer Position der Stärke aus mit auslän- 
dischen Unternehmen verhandeln. Bei ziemlich ausgeglichener Einkom- 
mensverteilung gibt es recht großzügige öffentlichen Dienstleistungen wie 
Ausbildung und Wohnungsbau. Die einheimischen Industrien werden ge- 
schützt, wenn auch auf unterschiedliche Weise. Korea und Malaysia hegen 
ihre eigenen Automobilindustrien in protektionierten Märkten. Thailand 
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schlägt einen anderen ostasiatischen Weg ein. Dort sitzen schon japanische 
Autohersteller, und die großen amerikanischen Unternehmen verhandeln 
derzeit wegen des Baus von Fabriken im Land. Die thailändische Regie- 
rung scheint von einer Position der Stärke aus zu verhandeln. Sie offeriert 
keine Steuernachlässe und verlangt beträchtliche Anteile für inländische 
Zulieferer. Die Philippinen bieten einen viel größeren einheimischen 
Markt, enorme Steuerkonzessionen und stellen keine weiteren Bedingun- 
gen. Doch die Autohersteller ziehen Thailand vor. Warum? Ihnen zufolge 
ist die thailändische Regierung vertrauenswürdiger und stabiler. Die ameri- 
kanischen und japanischen Buchhalter können die künftigen Profite und 
Verluste dort viel präziser berechnen (USA Today, 5. März 1996). Ver- 
mutlich machen die Merkmale der Regierung nicht den ganzen gewünsch- 
ten Unterschied aus. Die thailändische Gesellschaft besitzt wahrscheinlich 
auch einen höheren Alphabetisierungsstand, mehr Disziplin und Aufrich- 
tigkeit. Doch dies sind allesamt Eigenschaften eines nationalen Netzwerks, 
des Nationalstaats. In Ostasien gehen kapitalistische Transformationen und 
Nationalstaaten unterschiedliche Kombinationen ein. 

Europa ist die einzige der drei Regionen, in der es zu bedeutenden politi- 
schen Transformationen kommt.” Diese schränken die von uns so genannte 
»partikularistische« Autonomie der Mitgliedsstaaten ein. Sie können in vie- 
len Bereichen keine eigene Politik mehr betreiben - von den Produktaus- 
zeichnungen bis zur Folter mutmaßlicher Terroristen. Auf lange Sicht kann 
sich dies auch auf wichtige konstitutionelle Unterschiede auswirken. Der 
wachsende Druck der Lobbyisten auf die europäische und die nationalen Re- 
gierungen (die heute effektiver und mehr Interessen repräsentieren müssen 
als in der Vergangenheit), wird vermutlich im Zusammenwirken mit der Re- 
gionalpolitik der EU (die viele Geldmittel anbietet) zu einer gleichmäßigeren 
Verteilung der Macht zwischen Zentral- und Lokalregierungen führen. Auch 
die verfassungsmäßigen Rechte von Bürgern und Minderheiten nähern sich ein- 
ander an. Die Staaten konvergieren und verlieren Machtbefugnisse an Brüssel. 
Der ursprüngliche Impetus dieser Entwicklung war weitgehend geopoliti- 
scher und militärischer Natur: Es ging darum, einen dritten verheerenden 
Krieg auf dem Kontinent zu verhindern und insbesondere Deutschland in 
ein friedliches Konzert der Nationalstaaten einzubinden. Die USA hatten 
ihre eigenen, vorwiegend geopolitischen Gründe, diesen Prozeß gutzuhei- 
Ben. So wurden die »Sechs« und die »Neun« zusammengeschlossen, noch 
bevor man von einer Transformation des Kapitalismus sprechen konnte. Da 
jedoch die bevorzugten Bindemittel vorrangig ökonomischer Natur waren, 


3 Ich habe diesen Punkt eingehender und unter Vergleich mit anderen Regionen in einem 
anderen Artikel erörtert (Mann 1993b). Die in diesem Papier vorgetragen Ansichten zei- 
gen jedoch, daß ich meine Auffassungen seither in vieler Hinsicht geändert habe. 
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verstärkte sich deren Wirkung durch diese Transformation. Die Wirtschaft 
Europas hat sich daher tiefgreifend transnationalisiert. 

Jedoch bleibt auch die Europäische Union eine Assoziation von National- 
staaten, ein internationales Interaktionsnetzwerk. Der Motor seines Wachs- 
tums waren immer spezifische geopolitische Vereinbarungen zwischen 
Deutschland und Frankreich, die von ihren Klienten, den Beneluxstaaten, 
unterstützt wurden. Deutschland und Frankreich haben wie die anderen 
Staaten viele partikularistische Autonomien verloren. Doch wenn sie sich 
zusammenschließen, bleiben sie in den meisten großen Fragen Herr ihrer 
selbst. Fragt man Deutsche, welche ökonomische Souveränität, und Fran- 
zosen, welche politische Souveränität sie verloren haben, fällt ihnen die 
Antwort schwer. Die kleineren und wirtschaftlich schwächeren Staaten 
mögen scheinbar mehr verloren haben, doch ihre Souveränität in den gro- 
ßen Fragen war auch in der Vergangenheit recht beschränkt. Großbritanni- 
en hat, wegen seiner historischen geopolitischen Unabhängigkeit vom Rest 
Europas, das meiste verloren. Und sie wählen und übernehmen Ministerien 
anhand einer Kombination ihrer Bevölkerungsgröße und ökonomischen 
Stärke. »Sie« sind Staaten und Nationalökonomien, die von Staatsmännern 
(und -frauen), von nationalen Technokraten und Wirtschaftsleuten reprä- 
sentiert werden. Es handelt sich hier nicht um »traditionelle« Geopolitik, da 
die Agenda primär ökonomisch geprägt ist und die Teilnehmer glauben, 
daß Krieg zwischen ihnen unmöglich sei. Es geht um »sanfte« Geopeolitik, 
die von viel dichteren internationalen (und den verbleibenden nationalen) 
Interaktionsnetzwerken strukturiert wird. 

Europa hat sich also politisch und ökonomisch verwandelt, wobei es zu ei- 
ner beträchtlichen Einschränkung der partikularistischen Autonomie und 
Souveränität der Nationalstaaten kam. Obwohl die Vermittlungsmechanis- 
men dieser Machttransfers weitgehend geopolitischer Natur waren (und 
vom Enthusiasmus der europäischen Föderalisten getragen wurden), sind 
sie über Regeln, Institutionen und Praktiken institutionalisiert, die weitge- 
hend transnational werden und die sozialen Erwartungen in ganz Europa 
verändern. Doch all dies koexistiert mit einer viel dichteren, wenn auch 
»weicheren« Reihe internationaler Netzwerke. Da die Dichte beider histo- 
risch beispiellos ist - weder die delische Liga noch die Hanse oder ein an- 
deres Gebilde haben je so transnational oder international das soziale Leben 
durchdrungen - haben wir auch keinen politischen Begriff, um dies zu be- 
schreiben. Das politische Vermächtnis der griechischen Sprache ist endlich 
überholt! Vielleicht ist der beste Ausdruck einfach »Europa«. Wenn ja, 
dann wird es wohl nicht die Zukunft der Welt sein. 

Es wäre unklug, sich generell über »den Süden« auszulassen, da er zu heite- 
rogen ist. Ein Teil könnte durchaus Ostasien auf seinem Weg in den Norden 
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folgen. Eine echte transnationale Durchdringung würde hier, dort und überall 
bestimmte Territorien in einem nicht vorherbestimmten Weg integrieren, fast 
unabhängig von staatlichen Grenzen. Dies ist jedoch eher unwahrscheinlich, 
da es immer noch an stabilen Regierungen, gesellschaftlicher Ordnung, Bil- 
dung und Gesundheit mangelt, um ausländische Investitionen anzuziehen 
und wirtschaftliche Entwicklung zu ermöglichen, und die geopolitischen Al- 
lianzen eine gewisse, wenn auch geringere Relevanz bewahren (falls nicht 
neue globale Spannungen an die Stelle des Kalten Krieges treten). All dies 
erfordert gesellschaftliche Organisation, die auf nationaler oder staatlicher 
Ebene hergestellt werden muß - welche andere Instanz könnte dies leisten? 
Sollte Chile es in den Norden schaffen, dann deshalb, weil sein ohnehin 
schon ziemlich stabiler Staat und seine Zivilgesellschaft durch eine entschie- 
den antılinke Politik gestärkt wurden, durch eine staatlich auferlegte Ord- 
nung und einen ebensolchen ökonomischen Neoliberalismus, die für auslän- 
dische Investoren, besonders US-amerikanische, attraktiv waren. Sollten die 
reicheren arabischen Länder es schaffen, dann wegen des Öls - doch dies 
geht ebenfalls einher mit formidablen Staaten. China und Indien - ein Drittel 
der Weltbevölkerung - bieten unterschiedliche Kombinationen von massiven 
ökonomischen Ressourcen, starken Zivil- (d.h. »National«-) Gesellschaften 
und ambitionierter staatlicher Regulation. Wird die Vorstellung von einer 
nationalen Staatlichkeit in diesen Ländern durch ökonomischen Erfolg ver- 
stärkt oder geschwächt werden? Gewiß wird sie sich verstärken. 

Am anderen Ende scheinen sich die tief in Schwierigkeiten steckenden 
afrikanischen Staaten aus vormodernen und nicht aus modernen Motiven 
heraus zu fragmentieren. Ihr Anspruch, an der Moderne teilzuhaben, wozu 
auch die Konstitution von Nationalstaaten gehörte, stand nur auf dem Pa- 
pier. Der internationale Kapitalismus würde sie gerne aufpäppeln, nicht 
zersplittern. Doch dazu besitzt er zu wenig Macht auf lokaler Ebene oder 
eine zu geringe Spanne an Aufmerksamkeit. Es gibt attraktivere Gebiete, 
mit stärkeren Staaten und Zivilgesellschaften. 

Die entscheidende Frage für die Nationalstaaten in weiten Teile der Welt ist 
gegenwärtig also das Entwicklungsniveau - der Wirtschaft im engeren Sin- 
ne, aber auch von zwei Voraussetzungen der wirtschaftlichen Entwicklung: 
»Zivilität« des Landes und infrastrukturelle Kapazität des Staates. Die zu- 
sammenhängende Entwicklung dieser drei Elemente führte im Nordwesten 
zum Nationalstaat und zu dessen Expansion auf den gesamten Norden. 
Wenn die Weltentwicklung stagniert, wird auch die Expansion des Natio- 
nalstaats stagnieren - manche »papierene« Nationalstaaten könnten sogar 
zusammenbrechen. Doch wenn Entwicklung möglich ist, wird sie in jenen 
Ländern geschehen, die am meisten den Nationalstaaten ähneln, denen sie 
wiederum zur Expansion verhelfen wird. 
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Doch angenommen, die Ökonomie treibt immer mehr in Richtung transna- 
tionaler Globalismus, das Ziel des freien Welthandels wird weitgehend er- 
reicht, wenn sich EU, NAFTA, die asiatischen und pazifischen Konferenz- 
länder und andere Handelsbündnisse unter dem Dach des GATT vereinen, 
angenommen, daß die Multis immer kosmopolitischer werden, daß die 
Entwicklung des Südens diffundiert und sich weniger um den Nationalstaat 
zentriert? Würde dies auf eine einzige transnationale/globale Ökonomie 
hinauslaufen, in der die Ware und der eine Markt die universelle Herrschaft 
ausübten? 

Die Antwort lautet ja und nein zugleich. Alle Güter und Dienstleistungen 
hätten dann einen Preis auf dem einen Markt, und die kapitalistischen Un- 
ternehmen würden ihre Finanzierung, Produktion und ihren Austausch or- 
ganisieren. Der »Konsumismus« hat schon die Oberhand ergriffen, sagen 
manche Enthusiasten; privatwirtschaftliche Bilanzierungsverfahren ver- 
breiten sich auch in zuvor abgeschotteten Institutionen wie den öffentlichen 
Diensten und Universitäten. Und die Sportler verkaufen ihre Fähigkeiten an 
den höchsten Bieter auf freien und relativ jungen Märkten. Diese Art von 
Kommodifizierung würde sich verstärken. 

Aber selbst dann hätten die Regeln dieser Märkte noch ihre partikularen 
Züge, manche davon die Wirkung nationaler und internationaler Interakti- 
onsnetzwerke. Obwohl heute eine weit größere Spanne an Gütern gekauft 
und verkauft werden, werden viele der wichtigsten nicht wirklich als Wa- 
ren auf freien Märkten gehandelt. Keine der drei größten Industrien der US- 
Wirtschaft, Verteidigung, Gesundheitswesen und verbotene Drogen, unter- 
liegen ohne weiteres den Regeln der Warenproduktion, obwohl bei allen 
beträchtliche transnationale Netzwerke im Spiel sind. In der Verteidi- 
gungsindustrie ist die Regierung ein monopolistischer Nachfrager für hoch- 
technisierte Waffensysteme, und sie entscheidet auch, welche anderen (be- 
freundeten) Staaten als weitere Nachfrager zugelassen werden. Das Ange- 
bot ist nicht besonders konkurrenzbestimmt (gelegentlich macht nur ein 
einziger Hersteller »ein Angebot«, oder der Profit wird einfach auf die Ko- 
sten aufgeschlagen). Die Waffen verkörpern mehr »Gebrauchs«- als 
»Tausch«-Wert, die USA muß sie haben und das Unternehmen kann sie 
produzieren, ohne sich Marktrisiken zu sorgen. Die Gesundheitsindustrie 
offeriert ihre Waren unter stärkerem Konkurrenzdruck, sie besitzt jedoch 
eine eigentümliche mehrschichtige Struktur mit enormem bürokratischen 
Aufwand (der Versicherungsunternehmen, Krankenhäuser etc.), die wie- 
derum nach Zahlungsfähigkeit der Kunden organisatorisch differenziert ist. 
Und auch hier gilt, daß für den zahlungsfähigen Kunden das Produkt eher 
ein Gebrauchs- denn ein Tauschwert ist. Die Bewahrung der Gesundheit 
(definiert gemäß den gängigen medizinischen Verfahren und Machtverhält- 
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nissen) wird fast um jeden Preis angestrebt. Natürlich sind bei beiden Indu- 
strien große multinationale Unternehmen im Spiel, und die globalen Fi- 
nanznetzwerke sind mit Investitionen dabei. Doch diese fließen in Organi- 
sationen mit ausgeprägt nationalem und (im Falle der Verteidigungsindu- 
strie) internationalem Charakter. In der dritten Industrie, dem Geschäft mit 
den verbotenen Drogen, scheint die Belieferung der Kunden weitgehend 
Tauschcharakter zu haben. Doch die Industrie wird auch geprägt durch ihre 
Schnittstellen mit Justiz und Polizei sowie mit eindeutig kriminellen, ge- 
heimen und gewalttätigen Organisationen. Die Sucht produziert auch Kon- 
sumenten, für die das Produkt ein Gebrauchswert ist, der um fast jeden 
Preis (auch Verbrechen) erworben werden muß. Die Ware muß also nicht 
unbedingt herrschen, auch nicht in einer als kapitalistisch dominiert er- 
scheinenden Wirtschaft. Die Ökonomie enthält diverse gesellschaftliche 
Praktiken und Werte, die der Herrschaft des Warentauschs eigene »Blocka- 
den« entgegenstellen. 

Obwohl die kapitalistische Ökonomie heute wesentlich »globalen« Cha- 
rakter hat, ist dieser Globalismus »nicht rein«, nämlich eine Kombination 
des Transnationalen und Internationalen. Der potentielle Universalismus 
des letzteren wird durch die Partikularismen der Nationalstaaten untergra- 
ben - und auch durch die Partikularismen gesellschaftlicher Praktiken ins- 
gesamt. 


Umweltgefährdungen, neue sozialen Bewegungen und 
eine neue transnationale Zivilgesellschaft 


Bevölkerungswachstum, Boden- und Pflanzenerosion, Wasserverknappung, 
Verschmutzung der Atmosphäre und Klimaveränderungen stellen für uns 
eine zweite Form des Globalismus dar - noch verstärkt durch die Gefahren 
eines biologischen, chemischen oder nuklearen Krieges, auf die wir später 
eingehen. Wir leben tatsächlich, und erst seit Mitte des 20. Jahrhunderts, in 
der Beck'schen »Risikogesellschaft« (doch ist dies nicht die einzige, in der 
wir leben). Bei einigen dieser Probleme funktioniert auch weiterhin die tra- 
ditionelle »Lösung«, den Süden oder die Armen hungern zu lassen. Doch 
andere stellen schwere Risiken für die Menschheit insgesamt dar. Sie sind 
nicht identisch mit denen des Kapitalismus, wenn auch eng mit diesen ver- 
flochten (da der Kapitalismus nicht die dominante Form der ökonomischen 
Produktion ist). Die »Unterwerfung« und »Ausbeutung« der Natur und die 
enorme Zunahme der entsprechenden Möglichkeiten sind ebenfalls dem 
Industrialismus und anderen in der Moderne entwickelten Produktionsfor- 
men zuzuschreiben. Der Staatssozialismus (und auch der Faschismus) war 
sogar noch zerstörerischer gegenüber der Umwelt, während der einfachen 
Warenproduktion von Kleinbauern ebenfalls viele destruktive Praktiken auf- 
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gezwungen wurden. Nationalstaaten, wissenschaftliche Establishments und 
(bis in die letzen Jahre) praktisch alle modernen Institutionen haben ihren 
Beitrag zur Zerstörung geleistet. Und das rapide Bevölkerungswachstum 
hat ebenfalls Ursachen, die außerhalb des Kapitalismus liegen - etwa mili- 
tärische, religiöse und patriarchalische Praktiken. Antworten auf diese Ri- 
siken müssen über den Nationalstaat und den Kapitalismus hinausgehen. 
Die gegenwärtigen Reaktionen auf Umweltprobleme lassen sich grob zwei- 
teilen. Erstens gibt es jetzt schon Organisationen, welche die bekannte Ma- 
xime »Global denken, lokal handeln« in vielerlei Gestalt umzusetzen ver- 
suchen. Es handelt sich vor allem um gemischte lokal-transnationale Pres- 
sure-Gruppen und NGOs, manche formell organisiert (wie Greenpeace), 
andere von Netzwerken aus Spezialisten und Wissenschaftlern getragen. 
Sie sind eher »modern« als »postmodern«, da sie die wissenschaftlich-ma- 
terielle Ausbeutung der Natur aus vorwiegend natur- und sozialwissen- 
schaftlichen Gründen ablehnen. Obwohl diese Eliten zunächst im Norden 
entstanden sind, verbreiten sie sich zunehmend auf dem Globus, unter den 
hochgebildeten Eliten des Südens und unter diversen, eher partikularen 
Gruppen, die von realen materiellen Problemen bedroht sind. Solche Netz- 
werke setzen die modernsten und globalsten Kommunikationsmittel ein. 
Indem sie diese nutzen, umgehen sie manchmal die nationalen Regierungen 
und das internationale Kapital - so etwa 1995 bei der Mobilisierung von 
Konsumenten in Westeuropa für den Shell-Boykott, als die britische Regie- 
rung gedemütigt wurde und die Ölbohrplattform Brent Spar wiedervertäut 
werden mußte. Davon steht noch mehr zu erwarten. 

Handelt es sich hier um eine »globale Zivilgesellschaft«? Die Struktur ist 
nicht ganz neu: Anfang des Jahrhunderts schufen die Sozialisten (und, in 
geringerem Maße, auch Anarchisten, Pazifisten und Faschisten) ausge- 
dehnte transnationale Netzwerke, die sich über weite Teile des Globus er- 
streckten und ebenfalls mit avancierten technischen Mitteln arbeiteten 
(Druckerpressen, Sofortübersetzung, Diktaphone - man denke eiwa an 
Trotzkis bemerkenswerte Studie in Mexico City). Die Sozialisten brachten 
eine Welle von Revolutionen in Gang, manche erfolgreich, die meisten er- 
folglos. Viele der idealistischeren Verfechter einer neuen Zivilgesellschaft 
erwarten, daß sie ihre historischen Vorläufer dereinst klein aussehen läßt. 
Zweitens jedoch werden auch in wachsendem Maße interstaatliche Gremi- 
en und Institutionen gegründet, makroregionale und kontinentale Gebilde, 
UN-Konferenzen usw. Deren wichtigste Teilnehmer sind Repräsentanten 
von Nationalstaaten, die koordinierte Politikentscheidungen implementie- 
ren könnten. Auch eine »sanfte Geopolitik« wird in diesen Arenen verstärkt 
propagiert. Andere wichtige Delegierte sind die oben erwähnten »Experten«, 
die ein Doppelleben führen. Obwohl in transnationalen Berufsverbänden 
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großgeworden, müssen sie die Perspektive des Nationalstaats übernehmen 
und die Regierungen davon überzeugen, daß globale Sichtweisen tatsäch- 
lich im nationalen Interesse sind. Manchen gelingen dabei tolle Streiche. 
Amerikanische Ornithologen haben es geschafft, das State Department da- 
zu zu bringen, in sein Hilfsprogramm für Belize die Forderung aufzuneh- 
men, einen seltenen Vogel zu schützen, von dem die Verantwortlichen in 
Belize noch nie gehört hatten. Bedeutsamer ist schon, daß Feministinnen in 
Entwicklungsorganisationen reaktionäre Diktatoren des Südens dazu drän- 
gen, mehr Mittel in die Ausbildung von Frauen zu stecken, da dies zur 
Senkung der Geburtenrate führt (eines der Hauptziele fast aller Regierun- 
gen des Südens). 

Die Behandlung von Umweltproblemen führt meist zu dualen Interaktions- 
netzwerken. Auf der einen Seite steht eine potentiell lokale/transnationale 
Zivilgesellschaft, auf der anderen Seite die internationale „sanftex Geo- 
politik. Erstere kann den Nationalstaat transzendieren, letztere die Staaten 
stärker koordinieren, wenn auch vielleicht in zum Teil konsensuellem 
Rahmen, der mit der graduellen Verbreitung einer Zivilgesellschaft kom- 
patibel ist. Wiederum eine vielschichtige Angelegenheit. 

Dies gilt auch für die anderen »neuen sozialen Bewegungen«. Meist wird 
argumentiert, daß die mit der »neuen Politik« der Identität befaßten Bewe- 
gungen - um Geschlecht, Sexualität, Lebensstile, Alterskohorten, Religion 
und Ethnizität - die nationalen Identitäten (und die national regulierten 
Klassen) schwächen und sie durch lokale-plus-transnationale Identitäts- 
quellen ersetzen oder ergänzen. Ethnische Politiken sind zu variabel, um sie 
in ein paar Absätzen behandeln zu können (ich lasse mich an anderer Stelle 
ausführlicher dazu aus). Ein Satz soll daher genügen: Ethnische Politik mag 
die vorhandenen Staaten fragmentieren, doch die Folge dieser Zersplitte- 
rung - angesichts der Niederlage von alternativen multinationalen und so- 
zualistischen Staaten - sind noch mehr, angeblich authentischere National- 
staaten. Was andere auf Identitätspolitik beruhende soziale Bewegungen 
angeht, so möchte ich behaupten, daß sie die bestehenden Nationalstaaten 
letztendlich stärken. 

Ich habe oben ausgeführt, daß der »moderate Nationalstaat« sich darauf 
gründete, daß er sich aus dem als »prıivat« betrachteten Bereichen des so- 
zialen Lebens heraushielt. Besonders heilig war die Familie, und hier misch- 
te sich der Staat nur bei den ganz Armen ein. Säkularen Staaten fehlten im 
allgemeinen eigene moralische Themen, sie übernahmen die moralischen 
Konzepte der Religionen. Ihre Gesetze mögen bestimmte Verhaltensformen 
streng verbieten, doch die Regierungen verließen sich stärker auf die Inter- 
nalisierung der Moral durch die Bürger als auf die gewaltsame Durchset- 
zung. Wo die Bürger sich nicht fügen wollten, wichen sie privat aus - und 
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den Staaten fehlte es meist an effektiven Infrastrukturen zur gewaltsamen 
Durchsetzung der Regeln. Offensichtliche Ausnahmen - das Verbot der 
Kinder- und Frauenarbeit war im 19. Jahrhundert eine wichtiges Gesetzge- 
bungsmaßnahme - gingen auf den Glauben zurück, daß sie der patriarcha- 
len Familie und dem christlichen Sexualverhalten entgegenliefen. 

Das 20. Jahrhundert hat dies geändert, durch neue politische Bewegungen 
und die Durchdringung des Privatbereichs mit dem Wohlfahrtsstaat. Die 
Staaten sind nun aufgefordert, moralisches Verhalten im bisher als privat 
betrachteten Bereich gesetzlich zu regeln und durchzusetzen. Ich kann nun 
nicht mehr durch Rauchen öffentliche Räume verpesten; auch mein Hund 
kann nicht überall sein Geschäft verrichten. Ich kann nicht mehr meine 
Frau und meine Kinder schlagen. Wenn ich sie verlasse, muß ich für ihr 
Wohl sorgen. Viele der neuen Gesetze entsprechen paradoxerweise keinem 
restriktiven Geist, sondern der Ausweitung persönlicher Freiheiten. Schwule 
können ihren Lebensstil offen praktizieren; Frauen können eine nichtge- 
wollte Schwangerschaft abbrechen. Doch dies resultiert nicht in einer neo- 
liberalen Abwesenheit staatlicher Regulation - das wäre nur der Fall, wenn 
man sich letztgültig darauf einigen könnte, was öffentlich und was privat 
ist. Die Folge ist vielmehr eine unablässige, höchst erregte politische De- 
batte und ein Strom von Gesetzen. Sollen Schwule heiraten, Kinder aufzie- 
hen, zum Militär gehen, Pfadfindergruppen leiten dürfen? Bis zu welchem 
Monat, aus welchen Gründen, auf welche Weise und in welchen Kliniken 
dürfen Frauen abtreiben? Hat der mutmaßliche Vater ein Mitspracherecht? 
Für all diese Fragen und für die komplizierten sozialstaatlichen Ansprüche, 
die sie nach sich ziehen, brauchen wir gesetzliche Regelungen. Daher wer- 
den Pressure Groups gegründet, die dann mit aller Leidenschaft »Kultur- 
kriege« organisieren. Die USA sind ein Extremfall - beide großen politi- 
schen Parteien sind zum Teil von diesen »neuen sozialen Bewegungen« 
okkupiert. Doch auch die meisten Länder der Erde sind heute durch solche 
moralischen Fragen politisiert. 

Diese Kulturkriege beziehen einige transnationale und globale Netzwerke 
mit ein. Feministinnen, Schwule, religiöse Fundamentalisten usw. nutzen 
neugebildete globale Kommunikationsnetzwerke und NGOs und konzen- 
trieren ihre Kräfte auf die UNO wie auch auf ihre eigenen Staaten. Aller- 
dings fordern die meisten Akteure in diesem Kampf von ihrem Staat mehr 
Regulation durch juristische oder sozialstaatliche Instanzen: Restriktion oder 
Liberalisierung der Abtreibung, des vorehelichen Geschlechtsverkehrs und 
der Elternschaft von Singles; klare rechtliche Definitionen der sexuellen 
Belästigung, des Kindesmißbrauch und der Vergewaltigung; die Garantie 
oder Restriktion der Rechte jener Menschen mit unorthodoxen sexuellen 
Vorlieben oder Lebensstilen. Da die soziale Regulierung überwiegend im 
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Autoritätsbereich der Nationalstaaten bleibt, könnte die Ausbildung neuer 
Identitäten letzlich zur Wiederbelebung seiner Politik und zur Ausweitung 
seiner Zuständigkeit führen. Die neuen sozialen Bewegungen behaupten, 
mit Klassenpolitik wollten sie nichts am Hut haben. Vielleicht ist die Klas- 
senpolitik im Niedergang begriffen - doch nicht die nationale Politik. 


Postmilitarismus und die neue Weltordnung 


Martin Shaw zufolge haben die Nationalstaaten des Nordens im Bereich 
der harten Geopolitik die radikalste Transformation durchgemacht - weil 
sie hier die bittersten Lektionen gelernt haben. In den beiden Großen Nörd- 
lichen Kriegen (bekannt als Weltkriege) hatten sie etwa 70-80 Millionen 
Tote zu beklagen - als direkte Folge des Systems der Nationalstaaten.' In 
diesen Kriegen haben sie außerdem verheerende Waffensysteme entwik- 
kelt, die nicht mehr für irgendeine rationale »harte Geopolitik« einzusetzen 
sind. Die Staaten des Nordens sind heute weniger bereit, sich in ausge- 
wachsene Kriege zu stürzen, als fast jeder Staat der Geschichte. Das ur- 
sprüngliche Rückgrat des Nationalstaats verwandelt sich in Gelatine. 

Doch wiederum gibt es Unterschiede zwischen den drei Regionen. Militä- 
risch sind die Europäer, die verantwortlichen Protagonisten beider Kriege, 
zurückhaltender als alle andern. Sie verlassen sich in Sachen Verteidigung 
auf die USA und sind in ihrer Sicherheit gegenwärtig nicht ernsthaft be- 
droht. Die EU hat zwar zwei Nuklearmächte, die französisch-deutsche Bri- 
gade und die eigentümliche Westeuropäische (Verteidigungs-) Union, doch 
spielt dies eine viel geringere Rolle als das historisch beispiellose Fehlen 
einer ernsthaften »harten Geopolitik« in Europa. Die Deutschen bleiben 
durch den Antimilitarismus am stärksten gebunden. Die Entschlossenheit, 
mit dem schrecklichen Charakter der europäischen Geschichte zu brechen, 
ist vermutlich die kausal am stärksten determinierende Transformation der 
Moderne, die auch die traditionelle nationale Souveränität am stärksten 
unterminiert. Doch die europäische Geschichte zum allgemeinen Muster für 
die Welt zu machen, wäre äußerst ethnozentristisch. Und wenn sie es wäre, 
erforderte die Analogie mehr als bloß die durch eine »kulturelle Wende« 
verstärkte Restrukturierung des Kapitalismus. Die Analogie würde verlan- 
gen, daß in anderen Regionen Millionen in künftigen Kriegen sterben, da- 
mit die Leute endlich »Genug!« rufen. 

Doch die meisten Japaner haben wohl ebenfalls »Genug!« gerufen. Sie sind 
gegenwärtig zurückhaltende Militaristen. Manche japanischen Politiker 


4 Natürlich hatten diese Kriege komplexe Ursachen. Wie ich jedoch für den ersten Krieg 
zu zeigen versucht habe (Mann 1993a, Kap. 21), beruhen sie stärker auf den Institutionen 
des Nationalstaats als auf jeder anderen Organisation von Macht (wie etwa dem Kapitalis- 
mus). 
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sind kühner als ihre deutschen Kollegen, was nationalistische Töne anbe- 
langt, doch sie kriegen immer noch eins über den Mund. Doch ist Ostasien 
eine potentiell unsichere Region. Wiederum anders sind die Vereinigten 
Staaten. Sie haben wenig unter den beiden Großen Nördlichen Kriegen ge- 
litten - im Gegenteil, die Wirtschaft hat stark profitiert. Die USA sind eine 
militärische Supermacht, die immer noch mit einem stehenden Heer von 
1 400 000 Soldaten ins nächste Jahrhundert gehen will und die Ausrüstung 
modernisiert. Sie bleiben der Weltpolizist, eine Rolle, in der sie die euro- 
päischen und japanischen Regierungen auch weiterhin sehen wollen und 
die vielleicht sogar der Finanzlage nützt. Doch selbst in den USA gab es 
beträchtliche Einschnitte in das Verteidigungsbudget, und es ist zweifel- 
haft, ob die amerikanischen Wähler einen Krieg durchhalten würden, in 
dem viele ihrer Landsleute getötet werden. Auf jeden Fall beherrschen die- 
se nördlichen Regionen die Welt ohne Krieg. 

Die Welt bleibt dennoch von Konflikten durchzogen, in denen die »harte« 
Geopolitik eine wichtige Rolle spielt. Betrachten wir diese Liste: wachsen- 
der ethnischer Separatismus, Konflikte zwischen potentiellen Nuklearstaa- 
ten wie Indien und Pakistan oder den beiden Chinas, Chinas geopolitische 
Rolle entspricht nicht seiner realen Stärke, die Instabilität Rußlands und ei- 
niger kleinerer, gutgerüsteter Mächte, die Vorherrschaft von Militärregimen 
in der Welt, die wahrscheinliche Proliferation von Nuklearwaffen und die 
weitgehend unkontrollierte Verbreitung von chemischen und biologischen 
Waffen in der gegenwärtigen Welt. Wer weiß, was für ökologisch bedingte 
Krisen, etwa aufgrund von Wassermangel, oder was an von außen be- 
herrschter Ausbeutung der Lebensgrundlage eines Landes usw. auf uns zu- 
kommt? Es ist unwahrscheinlich, daß Militarismus oder Krieg einfach ver- 
schwinden. Alle diese Bedrohungen bilden schwerwiegende Hindernisse 
für die Diffusion transnationaler und universaler globaler Netzwerke. 

Die Gefahren könnten möglicherweise durch eine globale geopolitische 
Ordnung eingedämmt werden, auch wenn diese zum Teil segmentiert wäre. 
Sie wird auf absehbare Zukunft um die USA zentriert sein, flankiert viel- 
leicht durch eine verstärkte Koordination mit den größeren Staaten des 
Nordens und mit den Vereinten Nationen. Shaw zufolge bietet deren Kom- 
bination die Grundlage für die Herausbildung einer Weltordnung, er 
schränkt jedoch ein, daß es sich nicht um einen echten »Staat« handle und 
daß sie zerrissen bleibe zwischen den »westlichen« und den »globalen«- 
Komponenten. Tatsächlich handelt es sich offenbar um eine Triade, da ihr 
Kern nicht westlich, sondern amerikanisch ist - womit eine weitere Ebene 
der Unberechenbarkeit hinzukommt. Die amerikanischen Wähler wollen 
vielleicht nicht die »Söldner« bereitstellen, die als Weltpolizisten auftreten 
sollen. Vielleicht reicht es für die Nachbarn, für ein paar strategisch wichti- 
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ge Orte und die elementaren amerikanischen Interessen wie Öl, aber nicht 
für den großen Rest der Welt - oder die mächtigeren unter den Rivalen. Es 
ist offenbar ein langer Weg zu einer transnationalen oder geopolitischen 
Ordnung für die Welt insgesamt. 

Und selbst die oben erwähnten kriegsähnlicheren Szenarios wären nicht 
wirklich mit der fürchterlichen Vergangenheit der Nationalstaaten gleich- 
zusetzen. »Harte« Geopolitik - das heißt schreckliche Kriege - war die Ur- 
sache für sein anfängliches Wachstum und blieb bis in jüngste Zeit ein we- 
sentlicher Bestandteil des Nationalstaats. Die harte Geopolitik ist heute im 
Norden vergleichsweise rückläufig, allerdings nicht überall. Obwohl die 
von den Kriegswaffen ausgehenden Gefahren sich verschärft haben, redu- 
zieren sie im Grunde die Mobilisierungsmacht von Staaten. Wenn Staaten 
einen Teil ihres traditionellen Kerns verloren haben, sind sie dann im all- 
gemeinen Niedergang begriffen? Das Argument scheint im Hinblick auf 
Europa am plausibelsten, am wenigsten gilt es für weite Teile des Südens. 
Außerdem haben wir gesehen, daß die »weiche« Geopolitik Konjunktur 
haben könnte als Ergänzung der harten Spielart, untermauert von den oben 
beschriebenen neuen sozialen Bewegungen auf nationaler Ebene. 


Folgerungen 


In diesem Aufsatz wurden vier vermeintliche »Gefahren« für den heutigen 
Nationalstaat analysiert: Transformation des Kapitalismus, Umweltgefah- 
ren, Identitätspolitik und Postmilitarismus. Wir müssen auf Abstand gehen 
von den enthusiastischeren Globalisten und Transnationalisten. Mit wenig 
historischem Gespür übertreiben sie die einstige Stärke der Nationalstaaten; 
mit wenig Gespür für die globale Vielfalt übertreiben sie deren gegenwärti- 
gen Niedergang; mit wenig Gespür für deren Pluralität unterschätzen sie 
die Rolle der internationalen Beziehungen. In allen vier Bereichen der 
»Gefährdung« müssen wir unterscheiden zwischen (a) unterschiedlichen 
Auswirkungen verschiedener Staatstypen in verschiedenen Regionen; (b) 
den Nationalstaat schwächenden und stärkenden Trends; (c) Trends, die 
nationale Regulationsmechanismen auf internationale und transnationale 
Netzwerke verlagern; und (d) Trends, die Nationalstaaten und den Trans- 
nationalismus zugleich stärken. 

Ich habe einige Verallgemeinerungen riskiert. Die kapitalistische Transfor- 
mation scheint die fortgeschrittensten Nationalstaaten des Nordens in gewis- 
sem Ausmaß zu schwächen, doch eine erfolgreiche wirtschaftliche Ent- 
wicklung würde sie anderswo stärken. Der Niedergang des Militarismus und 
der »harten Geopolitik« im Norden schwächt hier den Traditionskern des 
Nationalstaats. Doch die ersten drei angeblichen »Gefährdungen« sollten die 
internationalen Netzwerke der »weichen Geopolitik« intensivieren und 
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dichter knüpfen. Und die Identitätspolitik könnte (im Gegensatz zur herr- 
schenden Meinung) die Nationalstaaten tatsächlich stärken. Die Phänomene 
sind zu unterschiedlich und widersprüchlich, die Zukunft zu unabwägbar, als 
daß es uns möglich wäre zu behaupten, der Nationalstaat und das System der 
Nationalstaaten würden entweder gestärkt oder geschwächt. Vielmehr hat es 
(entgegen manchen Postmodernisten) den Anschein, daß mit der zunehmen- 
den Integration der Welt die lokalen Netzwerke weiterhin zusammen- 
schrumpfen - obwohl die Fragmentierung mancher heute noch existierender 
Staaten in kleinere, ethnisch definierte Staaten eine Art Gegentrend darstel- 
len würde, d.h. die Reduktion des Nationalstaats auf eine lokalere Ebene. 
Die globalen Netzwerke gewinnen in der Tat an Stärke. Doch sie enthalten 
drei Elemente. Erstens verdanken sie einen Teil ihrer Stärke dem globale- 
ren Ausmaß der transnationalen Beziehungen, die im wesentlichen den 
technischen und gesellschaftlichen Beziehungen des Kapitalismus ent- 
springen. Doch haben diese nicht die Macht, den globalen Netzwerken ei- 
nen singulären Universalismus aufzuzwingen. So sind zweitens auch die 
globalen Netzwerke zu einem gewissen Grade durch die Partikularitäten 
der Nationalstaaten segmentiert, besonders der mächtigeren im Norden. 
Drittens wird diese Segmentierung durch internationale Beziehungen ver- 
mittelt. Dazu gehören manche »harten« politischen Strategien, und liefen 
diese abermals auf Kriege und internationale Spannungen hinaus, würde 
die Segmentierung tatsächlich zunehmen. Doch gegenwärtig hat die Ex- 
pansion der »weichen« Geopolitik das größere Gewicht, und diese ent- 
spricht eher dem Transnationalismus. Haben wir es mit einer »Weltgesell- 
schaft« zu tun? Nicht im stärksten Sinne, wie die enthusiastischeren Theo- 
retiker oft meinen. Die globalen Netzwerke enthalten keine singuläres, re- 
lativ systemisches Prinzip der Interaktion oder Integration. Meine Auffas- 
sung von der »Gesellschaft« ist weniger hochgeschraubt, da ich menschli- 
che Gesellschaften immer als multiple, sich überlappende und überkreu- 
zende Interaktionsnetzwerke begreife. Der Globalismus wird dies wohl 
kaum ändern. Menschliche Interaktionsnetzwerke durchdringen heute die 
Welt, doch in multipler, variabler und ungleichmäßiger Weise. 

Aus dem Amerikanischen übersetzt von Klaus Fritz 
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Versäumte Aktualität - Immanuel Kants 
»Zum ewigen Frieden« 


Bekanntlich hat Wilhelm Weischedel (1982) uns über die Hintertreppe zu 
den großen Philosophen und also auch zum großen Kant geführt. Natürlich, 
unter dem Titel »Kant oder die Pünktlichkeit des Denkens« stellt er uns 
weniger den Sinn des Königsberger Philosophen für die Regeln des Den- 
kens als den Eigensinn des Mannes in seinem Hang zum geregelten Leben 
vor. Es mag sein, daß - wie man sagt: - »Leben und Werk« hier tatsächlich 
aufs engste konvergieren; so sehr, daß Alexander Kluge einmal von der 
»Kritik der reinen Vernunft« im Vergleich mit dem Märchen vom »Wolf 
und den 7 Geißlein« sprach: zur Frage steht, was und unter welchen Bedin- 
gungen vernünftigerweise ins Haus der Vernunft gelassen werden darf und 
was nicht. Die Abneigung Kants jedenfalls gegen alle Störungen, gegen 
Zufälligkeiten und Unvorhersehbarkeiten ist vielfach bezeugt; sie hat - über 
die buchstäbliche »Pünktlichkeit des Denkens« im geordneten Tagesablauf 
hinaus - den doch kosmopolitischen Denker vor aller Reiselust, vor Orts- 
wechseln gründlich bewahrt. Seinen Heimatort hat Kant zeitlebens nicht 
verlassen. Auch die Hauslehrerstellen, die er im Alter von 22 bis 31 Jahren 
bei drei verschiedenen Familien ausfüllt, entfernen ihn nur wenige Meilen 
von der Stadt Königsberg. Der Versuchung, besser Drohung, der Berufung 
zum ordentlichen Professor nach Erlangen bzw. Jena aus Gründen der Exi- 
stenzsicherung folgen zu müssen, kann Kant entgehen, da nun auch Kö- 
nigsberg ihm ein Angebot macht. Hier tritt er im Jahre 1770 (im Alter von 
46 endlich die angemessene Amitstelle; die erste überhaupt hatte er 5 Jahre 
zuvor als Unterbibliothekar an der Königlichen Schloßbibliothek einge- 
nommen) die ordentliche Professur für Metaphysik und Logik an. Die An- 
stellung, so scheint es, fördert das geregelte Arbeiten, und nach weiteren 11 
langen, unabgelenkten Jahren legt Kant 1781 die »Kritik der reinen Ver- 
nunft« der gebildeten Öffentlichkeit vor. Das geregelte Leben dagegen 
vollendet seine Form, als Kant 1787, nun 63-jährig, zuletzt auch ein eige- 
nes Haus bezieht. Um 5 Uhr morgens, ob sommers oder winters, steht der 
Gelehrte auf. Nun folgt unverzüglich die Vorbereitung auf die Vorlesun- 


PROKLA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 106, 27. Jg. 1997, Nr.I, 143-172 


144 Uli Jähner 


gen, die er viermal die Woche von 7 bis 9 Uhr, zweimal von 8 bis 10 Uhr 
morgens hält, zuzüglich das samstägliche Repetitorium von 7 bis 8. An- 
schließend die eigene philosophische Arbeit, bis daß er mittags um 13 Uhr 
die Tischgesellschaft schon sehnsüchtig erwartet. Man speist und plaudert 
bis 4 oder 5 Uhr in den Nachmittag, wobei jeder Gast immerhin eine halbe 
Flasche Wein erhält. Zwei weitere Lesestunden sind nun zu verbringen, bis 
Kant um 19 Uhr seinen abendlichen Spaziergang beginnt - so pünktlich, 
daß einige Königsberger Bürger, wie es heißt, ihre Uhren »nach dem Um- 
lauf« des Professors stellten. Zuletzt dann noch einige Zeit der Lektüre, 
doch niemals länger und von ihr so gefesselt, als daß er nicht um 10 Uhr 
abends im Bette lag. Den Schlaf im übrigen hat Kant - wie anderes auch 
mit seinen obsessiven Lebensregeln - mit einer spleenigen Idee bedacht. Er 
glaubte, daß einem Menschen nur eine bestimmte Portion davon in seiner 
Lebensspanne gegeben sei, und ein Langschläfer also folgerichtig zu viel 
davon zu früh verbrauche und also seine Lebenszeit verkürze. 

Viel Lebenszeit freilich hat Kant mit seinem Kammerdiener Lampe ver- 
bracht; und der kurze Blick auf die Eigenheiten des Philosophen wäre ge- 
radezu unzulässig verkürzt, würde er nicht diesen alten ausgedienten Sol- 
daten zumindest streifen. Man darf zu der Beziehung zwischen dem zeitle- 
bens ehelos gebliebenen Philosophen und seinem Diener wohl nicht nur das 
tragende Gerüst der alltäglichen Ordnung, sondern auch ein gewisses Maß 
an verhaltener Intimität assoziieren. Immerhin gehörte zu den Aufgaben 
des Dieners über die Jahre auch der Auftrag, seinen des öfteren unwilligen 
Herrn frühmorgens aus dem Bett zu zwingen. Es bedarf keiner allzugroßen 
Vorstellungskraft, um den tiefen Einschnitt, ja vielleicht die Katastrophe zu 
verstehen, als Kant aufgrund von wachsenden Unregelmäßigkeiten Lampes 
dem irgendwie gemeinsamen Bündnis von Disziplin und Intimität ein Ende 
macht und sich zur Entlassung des Dieners gezwungen sieht. Und aller ver- 
ständigen Logik zum Hohn notiert der alte Kant in sein Merkheft den 
wahrlich widersinnigen Satz: »Lampe muß vergessen werden.« 

Man ist versucht zu sagen: »Da war er nun, der arme Tor, und war so klug, 
als wie zuvor!« Soll heißen - wenn man nicht schon das aufdringliche 
Clich& vom zerstreuten Professor bedienen will: da hatte zuletzt auch den 
großen Denker nach aller kritischen Analyse des Denkens die biologische 
conditio humana, die Vergreisung und die einhergehende Auflösung der 
Denkkraft erwischt. 

Die Banalität der menschlichen Bedingung ist nicht - wie man meinen 
könnte - fernab vom Thema. Kant hat seine philosophisch-politischen, repu- 
blikanischen Schriften, deren erste, die »Idee zu einer allgemeinen Ge- 
schichte in weltbürgerlicher Absicht«, 1784 datiert, im späten Alter verfaßt. 
Den 1795 erscheinenden Text »Zum ewigen Frieden«, der die Grund- 
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legungen, Maximen und die prinzipielle Realisationsmöglichkeit eines welt- 
umspannenden Friedenszustandes als einen republikanischen Rechtszustand 
zwischen Welt-/Bürgern, Staat und Staaten entwerfen will, veröffentlicht der 
71-jährige Mann. Das hat es einer nun zwei Jahrhunderte währenden Rezep- 
tionsgeschichte über lange und längste Strecken immer wieder leicht ge- 
macht, die unpäßlichen politischen Postulate des kantischen Denkens unter 
die Senilitäten des Greisen zu verrechnen, um so den lebendigen Geist zu 
stürzen und doch sein Denkmal zu bewahren. Selbst Hannah Arendt (1985, 
17) verschließt sich nicht ganz der verwerfenden Behauptung; und den ironi- 
schen Ton im »ewigen Frieden« hat sie zum Anlaß der Deutung genommen, 
daß Kant selber die Schrift nicht allzu ernst nahm. Tatsächlich, schon die 
einleitenden Sätze zeigen, daß alle Ironie - und mit ihr aber auch alle literari- 
sche Brillanz und politische Scharfsicht auf Seiten des Autors ist. Und es 
lohnt, schon wegen der schönen Formulierungen, sie zu Gehör zu bringen: 
»Zum ewigen Frieden. Ob diese satirische Überschrift auf dem Schilde jenes holländischen 
Gastwirts, worauf ein Kirchhof gemalt war, die Menschen überhaupt, oder besonders die 
Staatsoberhäupter, die des Krieges nie satt werden können, oder wohl gar nur die Philosophen 
gelte, die jenen süßen Traum träumen, mag dahingestellt sein. Das bedingt sich aber der Ver- 
fasser des Gegenwärtigen aus, daß, da der praktische Politiker mit dem theoretischen auf dem 
Fuß steht, mit großer Selbstgefälligkeit auf ihn als einen Schulweisen herabzusehen, der dem 
Staat, welcher von Erfahrungsgrundsätzen ausgehen müsse, mit seinen sachleeren Ideen keine 
Gefahr bringe, und den man immer sein eilf Kegel auf einmal werfen lassen kann, ohne daß 
sich der weltkundige Staatsmann daran kehren darf, dieser auch im Fall eines Streits mit je- 
nem sofern konsequent verfahren müsse, hinter seinen auf gut Glück gewagten und öffentlich 
geäußerten Meinungen nicht Gefahr für den Staat zu wittern; - durch welche clausula salvato- 
ria der Verfasser dieses sich dann hiemit in der besten Form wider alle bösliche Auslegung 
ausdrücklich verwahrt wissen will.« (EF, 195) 

Als intellektuelle Gefährdung der Alten Welt der anciens regimes kann die 
Schrift wohl (und könnte sie -übertragen - bis heute!) gelten. Ihr Anlaß ist 
der Friedensschluß von Basel gewesen, jener Vertrag, worin erstmals eine 
der alten Mächte, Preußen, die Französische Nation anerkennt; ihr präziser 
Geschichtsort jene Zeitspanne zwischen den Kriegen, der kurze historische 
Augenblick, als hinter dem alten dynastischen, dem Ersten Koalitionskrieg 
gegen die Republik der neue Typus eines zwischenstaatlichen Eroberungs- 
krieges zur Sicherung und Verbreitung einer Revolution noch nicht kennt- 
lich war. Mit den weltgeschichtlichen Umbrüchen der Französischen Re- 
volution verwoben zeigt sich auch ihr anfänglich ungeheurer publizistischer 
Erfolg. Der ersten Auslieferung von 2000 Exemplaren (heute ein gut lau- 
fendes Suhrkamp Buch) folgen schon Wochen später weitere 1500 nach. 10 
weitere Ausgaben erscheinen bis zu Kants Tod im Jahre 1804. Der politisch 
unter den Vorzeichen des Wiener Kongresses stabilisierte Kontinent hat 
dann bis zum Ausbruch des Ersten Weltkrieges nur 12 Neuauflagen erlebt; 


1  Der»Ewige Frieden« wird im folgenden als EF zitiert. Zu den verwendeten Titelkürzun- 
gen aller der Schriften Kants siehe die Literaturliste. 
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kein Wunder angesichts der Fremdheit, mit der das restaurative, später im- 
perialistische Europa der Idee der Republik und - fixiert auf die bewegliche 
Gleichgewichtsordnung der Großmächte - erst recht der Rechtsidee eines 
republikanischen Völkerbunds gegenübersteht. 

In die erste Phase der Rezeption dagegen sind auch andere große Namen 
eingebunden, die die zeitgenössisch erlebte Bedeutung der Schrift unter- 
streichen. Der Abbe Sıeyes, derselbe, der zur revolutionären Begründung 
der Französischen Nation fragte: »Qu’est-ce-que le tiers etat?«, erhielt er- 
wartungsvoll ein von einem Mittelsmann eigenhändig ins Französische 
übertragene Exemplar. Die junge Generation, Fichte, Friedrich Schlegel 
und Görres haben die Friedensschrift 1796 bzw. 1798 rezensiert. Allerdings 
kündigen offene und versteckte, jedenfalls im Gleichschritt mit den rasan- 
ten politischen Wechselfällen formulierte Umdeutungen der Argumente 
den Abschied auch der künftigen Philosophie vom kantischen Denken 
schon an. Zwei Umdeutungen, zwei bis heute noch in den Bruchstücken 
politischer Ideologeme schillernde Grundannahmen über die Möglichkeit 
eines dauernden Friedens verdienen hervorgehoben zu werden, weil sie ei- 
ne denkbar tiefe Differenz zur Friedensschrift Kants und damit deren eige- 
ne Grundsätze vorab markieren. 


»Der Zweck jedes Friedens«, schrieb Görres, »ist Völkerbeglückung, das erste Requisit, um 
diesen Frieden zu erreichen, Dauer. Ein Frieden, der den Völkern für ihre ganze unbegrenzte 
Existenz ihren Wohlstand verbürgt, nur ein solcher kann seinen Namen sich mit Rechte an- 
maßen.« (Görres 1798/1978, 124) 

Wo das Programm des Friedens dem anderen der »Völkerbeglückung«, ja 
des »absoluten Glücks« (ebd.) dienend untergeordnet war; wo erst dies er- 
reichte Menschheitsziel dem künftigen Frieden seinen Namen zu Recht 
verlieh; da führte derselbe Eudämonismus die Feder, den zuvor schon älte- 
re Sozialutopien und später die liberalistischen und sozialistischen Erben 
verströmt haften. Darüber hinaus und entscheidender freilich hat Görres 
seine Friedensutopie mit jener neu entdeckten politischen Rechtfertigung 
aus geschichtlicher Mission verwoben, die der jungen französischen Nation 
ein über allem juridischen Recht stehendes, sittliches Vorrecht gab: im 
Namen des Menschheitsfriedens einen revolutionären Menschheitskrieg zu 
führen, im Namen der Abschaffung von Herrschaft eine kontinentale fran- 
zösische Vorherrschaft zu installieren.” 

Den Ideen einer vollkommenen sozialen Ordnung und einer zum Subjekt 
gewordenen Geschichte, den beiden Demiurgen des folgenden Jahrhunderts, 


2 Vgl. Saage/Batscha (1979, 32). Kaum anders, philosophisch nur sublimierter und um so 
wirkungsvoller hatte Hegel, der angesichts Napoleons an der Spitze des fast schon nach 
Rußland ausgreifenden Heeres die 'Weltseele zu Pferde' sah, in der Rechtsphilosophie ein 
»absolutes Recht« der den »Weltgeist« verkörpernden, die Epoche gestaltenden Völker 
und die »Rechtlosigkeit« der »Geister« der anderen statuiert (1978, $ 347, S. 506). 
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hatte Görres seine Referenz erwiesen und in ihrem Namen den alten »ge- 
rechten Krieg« in neuer revolutionärer Gestalt legitimiert. Der Abstand zur 
kantischen Friedensschrift konnte kaum weiter bemessen sein. Eine Theorie 
der Geschichte ist allerdings auch hier aufbewahrt: durch reformerische 
Verwirklichung des Rechtes aus und inmitten historischen Unrechtes zuletzt 
einen rechtlichen Weltfrieden, das Telos der Menschheit, herzustellen. 

Daß der kantische Friede immer nur ein in rechtlicher Übereinkunft ge- 
schlossener und gesicherter Rechtsfrieden ist, schließt den Krieg als recht- 
mäßiges Mittel seiner Durchsetzung vorab schon aus. Aber Kant hat den Be- 
griff des Friedens und den des Rechtes weit enger, nach transzendentalen 
Vernunftbegriffen nämlich, verknüpft; so eng, daß die »Rechtslehre vom 
Weltfrieden ... mit seiner Rechtsphilosophie insgesamt (identisch ist)« 
(Geismann 1983, 363). Das moralische Vernunfirecht selber gibt die Mög- 
lichkeit des Friedens und auch die Pflicht, ihn zu realisieren, vor. Apriorisch 
gilt hier zuerst, daß »die Vernunft vom Throne der höchsten, moralisch ge- 
setzgebenden Gewalt herab den Krieg als Rechtsgang schlechterdings ver- 
dammt« (EF, 211), weil nicht das Recht, sondern die Gewalt des Siegers den 
Ausgang entscheidet. Kein höheres Recht, nur größere Macht wird durch 
den kriegerischen Sieg befestigt und belegt. So spricht die Vernunft ein apo- 
diktisches Urteil. Es führt aus der bisherigen Geschichte und der Logik der 
Politik in der bekannten Staatenwelt, eine friedlose Sicherheit durch perma- 
nente Abschreckung und durch Vergrößerung der Macht zu schaffen, radikal 
heraus. Gewiß, im gesamten Corpus des ius ad bellum und in bello hatten die 
neuzeitlichen Staaten Europas Kräfte zur Hegung des Krieges entwickelt, 
den »gerechten« in einen »rechtmäßigen« Krieg verwandelt und mit dem 
Gewinn eigener säkularer Rationalität die Verheerungen der Religionskriege 
immerhin gebannt. Die Vernunft jedoch führt die - ohnehin geographisch be- 
schränkte - historische Leistung als geschichtlich Unvollendetes und auch als 
Widersinn vor. Kants Polemik wird nicht müde zu betonen, daß unter einem 
Recht zum Kriege nur eines zu denken sei: »daß Menschen, die so gesinnt 
sind, ganz recht geschieht, wenn sie sich untereinander aufreiben und also 
den ewigen Frieden in dem weiten Grabe finden, das alle Greuel der Ge- 
walttätigkeit samt ihren Urhebern bedeckt« (EF, 212 auch 209f, 242f). Der 
politische Frieden aber, der seinen Namen verdient, weil er der gewaltträch- 
tigen Logik des Staatensystems, der Geschichte der Kriege und bloßen Waf- 
fenstillstände ein Ende macht, er entspringt der Geltung eines universalen, 
gleichen, von der Vernunft diktierten Rechtes. Es ist dasselbe, die Rechte des 
einen und des anderen und den gemeinsamen Frieden sichernde Recht, auf 
das auch alle öffentliche Gewalt verpflichtet wird. So kommt auch die Poli- 
tik, die Kant folgerichtig als »ausübende Rechtslehre« versteht, unter einen 
»kategorischen Friedensimperativ« (Höffe 1995a, 19). Politische Friedens- 
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als Rechtsverwirklichung geschieht in der Zeit. Sie ist, weil die Ansprüche 
des Vernunftrechts und die realen Gestalten der Gewalt und Unrecht noch 
einschließenden Staats- und Völkerrechte auseinanderklaffen, auf einen lan- 
gen Weg der Abfolge nur transitorischer Rechtszustände geschickt. Bevor 
den Forderungen der Vernunft nicht entsprochen ist, wird auch »alles Recht 
der Völker und alles durch den Krieg erwerbliche oder erhaltbare äußere 
Mein und Dein der Staaten bloß provisorisch« sein (RL, 8361, S.474). Und 
erst der gesicherte, globalisierte Frieden kann vollenden, was als »Inbegriff 
der Rechtsbedingungen« am Beginn der kantischen Rechtslehre steht: daß 
gewaltlos zwischen Bürgern und zwischen Staaten »die Willkür des einen 
mit der Willkür des anderen nach einem allgemeinen Gesetz der Freiheit zu- 
sammen vereinigt werden kann« (RL Einleitung $B, S.474). 

Doch der Friede entspringt nicht nur, er dient auch dem Recht. »Das Recht 
der Menschen muß heilig gehalten werden, der herrschenden Gewalt mag 
es auch noch so große Aufopferung kosten« (EF, 243f). So hat Kant den 
Weg zum Frieden auch mit der Zumutung versehen, die Maximen der Poli- 
tik am moralischen, »reinen Begriff der Rechtspflicht« auszurichten - »die 
physischen Folgen daraus mögen auch sein, welche sie wollen« (EF, 242); 
die Zumutung aber mit der Einlösung eines Versprechens, das noch einmal 
die ernste Teleologie der Schrift mit dem leisen ironischen Ton legiert: 
»Trachtet allererst nach dem Reiche der reinen praktischen Vernunft und 
nach seiner Gerechtigkeit, so wird euch euer Zweck (die Wohltat des ewi- 
gen Friedens) von selbst zufallen« (EF, 240). 

Freilich, der hier anklingende Rigorismus der Moral in der Praxis ist so vor- 
dergründig wie die Stimmigkeit der Vernunft mit sich selbst in der Theorie. 
Beide werden den Spannungen des Textes nicht gerecht; denn der weiß 
selbstverständlich von den Schwierigkeiten der Verwirklichung eines ver- 
nünftigen Friedens in einer unvernünftigen Welt. Ich will im folgenden zu- 
erst die Grundzüge der politischen Friedenspostulate innerhalb der »Kompo- 
sition« der kleinen Schrift skizzieren. Systematische, reine Vernunftrechts- 
begriffe und reale historische Kontexte sind darin vereint. Ihr ureigenes 
Spannungsverhältnis wird indessen von einem anderen überlagert. Den For- 
derungen des Rechts korrespondieren Forderungen der Moral, die den ande- 
ren Begriffsstrang in Kants praktischer Vernunft knüpft. Doch ihr gemein- 
sames Bündnis, die Macht des Rechtes zu zwingen und die Pflicht mora- 
lisch-rechtlicher Selbstbindung der Macht, ist durch die Gefahr bloß parti- 
kularer Herrschaftssicherung prekär. Im Entwurf des Friedens wird die 
Spannung beider an signifikanter Stelle virulent: dort nämlich, wo hinter ei- 
nem zwangsbewehrten Weltstaat, und wäre er eine Weltrepublik, doch nur 
tiefster Staatsdespotismus lauerte, und Kant daher die Aufgabe der wechsel- 
seitigen Befriedung der Staaten einem schwachen, bloß föderativem Völker- 
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bund, ohne jede Sanktionsgewalt sogar, übergibt. Ungesichert bleibt deshalb 
auch aller Weg zum Frieden. Wie Kant dennoch den Überschritt zum 
»ewigen Frieden« durch eine Reflexion auf das vernunftmoralische Vermö- 
gen und eine Fortschrittsgarantie der Natur zu bewältigen versucht, wird 
dann zu zeigen sein. Sein Denkweg führt in einen Widerspruch eines strikten 
Revolutionsverbotes der Vernunft zu einem - fast wäre zu sagen: - Revoluti- 
ons»gebot«, das die Naturgeschichte ausagiert. Aber gerade diese Aporie 
stößt auch den großen politischen Realismus Kants, seine Forderung nach 
klugen, erfahrungsreichen Institutionalisierungen des Politischen und nach 
der unbedingten Reformpflicht in der Politik an. Zuletzt wird man über die 
Völkerbundsidee des »Ewigen Friedens« heute nicht sprechen können, ohne 
auf Dimensionen ihrer Aktualität in diesem Jahrhundert einzugehen. 


Kein definitiver Frieden 


Die kleine Friedensschrift eine »Komposition« zu nennen, ist durchaus an- 
gebracht. Globalisierende Friedenspläne hat die Neuzeit, die unter der Dy- 
namik des Kolonialismus, der Religionskriege und der sich herausbilden- 
den mächtigen Flächenstaaten spätestens an der Wende des 17. zum 18. Jh. 
im spanischen Erbfolgekrieg den Weltkrieg erfand, einige gekannt. Reli- 
giöse Motive und Fortschreibungen der aus der kaiserlichen Reichsordnung 
überkommenen Schieds- und Sanktionsinstitutionen waren in der Regel 
darin verspannt (vgl. Raumer 1953, Merle 1995). Unter all diesen Friedens- 
rufen gewinnt der »ewige Frieden« nicht allein durch die erstmalige syste- 
matische Exposition einer globalen Rechtsordnung seine Einzigartigkeit. 
Einzigartig ist er ebenso durch seine literarische Form: Kant kleidet näm- 
lich den philosophischen Friedensentwurf in die formelle Gestalt eines zwi- 
schenstaatlichen Friedensvertrages. Ganz im Stil des damaligen, völker- 
rechtlich gebräuchlichen Doppelvertrages formulieren sechs Präliminararti- 
kel Vorbedingungen, ohne die der künftige, endgültige Frieden undenkbar 
ist; drei Definitivartikel richten dann dessen grundlegende Prinzipien auf, 
und je zwei Zusätze und Anhänge handeln abschließend von seinen Ge- 
fährdungen und Sicherungen (vgl. Saner 1995, 44). Der stilistische Kunst- 
griff folgt einem gewitzten ästhetischen Verfahren; und die ästhetische Ma- 
xime und Wirkung ist leicht zu benennen - in weiter Ferne, so nah... Kants 
Schrift statuiert als vertraglich schon beschlossene, mit Händen zu greifen- 
de, mögliche Gegenwart, was weit vorausgeht in eine unabsehbare, zu- 
künftige Zeit: die Verwandlung aller Staaten in Republiken und ihre Verei- 
nigung in einem den Frieden sichernden Völkerbund. 

Der ungeheure Neubeginn ist dennoch mit der Tradition vermittelt. Die 
Grundlegung der Friedenszukunft entstammt der klassischsten aller politi- 
schen Theorien und ist uns gut bekannt. 
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»Der Friedenszustand unter Menschen, die nebeneinander leben, ist kein Naturzustand ..., der 
vielmehr ein Zustand des Krieges ist, d.i. wenngleich nicht immer ein Ausbruch der Feindse- 
ligkeiten, doch immerwährende Bedrohung mit denselben. Er muß also gestiftet werden«. 
(EF, 203) 

Kants (literarischer) Friedensvertrag rekurriert auf Hobbes Lehre vom Na- 
turzustand und den politischen Gesellschaftsvertrag, der ihm ein Ende 
macht. Das wesentliche Begründungsmuster ist damit schon umrissen, und 
ich muß es nur kurz in Erinnerung rufen. 

Im Gewaltverzicht aller einzelnen zur Gewährleistung der Sicherheit eines 
jeden begründete Hobbes das absolute Machtmonopol des neuzeitlichen 
Staates. Ausdrücklicher allerdings, als es die absolutistische Realität je 
vermochte, war ım Titel des »sterblichen Gottes«, den Hobbes dem Staat 
verlieh, auch der Preis des Friedens, dessen Allmacht, namhaft gemacht. 
Mit dem Anspruch, den »Untertanen« in den Bürger zu verwandeln und 
ihm vor dem Zugriff des Staates Schutz zu gewähren, begann folgerichtig 
das Denken der modernen Republik. Ihre Aufgabe ist, die Gewalt des 
Staates durch Teilung zu zähmen, sie an Grund- und Menschenrechte zu 
binden und ihre Ausübung selber zu verrechtlichen. Die konstitutionelle 
Verfassung, die Allgemeinheit der Gesetzgebung konvergiert mit der Hoff- 
nung, daß sich in der Rechtsform und in den Gesetzen auch die volonte 
generale verkörpere, ja daß das Gemeinwohl die »Erhaltung der bloßen ge- 
setzlichen Form einer bürgerlichen Gesellschaft« selber sei (Kant, zit. n. 
Geismann 1983, 365). Und wo die Freiheit, auf die die Republik sich be- 
ruft, nichts anderes als die »Befugnis« ist, »keinem äußeren Gesetze zu ge- 
horchen, als zu denen ich meine Beistimmung habe geben können«; und 
die »Gleichheit ... dasjenige Verhältnis der Staatsbürger, nach welchem 
keiner den anderen wozu rechtlich verbinden kann, ohne (...) von diesem 
wechselseitig auf dieselbe Art auch verbunden werden zu können« (EF, 
204 Anm.); da hat Kant in großartiger Kürze zu sagen gewußt, daß nun der 
ursprüngliche Gesellschaftsvertrag in jeder Gesetzgebung zu verstetigen 
und der verstetigte Vertrag zur Legitimationsgrundlage der Republik 
schlechthin geworden ist. Und zugleich mit dem Ideal des einen jeden ein- 
beschließenden legitimierenden Verfahrens, an dem fortan die Realitäten 
der Republiken und Staaten sich messen ließen, kehrte die Idee der Ge- 
rechtigkeit, deren alte, theologische Gestalt Hobbes aus der Politik verbannt 
hatte (»auctoritas, non veritas facit legem«), in neuer, prozeduraler Gestalt 
ins politische Staatsrecht zurück. 


3 Ausden Verheerungen der Konfessionskriege hervorgegangen, war dem 17. Jh. im übri- 
gen der Zusammenhang von Staats- und Friedensgründung bewußt geblieben, bevor er 
sich mit wachsender innerer Sicherheit in der Formel der »öffentlichen Ruhe und Ord- 
nung« verlor; ja in der Fähigkeit zur inneren Friedenssicherung inkarnierte die Legitimi- 
tät von Staat und Politik (vgl. Janssen 1975, 556ff). 
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Doch in der öffentlichen Erzwingungsmacht des Rechtes lebt auch die ur- 
sprüngliche Gewalt des Staates fort, in der Hobbes das politische Grund- 
verhältnis als ein ungleiches Austauschverhältnis tarierte: die Schutzpflicht 
des Staates gegenüber dem Untertan im Austausch gegen dessen Gehor- 
samspflicht gegenüber dem Staat. Die Republik nun kann den Schutz der 
Freiheit des Bürgers durchs Recht vollziehen. Doch was für den Bürger im 
innerstaatlichen Bereich gilt, gilt für die Republik selber nach außen nicht. 
Die Welt der souveränen Einzelstaaten, ob republikanisch oder nicht, er- 
kennt eine oberste Rechtsinstanz nicht an. Daß folglich sich das souveräne, 
partikulare »Recht« der Staaten erst und nur in der Gewalt des Kriegsfalles 
erweist, das gerade macht den fortwährenden Naturzustand im zwischen- 
staatlichen Verhältnis aus. 

Gewiß, als Staatengemeinschaft oder -bund konnte sich das europäische 
Jahrhundert Kants schon verstehen. Die Gemeinsamkeit, die mit dem ver- 
bindenden Christlichen Kanon des Heiligen Römischen Reiches zerbrochen 
war, war spätestens seit Beginn des 18. Jh. in der Suche nach und dem 
Zwang zum Gleichgewicht der Großmächte zurückgekehrt (Craig/ George 
1984, 32f, 37; Schmitt 1988, 112ff). Der Zwang hat auch der Maßlosigkeit 
des Krieges entgegengewirkt. Ob und wie jedoch nach der Vertragsidee 
auch dieser Natur- in einen internationalen Rechtszustand, das Modell des 
Gleichgewichtes der pluralen Kräfte ın das der gemeinsamen Abhängigkeit 
der Staaten von dem einen Recht überführt werden kann; darin liegt wie in 
einem archimedischen Punkte alle Beweislast, die Kant sich aufgeladen 
hat. Aber die literarische Form des Friedensvertrages kennt keine Beweise, 
sondern zur Zukunft gewendete Willenserklärungen und Erwartungen, 
Vereinbarungen, Versprechen und Garantien. Um so stärker prägen sich 
innere Brüche - und mehr noch die eigene, inhärente Zeitstruktur des Tex- 
tes aus. Befangenheiten in den Vorstellungen des ausgehenden 18. Jh. und 
kühne Antizipationen, oder anders: historisch Erledigtes und uneingelöste 
Aktualitäten sind untrennbar verwoben in dem einem Textgeflecht. So 
leuchtet ein, daß die Aufgabe, dessen Webmuster nachzuzeichnen, selber 
ein Balanceakt ist: den Nachvollzug der systematischen Argumente und ih- 
res historischen Ortes mit jener Neigung zu tarieren, die Kants Vorgriffe 
wie unwillkürlich beim Worte nehmen und mit der eigenen zeitgenössi- 
schen Erfahrung konfrontieren will. 

»Es soll kein Friedensschluß für einen solchen gelten, der mit dem gehei- 
men Vorbehalt des Stoffs zu einem künftigen Krieg gemacht worden« (EF, 
196). Denn der wäre ja nur ein bloßer, vorläufiger Waffenstillstand. Der 
status quo soll wechselseitig anerkannt und alle vormaligen Ansprüche für 
immer abgetan, der Wille zum Frieden, der strikt das Ende aller Hostilitäten 
bedeutet, soll unbedingt sein. Ein ursprünglicher moralischer Willens- 
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imperativ ebnet im ersten Präliminarartikel auch den ersten Schritt zu ei- 
nem dauernden Frieden. Die »geheimen Vorbehalte« dagegen, sie haben 
über alle Ränkefälle hinaus den gebräuchlichen Wortsinn im Bedeutungs- 
kreis der Politik überhaupt grundiert; Staatskunst, List und Verschlagenheit 
verschlangen sich darin (Sternberger 1984, 30); und der Diplomat, die frü- 
heste Figur der Politik als Beruf, konnte in der politischen Welt unbean- 
standet mit der Definition des »ehrenwerten Spions« bestehen (Craig/George 
1984, 27). So klingt in den Worten schon der historische Resonanzboden 
der Präliminarien mit. Sie sind im Geist der Moralität eines Bürgertums 
intoniert, das in der moralfernen Staatsräson, dem Inbegriff der Politik, sein 
striktes Gegenüber sah. 

»Geheime Vorbehalte« haben selbstverständlich auch Kants ureigene poli- 
tische Lebenserfahrung grundiert. Den Aufstieg Preußens zur Großmacht 
nämlich hatte Friedrich II. - der Flötenspieler und Liebhaber der Dicht- 
kunst, Anhänger der Aufklärung und Freund Voltaires, der Verfasser sogar 
eines Anti-Machiavelli - gleich in seinem ersten Regierungsjahr, 1740, 
durch einen Vertragsbruch initiiert, als er Schlesien in seinen Besitz brachte 
und den Bestand Preußens an Land und Leuten auf einen Schlag nahezu 
verdoppelte. Das Beispiel Friedrichs lehrte zugleich die Ohnmacht der vom 
aufgeklärten Geist erhofften »moralischen Besserung«, sofern sie nur die 
individuellen Bildungsgeschichten in den Domänen der literarischen Kul- 
tur, aber nicht das Selbstverständnis des Staates an der Wurzel ergriff. Und 
auf dessen Leitstern, in »beständiger Vergrößerung der Macht« die »wahre 
Ehre des Staates« zu sehen (EF, 196), zielt schon der Kommentar der ersten 
Präliminarie. Jedoch auch über die Sphäre a-/moralischen Selbstverständ- 
nisses geht Kant sogleich hinaus und in die materiellen Wirklichkeiten hin- 
ein. Ein Wille zum Frieden kann auch nur dann als unbedingter gelten, 
wenn auch auf die Mittel verzichtet wird, die den Krieg jederzeit ermögli- 
chen. Daß, wie der dritte Artikel besagt, »stehende Heere... mit der Zeit 
ganz aufhören (sollen)« (EF, 197), hat Kant in der Erläuterung mit den der 
Hochrüstung geschuldeten Kosten kommentiert, die den Frieden noch 
drückender werden lassen als den (vielleicht gewinnbringenden) kurzen 
Krieg. Auch dafür hatte der preußische Militarismus, dessen stehendes 
Heer von sechs Millionen Einwohnern 230.000 unter Waffen zwang und 
der in Friedenszeiten 70-80%, in Kriegszeiten 90% und mehr des Staats- 
haushaltes verschlang (Saner 1995, 60f), genügend Anschauungsmaterial 
geliefert. Den kriegsförderlichen Seiten der Staatsökonomie ist eigenstän- 
dig der vierte Präliminarartikel gewidmet, der die Aufnahme und Gewäh- 
rung von »Staatsschulden in Bezug auf äußere Staatshändel« verbietet (EF, 
198), weil die so verfügbare Geldmacht die Leichtigkeit der Kriegführung 
noch erhöht. Implizit spielte das Verbot auf die zur Weltmacht aufgestiege- 
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ne Rolle Englands als Kreditmacht im besonderen an, wie es ebenso das 
internationale Kreditsystem im allgemeinen moralischen Imperativen, der 
Unterscheidung von bellizistischen/unproduktiven und produktiven/zivilen 
Zwecken unterwarf (Gerhardt 1995, 59ff). Das genannte Gebot zur Abrü- 
stung indessen trifft den Kern einer Abschreckungslogik, die im wechsel- 
seitigen Zwang zum präventiven Rüstungsvorsprung zu permanenter 
Kriegsbereitschaft treibt. Und als Vorbedingung - im prägnanten Sinn - ei- 
nes dauernden Friedens wird es nicht mehr an einen einzelnen Staat, son- 
dern gleich an die Staatenwelt als ganze adressiert. Ist es doch deren inter- 
aktive Struktur, Sicherheit nur durch und also mit der wechselseitigen Be- 
drohung zu akkumulieren, die die Einzelstaaten auch wie Spielbälle in vor- 
gegebenen Bahnen zu laufen und in die Kriegsmechanik zwingt. Doch 
wenn denn schon der Krieg als »das traurige Notmittel im Naturzustande« 
(EF, 200) existiert, weil der Mangel an bindenden zwischenstaatlichen 
Rechtseinrichtungen den Rechtsprozeß nicht möglich macht, dann muß der 
Krieg doch »ethisiert« (Saage/Batscha 1979, 9) werden. So zollt Kant auch 
dem rechtsmoralisch paradoxen europäischen ius in bello seinen Tribut. 
»Es soll sich kein Staat im Kriege mit einem anderen solche Feindseligkei- 
ten erlauben, welche das wechselseitige Zutrauen im künftigen Frieden un- 
möglich machen müssen« (EF, 200), gebietet der sechste Artikel. Er spricht 
nicht nur die »höllischen Künste«, Weisen der Kriegführung (gemeint sind 
der »Meuchelmord«, Verratsanstiftung, Kapitulationsbruch etc.), sondern 
auch Arten des Krieges an: er verbietet den »schlechterdings unerlaub- 
t(en)«, alles Recht verschlingenden »Ausrottungskrieg«; den »Unterjo- 
chungskrieg«, der einen anderen Staat vertilgt, wie die Rechtslehre hinzu- 
fügt (RL 857, S.470), aber auch den »Bestrafungskrieg«, weil zwischen 
formell gleich souveränen Staaten es »kein Verhältnis eines Obern zu ei- 
nem Untergebenen« (EF, 200)geben kann. Im fortwährenden ungesicherten 
Raum des Naturzustandes soll künftig die Rechtssubjektivität jedes Staates 
gewahrt bleiben. »Kein Staat«, lautet der zweite Artikel, soll »von einem 
anderen Staate durch Erbung, Tausch, Kauf oder Schenkung erworben 
werden können.« (EF, 196) Was sich heute durch die Auflösung der Dyna- 
stien, die den Staat als veräußerbare Habe betrachteten, historisch erledigt 
hat, gilt nicht für den fünften Artikel, der die moderne Essenz der wechsel- 
seitigen Souveränitätsanerkenntnis der Staaten verbindlich formuliert: 
»Kein Staat soll sich in die Verfassung und Regierung eines anderen Staa- 
tes gewalttätig einmischen« (EF, 199). So verknüpfen die Präliminarartikel 
empirische Vorbedingungen des Friedens von Anbeginn mit dem funda- 
mentalen, ja revolutionären republikanischen Rechtspostulat der Selbstbe- 
stimmung: jeder Staat, weil er »eine Gesellschaft von Menschen (ist), über 
die niemand anders, als er selbst zu gebieten und zu disponieren hat« (EF, 
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197), soll als eine in ihrer Existenz unantastbare, moralische Rechtsperson 
gelten. 

Im Überblick wird deutlich: die Präliminarien stellen weder rechtsanalyti- 
sche Herleitungen dar, noch sind sie gemäß der Formalität der Rechtsidee 
formuliert. Sie verhandeln materiale Einsprüche der Vernunft gegen die 
Staatspraktiken in der historischen Realität. Dieselbe Vernunft verlangt 
überdies, obgleich es sich durchweg um Verbotsgesetze handelt, einige von 
ihnen als strikte zu betrachten; andere aber unter eine Erlaubnis zu stellen, 
die den Vollzug aufschiebt, »ohne doch den Zweck aus den Augen zu ver- 
lieren« (EF, 201). Und deutlicher als in der denkwürdigen Konstruktion des 
»Erlaubnisgesetzes«, in der Kant den Rechtscharakter der Präliminarien 
eher beiläufig erhellt, konnte das Bündnis konkreten geschichtlichen Den- 
kens mit dem es tragenden vernunftmoralischen Impuls nicht zum Aus- 
druck kommen. Der positiven Rechtssystematik sind Erlaubnisformulie- 
rungen neben Geboten und Verboten eigentlich fremd. Doch wo etwa die 
Abschaffung des eigenen stehenden Heeres ohne Rücksicht auf alle Um- 
stände den anderen nur zur Invasion einlädt, da stiftet das Erlaubnisgesetz 
»einen Rechtsmodus der Duldung von unvermeidlichen,... institutionell 
verfestigten Gewaltformen« (Brandt 1995, 76), weil ihre strikte Aufkündi- 
gung nur der eigenen Absicht entgegen wirken würde. So bedenkt das 
»Erlaubnisgesetz« noch den Abstand des gewachsenen Unrechts zur künf- 
tigen Gerechtigkeit in rechtsmoralischer Gestalt und bekräftigt über den 
Aufschub hinweg die unbedingte Rechtspflicht zur Reform. 

Die zwei Jahrhunderte, die seit dem ersten Erscheinen der Friedensschrift 
verstrichen sind, haben auf der Welt einige Republiken mehr geschaffen; 
doch die Einlösung der Präliminarien en gros liegt effektiv so fern wie zu 
Kants Zeiten. Das räumt zugleich das Mißverständnis aus, sie als zeitlich 
vorab zu erfüllende Konditionen zu begreifen, bevor eine Friedenspolitik - 
oder die »Fortschrittsgeschichte« - zum Definitiven übergehen kann. 

Im Unterschied zu den materialen und negativen Verbotsgesetzen sprechen 
die Definitivartikel positive Rechtsbedingungen aus; sie entfalten nun in 
der Absicht der - modern gesprochen: - internationalen Friedenssicherung 
den globalen Gesellschaftsvertrag. Und gemäß des Anspruchs, die Rechts- 
grundlagen dieses Vertrages vollständig zu erfassen, muß die rechtliche 
Friedensstiftung in drei Ausprägungen wirksam sein: zwischen Bürgern 
und Bürgern im Staatsrecht; zwischen Staaten und Staaten im Völkerrecht; 
und zwischen allen Bürgern und ihnen fremden Staaten in einem allgemei- 
nen Weltbürgerrecht. 

Der erste Definitivartikel konnte nicht einmal mehr den politischen Zeitge- 
nossen Kants erstaunen, soweit er nur ein Vollbürger der literarisch- 
philosophischen republique des lettres war. So apodiktisch wie lakonisch 


Versäumite Aktualität - Immanuel Kants »Zum ewigen Frieden« 155 


heißt es: »Die bürgerliche Verfassung in jedem Staate soll republikanisch 
sein« (EF, 204). Die Begründung ist prinzipiell und wiederholt nur in prä- 
ziser Kürze den konstitutionellen Gesellschaftsvertrag. Die einzige Verfas- 
sung, die nach dem Prinzip der Freiheit der Einzelnen (als Menschen), nach 
den Grundsätzen der Abhängigkeit aller von einer gemeinsamen Gesetzge- 
bung (als Untertanen), und nach dem Gesetz der Gleichheit (als Staatsbür- 
ger) gegründet wird, sei die republikanische. Aber über dieses Wesentliche 
der Republik hinaus, aus dem die Gewalt abwehrenden »reinen Quell des 
Rechtsbegriffes entsprungen« (EF, 205) zu sein, nennt Kant auch ein frie- 
denspragmatisches Argument. Der uralten, von Bodin und Richelieu noch 
freimütig einbekannten herrschaftstechnischen Erfahrung (Janssen 1975, 
556), daß Feindschaft und äußerer Krieg der inneren Einheit und Stabilisie- 
rung dienen, setzt es sich entgegen, indem es unnachgiebig die Differenz 
von Herrschern und Beherrschten markiert. Während die absoluten Fürsten, 
die als Oberhaupt der Staaten nicht »Staatsgenossen«, sondern »Staats- 
eigentümer« sind, den Krieg »wie eine Art von Lusipartie aus unbedeuten- 
den Ursachen beschließen« (EF, 206) können, wird der institutionelle 
Zwang, über alle »Drangsale« und Folgekosten des Krieges selbst be- 
schließen zu müssen, für die Bürger einen Grund abgeben, dessen Aus- 
bruch zumindest zu erschweren. Offenkundig bringt Kant das ökonomische 
Interesse autonomer Bürger und implizit dessen politische Verankerung im 
Institut ihrer Steuerautonomie ins Spiel. Und es heißt, Kant habe die 
»Einsicht in die Verklammerung von innerstaatlicher Struktur und außen- 
politischem Verhalten .... als einer der ersten in dieser Schärfe erkannt« 
(Saage/Batscha 1979, 9). Freilich, das Argument der größeren Friedfertig- 
keit von Republiken und Demokratien ist bis heute umstritten. Die Erwar- 
tung jedenfalls, daß »eine staatliche Einheit, deren inneres Konstituti- 
onsprinzip das aus der volonte generale ... fließende Recht ist, sich auch ... 
im zwischenstaatlichen Bereich an diesem orientieren« werde (ebd., 10), ıst 
keine Gewähr dafür. Die rechtsmoralische Orientierung des Besitzbürgers, 
auf den Kant hier setzt, kann mit seinem ökonomischen Interesse konkur- 
rieren; und das kann - wie Rousseau sah - auch zu neuen Kriegen, zu Han- 
delskriegen nämlich führen. 

Weil - so oder so - auch eine republikanische, aber fortwährend anarchische 
Staatenwelt den Frieden nicht garantiert, ja weil sogar das »Problem der Er- 
richtung einer vollkommnen bürgerlichen Verfassung von dem Problem ei- 
nes gesetzmäßigen äußeren Staatenverhältnisses abhängig« ist, (Idee, 41), 
deshalb wird eine völkerrechtliche Bindungsmacht verlangt. »Das Völker- 
recht«, behauptet der zweite Definitivartikel, »soll auf einen Föderalismus 
freier Staaten gegründet sein« (EF, 208). Diese Behauptung muß nun eini- 
ges Erstaunen provozieren. Denn die Analogie, in der Kant den Schritt vom 
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Natur- zum Rechtszustand zwischen Bürgern und Bürgern und Staaten und 
Staaten vollzieht, führt zu einem anderen Resultat: 


»Für Staaten im Verhältnisse untereinander kann es nach der Vernunft keine andere Art ge- 
ben, aus dem gesetzlosen Zustande, der lauter Krieg enthält, herauszukommen, als daß sie 
ebenso wie einzelne Menschen ihre wilde (gesetzlose) Freiheit aufgeben, sich zu öffentlichen 
Zwangsgesetzen bequemen und so einen (freilich immer wachsenden) Völkerstaat ..., der zu- 
letzt alle Völker der Erde befassen würde, bilden.« (EF, 212) 

Die Vernunft und die Logik des globalisierten Gesellschaftsvertrages privi- 
legieren die »Idee einer Weltrepublik« (EF, 213). Doch Kants politisches 
Plädoyer gilt dem bloß »negative(n) Surrogat eines den Krieg abwehrenden 
... und sich immer ausbreitenden Bundes«, der »den Strom der rechtscheu- 
enden, feindseligen Neigung aufhalten« kann, »doch mit beständiger Gefahr 
ihres Ausbruchs« (EF, 213). Die Gründe dafür sind komplex - sowohl 
rechtssystematischer, historisch kultureller und herrschaftssoziologischer 
Art; doch alle intonieren nur die Dissonanz: daß das eine, universale Recht 
mit den pluralen geschichtlichen Wirklichkeiten nicht übereinstimmt und mit 
Provisorien zurecht kommen muß. Zuerst - wenn die erzwungene Aufgabe 
der wilden gesetzlosen Freiheit der Einzelnen gerechtfertigt ist, weil in die- 
sem Verzicht die Rechtssubjektivität erst entsteht; so dürfen dagegen Staa- 
ten, die doch »innerlich schon eine rechtliche Verfassung haben« (EF, 211), 
zum Aufgehen in einen Weltstaat nicht gezwungen werden, weil der deren 
schon realisiertes Recht, ihre Freiheit und Souveränität negiert (Deggau 
1983, 287). Tatsächlich und auswegslos gerät »die Rechtsvernunft in eine 
mißliche Lage: was sie einerseits um des Rechts willen gebieten muß, die 
Errichtung eines Völkerstaates, muß sie andererseits um des Rechts willen 
für unmöglich erklären« (Kersting 1993, 73). Überhaupt sei ein Völkerstaat, 
der die vielen Staatsvölker in eines verwandele, ein Widerspruch in sich. In 
der geschichtlichen Pluralität ihrer Sprachen, Religionen, Kulturen und 
Rechtsentwicklungen und dem Bestehen auf Eigenständigkeit verwerfen die 
Völker »in hypothesi«, was »in thesi« richtig wäre (EF, 212f). Angesichts 
derselben Pluralität unterstellt Kant überdies, daß ein mit Sanktionsgewalt 
ausgestatteter Völkerbund im Spiel der politischen Kräfte zu seinem eigenen 
Gegenteil, einem konventionellen Staaten- als Machtbündnis, ja zu einer 
Großmacht werde; zu einer »Universalmonarchie«, die zuletzt an Konzentra- 
tion der Gewalt und Diffusion ihrer Wirkungen, an Despotismus und Anar- 
chie doch zugrunde gehe (EF, 225). Und um der Gefahr eines weltweiten 
Despotismus zu wehren, entmachtet er radikal den Völkerbund. Allein auf 
der Grundlage freier Verabredung in einer fortwährend freien Assoziation der 
Staaten darf der Frieden entstehen, um im allmählichen Anschluß vieler Staaten 
an den föderativen Bund zu wachsen und schließlich vollendet zu werden. 

Der dritte Definitivartikel (be)gründet nun eine neue Rechtssphäre, die die 
Axiomatik des Friedens vollendet. »Das Weltbürgerrecht soll auf Bedin- 
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gungen der allgemeinen Hospitalität eingeschränkt sein« (EF, 213). Die 
Lakonie verbirgt wie schon öfter schiere Großartigkeit. Zum ersten Mal 
werden die Idee der Menschheit und ein weltbürgerlicher Zustand in einem 
kosmopolitischen, positiven Recht statuiert. Nirgendwo liegt Kant ferner zu 
seiner Zeit, die in Frankreich und Amerika mit dem menschenrechtlichen 
Pathos gerade erst die Staatsbürgerrechte inthronisiert. Dieselbe Erstmalig- 
keit verlangt indessen, das kühne, neue Recht auf seinen unverzichtbaren, 
axiomatischen minimalen Gehalt zu restringieren. An der Oberfläche der 
Erde, auf deren Kugelstaat sich die Menschen nicht unendlich zerstreuen 
können, haben sie - so Kant - ein ursprüngliches »Recht des gemeinschaft- 
lichen Besitzes«. Es wirkt neben allen territorialisierten Staatsrechten fort - 
nicht als Gast-, aber doch als Besuchsrecht; als Recht auf die 

»Möglichkeit, einen Verkehr mit den alten Einwohnern zu versuchen. Auf diese Art können 
entfernte Weltteile miteinander friedlich in Verhältnisse kommen, die zuletzt öffentlich ge- 
setzt werden und so das menschliche Geschlecht endlich einer weltbürgerlichen Verfassung 
immer näher bringen können.« (EF, 214) 

Es ist an der Zeit, einige lang zurückgehaltene Skepsis anzumelden. Sie 
pointiert nur, was überdeutlich vor Augen tritt. Angesichts der Macht, die 
Ökonomie und Politik vor Kant und später im 19. und 20. Jh. in der Unter- 
werfung anderer Länder und Staaten entwickelten, scheint ein Weltbürger- 
recht eine nur allzu schwache zähmende Kraft zu haben. Gewiß, von dieser 
Macht hat Kant explizit gewußt und das Weltbürgerrecht dennoch als 
Rechtsäquivalent des kolonialen Raubes und der kolonialen Landnahme 
verstanden. Gewiß ist auch, daß der skeptische Einwand so kein zulässiges 
Argument repräsentiert, weil er dem rechtsmoralischen Postulat eine ge- 
schichtliche Realität nur umstandslos konfrontiert. Aber die Skepsis, »zeit- 
genössisch« reformuliert, bringt doch eine andere, systematische Schwäche 
ins Spiel. Das 20. Jh., das eine »Nation der Minderheiten und ein Volk der 
Staatenlosen« (Arendt 1975, 224) gebar, hat mit seinen Schrecken die Lek- 
tion erteilt, daß die Menschenrechte, wenn sie durch positive, einklagbare 
Rechte nicht gedeckt sind, nur »Plunder« sind. Unsere jüngste Erfahrung, 
die ein »Weltbürgerrecht« wieder mit den Migranten und Emigranten auf 
der Suche nach besseren Lebenschancen oder nur dem nackten Überleben 
verbindet, macht neuerlich klar, daß ein Weltbürgerrecht immer das Recht 
des anderen, des Fremden auf ihm fremdem Territorium ist. Daher ist es ein 
schwaches Recht. Und wie sollte ein »Friedensbund« (ohnehin einge- 
schränkt auf Sicherung der Freiheit der Staaten) dieses Recht je durchset- 
zen können, wenn er als schwacher Föderalismus ohne Rechtsgewalt ent- 
worfen ist? Eine gewollte Schwäche, die Kant im übrigen immer stärker 
prononciert, bis daß in der Rechtslehre nur noch von der »willkürliche(n), 
zu aller Zeit auflösliche(n) Zusammentretung der Staaten« (RL, $61, S.475; 
Brand 1995, 137ff) die Rede ist. Am archimedischen Punkt der Friedens- 
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stiftung hat Kant dem Rechtsbund der Völker alle Macht, dem (Völker)- 
Recht das Recht zu zwingen versagt. Fraglos spielen historische Befangen- 
heiten dabei ihre Rolle. Dem hobbesianischen »Dogma von der Unteilbar- 
keit der staatlichen Souveränität« (Kersting 1993, 75) nach außen, dem 
fürstlichen Vorbild einer ungeteilten Exekutivgewalt nach innen’ noch 
zweideutig verhaftet, souffliert Kant schon die Gefahr jener Weltdespotie, 
die präventiv eingedämmt werden muß. Natürlich, alternative Machtmi- 
schungen, die Doppelherrschaft eines (konkurrenten) Nebeneinanders von 
Staaten mit einer »vereinigten Gewalt« eines künftigen »weltbürgerlichen 
Zustand(es) der öffentlichen Staatssicherheit« sind ihm nicht fremd gewe- 
sen (Idee, 44). Sie sind im 20. Jh. im Modell der »kollektiven Sicherheit« 
der UN und weiter in Entwürfen einer minimalen Weltstaatlichkeit fortge- 
schrieben worden, die auf Teilverzichten staatlicher Souveränität beruht 
und »weltpolizeilich« den Frieden schützen soll. Aber keine befangene, 
»institutionalistisch gelähmte Phantasie« (Kersting 1993, 74) hat dem 
Rechtsphilosophen diesen Ausweg versperrt. Denn Verhältnisse der 
Mächte entscheiden hier, ob, wann und wie das Recht im einzelnen Fall zur 
Geltung kommt. Zwangsläufig werden das Spiel vom Konsens und Dissens 
der Interessen und die Gleichgewichts(un)ordnung der Kräfte bei der 
Rechtsdurchsetzung mobilisiert, denen die Kantische Rechtsidee gerade 
entkommen will. Am Entwurf der Friedens- als Rechtsordnung tritt offen - 
und über alle geschichtliche Befangenheit hinaus - der Gegensatz der Mo- 
ralität des Rechtes und der Rechtspflicht aller zur interessegeleiteten und 
kräfteabhängigen Macht, die die Ordnung schafft, hervor. So hätte wohl 
Carl Schmitt, der strikteste Antipode Kants in der Theorie, den archimedi- 
schen Punkt als Bruchstelle namhaft gemacht.” Die ursprüngliche Rechts- 


4 Vgl. dazu die Kritik Kants an der Demokratie (EF, 206ff). 

5 Die unausweichliche Konsequenz Kants und ihre notwendige immanente Widersprüch- 
lichkeit legt Deggau dar (1983, 285ff). Ansonsten kann nicht erstaunen, daß die »Bruch- 
stelle« auch in der jüngsten Literatur die unterschiedlichsten Interpretationen erfährt. 
Geismann (1983, 381ff) deutet den machtlosen Bund als einen ersten praktischen Schritt 
zu einem zwanglos erwachsenden, weltrepublik-analogen Völkerbund mit dem Recht auf 
Nötigung um. Dieser Schritt enthielte dann Risiken auch des Rückschrittes. So verschlei- 
fen sich die rechtssystematischen Argumente und die pragmatischen der Interessensge- 
gensätze und ihres Un-/Gleichgewichts, die Kant gerade trennen will. Höffe (1990, 249ff 
und 1995b, 109ff) will zugleich mit und gegen Kant eine minimale Weltstaatlichkeit - 
zum Preis tiefer Eingriffe in Kants Denken - rechtsmoralisch legitimieren. Kants eigent- 
liches Problem, die Pflicht und Garantie moralisch rechtlicher Selbstbindung der Macht, 
bleibt davon freilich unberührt und ungelöst. Diametral entgegengesetzt liegt Gerhardt 
(1995, 94ff) in seinem wunderschönen Buch über die Friedensschrift. Das Völkerrecht 
bedürfe gar keines eigenständigen Gewaltmonopols, sondern sei durch ein je eigenstaat- 
liches, republikanisches gedeckt. Implizit verwandelt Gerhardt den Fall der Kriegsbereit- 
schaft eines Staates in und für die Staatengemeinschaft in den anderen Fall des kriegsbe- 
reiten Politikers in und für den Rechtsstaat. Die Argumentation entspricht der Intention, 
die Friedensschrift als Kants Theorie der Politik, nämlich republikanischer Selbstbe- 
stimmung, zu verstehen. Darin werden nicht nur andere ungedeckte Schecks in Umlauf 
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moral, die den Friedenswillen der Präliminarien motiviert, die der Republik 
das Ideal der Rechtsverwirklichung im Inneren vorgibt, aber ihren Frie- 
denswillen nach außen nicht garantiert; sie kommt im Gründungsakt eines 
zwangsbereiten Friedensbundes mit dessen partikularen Herrschaftsan- 
spruch und den folgenden Machtkonkurrenzen nicht überein. Das Recht 
kann den einmal errungenen kantischen Frieden sichern, doch nicht den 
Weg dahin. Der Fortschritt zum Frieden muß von einem moralischen ab- 
hängig sein; von einer Entwicklung, »welche die grobe Naturanlage (des 
Menschen) zur sittlichen Unterscheidung mit der Zeit in bestimmte prakti- 
sche Prinzipien und so eine pathologisch abgedrungene Zusammenstim- 
mung zu einer Gesellschaft endlich in ein moralisches Ganze verwandeln 
kann« (Idee, 38). Die Stiftung des Friedens scheint auf einer Verwandlung 
zu beruhen, die aus der (rechtlichen) Zwangsgewalt der Staaten doch ihre 
Selbstbindung an eine reine Rechtspflicht werden läßt. Daran schließen 
sich zwei schlechterdings Kantische Fragen an: Wie soll das - im Denken - 
möglich sein? Wie kann das - in der Praxis - wirklich werden? 


Tugend ohne Terror 


Das Problem, versichert uns Kant, muß prinzipiell auflösbar sein. Die Reli- 
gion, die zuvor so viele Friedensrufe inspiriert hatte, sollte zweifellos - in 
künftiger aufgeklärter, von Dogmen und Aberglauben befreiter Gestalt - 
auch ihre Rolle dabei spielen. Sie mochte eine »ethisch bürgerliche Gesell- 
schaft« (Rel., 752f) fördern und fordern. Doch die Religion liegt zugleich 
fernab der Politik, schon weil der kantische Staat - ein liberaler Rechtsstaat 
schlechthin - auf das ethische Reich der inneren Überzeugungen und moti- 
vierenden Tugendgesetze, das ganz in der Freiheit der Bürger liegt, kein 
Anrecht besitzt. So konnte sie zwar Teil des »moralischen Ganzen«, aber 
doch kein erlaubtes Instrument der Politik sein. Und alle subtile Ironie, die 
Kant zudem für die himmlische Seite des ewigen Friedens übrig hat, 
machte hinreichend deutlich, daß der Fortschritt der moralischen Besserung 
der Menschen jedenfalls nicht von ihrer Konversion zu Engeln auf Erden 
zu erwarten ist. Im Gegenteil: die berühmt gewordene Metapher der Schrift 
läßt sogar »ein Volk von Teufeln (wenn sie nur Verstand haben)« (EF, 
224), das Problem der Auflösung jenes gordischen Knotens angehen, zu 
dem Interesse und Moral, Recht und Macht geflochten waren. 

Wenn das geschichtlich Böse, wie Kant noch meinen konnte, die eigennüt- 
zige Selbstausnahme vom Recht ist, die Bosheit des einen Teufels aber 
auch die böse Absicht des anderen bedroht, dann wird selbst dem Teufels- 


gebracht. Unter der Hand verschiebt sich das genuine Thema der Schrift von einer völ- 
kerrechtlichen Friedenssicherung zu einer republikanischen. - Die Paraphrase Schmitts 
entnehme ich der Politischen Theologie (1990, 19). 
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volk im ganzen der Vorteil einsehbar, sich unter die Rechtsinstitution zu 
stellen, die ihre widerstreitenden Kräfte wechselseitig paralysiert. Das auf- 
geklärte Selbstinteresse ebnet zuallererst den Weg zur Moralität. Das Gute 
kann dann, wie die Metapher lehrt, unter selbstgewähltem äußerem Zwang 
entstehen. Es folgt aus der Zunahme der Rechtmäßigkeit der Handlungen, 
nicht ihrer ursprünglich moralischen Motivation. Dem »moralisch guten 
Menschen« geht in der Geschichte des Fortschritts der »gute Bürger« vor- 
aus (EF, 224); und die Besserung des Menschengeschlechtes kann sich 
durch den hinterrücks bewirkten, nachträglichen Prozeß der Selbsteduka- 
tion vollziehen. 

Das Problem der Moralität in der Geschichte, so legte das metaphorische 
Lehrstück allerdings ebenfalls nahe, war ohne eine buchstäbliche Moral der 
Geschichte, ohne eine hypothetische Fortschrittserzählung nicht auflösbar. 
Und in den Anhängen und Zusätzen unterwirft Kant nun die Gefährdungen 
und Garantien des Friedens an jenem folgenreichen, archimedischen Punkt 
einem geschichtsphilosophischen Kommentar; einem Kommentar im übri- 
gen, der mehr als einmal und mit dem zusätzlichen literarischen Recht, das 
die ästhetische Form des Friedensvertrages ihm zuspielte, die empirische 
Geschichte selber als »Metapher« nimmt. 

Die Teufel haben - so könnte man in soziologischer Absicht sagen -, wenn 
sie, ihrem aufgeklärten Eigeninteresse folgend, das Blatt der vernünftigen 
Verfassung legen, auch die Karten von Selbstzwang und Fremdzwang im 
glücklichen Verhältnis gemischt.“ Gerade diesem Glück hatte die Aufklä- 
rung ihr ganzes Vertrauen entgegengebracht. Kant selber konnte im Ein- 
klang mit seiner Zeit den vernünftig verstandenen »wechselseitigen Eigen- 
nutz« für die große, ja »zuverlässigste« politische Macht halten, die wie 
unwillkürlich dem moralischen Fortschritt entgegenkommt. Zu den Grund- 
überzeugungen des ausgehenden 18. Jh. gehörte ja, daß »Geldmacht« und 
»Handelsgeist«, befreit aus den merkantilistischen Beschränkungen, »mit 
dem Kriege«, der die Geschäfte stört und den Wohlstand zerstört, auf lange 
Sicht »nicht zusammen bestehen« können (EFF, 226). Den Glauben an eine 
invisible hand, die die Harmonie des Marktes lenkt, hat der ansonsten 
skeptische Philosoph dabei wahrscheinlich ebenso geteilt wie die zeitge- 
nössische Abbuchung der Gewalt des kolonialen Raubes auf den politi- 
schen Schuldkonten fürstlicher Despotien. Aber mehr noch sprach sich hier 
die Hoffnung aus, daß die im Innern und Äußern weiter und dichter wer- 
denden Welt-/Handelsbeziehungen zusammen mit dem wachsenden Wis- 


6 Norbert Elias (1976), der den langen kulturellen Weg der Herausbildung moderner zen- 
tralisierter Staaten im Verein mit langsam erwachsenden Verhaltensstandards immer tie- 
ferer, verinnnerlichter Selbstkontrollen sah, hat später den zivilisationsgeschichtlichen 
Kommentar dazu geschrieben. 
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sen wechselseitiger Abhängigkeit still und unaufhörlich auch den Zwang 
zur friedvollen Kooperation vertiefen.” Bildung und Besitz, die klassischen 
Fundamente der politischen Republik (vgl. Gemeinspruch, 151 Anm.), wa- 
ren so jedenfalls als die entscheidenden Einsätze auf den Weg gebracht, 
den kulturellen Fortschritt zum Frieden zu tragen. 

Natürlich hatte das folgende 19. Jh. das Ensemble ökonomisch fundierter 
moralischer Hoffnungen desavouiert. Das Elend der arbeitenden Klassen 
bekundete statt moralischer Besserung die utilitaristischen Grenzen bürger- 
licher Rechtsmoral; die Kritik der politischen Ökonomie desillusionierte die 
Rechtsprinzipien von Freiheit und Gleichheit als bloßen ideologischen 
Schleier, den in Wahrheit nur die zirkulierenden Waren auf das Produkti- 
onsverhältnis warfen. Und wenn zwischen den Klassen - wie Marx statu- 
ierte - und ihren formell gleichen Rechten die Gewalt entschied (1971, 
249), dann konnte die Einsicht nicht enttäuschender sein: strukturell drohte 
nun der Bürgerkrieg schon im Innern der Gesellschaft und unter der Herr- 
schaft derselben Rechtsgesetze, in denen Kant die Garanten wirklichen 
Rechtsfriedens gesehen hatte. 

Ebensowenig konnte die andere philosophische Zweideutigkeit folgenlos 
bleiben, mit der aus dem metaphorischen Gedankenexperiment einer gelin- 
genden liberalen Staatsgründung zugleich eine Experimentalsituation ver- 
ständiger, aber ungeschichtlicher Teufel herausgesprungen war. Denn un- 
übersehbar hatte die Metapher den liberalen Gesellschaftsvertrag nur in 
moralischen Begriffen paraphrasıert,; und dessen Verwandlung von jener 
früheren, naiven politischen Gründungserzählung in ein die Politik nur be- 
gründendes Vernunftmodell (Kersting 1993, 33f) deckte die Metapher 
restlos auf. Sie trug dem politischen Liberalismus den anderen notorischen 
Vorwurf ein: daß sein interessegeleiteter Individualismus und universalisti- 
scher Moralismus fernab jeder geschichtlich wirklichen Sozialität und Sitt- 
lichkeit entwickelt sei. 


7 Dieselbe Hoffnung gehört heute in ungleich raffinierteren Theoremen der »Interdepen- 
denz« und der »Institutionalisierung von Kooperation« in den »Anarchien« sowohl des 
Weltmarktes als auch des internationalen Staatensystems zu den Grundbeständen der 
Friedensforschung. 

8 Diese Industrialisierungsgeschichte mit all ihrem sozialen Elend hätte Kant womöglich 
aber unter ein rechtsmoralisches Verdikt gestellt. Zum »Vertrag der Hausherrschaft mit 
dem Gesinde« heißt es in der RL ($ 30, S. 397), daß der »Gebrauch derselben«: kein 
»Verbrauch« sein dürfe, »worüber das Urteil aber nicht bloß dem Hausherrmn, sondern 
auch der Dienerschaft... zukommt. 

9 Seit John Rawis Theorie der Gerechtigkeit (1975) den Kontraktualismus als politische 
Philosophie reformulierte, findet die Debatte bekanntlich in der Hauptsache mit dem 
Kommunitarismus statt. Die Teufelsmetapher übrigens zeigt sich bis heute auf eine Reise 
durch die Geschichte politischer Philosophie geschickt, um an ihr die Denkvoraussetzun- 
gen des politischen Liberalismus zu prüfen, zu bestätigen oder zu verwerfen (vgl. Höffe 
1987, Günther 1991). 
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Die Kritiken, die das 19. Jh. ausformulierte, waren den demiurgischen Lö- 
sungen verwandt, von denen einleitend schon die Rede war. Sie fügten den 
alten Legitimationen politischer Herrschaft durch die gottgewollte Ordnung 
neue, im Namen des Menschheitsglückes und der Geschichte aufgerichtete, 
hinzu. Und sofern mit ihnen allen das vernünftige Recht im Dienste des 
Bestehenden oder der Zukunft politisch zu verweigern oder zu brechen 
war, ist Kant ihnen allen mit einer - wenn auch historisch ungehörten - 
Fundamentalkritik der Politik zuvorgekommen. 

Natürlich, es handelt sich um Figurationen - und fast ließe sich sagen, um 
Allegorien der Politik. Wie auf der Bühne eines imaginären Disputes treten 
nun die Exponenten des gewaltträchtigen Fremdzwangs und des morali- 
schen Selbstzwangs im Prinzipiellen - und als die entscheidenden ge- 
schichtlichen Widersacher bei der Verwirklichung oder Verhinderung des 
»ewigen Friedens« auf. Die klassische Machtpolitik herrscht dem anderen 
den eigenen Willen auf. Sie hält »es nicht für zu niedrig, aus der Art, wie es 
in der Welt zugeht, Belehrung für die Maximen zu ziehen«, die den 
»sicheren Grund« für das »Gebäude der Staatsklugheit« geben (EF, 231f). 
Ihre Maximen sind ruchlos und seit Menschengedenken gleich. Und wie 
aus der Geschichte entnommene Embleme können ihre Praktiken zitiert 
werden: Ergreife die günstige Gelegenheit, die Rechtfertigung wird sich 
nachher schon finden; komme dem anderen mit der Anschuldigung zuvor, 
er wäre sonst dir zuvorkommen; teile und herrsche (EF, 236f). 
Selbstverständlich, nicht in der Selbstbeschränkung auf die Kunst des 
Möglichen liegt die Verwerflichkeit der Machtpolitik. Kant weiß um die 
Unverzichtbarkeit der Pragmatik in aller Politik. Die Hypostase des eigenen 
Herrschaftsinteresses ist es, die in dem infiniten Spiel, die nackte Macht zu 
sichern, schon das ganze traurige Wesen der Politik zu spiegeln scheint. Ihr 
Elend geht um so tiefer, insofern die ruchlosen Maximen keineswegs nur 
ebensoviele Zeugnisse des bösen Willens der Machthaber sind. Kant 
spricht ja - modern formuliert - vom Prototyp der Macht- als Realpolitik 
schlechthin, in der dieselben Grundsätze auch zugespitzte Reflexe des poli- 
tischen »Naturzustandes« sind: jener realen Logik des Staatensystems, Si- 
cherheit durch präventive Bedrohung und durch Übermacht zu schaffen; 
und auch einer theoretischen Logik, die - wo sie nicht schon »das Übel... 
selbst bewirkt, das sie vorhersagt« (EF, 241) - doch die Politik überhaupt 
auf Feindschaft und Krieg fundiert und so die Geschichte der Waffenstill- 
stände perpetuiert. 

Wo nun aufs neue und gleichsam im Begriff der Politik die Unmöglichkeit 
der Friedensstiftung aufbricht, da konvertiert ihre Kritik zur Ideologiekritik 
- nicht ihrer Praxis, sondern ihrer theoretischen Begründungen. Und den 
literarischen Kunstgriffen der Friedensschrift entspricht, daß diese Ideolo- 
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giekritik ihr - ungenanntes - Gegenüber noch einmal an einer Metapher, 
vielleicht der ältesten der Politikgeschichte, hat. Sie zeigt uns, wie in der 
vermeintlich erfahrungsreichen Berufung der Politik auf die Natur, in der 
der Mensch des Menschen Wolf ist, die Rechtfertigung der rechtlosen Welt 
zugrunde geht. Den hinter der Maske des realistischen Praktikers verborge- 
nen Theoretiker der Politik zerrt Kant nun offen hervor. Und nicht nur, daß 
der Theoretiker die nur auf die eigene Macht bedachten Grundsätze des 
Praktikers niemals vor aller Welt expliziert, stattdessen in der Auslegung 
der Moral nach dem eigenen Vorteil noch einem unhintergehbaren Rechts- 
begriff Achtung erweist. In der Anmaßung, »daß er aus der Natur des Men- 
schen vorherzusehen vorgibt, er werde dasjenige nie wollen, was erfordert 
wird, um jenen zum ewigen Frieden hinführenden Zweck zustande zu brin- 
gen« (EF, 230); in dieser Anmaßung greift der Theoretiker hybride in das 
Naturrecht des Menschen, ja »in die Regalien der Gottheit..., die den Men- 
schen zur Freiheit schuf« (Rel., Anm. 862f), selber ein. Wenn schon klugen 
Teufeln die Gründung einer bürgerlichen Gesellschaft aus pragmatischer 
Selbstbindung an die Verfassung gelang; der Mensch kann den aus Ver- 
nunftprinzipien a priori erdachten ewigen Frieden erst recht erstreben; denn 
den Menschen zeichnet nach Kant die Freiheit aus, sich zur unbedingten 
Pflicht machen zu können, was die Vernunft als vernünftig ausgewiesen 
hat. So kann die »Tatsache einer rhetorischen Berufung auf das Recht« tat- 
sächlich mehr als das, nämlich Vorschein »künftiger Rechtsgeltung« sein 
(Gerhardt 1995, 98). 

Als ihr Akteur und ebenso als Agent des vernünftigen Selbstzwanges und 
geschichtlicher Widersacher des Realpolitikers tritt der „moralische Politi- 
ker« auf. Kant denkt ihn als Regenten und als Individuum überhaupt. Sein 
Handeln diktiert - an der Schnittstelle der kantischen Begriffe von Recht 
und Moral - der kategorische Imperativ: »handle so, daß du wollen kannst, 
deine Maxime solle ein allgemeines Gesetz werden« (EF, 239). Und er ist 
es, der den interessegeleiteten Bürgern und Staaten über das, was auch Teu- 
fel können, hinaus den unaufhörlichen Anstoß zur Rechtsverwirklichung, 
zur beständigen Annäherung an das Ideal der republikanischen Verfassung, 
an einen zwischenstaatlichen Rechtszustand und zuletzt an den »ewigen 
Frieden« gibt. 

Die Reflexion auf das vernunftmoralische Vermögen schlechthin über- 
brückt zuletzt die Brüche im archimedischen Punkt der Friedensstiftung; 
und die Brücken der Vernunftmoral sind auf dem dünnen Boden historisch 
wachsender vernünftiger Einsicht gebaut. Ob die Vernunftpflicht aus eige- 
ner Kraft je erfüllt und ihr Versprechen also eingelöst wird, ist daher 
selbstverständlich ungewiß. Hier hilft unter dem Titel »Von der Garantie 
des ewigen Friedens« die Geschichtsphilosophie. In der Staatsgründung der 
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Teufel, die hinterrücks deren Besserung betrieb, wirkte, wie Hegel später 
gesagt hätte, eine »List der Vernunft«. Kant hat die Metapher und folge- 
richtig ebenso die Hoffnungen auf den von Bildung und Besitz getragenen 
kulturellen Fortschritt auch im geschichtsphilosophischen Argument pla- 
ziert. Aber weil die Menschen als Sinnenwesen auch Teil der Natur sind, 
öffnet sich der Blick. Die Natur selbst bedient sich aller Gestalten des ge- 
sellschaftlichen Antagonismus, »so fern dieser doch am Ende die Ursache 
einer gesetzmäßigen Ordnung« wird (Idee, 37). Sie ist »die große Künstle- 
rin..., aus deren mechanischem Laufe sichtbarlich Zweckmäßigkeit her- 
vorleuchtet, durch die Zwietracht der Menschen Eintracht selbst wider ih- 
ren Willen emporkommen zu lassen« (EF, 217). Und noch einmal weitet 
sich der Blick auf eine teleologisch verstandene Naturgeschichte überhaupt. 
»Ihre provisorische Veranstaltung besteht darin: daß sie 1) für die Menschen in allen Erdge- 
genden gesorgt hat, daselbst leben zu können; - 2) sie durch Krieg allerwärts hin, selbst in die 
unwirtbarste Gegenden getrieben hat, um sie zu bevölkern; - 3) durch eben denselben in mehr 
oder weniger gesetzliche Verhältnisse zu treten genötigt hat.« (EF, 219f) 

Wo von Wüsten und Eiswüsten, Rentieren und Kamelen, Robben, Walros- 
sen und Walfischen, Hirtenvölkern und Eskimos die Rede ist, spürt man die 
Liebe des Mannes, der Königsberg nie verließ, zur Welt aus Geographie, 
Zoologie und Anthropologie. Mitunter mischt der Gelehrte auch Bizarres 
ein; etwa wenn das Treibholz seine allergrößte Bewunderung erregt, weil 
es die Menschen in ganz gewächslosen Gebieten - und niemand weiß, wo- 
her und wie - mit Baumaterial versorgt; als ob gerade im Treibholz die 
Zweckmäßigkeit der Natur und Naturgeschichte inkarniere. Wo von den 
vergesellschaftenden Wirkungen der Kriege gesprochen wird, ist der ge- 
schichtliche Realismus Kants präsent, der den Krieg nicht zum »Vater aller 
Dinge« umlügt, aber ihn auch nicht nur in die Verwerfung eines morali- 
schen Pazifismus bannt. Historische Geduld wirkt in der Erwartung des 
Fortschritts der »allmähligen Annäherung der Menschen« bei »anwachsen- 
der Kultur«, wenn die Vielheit der Völker, Sprachen und Religionen sogar 
als das vernünftige Mittel der Natur erscheint, der Gefahr eines Weltstaates 
zu trotzen. Diese Vielheit bringt ja den »ewigen Frieden« in die längste ge- 
schichtliche Perspektive. Doch die Zweckmäßigkeit der Natur webt dem 
Fortschritt durch seine Geschichte im ganzen eine Garantie; eine »Sicher- 
heit, die nicht hinreichend ist, die Zukunft (des ewigen Friedens) theore- 
tisch zu weissagen, aber doch in praktischer Absicht zulangt und es zur 
Pflicht macht, zu diesem (nicht bloß schimärischen) Zwecke hinzuarbeiten« 
(EF, 226f). 

So hat Kant dem Fortschritt eine eigenartige Gestalt gegeben. Vermittelt 
durch kritische, aber notwendige metaphysische Annahmen (im Begriff der 
Freiheit und der teleologischen Zweckmäßigkeit) vollzieht sich die Ge- 
schichte als säkular gewordene Theodizee, die ihre theologische Form nicht 
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eingestehen darf. Und die »Zwietracht«, die wie ein Motor den Fortschritt 
zur bürgerlichen Weltgesellschaft und zum vernunftrechtlichen »ewigen 
Frieden« treibt, vertritt das Böse, das Gottes Mittel zur freien Selbster- 
kenntnis des Menschen war. Die Theodize Als Ob bewahrt auch eine un- 
auflösliche Ungerechtigkeit: uneinsehbar ist, warum im Unterschied zu al- 
ler früheren erst eine späte Menschengattung im Stand der Vernunft und 
des Friedens leben soll (Idee, 37). 
Erst recht die Rechtsphilosophie der säkularen Fortschrittsgeschichte kann 
den Widerspruch nicht lösen. Er erscheint in dem strikten Revolutionsver- 
bot, das die praktische Rechtsvernunft ausspricht, und dem Revolutionsge- 
bot, welches die Natur - nicht ausspricht, sondern bisweilen ausagiert. In 
harten Worten hat Kant keinen Zweifel daran gelassen, daß der unbeding- 
ten Rechtspflicht ein unbedingter Rechtsgehorsam entspricht, und daß 
jedweden Revolutionären zu Recht die härtesten Strafen drohen (EF, 234, 
245f). Der Grund für das prinzipielle Revolutionsverbot liegt weniger dar- 
in, daß irgendeine Rechtsverfassung noch besser als gar keine ist im Au- 
genblick und im unwägbaren Ausgang der - wie Carl Schmitt gesagt hätte - 
»Ausnahme«. Größeren Ausschlag geben wie andernorts rechtssystemati- 
sche Erwägungen - und das grundlegende Axiom, daß der Fortschritt für 
die praktische als politische Vernunft immer nur Rechtsfortschritt ist. Not- 
wendigerweise müßte ein Recht zur Revolution ein in das positive Recht 
der Verfassung eingelassenes Widerstandsrecht sein. Aber wer denn - soll 
wie im Fall des Völkerbundes auch der Zerfall des einen geltenden Rechtes 
in das Spiel pluraler Kräfte und Interessen ausgeschlossen sein - könnte 
über den Fall seines rechtmäßigen Eintritts entscheiden, wenn nicht - und 
unsinnigerweise - die machthabende Regierung selbst? Andemfalls aber, 
im prinzipiellen Recht des Volkes zum Aufruhr, würde jede Rechtsordnung 
verunmöglicht sein. Ihr Anspruch auf unbedingte Geltung wäre von vor- 
neherein zunichte gemacht. 
Aber eine Verfassung kann schlecht sein, und die Natur sich auch der Re- 
volution als Mittel bedienen. Sie wird zum Naturereignis auf dem Weg der 
Geschichte. Die Diskontinuität des Rechtes stiftet dann die Kontinuität des 
Fortschritts; und die »Verpflichtung zum Handeln nach dem Recht kommt 
. mit der Pflicht zur Herstellung des ewigen Friedens (nicht) überein« 
(Deggau 1983, 299). Rechtmäßigerweise bleibt dem vernunftmoralischen 
Individuum nichts, als »Zuschauer« der Geschichte zu sein. 


10 Gewissermaßen als sein Machtäquivalent muß dem Volk aber das Grundrecht auf freie 
Meinungsäußerung, d.h. auch auf die Publikation des ihm widerfahrenden Unrechts zu- 
stehen. Vgl. zur ganzen Problematik von Gehorsamspflicht und Widerstandsrecht EF 
(234, 245f), RL (Allg. Anmerk. A, 437ff), Gemeinspruch (156f, 160ff) und stellvertre- 
tend für die unterschiedlichen Auslegungen Deggau (1983, 264-277), Kersting (1993, 
457-501), Ahrendt (1985, 62-68, &2f). 
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»Zuschauer« - der »Revolution eines geistreichen Volkes« - ist Kant gewe- 
sen (Streit, 357f). Und als urteilender »Zuschauer« hat er grenzenlose Be- 
wunderung für dieselbe Gründung der Republik in Frankreich aufgebracht, 
deren revolutionäre Durchführung die Rechtsphilosophie untersagt. Mehr 
noch: im Gründungsereignis selber wie in dem intellektuellen »Enthu- 
siasm« und der »uneigennützigen Teilnehmung« seiner Zeitgenossen daran 
hat er sogar den schließlichen Beleg für das »Fortschreiten zum Besseren« 
des »Menschengeschlechtes im Ganzen« gesehen (ebd.); freilich um den 
selben Preis, daß die geschichtlichen Ereignisse auch der gesamten Sphäre 
des Handelns der Akteure entzogen und als künftig unvergeßliche »Ge- 
schichtszeichen« (Streit, 357) des moralischen Fortschrittes bloß einer In- 
terpretationsgemeinschaft von Geschichts-Zuschauern überantwortet sind. 
So zeigte sich die Unaufgelöstheit der Aporien - nicht nur an den Bruchstel- 
len der Friedens- als Rechtslehre, sondern ın der Ausdeutung des »Ge- 
schichtszeichens« derselben Revolution, die Kant ja zur Niederschrift des 
»Ewigen Friedens« veranlaßt hatte. Aber gute Gründe gibt es mehr als ge- 
nug, im unverschleierten, offenen Einbekenntnis der Widersprüchlichkeit die 
immanente Wahrhaftigkeit des Kantischen Denkens zu sehen. Das Verbot 
der Revolution, so wußte Kant, kann sie nicht verhindern, sofern sie Teil des 
»Wollens der Natur« selber ist; daher zielt es in Wahrheit nicht auf die Er- 
eignisse, sondern auf deren revolutionäre Rechtfertigung; das Revolutions- 
verbot enthält im Kern ein ideologisches Anmaßungsverbot. Und als hätte er 
die Steigerung des »Elends« und künftiger »Greueltaten« (Streit, 358) im 
Namen ideologischer Tugenden und geschichtlicher Notwendigkeiten ge- 
ahnt, hat Kants aporetisches Denken spiegelbildlich das Dilemma der Legi- 
timation der Revolution offengelegt: daß im Namen der Geschichte und der 
Menschheit wohl hypothetisch zu sprechen ist, aber niemals mit dem anma- 
Renden Anspruch, sie faktisch zu vertreten, gehandelt werden darf. 

Die revolutionäre Differenz von Legalität und Legitimität, die später das 
politische Denken beherrschen sollte, blieb Kant verschlossen. Und im Ho- 
rizont des ihm historisch Vorstellbaren stand das Recht zum politischen 
Handeln gewiß nicht allein, jedoch zuerst dem Regenten zu. Der Regent 
aber als ein moralischer Politiker soll die Revolution als einen »Ruf der 
Natur benutzen« (EF, 234 Anm.); als Aufruf zur Reform, die die gegebene 
Verfassung und Macht dem Ideal der öffentlichen Ordnung näherbringt. 
Der Entwurf »Zum ewigen Frieden«, der die Entstehung von Recht aus und 
inmitten historischen Unrechts begründen will, ist Theorie der Reform 
schlechthin; Reform verbindet das geschichtlich gewachsene Unrecht, weil 
es nicht auf einen Schlag zu beseitigen ist, als »Erlaubnisgesetz« mit den 
vernunftmoralischen Maximen der Politik; ihre Prinzipien inkarnieren im 
selbstgewollten Abbau eigener Herrschaft und Privilegien und hauchen so 
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der »ausübenden Rechtslehre« ihren Geist erst ein. Der Entwurf ist »Pro- 
grammatik des Übergangs« (Gerhardt 1995, 174) um so mehr, als er die 
Rechtsprinzipien der Republik - die Gewaltenteilung, die uneingeschränkte 
Öffentlichkeit etc. - nicht nur als wirksame Kontrollmechanismen, sondern 
auch als regulative Ideen versteht. So können auch die Fürsten, als ob die 
Republik schon bestünde, ihre Politik republikanisieren. Und auch dies um 
so mehr, weil - die List der Natur - sie längst auf den »Handelsgeist« setz- 
ten, »der mit dem Kriege nicht zusammen bestehen kann, und der früher 
oder später sich jedes Volks bemächtigt« (EF, 226). 

Freilich, die Fürsten dieser Welt, sie können den vernunftrechtlichen Frie- 
den fördern, doch sie müssen es nicht. Der Mensch sei ein Tier, das eines 
moralischen Herrn bedarf - so hatte Kant in der »Idee« das »schwerste 
(Problem)..., welches von der Menschengattung am spätesten aufgelöset 
wird«, formuliert (Idee, 40). Doch keine übermenschliche Macht auf Erden, 
die das fürstliche Tier zur Gerechtigkeit zwingen kann. So bricht ein letztes 
Mal die Aporie im archimedischen Punkt der Rechts- und Friedensver- 
wirklichung auf. Der »ewige Friede« mag sich daher als »unausführbare 
Idee« erweisen (RL $61, S. 474). Aber die von der Vernunft diktierte 
Pflicht, ihn anzustreben, beendet kategorisch alles Raisonement, ob er 
»Ding oder Unding« sei (RL, Beschluß, 478). Dasselbe vernunftmoralische 
Vermögen bezeugt ja auch, daß das Erreichen des Zieles nicht ausgeschlos- 
sen ist. Es hinge zuletzt von der erfahrungsreichen politischen Institutiona- 
lisierung der Rechte nach der Maßgabe der vernunftmoralischen Maximen 
und nach den materialen Zwecken ab. Die Balance im glücklichen Moment 
der Geschichte hat Kant im erstaunlichen Bild des » Automaten« notiert: 


»bis endlich einmal teils durch die bestmögliche Anordnung der Verfassung innerlich, teils 
durch eine gemeinschaftliche Verabredung und Gesetzgebung äußerlich ein Zustand errichtet 
wird, der, einem gemeinen bürgerlichen Wesen ähnlich, so wie ein Automat sich selbst er- 
halten kann« (Idee, 43). 

Es mag sein, daß die Metapher des sich selbst erhaltenden Automaten un- 
freiwillig und hintergründig den Friedensschluß als Zirkelschluß der Ver- 
nunft mit sich selber offenlegt. Doch das fortbestehende historische Faktum 
der Kriege höhlt gewiß die Vernünftigkeit des Friedenspostulates sowenig 
aus, wie die Tatsache, daß es Mörder gibt, das uralte zivilisatorische Tö- 
tungsverbot widerlegt. 


Vom Erinnern und Vergessen 


Ich hatte die ästhetische Maxime des Textes, in der Gestalt des Friedens- 
vertrages die Zukunft als schon gegenwärtig zu unterstellen, mit einer lite- 
rarischen Phrase benannt - »in weiter Ferne, so nah«. Aber das war nur die 
halbe Wahrheit. Ebenso schauen die politisch-philosophischen Maximen 
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der Schrift, um ein Wort von Karl Kraus zu variieren, auf uns zurück. Auf 
den Fortschritt kann man noch hoffen. Seine Vergewisserung durch eine 
teleologische Geschichte ist uns gründlich vergangen. In die Ferne ist das 
intelligible Reich gerückt, in dem die Vernunft mit ihren Postulaten apriori 
zusammenstimmt. Moral habe keinen Widerspruch zur, sondern sei an sich 
schon die vernunftbestimmte Praxis; Sollen heiße können; die Politik haue 
nur noch den Knoten entzwei - das klingt für uns wie eine nur tautologische 
Lösung im reinen Begriff der Vernunft. Wie wenig uns das Vertrauen in die 
formale, liberale Rechts- als Staatsidee heute noch trägt; wie wenig Kants 
Moralphilosophie, ganz aufs rechtsmoralische Individuum gebaut, kollekti- 
ves politisches Handeln verstehen kann, so daß womöglich schon jeder zi- 
vile Ungehorsam rechtsmoralisch zum potentiellen Staatsstreich gerät - aus 
der Ferne schauen uns diese Denkkonstruktionen an. Aber es ist richtiger, 
von Fernen im Plural zu sprechen; und ebenso offenkundig ist, daß ihnen 
Nähen zu uns entsprechen. 

Aus der bloßen Systematik der universalistischen Rechtsvernunft hat Kant 
den föderativen Völkerbund antizipiert, der in der Katastrophengeschichte 
des 20. Jh. Wirklichkeit wurde. Und selbst wenn die vernunftmoralische Ar- 
chitektur der Rechtslehre - partiell oder ganz - philosophisch erledigt wäre, 
ihr politischer Kern ist es nicht: die Aufgabe, der entstehenden Weltgesell- 
schaft ihr Recht zu geben. Die Charta der UN ächtet und verbietet den Krieg 
als Mittel der Politik. Zumindest konzeptionell schließt auch sie damit die 
gesamte Neuzeit und ihr ius ad bellum und in bello ab. Sie folgt dem kanti- 
schen kategorischen Friedensimperativ.'" Carl Schmitt hat auch darauf sein 
Urteil gegründet, daß »der Erfolg, den der philosophische Vollender des 18. 
Jhs., Immanuel Kant, auf völkerrechtlichem Gebiet erzielte, im 20. Jh. ein- 
getreten ist« (1988, 140). Doch was - strittig genug - für eine Völkerrechts- 
lehre gelten mag, gilt noch lange nicht für eine völkerrechtliche Politik. 

Fast überflüssig, die Fatalität bei ihrem Namen zu nennen: die unhintergeh- 
bare Bedingung aller heutigen Politik in der Welt, die schiere Existenz des 
nuklearen Massenvernichtungspotentials, verstößt gegen jedes denkbare 
moralische Rechtsprinzip, weil der globale, buchstäbliche »Ausrottungs- 
krieg« darin schon technisch vergegenständlicht ist; die Möglichkeiten und 
der Willen der Machthaber sind weit davon entfernt, die unermeßlich ak- 
tualisierte Friedens- und Abrüstungspflicht einzulösen. Außer Zweifel steht 
allerdings auch der gespenstische Beitrag, den die Drohung des atomaren 
overkills zur Stabilisierung einer bipolaren Weltordnung im alten Modell 


11 Kein Zufall auch, daß nach dem I. Weltkrieg gerade die Vertreter des Neukantianismus in 
Deutschland zu den intellektuellen Verfechtern der Gründung des ersten Völkerbundes ge- 
hörten. Wilson selbst, der amerikanische Präsident und Verfasser der »Vierzehn Punkte«, 
wurde unmittelbar beeinflußt durch Kants Friedensschrift (vgl. Gerhardt 1995, 218f). 
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des Gleichgewichtes der Kräfte geleistet hatte. Und nachdem die Welt nun 
aus der nuklearen Klammer des Blockgegensatzes entlassen ist, ihre Ord- 
nung instabiler wird, treten die schwierigen Fragen der anarchischen Staa- 
tenwelt und der Rolle des Völkerbunds darin, der UNO, erst langsam wie- 
der ins Bewußtsein. 

Kant hat einen Leitfaden gegeben, ihre rechtsmoralischen politischen 
Grundsätze überhaupt zu denken und zugleich damit einen neuen Schritt zu 
einer »Weltinnenpolitik« zu gehen. Natürlich, der weit über die internatio- 
nale Friedens- als Rechtssicherung hinaus gesteckte Aufgabenbereich der 
UN bekundet schon die Obsolenz der altehrwürdigen, formalen liberalen 
Rechtsidee, nach der Kant den »weltbürgerlichen Zustand« entworfen hat. 
Sie reicht tief in die gegenwärtigen materialen Auslegungen (und Erosio- 
nen) sogar der fundamentalsten Begriffe, der Menschenrechte, der Souve- 
ränität, der Intervention, hinein. Und selbstverständlich, die prinzipielle 
Struktur und die Ziele des Völkerbunds sind sogar unter seinen Befürwor- 
tern strittig. Ob das Prinzip der »kollektiven Sicherheit«, nach dem die 
Staatengemeinschaft als Ganze die Rechtswahrung erzwingt, ein »Mythos« 
sei, wie manche Friedensforscher meinen (Czempiel 1994), oder gerade die 
Aufgabe, auf die sich der föderative Bund zurückziehen müsse, um erfolg- 
reich zu sein (Höffe 1995b); ob die - gerade im Sicherheitsrat offenkundige 
- Zwittergestalt der UN, nach dem Prinzip hegemonialer Großmächte und 
zugleich nach dem Rechtsprinzip freier, gleicher Staaten strukturiert zu 
sein, ein Fortschritt im Dienste der institutionellen Stabilisierung des Bun- 
des oder ein Rückfall vor seiner eigenen Idee sei; das alles sind Fragen der 
klugen Institutionalisierung des Friedensimperativs. In ihnen und ihren Un- 
gelöstheiten, die sich mit den kantischen Aporien überkreuzen, beweist sich 
deren Aktualität. Den Weltmächten aber, den neuen »Fürsten dieser Welt«, 
ist erst recht, wie Kant postulierte, die Pflicht zur Reform der internationa- 
len Ordnung nach Rechts- und Gerechtigkeitskriterien auferlegt.” 

Gewiß, die Metapher der »Fürsten der Welt« hängt schief, schon weil die 
mächtigsten der Großmächte Demokratien sind. Doch für die fortgeschrit- 
tenen westlichen Gesellschaften, die selber auch mehr und mehr zu Räu- 
men der wachsenden Weltgesellschaft werden, bewahren der Friedensent- 
wurf und seine kategorischen Rechts- und Reformpflichten noch eine ande- 
re Dimension der Aktualität. Ich komme zum Ende mit einer kleinen Spe- 
kulation. Schon lange lehren uns die Ökologen, daß das Wachstumsmodell 
nicht universalisierbar ist. Das nimmt die Aussicht, die Welt auf lange Sicht 


12 Und ob etwa der »Golfkrieg«, den die Alliierten im Auftrag der UN führten, der Durch- 
setzung universeller Völkerrechtsprinzipien oder der Sicherung ökonomischer und impe- 
rialer Machtinteressen diente, das muß heute wie vor 200 Jahren der kantische »Zu- 
schauer« der Geschichte entscheiden. Das Urteilen fällt nicht leichter, wenn wir heute 
buchstäbliche Fernseh-Zuschauer aller Weltereignisse sind. 
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durch Industrialisierung und politisch regulierte, sozialstaatsanaloge Reich- 
tumsverteilung zu befrieden. Den nach dem Zweiten Weltkrieg sozialstaat- 
lich stabilisierten Demokratien schwinden überdies, nicht zuletzt durch die 
Globalisierung der Arbeitsmärkte, peu a peu die ökonomischen Grundlagen 
dahin; mit ihnen der sichere Fundus demokratischer Überzeugungen, so- 
weit er mit der Einlösung sozialer Gerechtigkeitserwartungen verknüpft 
war. Kein Wunder, daß sich die Fragilität der Demokratien heute am 
schwächsten Glied der Kette zeigt: an den »Fremden«, den Botschaftern 
aus den politischen, ökonomischen, ökologischen Krisenregionen der Welt, 
den heutigen, unfreiwillig ersten Anwärtern auf ein »Weltbürgerrecht«. An 
ihnen bauen sich, nicht nur in der Bundesrepublik, rechtsextreme Haltun- 
gen und Parteien auf, gerät Politik in den Sog des Populismus, wächst in 
den Gesellschaften die Bereitschaft zur Gewalt. 

Aber die Fremden sind nicht nur das schwächste Glied der Kette. In den 
politischen Problematiken der Migration und des Asyls öffnen sich für die 
demokratischen Gesellschaften, ob sie wollen oder nicht, die Fenster zur 
Welt, soweit sie nicht durch die Abwanderung der Industrien in alle, billi- 
gere, Welt schon aufgestoßen sind. Nicht nur die Staaten untereinander, die 
Gesellschaften selber, die die »Weltkonflikte« heute vielschichtig und auf 
eigenem Boden erleben, müssen die Bedingungen von »Weltpolitik« den- 
ken. Und vielleicht hat sich die Schwierigkeit, das unter Vorzeichen der 
Demokratie, der sozialen Gerechtigkeit und zugleich des Festhaltens am ei- 
genen Reichtumsmodell tun zu wollen und doch nicht zu können, ephemer 
und doch exemplarisch in dem Protest gegen die Fremdenfeindlichkeit sel- 
ber, genauer in der Ausdruckssprache des Protestes gezeigt. 

Die Lichterketten, in denen sich, wie Kant wohl gesagt hätte, die »ethisch 
bürgerliche Gesellschaft« artikulierte, griffen auf eine religiöse Symbolik 
zurück. Die Pflicht zur caritas, zur Hilfe aus Nächstenliebe, lautete deren - 
wie immer den einzelnen bewußtes - kulturell tief verankertes moralisches 
Gebot. Und mehr noch: die vorweihnachtliche Jahreszeit des Protestes 
verwandelte die Lichterketten unwillkürlich in Lichter des Advents - Vor- 
zeichen der Ankunft eines religiös begründeten Friedens. 

Der wird auf lange Sicht auch für die Gesellschaften in einleuchtende Ma- 
ximen eines globalisierten, politischen Friedens zu übersetzen sein. Die 
Übersetzung bereitet Schwierigkeiten. Vielleicht dämmert dabei, über alle 
unüberblickbaren Interdependenzen und Widersprüche hinweg, die Ein- 
sicht, daß Industrialisierung selber ein »positionales Gut« ist, daß der Uni- 
versalismus freier, gleicher Menschen nicht gemeinsam mit einem Univer- 
salismus der »Verbraucher aller Welt« zu haben ist. Darum bereitet den 
fortgeschrittenen Gesellschaften die Formulierung von Maximen eines po- 
litischen Friedens nicht nur Schwierigkeiten, sondern auch Angst. Es ist die 
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Angst vor der radikalen demokratischen Substanz des kategorischen Impe- 
rativs; davor, daß derselbe moralische Imperativ, den Kant seiner Theorie 
als prinzipiellen, kategorischen gab, sich als geschichtliche Anforderung 
des Reichtums- und Privilegienverzichtes in einer epochalen Umbruchssi- 
tuation stellen könnte. 

»Lampe muß vergessen werden«, notierte zuletzt der große Kant. »Kant 
muß schnell vergessen werden«, können die großen Industriegesellschaften 
nicht notieren. Sie führen kein Merkheft. Aber sie verfügen über ein Ge- 
dächtnis im Medium der literarischen und wissenschaftlichen, politischen 
Öffentlichkeit. Dort wurde anläßlich der 200 Jahre, die seit dem ersten Er- 
scheinen der Friedensschrift verstrichen sind, ihr weitsichtiger, republikani- 
scher Geist gerühmt. Zweifellos haben die Definitivartikel des Friedens ih- 
ren Ruhm verdient. Doch erst deren Bündnis mit dem Fortschrittsverspre- 
chen, das keine Natur mehr garantiert, und mit den Prälimarien machte den 
vollständigen Text. Das Versprechen könnft)en die Mächtigen nur noch in 
der Hoffnung auf Vertrauen geben; das Vertrauen der Ohnmächtigen wäre 
gerechtfertigter, lösten die reichen Gesellschaften auch ihre Pflichten, die 
Erfüllung ökonomisch und ökologisch reformulierter Präliminarien des 
Friedens, ein. 

Fast schien es, als sei die kleine Schrift »Zum ewigen Frieden« im Akt des 
Erinnerns schon wieder dem historischen Vergessen überantwortet worden. 
Vermutlich wird sie ein unbekannter, bekannter Klassiker bleiben. 
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